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Die theoretische Diskussion um Planen, Steu-
ern und Entwickeln hat sich wieder belebt. 
Ausgehend von veränderten Analysekonzep-
ten und Begriffen, die das Handeln öffentli-
cher Akteure bzw. Planung und Politik in die 
Vielfalt von Aktivitäten anderer Akteure ein-
betten (»Governance«) werden Fragen ge-
stellt, die zunächst auf eine Überprüfung des 
Grundverständnisses gerichtet sind: Wer 
entwickelt Stadt? Auf welche Weise tragen 
öffentliche Akteure zu dieser Entwicklung 
bei? Wie gestalten sie ihre Bezüge zu ande-
ren Akteuren der Stadtentwicklung? Und: 
Welche Rahmenbedingungen prägen diese 
Aktivitäten?
Vor diesem Hintergrund ist es Ziel dieses 
Vorhabens, 
• die zur Beschreibung und Erklärung des 
Beitrags kommunaler Akteure zur räumli-
chen Entwicklung geeigneten Begriffe, 
Merkmale und Analysekonzepte zusammen-
zutragen und
• in der jüngeren empirischen Forschung 
gewonnene Hypothesen über Steuerungs-
verhalten in einem Ausschnitt des Hand-
lungsfeldes im Diskurs (Werkstatt) zu über-
prüfen, um auf diese Weise
• eine Grundlage für die Weiterentwicklung 
einer empirisch basierten, an Aufgaben und 
Akteuren orientierten Forschung zur Stadt-
entwicklung zu schaffen.
Dies kann selbstverständlich nicht für das 
gesamte Spektrum von Stadtentwicklungs-
prozessen geleistet werden. Vielmehr wurde 
ein Ausschnitt gewählt, der den Kernaufga-
ben – dem »Alltag« – kommunaler Stadtpla-
nung zuzuordnen ist: Die Entwicklung von 
Siedlungsflächen durch öffentliche (und pri-
vate) Akteure. Hinter der Auswahl dieses 
Handlungsfeldes stand die Beobachtung, 
dass in den letzten Jahren die empirisch ge-
wonnenen Grundlagen planungstheoreti-
scher Aussagen vor allem anhand »außerall-
täglicher« Themen gewonnen wurden und 
daher überprüft werden müsse, ob diese Be-
funde auch in anderen Handlungsfeldern – 
und unter Nutzung geänderter Begriffe und 
Perspektiven – Gültigkeit beanspruchen kön-
nen.
Ursprünglich war geplant, diese Hypothe-
senprüfung mit einer größeren Fallstudiense-
rie zu verbinden. Die dazu erforderlichen 
Mittel konnten jedoch zunächst nicht akqui-
riert werden. Um dennoch eine Rückbindung 
der theoretischen Diskussion an die Praxis zu 
erreichen, führten wir eine »fragmentierte« 
Empirie durch (Dissertationen, Vorstudien 
aus »Bordmitteln«, Bezüge in anderen lau-
fenden Projekten).
Im Mittelpunkt des von der DFG unter-
stützten Forschungsprojektes stand jedoch 
ein Werkstattgespräch, in dem Fachleute aus 
Theorie und Praxis die von uns zusammenge-
stellten Hypothesen der jüngeren planungs-
theoretischen Diskussion aufgriffen und am 
Beispiel der Entwicklung von Siedlungsflä-
chen auf ihre Aussagekraft hin untersuchten.
Dieses Forschungsprojekt ist - das mag ein 
wenig unüblich sein - in erster Linie auf eine 
»Forschungsentwicklung nach Innen« ausge-
richtet: Vorhandenes Wissen soll überprüft 
und das begriffliche Forschungsinstrumenta-
rium weiter entwickelt werden. Insofern hält 
sich das Vorhaben an »klassische« Vorgaben 
der Wissenschaftsentwicklung: Kritische Be-
griffsarbeit und systematische Hypothesen-
falsifizierung/-verifizierung als Vorausset-
zungen für wissenschaftliches Voranschrei-
ten. 
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VORWORT 
Das klingt spröde – muss aber nicht in un-
anschaulichen Ergebnissen, in unverständli-
chem Forschungsjargon münden. Vielmehr 
führen die Schlaglichter auf die Praxis und 
insbesondere die lebendigen Erörterungen 
während des Werkstattgesprächs dazu, dass 
nicht nur für mit den Verzweigungen der 
planungstheoretischen Debatte Vertraute 
erkennbar wird, um was es hier geht.
Im Rückblick auf die Arbeit der letzten zwei 
Jahre sind – aus unserer Sicht – also wesent-
liche Ziele des Vorhabens erreicht: In einigen 
zentralen Bereichen der bisherigen Diskussi-
on konnten Klärungen und Präzisierungen 
bewirkt werden, in anderen zeigte sich, dass 
frühere Befunde wohl keine Gültigkeit mehr 
haben oder auf sehr eingegrenzte Aussagen-
bereiche beschränkt sind. 
Damit ist die Plattform für anschließende 
Forschungen weiterentwickelt und gefestigt 
und wir hoffen, dass hierauf aufgebaut wird 
– insbesondere mit systematischer Empirie, 
denn daran gebricht es den Forschungen zu 
den Akteuren der Stadtentwicklung nach wie 
vor.
Aufbau der Studie
Die Untersuchung zum »Alltag der Stadtpla-
nung« gliedert sich in vier Abschnitte:
Im Abschnitt A werden die Ausgangspunk-
te der Studie dargelegt: Zielsetzung und Un-
tersuchungsgegenstand, Aufgaben und Ar-
beitsschritte sowie die Vorgehensweise wer-
den beschrieben und die zu prüfenden Hy-
pothesen in einer kurzen Übersicht vorge-
stellt. Eine bereits auf Erkenntnissen der Stu-
die basierende Auseinandersetzung mit ver-
schiedenen Sichtweisen auf den Untersu-
chungsgegenstand (und einzelne Bestandtei-
le) liefern erste »Ausgangspunkte für eine 
veränderte Sichtweise auf Stadtentwick-
lung«.
Der Abschnitt B umfasst einzelne Empirie-
Fragmente. Eine eigenständige empirische 
Untersuchung war im Rahmen des Projektes 
leider nicht möglich. Doch wurde der Unter-
suchungsansatz explorativ im Rahmen ande-
rer Forschungsvorhaben getestet. Diese Em-
pirie-Bausteine umfassen fünf Studien: Die 
Studien 1 und 2 widmen sich jeweils »Zwei 
Jahre Stadtplanung«; in Aachen und Essen 
wurde für ein Zeitfenster von zwei Jahren 
versucht, den kommunalen Steuerungsalltag 
für das Handlungsfeld der Siedlungsflä-
chenentwicklung zu erfassen. In diesen »All-
tagsstudien« wurden exemplarisch Steue-
rungsformen und -verständnisse kommuna-
ler Akteure analysiert. Studie 3 resümiert 
Querbezüge zum Thema, die in einem ande-
ren Forschungsvorhaben möglich wurden, 
dem REFINA-Verbundvorhaben »LEAN2 - 
kommunale Finanzen und nachhaltiges Flä-
chenmanagement« (gefördert durch das 
BMBF). Hier wurden in sechs Modellkommu-
nen u.a. kommunale Planungs- und Ent-
scheidungsprozesse in der Siedlungsflä-
chenentwicklung untersucht. Eine prozes-
sanalytische Betrachtung identifizierte we-
sentliche Akteurskonstellationen und -inter-
aktionen, Verfahrenswege sowie Schlüssel-
elemente der Planungs- und Entscheidungs-
prozesse. Studie 4 fasst die Ergebnisse einer 
abgeschlossenen Promotion zusammen. Die 
Arbeit von Hanno Ehrbeck mit dem Titel »Der 
Beitrag kommunaler Stadtplanung zur Steu-
erung der Bodennutzung. Eine empirische 
Untersuchung zu Aufgaben und Arbeitsfor-
men der Stadtplanung im Themenfeld Woh-
nen« ging hier am Lehrstuhl aus den grund-
legenden Fragestellungen zum »Alltag der 
Planung« hervor und leistet einen Beitrag zur 
Bestandsaufnahme aktueller Planungspraxis. 
Studie 5 umfasst Zwischenergebnisse eines 
laufenden Dissertationsvorhabens. Marion 
Klemme untersucht, wie sich die kommunale 
räumliche Planung derzeit unter den Bedin-
gungen des demografischen Wandels in der 
Praxis verhält. Auch hier stehen die öffentli-
chen Akteure im Handlungsfeld der Sied-
lungsflächenentwicklung im Fokus: Betrach-
tet werden die Wahrnehmung der Probleme 
und das einhergehende Aufgabenverständ-
nis, das Steuerungsverhalten sowie das (die-
ses prägende) Steuerungsverständnis und die 
Steuerungsmöglichkeiten.
Der Abschnitt C ist der Werkstatt gewid-
met, die im Mittelpunkt der DFG-Förderung 
stand. Im Kern wurden die in Abschnitt A 
vorgestellten Hypothesen gemeinsam mit 
Experten aus Praxis und Wissenschaft erör-
tert - insbesondere mit Blick auf den kom-
munalen Beitrag zur Siedlungsflächenent-
wicklung. Die Hypothesen (vgl. Abschnitt A) 
sowie erste empirische Befunde (vgl. Ab-
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schnitt B) wurden aus praktischer und theo-
retischer Perspektive sowie vor dem Hinter-
grund ganz unterschiedlicher Handlungsfel-
der diskutiert. Das Werkstatt-Gespräch und 
seine Ergebnisse werden ausführlich doku-
mentiert. Einzelne Beiträge der Teilnehmer 
sind auch dem Supplement zu entnehmen.
Wesentliche Ergebnisse werden in Ab-
schnitt D zusammengefasst. Für den »eiligen 
Leser« bietet dieser Teil auch eine stark ver-
kürzte Zusammenschau von Anliegen, Aus-
gangsüberlegungen und Arbeitsschritten.   
Abschließend werden Folgerungen hinsicht-
lich der zentralen Fragen und Hypothesen 
der Studie gezogen. 
Dank
Dass diese Arbeit möglich wurde, ist zu-
nächst der DFG zu danken, die sich bereit 
fand, einen möglicherweise etwas unge-
wöhnlichen Ansatz zu fördern.
Unser Dank gilt aber auch und in besonde-
rer Weise all denjenigen, die sich auf die zum 
Teil intensive Diskussion einließen und sie 
mit eigenen Beiträgen anreicherten (s. auch 
die Berichte zur Werkstatt im Supplement).
Aus diesem Kreis hervorheben möchten wir 
aber die Kolleginnen und Kollegen aus der 
Praxis: Das gesamte Projekt und die Werk-
statt dienten erklärtermaßen dazu, Erfah-
rungen der Praxis für wissenschaftlichen Er-
kenntnisgewinn nutzbar zu machen. Die 
Nutzenverteilung schien also auf den ersten 
Blick sehr einseitig – und dennoch haben sie 
mit großer Intensität an den Diskussionen 
teilgenommen. Das freut uns und hat ganz 
wesentlich zum Ertrag insbesondere der 
Werkstatt beigetragen.
Und nicht zuletzt sind dankend zu erwäh-
nen alle Mitglieder unseres kleinen Teams…
Aachen, im Februar 2008
Marion Klemme und Klaus Selle
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Was weiß die Wissenschaft, die sich mit der 
Entwicklung der Städte und der Rolle der 
räumlichen Planung auseinandersetzt, über 
die laufenden Aufgaben und Arbeitsweisen – 
zum Beispiel – der Ämter und Ausschüsse für 
Stadtplanung auf der kommunalen Ebene? 
Wenig. Wir wissen mehr über die Bedeu-
tung von innovativen Milieus, über »neue 
Verfahren und Akteure« der räumlichen Ent-
wicklung, über die Gestaltung von »Trans-
formationen« oder das Entstehen und Verge-
hen intermediärer Organisationen….
Hat sich die Planungstheorie mit der Auf-
stellung und Umsetzung von z.B. Bauleitplä-
nen auseinandergesetzt?
Kaum. Es ging in den letzten Jahren eher 
um Bedeutung und Gefahren der Großpro-
jekte, die »bottom-up-Prozesse« in Agenda-
21- Verfahren, um »Management der Stadt-
entwicklung« oder die vermeintliche »Wie-
derkehr der strategischen Pläne« 1.
In den genannten (und vielen weiteren) 
Untersuchungszusammenhängen sind jedoch  
Aussagen erzeugt und Folgerungen formu-
liert worden, die sich auf »die« Planung, 
»das« Planungsverständnis und so fort bezie-
hen und insofern einen Allgemeingültig-
keitsanspruch zum Ausdruck bringen, der der 
Überprüfung wert wäre.
Eben dies ist ein Anliegen der vorliegenden 
Untersuchung. Es soll anhand eher alltägli-
cher Aufgaben der Stadtplanung erörtert 
werden, ob die in anderen Zusammenhängen  
gewonnenen Aussagen auch hier Gültigkeit 
haben. 
Ein weiterer Ausgangspunkt für diese Stu-
die wird im Untertitel signalisiert: Dort ist 
nicht von »Stadtplanung«, sondern etwas 
umständlich vom »Beitrag kommunaler Ak-
teure zur Entwicklung der Siedlungsflächen« 
die Rede. Das bringt zweierlei zum Ausdruck: 
Die kommunalen Akteure sind in diesem 
Handlungsfeld nicht allein tätig, sondern das 
Amt für Stadtplanung (um nur ein Beispiel 
zu nennen) ist ein Akteur unter vielen. Und: 
Es geht nicht nur um »Planung«, sondern um 
viele Aktivitäten, mit denen die Beziehungen 
untereinander und die Wirkungen auf den 
Raum beeinflusst werden.
Eine solche Betrachtungsweise ist geprägt 
von der »Governance-Perspektive«, die in der 
jüngeren Politikforschung eröffnet wurde. 
Sie unterscheidet sich wesentlich von tradi-
tionellen Untersuchungsansätzen der Pla-
nungstheorie indem sie nicht ein planendes 
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ALLTAG DER STADTPLANUNG
Der kommunale Beitrag zur Entwicklung der 
Siedlungsflächen. 
Abschnitt A | Ausgangspunkte
Ziele | Fragen | Arbeitsschritte | Hypothesen |
Begriffe und Perspektiven | empirische Bezüge
Subjekt und die von ihm gestalteten Verfah-
ren und Prozesse in den Mittelpunkt der Be-
trachtung stellt, sondern eine Vielzahl von 
Akteuren im jeweiligen Aufgabenfeld tätig 
sieht.
Auch hier ist von Interesse, ob sich bisheri-
ge Befunde zur Rolle öffentlicher Akteure in 
der räumlichen Entwicklung anders darstel-
len, wenn man sie aus dieser Perspektive 
wahrnimmt.
Der Abschnitt A des Ergebnisberichtes ist vor 
allem der Darstellung dieser Ausgangspunkte 
gewidmet2 :
In Kapitel 1 werden zunächst die Zielset-
zungen der Arbeit und die Arbeitsschritte 
umrissen, dann die Hypothesen vorgestellt, 
deren Gültigkeit – im Handlungsfeld der 
Siedlungsflächenentwicklung und aus einer 
»aufgaben- und akteursbezogenen Perspekti-
ve« – überprüft werden soll.
Mit Kapitel 2 beginnt dann die Darstellung 
des spezifischen Untersuchungsansatzes, der 
zunächst eine Lösung von der allzu pauscha-
len Verwendung des Begriffes »Planung« zu-
gunsten einer genaueren Benennung von 
Akteuren und Aktivitäten verlangt und die 
bislang »verfahrensbezogene« Betrachtungs-
weise um die bereits erwähnte »aufgaben- 
und akteursbezogene Perspektive« ergänzt.
Diese Sichtweisen stehen in engem Zu-
sammenhang mit der in den Politikwissen-
schaften geführten Diskussion um den »Go-
vernance«-Begriff.  Diese Diskussion ist aller-
dings vielgestaltig, so dass in Kapitel 3 auch 
erläutert werden muss, auf welches 
Verständnis des Begriffes wir uns beziehen.
Auch ist zu klären, was denn gemeint ist, 
wenn von »Planung« die Rede ist. Kapitel 4 
umfasst Überlegungen zur Verwendung eines 
weiten Begriffs.
Womit als erstes Zwischenergebnis in Kapi-
tel 5 ein Beschreibungs- und Analysekonzept 
vorgeschlagen wird, das für zukünftige em-
pirische Forschungen in Handlungsfeldern 
der Stadtentwicklung nutzbar wäre, hier a-
ber vor allem als Referenzrahmen für die 
Darstellung vorliegender Untersuchungen 
eingesetzt wird.
In Kapitel 6 werden dann unter Nutzung 
der bisher entwickelten Beschreibungs- und 
Analyseinstrumente in einer kurzen Litera-
tur-Übersicht neuere Aufsätze und in den 
letzten Jahren durchgeführte, vor allem em-
pirisch ausgerichtete Untersuchungen darauf 
hin durchgesehen, ob sie bereits erste Hin-
weise für Verifizierung/Falsifizierung der bis-
lang vorliegenden Hypothesen geben.
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1 Ziele, Fragen, Hypothesen
Im Folgenden werden Ausgangspunkte und 
Zielsetzungen der Arbeit beschrieben sowie 
Hypothesen und Untersuchungsdimensionen 
vorgestellt, zu denen sich dann in den Folge-
kapiteln Herleitungen und Erläuterungen fin-
den.
1.1 Zielsetzung und 
Untersuchungsgegenstand
Die Untersuchung zum »Alltag der Stadtpla-
nung« geht davon aus, dass die jüngeren 
Forschungen zu Entwicklung und Stand des 
»Planungs«-Verständnisses – also die im wei-
testen Sinne planungstheoretischen Untersu-
chungen der letzten Jahre – vor allem »au-
ßeralltägliche« Aufgaben (z.B. Großprojekte) 
und/oder spezifische Interaktions- und Or-
ganisationsformen (z.B. Kooperationen, in-
termediäre Organisationen, strategische Plä-
ne) untersuchten. 
Damit stellt sich die Frage, ob die auf diese 
Weise erzeugten Befunde auch in »alltägli-
chen« Zusammenhängen Gültigkeit haben. 
Dies soll im Rahmen der vorliegenden Stu-
die erörtert werden, um so zur Überprüfung 
und Weiterentwicklung zentraler Hypothesen 
über die Rolle öffentlicher Akteure im Pro-
zess der Stadtentwicklung beizutragen.
Wenn hier von »Alltag« die Rede ist, dann ist 
damit zweierlei gemeint:
• eine Aufgabe, die zum Kernbereich der 
räumlichen Planung gehört. Im ursprüngli-
chen Forschungsantrag war noch von »Städ-
tebau« die Rede. Dies ist aber ein zu weites 
Feld, um sinnvoll mit der vorliegenden Ziel-
setzung untersucht zu werden. Daher wurde 
der Untersuchungsgegenstand noch weiter 
eingegrenzt und zwar auf Aktivitäten, die 
historisch zu den Kernaufgaben des Städte-
baus gehörten und auch heute noch zum 
zentralen Aufgabenbestand kommunaler 
Stadtplanung gehören: Im Mittelpunkt der 
Betrachtung soll der kommunale Beitrag zur 
Entwicklung von Siedlungsflächen stehen 
– von der Bauleitplanung über Flächenbe-
reitstellung etc. bis hin zu eigenen Bau- und 
Entwicklungsmaßnahmen in diesem Kontext. 
Dabei sollen sowohl Innen- wie Außenent-
wicklung, also die Neuausweisung und -ent-
wicklung von Baugebieten wie auch die 
Wieder- und Neunutzung von brach gefalle-
nen Arealen in die Betrachtung einbezogen 
werden.
• ein Aktivitätsspektrum, das die ganze Brei-
te der für die Bewältigung der Aufgabe er-
forderlichen Planungs-, Steuerungs- und 
Interaktionsweisen abbildet.
Der so verstandene »Alltag der Stadtpla-
nung« soll aus einer »aufgaben- und akteurs-
bezogenen Perspektive« betrachtet werden 
(Kap. 4).  Dabei handelt es sich im Wesentli-
chen um eine, in den raumwissenschaftli-
chen Forschungsbereich übertragene »Go-
vernance-Perspektive« (vgl. auch Kap. 5): In 
beiden Fällen ist die Aufmerksamkeit insbe-
sondere auf die Gestaltung von Interdepen-
denzen zwischen Akteuren gerichtet, wobei 
wir hier die öffentlichen, insbesondere die 
kommunalen Akteure und ihre Bezüge zu 
den anderen Beteiligten in den Vordergrund 
stellen. Dies aus zwei Gründen:
• So werden Bezüge zu den bisherigen Er-
gebnissen planungstheoretischer Forschung, 
am ehesten herstellbar;
• auch entspricht dies am ehesten den bis-
lang vorliegenden empirischen Untersu-
chungen, die v.a. öffentliche Akteure fokus-
sieren.
Allerdings unterstreicht dies zugleich, dass 
eine eigenständige empirische Untersu-
chung, die die erwähnte erweiterte Perspek-
tive nutzt, sehr wünschenswert wäre. 
1.2 Aufgaben und Arbeitsschritte
Die zentrale Aufgabe des Projektes war es, 
einen Satz von Hypothesen zusammenzustel-
len, der im Wesentlichen den Stand der Dis-
kussion zusammenfasst, um dann zu prüfen, 
ob diese Hypothesen
• in Bezug auf das Handlungsfeld »Entwick-
lung von Siedlungsflächen« wie
• im Lichte veränderter Betrachtungsweisen 
(»aufgaben- und akteursbezogene« bzw. 
»Governance«-Perspektive)
Bestand haben. 
Daraus ergeben sich die folgenden Teil-Auf-
gaben:
1. Zusammenstellung und Strukturierung 
eines Hypothesensatzes, der wesentliche 
Aussagen über Entwicklung und Stand der 
»kommunalen Beiträge zur räumlichen Ent-
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wicklung« (bzw. wie es zumeist in der Litera-
tur heißt: zur Entwicklung des Planungs-
verständnisses) generell zusammenträgt 
(Kap. 1);
2. Da in den vorliegenden Untersuchungen 
und auch in der laufenden fachlichen Dis-
kussion mit unterschiedlichen Begriffen und 
Perspektiven operiert wird, ist es erforderlich, 
einen »Referenzrahmen« zu definieren, der 
Arbeitsbegriffe und -perspektive enthält und 
es im Rahmen dieser Untersuchung erlaubt, 
ein gewisses Maß begrifflicher Präzision und 
wechselseitigen Bezugnahme herzustellen 
(Kap. 2-5);
3. Erste Überprüfung der Hypothesen anhand 
neuerer, vor allem empirisch fundierter Un-
tersuchungen zum engeren Untersuchungs-
gegenstand – dem Beitrag kommunaler Ak-
teure zur Entwicklung von Siedlungsflächen 
(Kap. 6);
4. Ursprünglich war diese Untersuchung als 
umfassende empirische Studie angelegt. Die 
ursprünglich geplante Empirie würde an die-
ser Stelle mit einer Serie lokaler Fallstudien 
ansetzen. Allerdings konnten die für eine 
derart aufwändige Untersuchung erforderli-
chen Ressourcen bislang nicht akquiriert 
werden. Es erschien uns aber unverzichtbar, 
wenigstens explorativ die Tauglichkeit des 
Untersuchungsansatzes zu testen und so o-
perieren wir vorläufig mit »empirischen 
Fragmenten« – die in Abschnitt B vorgestellt 
werden.
5. Im Mittelpunkt des von der DFG geförder-
ten Forschungsvorhabens steht ein Werk-
stattgespräch, auf dem im Diskurs die von 
uns vorgestellten Hypothesen mit Blick auf 
den »kommunalen Beitrag zur Entwicklung 
von Siedlungsflächen« erörtert wurden. Der 
Darstellung dieses Gespräches und seinen 
Ergebnissen ist Abschnitt C gewidmet.
1.3 Beschreiben, Erklären, Prüfen
Die Auseinandersetzung mit dem – in Form 
von Hypothesen zusammengefassten – Stand 
der Diskussion (in Empirie und Diskurs) bein-
haltet drei Arbeitsschritte:
Es gilt, den kommunalen Beitrag zur Sied-
lungsflächenentwicklung
• zu beschreiben und
• zu erklären
sowie
• Hypothesen über Stand und Veränderung 
der Planungs-, Steuerungs- und Entwick-
lungsaktivitäten öffentlicher Akteure zu prü-
fen.
Den kommunalen Beitrag zur 
Siedlungsentwicklung beschreiben…
Im Mittelpunkt des Interesses stehen die 
kommunalen Aktivitäten, die – um es in der 
Begrifflichkeit der Governance-Forschung 
auszudrücken – Bewältigung von Interde-
pendenzen mit anderen Akteuren sowie die 
unmittelbare Einwirkung auf räumliche Ent-
wicklung. Dabei können bei vereinfachter 
Darstellung vier Arten von »Beiträgen zur 
räumlichen Entwicklung« unterschieden 
werden (vgl. Abb. A.1):
1. Hoheitliche Rahmensetzungen: Hier ist 
insbesondere an die Bauleitplanung zu den-
ken;
2. Förderung etc.: Angesprochen sind hiermit 
sowohl finanzielle (steuerliche Vergünsti-
gungen, direkte Förderung) als auch andere 
Anreize (Baulandbereitstellung etc.);
3. Kommunikations- und Aushandlungspro-
zesse sowie Kooperationen mit anderen Ak-
teuren: Hier ist das gesamte kommunikative 
Spektrum – von Information über Persuasion 
bis zur Kooperation – angesprochen. Dabei 
kann es sich um informelle Interaktionen 
ebenso handeln wie um formelle Vereinba-
rungen und (z.B. städtebauliche) Verträge;
4. Direkt raumwirksame Maßnahmen der 
Kommune unter Nutzung eigener Ressour-
cen: Angesprochen werden damit z.B. Infra-
strukturangebote, Lagewert- und Standort-
verbesserungen (z.B. durch Grünanlagen, 
Verkehrsberuhigung etc.), Teilnahme am Bo-
denmarkt und Mitwirkung an der Projekt-
entwicklung z.B. durch kommunale Gesell-
schaften.
Um das Handeln der öffentlichen Akteure (in 
diesem Fall der Kommunen) vollständig zu 
beschreiben sind darüber hinaus folgende 
Fragen zu beantworten (vgl. Abb. A.2):
• Welche Ziele und Werte verfolgen sie? 
Dabei kann unterschieden werden zwischen 
substanziellen (was soll im Raum bewirkt 
werden?) und prozessualen (wie soll es be-
wirkt werden, welchen Anforderungen soll 
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der Prozess genügen?) Wert- und Zielsetzun-
gen.
• Welche Problem- und Aufgabenwahrneh-
mung liegt dem zugrunde?
• Auf welche Akteure bezieht sich ihr Han-
deln? Mit welchen Rollen und Ressourcen 
sind die anderen Akteure an der räumlichen 
(hier: der Siedlungsflächen-)Entwicklung 
beteiligt?
Den kommunalen Beitrag zur 
Siedlungsentwicklung erklären…
Geht man davon aus, dass innerhalb eines 
Handlungsfeldes die Aktivitäten der Kom-
munen nicht immer gleich sind, das heißt 
verschiedene Instrumente zum Einsatz kom-
men, die Bezüge zu anderen Akteuren auf 
unterschiedliche Weise gestaltet werden etc., 
dann stellt sich – über die Beschreibung die-
ses Sachverhaltes hinaus – die Frage, wie das 
jeweilige Handeln zu erklären ist: Warum 
verhält sich eine Kommune in diesem Fall so, 
im anderen anders? Warum unterscheidet 
sich das Planen, Steuern und Entwickeln in 
der einen Kommune deutlich von dem einer 
anderen? Welche Einflussgrößen können das 
jeweilige Handeln prägen und die Unter-
schiede erklären?
Als erklärende Variablen (vgl. hierzu insge-
samt ausführlicher: Selle 2005 Kap. 3) kom-
men neben den bereits genannten – Ziele, 
Werte/Aufgabenwahrnehmung/Akteure und 
Akteurskonstellationen – insbesondere die 
Rahmenbedingungen in Betracht. Dabei soll-
te unterschieden werden zwischen
• allgemeinen Rahmenbedingungen: Sie um-
fassen z.B. politische und rechtliche, wirt-
schaftliche, gesellschaftliche, demografische, 
kulturelle etc. Bedingungen, die im Wesentli-
chen das Handeln aller Kommunen gleicher-
maßen prägen;
• speziellen Rahmenbedingungen: Hiermit 
werden die ortsspezifischen Ausprägungen 
allgemeiner Entwicklungen (z.B. regionale 
und lokale Wirtschafts- oder Bevölkerungs-
entwicklung) ebenso angesprochen wie be-
sondere Akteurskonstellationen und Organi-
sationsstrukturen oder eher »weiche« Fakto-
ren wie lokale Politik- und Planungskulturen, 
zu denen etwa auch (die) Auffassungen über 
die Rolle öffentlicher Akteure bei der räumli-
chen Entwicklung gehören können.
Hypothesen prüfen und weiterentwickeln
Die Erkenntnisentwicklung in einem For-
schungsgebiet schreitet durch die Prüfung 
von Hypothesen voran: Lassen sich bestehen-
de Hypothesen – durch theoretische Arbeit 
oder empirische Überprüfung – bestätigen? 
Wenn sie widerlegbar sind oder sich bei em-
pirischer Prüfung als unzutreffend erweisen 
(also »falsifiziert« werden): In welcher Weise 
müssen sie modifiziert werden? Welche neu-
en Hypothesen sind zu erzeugen?
Fragen wie diese werden im Forschungs-
feld Stadtentwicklung selten explizit gestellt. 
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(vereinfachter Überblick über mögliche Planungs-, Steuerungs- und Entwicklungsaktivitäten)
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Dennoch lassen sich aus den meisten Unter-
suchungen und ihren Ergebnissen solche 
Prozesse der Prüfung oder Erzeugung von 
Hypothesen »extrahieren«. 
Im Rahmen der Vorarbeiten zu diesem For-
schungsvorhaben wurde die jüngere Litera-
tur (etwa die letzten 15 Jahre umfassend, 
vgl. Literatur) intensiv nach den in ihnen 
zum Ausdruck kommenden Hypothesen 
durchgesehen. Aus diesen Vorarbeiten wurde 
dann nach Aktualisierung des Literaturstan-
des (vgl. Kap. 6) eine erste Hypothesenüber-
sicht erzeugt, die im Folgenden wiedergege-
ben wird3. 
Dabei kann unterschieden werden in
 • »Ist«-Hypothesen (I), also Annahmen über 
den aktuellen Stand der kommunalen Pla-
nungs-, Steuerungs- und Entwicklungsbe-
mühungen und den sie prägenden Einflüs-
sen;
 • »Veränderungs«-Hypothesen (V), also An-
nahmen über Veränderungen des kommuna-
len Handelns bzw. der Faktoren, die auf die 
Kommunen einwirken. Dieser Aussagentypus 
ist in der jüngeren Diskussion über »Planung« 
besonders verbreitet. »Privatisierung«, »In-
formalisierung«, »Zunahme des Einflusses 
privater Akteure«, »verstärkte unternehmeri-
sche Orientierung« sind solche Thesen. Sie 
entziehen sich aber in fast allen Fällen einer 
objektiven Überprüfung. Denn es bleibt in 
der Regel unklar, welcher Vergleichszeit-
punkt (Status quo ante) jeweils gemeint ist. 
Und selbst wenn er zu benennen wäre, dürf-
ten keine mit der Erfassung der heutigen 
Situation vergleichbaren Daten und Informa-
tionen zur Verfügung stehen. Insofern han-
delt es sich, salopp formuliert, zumeist um 
»gefühlte Veränderungen«, die etwa in Inter-
views erfragt werden können, dann aber 
stark von Erfahrungshorizont und -hinter-
grund der Befragten geprägt sind.
1.4 Die Hypothesen
Bei den folgenden Hypothesen handelt es 
sich um ein »Kondensat« aus der im weites-
ten Sinne »planungstheoretischen« Literatur 
der letzten 10-15 Jahre, soweit sie sich auf 
die hiesige Situation – also insbesondere 
Deutschland und andere europäische Länder 
mit einer vergleichbaren Rolle öffentlicher 
Akteure bei der räumlichen Entwicklung – 
bezieht.
Die Übersicht ist sicher nicht vollständig, 
da viele spezielle Hypothesen oder Befunde 
zu Einzelfragen hier nicht enthalten sind. Im 
Verlaufe der Gesamtuntersuchung wurden 
jedoch keine Hinweise auf wesentliche Lü-
cken gefunden.
Letztlich ist die »Vollständigkeit« der Über-
sicht auch nicht entscheidend, geht es doch 
eher darum, beispielhaft zu überprüfen, ob 
zur »Entwicklung der Planung« allgemein 
gewonnene Aussagen auch
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Abb. A.2 | Planen, Steuern und Entwickeln erklären: Mögliche Faktoren/Variablen, die die 
Aktivitäten öffentlicher Akteure beeinflussen oder in Wechselwirkung mit ihnen stehen
• in Bezug auf ein »alltägliches« Handlungs-
feld (Beitrag zur Entwicklung von Siedlungs-
flächen) und
• im Lichte veränderter Begriffe und Be-
trachtungsweisen (»aufgaben- und akteurs-
bezogene Sichtweise«, »Governance«-Per-
spektive) Bestand haben.
Die Gliederung der Hypothesen folgt der 
oben dargestellten Variablenstruktur (vgl. 
Abb. A.2):
Die Entwicklung der Siedlungsflächen 
durch kommunale und andere Akteure
Im Mittelpunkt der Betrachtung steht kom-
munales Handeln im Kontext anderer, an der 
Entwicklung von Siedlungsflächen beteilig-
ten Akteure. Gefragt wird hier vor allem, wie 
das Bemühen der kommunalen Akteure um 
die Entwicklung von Siedlungsflächen, wie 
Planen, Steuern und Entwickeln zu kenn-
zeichnen und welche – das wurde in der 
jüngeren theoretischen Diskussion besonders 
hervorgehoben – Veränderungen zu be-
obachten sind. Dazu haben wir aus der Fach-
debatte vier Fragen bzw. Hypothesen »extra-
hiert«: 
(1) Entstandardisierung und Steuerungsmix: 
Gleiche Aufgaben (in diesem Fall: Entwick-
lung der Siedlungsflächen) werden bei glei-
chen Rahmenbedingungen auf unterschied-
liche Weise bearbeitet. Aus dem Spektrum 
vorhandener Steuerungsmöglichkeiten wird 
auf unterschiedliche Weise ausgewählt. Da-
bei entsteht ein Mix an Steuerungsformen 
und –modi, der kommunal oder fallbezogen 
unterschiedlich ausgeprägt sein kann.
(2) Wie entwickelt sich das Verhältnis kom-
munaler zur privaten Akteuren? In der pla-
nungshistorischen Literatur ist die Hypothese 
entwickelt worden, dass sich das »Planungs-
verständnis« in drei Phasen entwickelt habe:
• »Auffangplanung«: Öffentliche Akteure 
reagieren auf Entwicklungen der Märkte 
bzw. konkrete Investitionsabsichten Privater;
• »Angebotsplanung«: Öffentliche Akteure  
schaffen den (v.a. planungsrechtlichen) 
Rahmen für erwartete Entwicklungen durch 
private Akteure;
• »Entwicklungsplanung«: Öffentliche Akteu-
re initiieren durch Koordination eigenen 
Handelns und direkte Interventionen im 
Raum städtebauliche Entwicklungen.
Diese These wurde in der nachfolgenden wis-
senschaftlichen Diskussion in zweierlei Weise 
modifiziert: Zum einen wurde »Planungs-
verständnis« als Verhältnis der kommunalen 
zu privaten Akteuren interpretiert (wobei mit 
»Auffang-, Angebots-, Entwicklungsplanung« 
jeweils bestimmte »Muster« der Gestaltung 
dieses Verhältnisses bezeichnet werden). Zum 
anderen wurde die Auffassung vertreten, 
dass nicht von »Phasen« sondern von 
»Schichten« auszugehen sei, die sich überla-
gern und die in der Praxis gleichzeitig vorzu-
finden sind (Gleichzeitigkeitsthese). Dabei 
nehmen die historisch »früheren« Schichten 
eine erhebliche Bedeutung ein.
(3) Gewinnen marktförmige, informelle und 
punktueller Steuerungsmodi sowie koopera-
tive Bezüge zu anderen Akteuren an Bedeu-
tung? Über das »Phasen-/Schichten-Modell« 
hinaus wurden  In der planungstheoretischen 
Literatur der letzten zwei Jahrzehnte vielfäl-
tige Vermutungen über Wandlungsprozesse 
geäußert. Man geht insbesondere davon aus, 
dass
• Öffentlich-private Kooperationen
• Projekt- bzw. Umsetzungsorientierung
• Informelle und marktförmige Steuerungs-
formen
an Bedeutung gewinnen, während traditio-
nelle (hoheitliche) Instrumente und ein flä-
chenhafter Steuerungsanspruch an Bedeu-
tung verlieren.
(4) Akteurskonstellationen: Die Hypothesen 
über Veränderungen im kommunalen Verhal-
ten implizieren auch Annahmen über die 
veränderte Rolle der anderen Akteursgrup-
pen. Dabei wird insbesondere davon ausge-
gangen, dass Markt-Akteure gegenüber 
kommunalen oder staatlichen Akteuren an 
Bedeutung gewinnen. Aber auch zivilgesell-
schaftliche Aktivitäten werden verstärkt be-
achtet. 
Wie ist das Verhalten der kommunalen Ak-
teure und deren Gestaltung ihrer Interde-
pendenzen mit anderen Beteiligten zu erklä-
ren? Auf die Beantwortung dieser Frage zie-
len die folgenden Hypothesen und Fragestel-
lungen:
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Probleme und Aufgabenwahrnehmung
(5) Heterogenität der Aufgaben oder Vers-
chiedenheit der Interpretation? Es liegt nahe, 
dass die Art wie Siedlungsflächenentwick-
lung geplant und umgesetzt wird von der 
konkreten Aufgabenstellung und dem Kon-
text, in dem sie bearbeitet wird, abhängt. 
Dabei ist davon auszugehen, dass unter-
schiedliche wirtschaftliche, demografische, 
siedlungsstrukturelle etc. Ausgangsbedin-
gungen auch verschiedene Handlungserfor-
dernisse und -möglichkeiten zur Folge ha-
ben. Es besteht allerdings Grund zu der An-
nahme, dass »objektiv« gleiche Aufgaben 
(etwa: Innenentwicklung unter »Schrump-
fungsbedingungen«) unterschiedlich wahr-
genommen werden, dass also der Aufgaben-
interpretation besondere Bedeutung zu-
kommt.
Werte, Ziele und Rollenverständnis
(6) Welche Bedeutung haben Werte, Ziele 
und Rollenverständnis für kommunales 
Handeln? Von ebenfalls erheblicher Bedeu-
tung für das raumwirksame Handeln der 
Kommunen und die Gestaltung der diesbe-
züglichen Interdependenzen mit anderen 
Akteuren dürften die Werte und Ziele sein, 
die in der kommunalen Planung und Politik 
verfolgt werden. Auch das Verständnis, wel-
ches die zentralen Akteure von ihrer Rolle – 
etwa hinsichtlich der Einflussnahme auf 
Marktprozesse oder der »unternehmerischen« 
Tätigkeit kommunaler Akteure – haben, 
dürfte geeignet sein, Unterschiede im kom-
munalen Handeln zu erklären.
(7) Wie verhalten sich deklarierte zu tat-
sächlichen Zielen kommunaler Planung und 
Politik? Die Bau- und Planungsgesetzgebung 
gibt es vor und in vielen kommunalen Plänen 
und Programmen findet es sich wieder: Die 
Rede ist vom Ziel der nachhaltigen Stadt-
entwicklung. Aus dieser Zielsetzung ergibt 
sich unter anderem das Gebot, mit Grund 
und Boden sparsam umzugehen und der In-
nenentwicklung Vorrang einzuräumen. Alles 
das scheint konsensfähig, prägt aber (wie 
viele Untersuchungen zeigen) keineswegs die 
tatsächliche Flächenentwicklung. Vielmehr 
scheint die Orientierung an
• inter-(und intra-)kommunaler Konkurrenz 
und
• Wachstumsvorstelllungen 
für die tatsächliche Ausrichtung kommuna-
len Handelns prägend. 
Rahmenbedingungen
(8) In welcher Weise prägen unterschiedliche 
ökonomische und demografische Rahmen-
bedingungen (und deren Veränderungen) 
sowie Haushaltskrisen und Modernisie-
rungszwänge im öffentlichen Sektor lokales 
Handeln? In der Literatur wird durchgängig 
davon ausgegangen, dass der Wandel der 
Rahmenbedingungen (insbesondere Rück-
gang von Einwohnerzahlen und langfristig 
problematische Wirtschaftsentwicklung in 
den einen, weiterhin Wachstum in anderen 
etc.) unmittelbare Einwirkungen auf lokales 
Handeln hat. Auch die Umstrukturierungen 
von Verwaltungsstrukturen und -arbeitswei-
sen schlage sich unmittelbar nieder. Aber ist 
das so? Und: Führen gleiche Veränderungen 
zu gleichen Wirkungen? 
(9) Welche Bedeutung haben suprakommu-
nale Politikvorgaben? Auch hinsichtlich der 
Rechtssetzungen und Förderangebote auf 
EU-, Bundes- und Landesebene wird ange-
nommen, dass aus ihnen spezifische Verän-
derungen des Handelns auf kommunaler E-
bene abgeleitet werden können. Es besteht 
zudem Grund zu der Annahme, dass die frü-
her entwickelte These, suprakommunale Poli-
tikvorgaben würden, so sie mit finanziellen 
Ressourcen verbunden sind, zu einer (oft 
oberflächlichen) Anpassung lokaler Politik 
führen, weiter Gültigkeit hat (»Policy follows 
ressources«). Zugleich gibt es aber insbeson-
dere hinsichtlich der Bedeutung von Verän-
derungen des Rechtsinstrumentariums Hin-
weise darauf, dass diese sich durchaus nicht 
immer gradlinig in kommunale Praxis umset-
zen lassen.
(10) Lokale Politik- und Planungskulturen 
führen zu unterschiedlichen Interpretationen 
von Aufgaben und Rahmenbedingungen und 
somit auch zu Unterschieden im Steue-
rungsverhalten. In jüngster Zeit ist insbeson-
dere die »Planungskultur« als Unterschei-
dungsmerkmal für das Handeln öffentlicher 
Akteure entdeckt worden. Damit ist die Frage 
aufgeworfen, ob dies auch für die kommu-
nale Ebene gilt und welche Aspekte lokaler 
(Politik-/Planungs-) Kultur in welcher Weise 
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auf das raumwirksame Handeln oder die Ge-
staltung der Bezüge zu anderen Akteuren in 
der lokalen »Arena« wirken.
2 Veränderte Sichtweisen I: 
Die aufgaben- und akteursbezo-
gene Perspektive
2.1 Die verfahrensbezogene Sichtweise der 
klassischen Planungstheorien
In den Planungstheorien der 50er und 60er 
Jahre ging um den Prozess des Planens an 
sich. Ausdrücklich wurde darauf hingewie-
sen, dass dieses »Planen« unabhängig von der 
jeweiligen Aufgabe zu betrachten sei [Faludi 
1969, 216; vgl. Friedmann ebenda 269f.; Sel-
le 2005, Kap. 3] – es gehe ganz allgemein um 
Ziel-Mittel-Wahl, rationale Entscheidungen 
und dergleichen . Auch wurde nicht nach 
Akteuren unterschieden: Wer da plant blieb 
zumeist ebenso ungewiss wie wessen Han-
deln geplant wird.
Auch heute noch gibt es eine solche »all-
gemeine« Planungstheorie, die sich als unspe-
zifisch versteht [vgl. Selle 2005, 93ff.], was 
Aufgaben und Akteure betrifft und die sich 
auf eine »Planung« bezieht, die im Prinzip in 
Wirtschaftsunternehmen ebenso einsetzbar 
sein soll wie bei der Entwicklung des Schul-
systems – und die sogar Bezüge zum 
menschlichen Alltagshandeln, bei dem »Pla-
nung« gelegentlich auch eine Rolle spielt, 
aufweist. Insbesondere die amerikanische 
Diskussion ist zu Teilen immer noch diesem 
Gegenstandsverständnis verpflichtet. 
Im europäischen Raum, dem deutschspra-
chigen zumal, wurde und wird die planungs-
theoretische Diskussion vor allem im Kontext 
räumlicher Entwicklung geführt. Hier wäre 
also von »speziellen Theorien des Planens« 
auszugehen. Es wird zwar vielfach unspezi-
fisch von »der Planung« gesprochen, aber es 
sind doch zumeist Bezüge zum Handeln von 
Gebietskörperschaften etc. (als Subjekten) 
und zur räumlichen Entwicklung (als Ge-
genstandsbereich) zu erkennen. Insbesondere 
in den verwaltungswissenschaftlich bzw. ju-
ristisch geprägten Diskussionssträngen ste-
hen zudem ausdrücklich konkrete, gesetzlich 
definierte Verfahren und die beteiligten In-
stitutionen im Mittelpunkt der Betrachtung: 
das System der Raumplanung, die Aufstellung 
der Bauleitpläne, die Implementation der 
Landschaftsplanung, die Kooperation in der 
Regionalplanung etc. 
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Will man dieses Verständnis auf einen kur-
zen Nenner bringen, kann man also von der 
verfahrensbezogenen Perspektive sprechen. 
Der Raum selbst und damit der Zielbereich 
des Planens wird hier nicht zum Untersu-
chungsgegenstand ebenso wenig wie das 
Handeln der anderen Akteure im Raum ei-
genständig betrachtet wird. Im Mittelpunkt 
steht der Prozess des Planens (ggf. Entschei-
des) selbst. Insofern ist auch von »prozessua-
len« Theorien gesprochen worden.
Diese wurden getrennt betrachtet von ei-
nem anderen Feld des Theoretisierens: dem 
Nachdenken über den Gegenstandsbereich 
selbst, also (in unserem Fall) über die Ent-
wicklung des Raumes oder spezieller der 
Städte. Und so hat es sich über viele Jahre 
eingebürgert zu unterscheiden zwischen
substanzieller (den Gegenstand, die räumli-
che Entwicklung betreffender) und prozessu-
aler (auf die Gestaltung von Verfahren bezo-
gener) Theoriebildung.
Ähnlich auch die Unterscheidung von the-
ories in planning (Vielfalt von Theorien und 
Modellen zur Erklärung räumlicher Entwick-
lung) und theories of planning (Theorien, die 
auf den Planungsprozess selbst gerichtet 
sind).
Oder, um ein letztes Beispiel für diese 
Zweiteilung zu geben: Susan Fainstein und 
Scott Campbell legten 1996 ein zweibändi-
ges Werk vor, das sie unterteilten in »Plan-
ning Theory« und »Urban Theory«.
Es scheint aber einiges dafür zu sprechen, 
diese Trennung aufzuheben oder doch zu-
mindest einen theoretischen Zugang zu fin-
den, der die Entwicklung des Raumes und die 
Vielfalt der hier wirkenden Akteure mit dem 
planenden, steuernden und entwickelnden 
Handeln zum Beispiel öffentlicher Akteure in 
Verbindung bringt:
2.2 Die Entdeckung der Akteure
In den 80er Jahren wurde in den Politikwis-
senschaften und in der Stadtforschung von 
der »Entdeckung der Akteure« gesprochen 
[vgl. z.B. Evers 1988]. Nachdem lange Zeit die 
Betrachtung auf staatliche Institutionen und 
deren Verfahren fixiert schien, rückten nun 
auch andere Akteure und ihre Handlungs-
weisen ins Blickfeld der Forschung. Für die 
traditionelle Planungstheorie hatte das weit 
reichende Folgen: Ihr Gegenstand veränderte 
sich und das Spektrum der einzubeziehenden 
Akteure wurde breit. 
Helen Briassoulis [1997, 105] zählt auf: 
»Government bureaucracies, political orga-
nizations, corporations, developers, organi-
zed civil society, and other social instituti-
ons…«. 
Mit anderen Worten: Viele Akteure planen, 
entscheiden, handeln und beeinflussen mit 
ihren Aktivitäten räumliche Entwicklung. 
Dies geschieht auf unterschiedlichste Weise 
und in ständiger Wechselwirkung unterei-
nander: Wolf Reuter [2004, 73] spricht von 
einem »wilden, chaotisch anmutenden, hy-
briden Gemisch aus Akten jedweder Art« 
(womit auch die Konzentration der traditio-
nellen Theoriebildung auf »Planung« obsolet 
wurde).
Die verwirrende Vielzahl von Akteuren und 
Handlungsweisen macht selbstverständlich 
Unterscheidungen notwendig – etwa im 
Hinblick auf ihre Möglichkeiten, an der Ent-
wicklung der Räume aktiv mitzuwirken. Als 
erste Ordnungshilfe kann ein »Akteurssche-
ma« dienen, das in den 80er Jahren entwi-
ckelt wurde [vgl. z.B. Evers 1988; Selle 
1996b; vgl. auch Friedmann 2001] und mit 
dem die verschiedenen Akteure »trichotomi-
siert« [Haus/ Heinelt 2004, 174], also den 
Sphären von Staat, Markt und Zivilgesell-
schaften zugeordnet werden: 
• auf der einen Seite stehen die Akteure der 
Märkte – z.B. die Banken, Wohnungsunter-
nehmen, Baufirmen, Immobilienentwickler, 
Architekten, Ingenieure und viele andere;
• ihnen gegenüber sind die privaten Haus-
halte einzuordnen, die Familien, sozialen 
Netzwerke, Initiativen und Vereine – in der 
Summe das, was heute als »Zivilgesellschaft« 
bezeichnet wird;
• den dritten Pol dieses Dreiecks bilden die 
öffentlichen Akteure: Staatliche und kom-
munale Institutionen auf allen Ebenen – Par-
lamente, Behörden, öffentliche Betriebe etc.
Selbstverständlich beinhaltet eine solche 
Zuordnung noch erhebliche Vereinfachungen 
und Unschärfen; sie ist aber doch hilfreich, 
um zum Beispiel zu erkennen, dass die ein-
zelnen Akteursgruppen räumliche Entwick-
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lungen unterschiedlich wahrnehmen bzw. 
bewerten und über unterschiedliche Mittel 
für ihre Einwirkungen auf die räumliche 
Entwicklung verfügen. Akteure lassen sich 
also durch »bestimmte Fähigkeiten, be-
stimmte Wahrnehmungen und bestimmte 
Präferenzen« [Scharpf 2000, 86] kennzeich-
nen. 
Louis Albrechts [2003, 23] geht von ähnli-
chen Beobachtungen aus und ergänzt sie um 
die unterschiedlichen Bezüge einzelner 
Gruppen zum jeweiligen (Handlungs-) Raum, 
die im »Stakeholder«-Begriff zum Ausdruck 
kommen: »Planning potentially impacts on 
and links to a very wide range of citizens 
with stakes in a place. These stakes are po-
tentially very diverse. Some citizens have the 
knowledge, the skills, the power and the 
networks through which they are able to 
influence or even steer planning proposals 
and policy decision. Others lack the means 
and the cultural codes to participate in the 
system. Their voice has hardly any impact on 
decision«. 
2.3 Akteure und Stadtentwicklung
»The human, and more specifically, the urban 
habitat, takes form as multiple forces inter-
act with each other in ways that are not ful-
ly predictable… It is, therefore, obvious that 
planners need to have a good understanding 
of how these city-forming processes work …. 
This formulation posits the city-forming pro-
cess first, before there can be any serious 
talk of strategic intervention«. 
Mit diesen Worten John Friedmanns [2006, 
275] lässt sich unmittelbar an den bisherigen 
Gedankengang anknüpfen: Für die Diskussi-
on über räumliche Entwicklung ist es, so 
Friedmann, von vorrangiger Bedeutung, zu-
nächst zu verstehen, unter welchem und 
wessen Einfluss sich Städte und Regionen 
verändern. Erst dann kann sinnvoll gefragt 
werden, auf welche Weise diese Prozesse –
etwa von öffentlichen Akteuren – planend, 
steuernd oder entwickelnd beeinflusst wer-
den können. 
Verfolgt man einen solchen analytischen 
Zugang wird auch erkennbar, dass in der 
räumlichen Entwicklung keine abstrakten 
Kräfte, sondern reale Akteure wirksam sind – 
Friedmann: »roughly speaking, state, capital 
and organized civil society«. Ihr Handeln ver-
ursacht ständige Veränderungen im Raum. 
Gerd Albers [1988, 2] hat bereits vor zwei 
Jahrzehnten Stadtentwicklung in ähnlicher 
Weise als »Niederschlag vieler unterschiedli-
cher Bemühungen über lange Zeiträume« 
beschrieben. Albers zieht aus dieser Feststel-
lung die Konsequenz, dass der in der städte-
baulichen Diskussion immer mal wieder be-
lebte Widerspruch von »geplanter« und »ge-
wachsener« Stadt in die Irre führt. Damit 
wurde bereits auf einen Sachverhalt verwie-
sen, der uns in den letzten Jahren unter dem 
politikwissenschaftlichen Stichwort »Go-
vernance« wieder begegnet (siehe Kapitel 3): 
Die Entwicklung der Städte wurde und wird 
nicht von einem Punkt aus zentral gelenkt. 
»Government bureaucracies, political orga-
nizations, corporations, developers, organi-
zed civil society, and other social institutions 
all share planning function. As space is con-
tinuously modified intentionally for human 
use, it is planned, but this development is 
very rarely the product of formal planning 
processes« [Briassoulis 1997, 105; vgl. zur 
notwendigen Differenzierung der Akteure 
Selle 2005, Kap. 3 und 13]. 
Das planende und steuernde Handeln öf-
fentlicher Akteure ist in dieser Betrach-
tungsweise lediglich ein Impuls unter vielen, 
die auf die Entwicklungen der Städte einwir-
ken. Es gilt, wie Hubert Heinelt [2006, 238] 
schreibt, auch in der wissenschaftlichen Ar-
beit »Abschied zu nehmen … von Vorstellun-
gen des Staates als einem der Gesellschaft 
übergeordneten politischen Entscheidungs-
zentrum«.
Wer das theoretische Konzept der durch 
viele Akteure determinierten Stadtentwick-
lung ernst nimmt, muss davon ausgehen, 
dass die öffentlichen Akteure ihre Vorstel-
lungen vielfach nicht allein oder nur in – 
durch die Einflüsse anderer Akteure – modi-
fizierter Form umsetzen können. Das heißt 
aber auch: Dass eine nur auf den Planungs-
prozess gerichtete Betrachtungsweise zu 
kurz greift und eben diese Wechselbeziehun-
gen und Abhängigkeiten nicht abzubilden 
vermag. Und:
Wer räumliche Entwicklung verstehen – 
und in der Folge beeinflussen – will, wird 
sein Augenmerk nicht nur auf öffentliche 
Akteure richten können, sondern das breite 
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Spektrum der raumwirksamen Akteure in die 
Betrachtung einbeziehen müssen, um ver-
lässliche Bilder der – um auf Friedmann zu-
rückzugreifen – »city-forming processes« zu 
gewinnen. 
Daher liegt es nahe, neben die bisherigen 
verfahrensbezogenen Planungstheorien the-
oretische Zugänge zu stellen, die von der 
Entwicklung des Raumes und den dort wirk-
samen Akteuren ausgehen und nach den 
Möglichkeiten fragen, diese zu beeinflussen.
Abb. A.3 | Akteure und Stadtentwicklung
2.4 Eine aufgaben- und akteursbezogene 
Theorie der Stadtentwicklung
Eine solche, von den »city forming processes« 
ausgehende Betrachtungsweise ändert die 
Blickrichtung gegenüber den verfahrensbe-
zogenen Theorieansätzen um 180° und er-
weitert zugleich den Blickwinkel: Nicht Ver-
fahren und Steuerungsformen stehen im 
Vordergrund, sondern Entwicklungen im 
Raum, die begriffen werden als Ausdruck des 
Handelns einer Vielzahl unterschiedlicher 
Akteure. Gefragt wird also: Was geschieht im 
Raum bzw. soll dort geschehen? Und: Wer 
prägt diese Entwicklungen, bzw. welche Ak-
teure sind beteiligt oder betroffen? Und 
handlungsorientiert wäre zu ergänzen: Wie 
kann auf diese Entwicklungen und die daran 
Beteiligten eingewirkt werden? Hier kommen 
dann – unter anderem – auch die vorge-
nannten Verfahren und Formen wieder ins 
Spiel. Insofern könnte man, im Gegensatz 
zur verfahrensbezogenen, hier von einer 
raum- und akteursbezogenen Betrachtungs-
weise sprechen. Sie wäre dann wohl auch 
eher eine Theorie der Stadtentwicklung (im 
Sinne eines aktiven Verständnisses des »Stadt 
entwickeln«) als eines des Planens.
Nun wird hier im raumwissenschaftlichen, 
vor allem aber handlungsorientierten Kon-
text der Stadt- und Raumplanung, der Regi-
onal-, Stadt-, Landschafts- oder Projektent-
wicklung etc. argumentiert und in diesen 
Zusammenhängen wird man nicht absichts-
los »den Raum« und seine Entwicklung zum 
Gegenstand machen und wohl auch nicht 
unterschiedslos alle Akteure gleichgewichtig 
betrachten. Vielmehr geht es in der Regel um 
bestimmte Aufgaben im Raum, die sich ein-
zelnen Akteuren stellen und die sie, einge-
sponnen ist das Geflecht der anderen Akteu-
re, die in diesem Handlungsfeld wirken, be-
arbeiten. 
Um diese Handlungsorientierung zu signa-
lisieren, sprechen wir ausdrücklich vom Auf-
gabenbezug: Damit kann die Entwicklung 
von Brachen ebenso gemeint sein wie die 
Steuerung von Einzelhandelsstandorten, die 
nachhaltige Landwirtschaft ebenso wie die 
lokale Wohnungsbestandspolitik und so fort. 
Zugleich wird damit deutlich, dass be-
stimmte Akteure und deren Interessen im 
Vordergrund der Betrachtung stehen (das 
können Private ebenso sein wie Öffentliche) 
und dass das Handlungsfeld mit den dort 
wirkenden Akteuren aus dieser Perspektive 
erschlossen wird. Auch damit ist ein Mehr an 
Präzision gegenüber einigen planungstheo-
retischen Zugängen verbunden, in denen das 
Planungssubjekt gar nicht oder nur implizit 
in vager Form erkennbar ist.
Und, um einen weiteren Unterschied der 
beiden Perspektiven zu verdeutlichen: Wäh-
rend im einen Fall »Planen« im Vordergrund 
steht, also eine spezifische, späteres Handeln 
des planenden Subjekts vorsteuernde Aktivi-
tät (vgl. auch Kap. 4), nehmen die aufgaben- 
und akteursbezogenen Betrachtungsweisen 
das gesamte Aktivitätenspektrum, mit denen 
ein Akteur auf den Raum und die anderen 
Akteure einwirkt, in den Blick.
Um das bisher Gesagte auf den eigenen Un-
tersuchungszusammenhang anzuwenden: 
Das Handlungsfeld, um das es hier geht, ist 
die Entwicklung von Siedlungsflächen. Im 
Akteursspektrum stehen kommunale Akteure 
– insbesondere Planungsämter, Stadtpla-
nungsausschüsse und kommunale Unter-
nehmen – im Vordergrund und es stellt sich 
die Frage, auf welche Weise sie in Wechsel-
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wirkung mit anderen Akteuren zur Entwick-
lung von Siedlungsflächen beitragen und ob 
sich die Art und Weise, in der das geschieht 
geändert hat oder weiter verändert.
2.5 Das Verhältnis der Betrachtungsweisen 
zueinander
Wie schon erwähnt ersetzt die eine Betrach-
tungsweise die andere nicht, sondern könnte 
sie im Idealfall ergänzen:
Die verfahrensbezogene Perspektive mag 
möglicherweise dort zu relevanten Ergebnis-
sen führen, wo die öffentlichen Akteure ihr 
eigenes Handeln planen, also eigene raum-
wirksame Tätigkeiten vorsteuern und – so-
fern die betrachtete Verfahrenssequenz bis 
zur Umsetzung reicht – über die für die 
Planrealisierung erforderlichen Ressourcen 
verfügen. Ein Beispiel könnte hier etwa die 
kommunale Schulentwicklungsplanung oder 
Verkehrsplanung sein4. In beiden Fällen han-
delt es sich um abgrenzbare Organisations-
einheiten, auf die sich das Planen bezieht 
und die in dieser Organisationseinheit zu-
sammengefassten Akteure (die verschiede-
nen Ämter, Ausschüsse etc.) verfügen auch 
über die Steuerungsressourcen zur Umset-
zung ihrer Planungen. Hier mag die analyti-
sche Konzentration auf ein Verfahren sinn-
voll sein, wenngleich es zur Erklärung von 
Friktionen bei Planung wie Umsetzung 
durchaus auch hilfreich wäre, mehr über die 
Eigenlogiken der anderen Akteure im eige-
nen Hause zu wissen. Insofern findet man 
inzwischen auch in den eher klassischen Pla-
nungstheorien ausgeprägtere Akteursbezüge 
vor.
Die aufgaben- und akteursbezogene Per-
spektive ist überall dort erforderlich, wo 
Entwicklungen im Raum zum Gegenstand 
werden, die im Wesentlichen von privaten 
Akteuren geprägt werden. Hier können öf-
fentliche Akteure nicht das Verhalten Dritter 
»planen«, sondern es bestenfalls beeinflussen. 
Wo diese Beeinflussung über das Setzen von 
Rahmenbedingungen der Bodennutzung hi-
nausgeht, verlassen wir die Sphären des 
»Planens« bzw. hoheitlichen Handelns und 
begeben uns in die vielgestaltige Welt des 
Aushandelns, Vereinbarens, Kooperierens, des 
Zusammenführens verschiedener Akteure 
und des Bemühens, in den Schnittmengen 
ihrer Aktivitäten zu abgestimmtem Handeln 
zu kommen. 
Ein Beispiel mag verdeutlichen, was ge-
meint ist: Unter den Handlungsfeldern der 
Stadtentwicklung sind z.B. alle auf Umstruk-
turierungen im Bestand bezogenen Aufga-
ben in hohem Maße von Eigenaktivitäten 
und Mitwirkungsbereitschaft privater Akteu-
re geprägt. Ob es nun um die Wiedernutzung 
von Brachen, Qualitätsanpassungen in Woh-
nungsbeständen, Stabilisierung problemati-
scher Quartiere oder »Business Improvement« 
geht – immer wird der forschende Blick zu-
nächst auf die besondere Situation der je-
weiligen Räume und die spezifischen Interes-
sen und Handlungsoptionen der Akteure (o-
der Stakeholder) gerichtet sein, bevor sinn-
volle Aussagen – zum Beispiel über die Mit-
wirkung öffentlicher Akteure an diesen Pro-
zessen – getroffen werden können [vgl. in 
diesem Sinne die Darstellung zum Brown-
field-Redevelopment bei Koll-Schretzenmayr 
2006]. 
Das schließt wiederum nicht aus, dass in 
eine solche Analyse auch verfahrensbezoge-
ne Elemente (etwa zur Rolle der Bauleitpla-
nung in diesem Kontext) eingelagert werden. 
Sie beziehen ihren Erklärungswert dann aber 
aus dem größeren – aufgaben- und akteurs-
bezogenen – Untersuchungszusammenhang.
2.6 Spezifika der aufgaben- und 
akteursbezogenen Perspektive
Indem die räumlichen Entwicklungen und 
die zuzuordnenden Akteurskonstellationen 
zum Ausgangspunkt der Betrachtung ge-
macht werden und das Steuerungshandeln 
darauf bezogen wird, ergeben sich Folgerun-
gen, die weitere Unterschiede zu bisherigen 
Betrachtungsweisen markieren. Vier seien 
genannt:
1. Machtfragen von Anfang an: Die pla-
nungstheoretische Diskussion tat sich schwer 
mit der Macht [vgl. Friedmann 2006, 272f.]. 
In den rationalen Planungsmodellen schie-
nen Zweck-Mittel-Relationen und logische 
Ableitungen zu »richtigen« Entscheidungen 
zu führen [vgl. zur Kritik: Reuter 2006, 
211ff.]; selbst in späteren Konzepten, die ge-
gen das technokratische Denken zu Felde 
zogen, war bestenfalls von der »Macht des 
Arguments« die Rede. Die ökonomische, sozi-
ale und politische Wirklichkeit, die von Un-
23 | 
AB
SC
H
N
IT
T 
A 
| A
US
GA
N
GS
PU
N
KT
E
gleichheit und asymmetrischer Machtvertei-
lung geprägt ist, kam in diesen Planungskon-
zepten nicht vor. Das ändert sich, wenn die 
räumliche Entwicklung und die hier teilha-
benden oder von ihr betroffenen Akteure am 
Ausgangspunkt der Betrachtungen stehen 
und Steuerung als politischer und gesell-
schaftlicher Prozess betrachtet wird. Räumli-
che Entwicklung ist dann zu lesen als Ergeb-
nis andauernder Auseinandersetzung zwi-
schen Individuen, Gruppen und Institutio-
nen.
2. Über die »Gesetzgeberperspektive« hi-
naus: Auch die Politikwissenschaften haben 
ihre Perspektive gewechselt. Waren sie früher 
einer, wie Renate Mayntz schreibt [1997a, 
284f.], Gesetzgeberperspektive verpflichtet, 
»rücken nun andere, für Netzwerke oder 
Verhandlungssysteme charakteristische Prob-
leme in den Mittelpunkt: die Handlungs- 
bzw. Entscheidungsfähigkeit der in Netzwer-
ken verbundenen Akteure, die dabei von 
staatlichen Akteuren gespielte besondere 
Rolle, und die Qualität der in derartigen 
Strukturen erzielbaren Politikergebnisse«. Das 
entspricht weitgehend der hier vorgeschla-
genen Sichtweise – sofern man die räumli-
che Entwicklung als Ausgangs- und End-
punkte der Betrachtung (in dem Sinne, dass 
im Raum Entwicklungen beeinflusst werden 
sollen, – die Aufgaben und die Ergebnisse 
der Politik also hier sichtbar werden) hinzu-
fügt. Diese neuen Zugangsweisen in den Po-
litikwissenschaften, die unter der Bezeich-
nung »Governance« in der Diskussion sind, 
sind aber sehr viel weiter gefasst, als dies 
hier benötigt wird und gemeint ist. Insofern 
sind noch Eingrenzungen vonnöten, auf die 
im folgenden Kapitel eingegangen wird.
3. Essenzielle Kommunikation: In einem 
akteursorientierten Forschungsansatz werden 
die kommunikativen Bezüge zwischen den 
Handelnden zu einem wesentlichen Bestand-
teil des Untersuchungsgegenstandes. Kom-
munikation ist hier also nicht mehr als 
freundliche Dreingabe für die eher schwa-
chen Beteiligten zu verstehen, sondern als 
ein notwendiger Bestandteil, als »Ferment« 
des gesamten Prozesses [vgl. Reuter 2006, 
220 und Selle 2005, Kap. 10]. 
4. Substanz und Prozess: In den klassischen 
Planungstheorien ist vielfach dafür plädiert 
worden, zwischen substanzieller (den Gegen-
stand, die räumliche Entwicklung betreffen-
der) und prozessualer (auf die Gestaltung 
von Verfahren bezogener) Theoriebildung zu 
unterscheiden. Ganz ähnlich auch die Unter-
scheidung von theories in planning (Theorien 
und Modelle zur Erklärung räumlicher Ent-
wicklung) und theories of planning (Theori-
en, die auf den Planungsprozess selbst ge-
richtet sind). Das mag dann angemessen sein, 
wenn Planung losgelöst vom Gegenstand des 
Planens betrachtet und »theoretisiert« wird. 
Wenn jedoch die Entwicklung des Raumes 
den Ausgangspunkt der Betrachtung bildet 
und diese Entwicklung als Ausdruck der Ak-
tivitäten vieler Institutionen, Gruppen und 
Personen verstanden wird, dann stehen das 
Handeln der Akteure und die Entwicklungen 
im Raum in unauflöslicher Verbindung. Ent-
sprechend müssen Substanz und Prozess im 
Zusammenhang betrachtet werden, was sich 
bei einer akteursorientierten Betrachtung, 
die sich auf Inhalte und Art des Handelns 
(Was? Wie?) bezieht, gleichsam von selbst 
ergibt.
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3 Veränderte Sichtweisen II: 
Die Governance-Perspektive
Für die Beschreibung, Analyse und Erklärung 
des Handelns öffentlicher Akteure bieten die 
Politikwissenschaften seit einigen Jahren das 
Konzept der »Governance« an. Dies fand 
mittlerweile auch Eingang in die raumbezo-
genen Wissenschaften: »Regional«, »metro-
politan«, »urban« oder »local« governance 
sind seither häufige Stichworte in der Fach-
diskussion.
Im hier vorgestellten Konzept einer aufga-
ben- und akteursbezogenen Betrachtung 
von Stadtentwicklung spielen Elemente des 
Governance-Begriffs eine ganz wesentliche 
Rolle. Daher soll hier
• zunächst in die Vielfalt des Verständnisses 
von »Governance« eingeführt werden,
• um dann jene Aspekte herauszuarbeiten, 
die für unseren Untersuchungszusammen-
hang von besonderer Bedeutung sind.
3.1 Governance, oder: Von der Vielfalt
Schon in den 90er Jahren begann sich in den 
politischen Wissenschaften eine Sichtweise 
von staatlicher Steuerung, von »Regieren«, 
durchzusetzen, mit der öffentliche Akteure 
und ihr Handeln eingebettet werden in die 
Vielzahl von Einflussnahmen anderer Akteu-
re. 
Hierzu einige Zitate und Erläuterungen, 
mit denen – unter Missachtung der durch-
aus verschiedenen Entwicklungslinien und 
Kontexte der hier aufgerufenen Theorien – 
lediglich auf einige gemeinsame Nenner hin-
gewiesen werden soll:
Renate Mayntz [1997a, 286] hat dies so 
beschrieben: »Das politische Steuerungshan-
deln ist nur ein sozialer Teilprozess, der mit 
vielen anderen Teilprozessen interferiert und 
so zum sozialen Wandel beiträgt, ohne ihn 
lenken zu können. Auf der Ebene des Ge-
samtsystems findet keine Steuerung statt, 
sondern lediglich Strukturbildung und Struk-
turwandel. Das bedeutet, dass es zwar Steue-
rung in der funktionell differenzierten Ge-
sellschaft gibt, aber keine politische Steue-
rung der Gesellschaft«.
In anderen theoretischen Zusammenhän-
gen wurde Ähnliches so beschrieben: »Die 
kapitalistische Gesellschaft wird nicht regu-
liert, sondern reguliert sich… Weder ›Markt‹ 
noch ›Staat‹ steuern sie. Gesellschaftliche 
Reproduktion ist unter diesen Bedingungen 
ein ›Prozess ohne steuerndes Subjekt‹, der 
aus dem Zusammenspiel institutionalisierter 
Kämpfe und Kräfteverhältnisse hervorgeht« 
[Hirsch 1994, 110]. 
Solche Regulierungen haben durchaus ei-
nen Ort. Er ist allerdings nicht mehr an der 
Spitze einer Entscheidungspyramide zu su-
chen, sondern in der Heterarchie, in Netz-
werken, in denen unter anderen »Rechtspre-
chung, formale Politik, staatliche und pa-
rastaatliche Verbände kooperieren« [Müller 
1997, 59]. 
Verwirrungen
Überlegungen dieser Art sind in den letzten 
Jahren auf einen Begriff gebracht worden. Er 
lautet: Governance. 
Was genau ist damit gemeint? Die Antwort 
auf diese Frage ist nicht einfach, denn im 
Verlaufe der relativ kurzen Zeit haben sich 
bereits verschiedene Bedeutungen mit dieser 
Bezeichnung verknüpft.
Dazu einige Illustrationen: Dietmar Braun 
und Olivier Giraud [2003, 147f.; vgl. auch 
Haus/Heinelt 2004, 172ff.] definieren Go-
vernance als »die ›Art und Weise, die Metho-
de oder das System‹ …, mit dem eine Gesell-
schaft regiert wird. … In diesem allgemeinen 
Sinn lässt sie sich dann von ›Government‹, 
dem eigentlichen Steuerungshandeln von 
Regierung und staatlicher Administration, 
abgrenzen«. 
Dieses, auf den ersten Blick verwirrende 
Verhältnis von »Government« und »Go-
vernance« hat Adalbert Evers [2004b, 4] auf 
eine Kurzformel gebracht: »Regieren ist weit 
mehr als das, was die Regierung tut«. 
Weicht dieses Verständnis aber nicht be-
reits vom erstgenannten ab? Sind Go-
vernance und Government nach Braun und 
Giraud nicht zwei nebeneinander stehende, 
voneinander abgrenzbare »Methoden« oder 
»Systeme«, während hier - bei Evers - das 
eine Teilmenge des anderen ist?
Und wie verhalten sich diese beiden Deu-
tungen zu der saloppen Definition von Lord 
Ralf Dahrendorf [Die Zeit v. 27.01.2005]? 
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Seinem Verständnis nach kann Governance 
auch heißen: »Regiert werden ohne Regie-
rung«. Und noch weitergehend: Es gibt auch 
»Entscheidungsprozesse, ohne dass irgendje-
mand Entscheidungen trifft«. 
Damit aber der Verwirrung nicht genug: Wer 
in den Unterlagen großer Aktiengesellschaf-
ten blättert oder die entsprechenden Inter-
netseiten durchsieht, wird auch dort auf das 
Stichwort »Governance« stoßen. Gelegentlich 
erhellt der Zusatz »Corporate« (und der ge-
nauere Blick ins Material), dass es sich hier 
im weitesten Sinne um Grundsätze der Un-
ternehmensführung handelt.
Offensichtlich kann der Governance-Be-
griff auch ohne jegliche Beziehung zu öf-
fentlichen Akteuren Verwendung finden.
Gemeinsame Nenner?
Man sieht: Der Begriff gärt noch [vgl. auch 
Fürst 2007]. Aber es wird doch schon er-
kennbar, dass hier eine deutliche Abkehr von 
jenem früheren Bild stattfindet, in dem eine 
zentrale Instanz alle wesentlichen Entschei-
dungen trifft, während die anderen Akteure 
vor allem als Steuerungsadressaten oder 
»Umsetzer« erscheinen. Das neue Bild ist un-
übersichtlicher: Viele entscheiden, viele han-
deln und welche Rolle »die Regierung« dabei 
spielt, ist nicht immer schon ausgemacht 
oder klar zu erkennen. 
Möglicherweise ist daher eine Definition 
wie die folgende so etwas wie ein kleinster 
gemeinsamer Nenner: Governance ist danach 
die »Gesamtheit der zahlreichen Wege, auf 
denen Individuen und öffentliche wie private 
Institutionen ihre gemeinsamen Angelegen-
heiten regeln« [Deutscher Bundestag 2002, 
415 mit Bezug auf den UN-Bericht »Our Glo-
bal Neighbourhood«]. Dieses »Regeln der 
gemeinsamen Angelegenheiten« ist als kon-
tinuierlicher Prozess zu verstehen, durch den, 
so wieder der Wortlaut des UN-Berichts, 
»kontroverse und unterschiedliche Interessen 
ausgeglichen werden und kooperatives Han-
deln initiiert werden kann. Der Begriff um-
fasst sowohl formelle Institutionen und mit 
Durchsetzungsmacht versehene Herrschafts-
systeme als auch informelle Regelungen, die 
von Menschen und Institutionen vereinbart 
oder als im eigenen Interesse angesehen 
werden«.
Dieses Verständnis lässt sich von der ge-
samtgesellschaftlichen Ebene direkt auf die 
Entwicklung des Raumes, der Städte und 
Landschaften übertragen. Peter Hall und Ul-
rich Pfeiffer haben das in ihrem »Experten-
bericht zur Zukunft der Städte – Urban 
21«[2000, 217ff.; vgl. auch Benz/Fürst 2003, 
24] deutlich gemacht. Für sie bedeutet (local 
oder urban) Governance die »vereinte An-
strengung von Seiten der Kommune, der Zi-
vilgesellschaft und des privatwirtschaftlichen 
Sektors. […] Eine derartige Steuerung bleibt 
nicht auf die Schalthebel der Macht auf 
höchster Ebene beschränkt; sie hat sich von 
der Vorstellung verabschiedet, Städte und 
Länder nach feststehenden, im Voraus for-
mulierten Plänen zu entwickeln« [ebenda 
226].
3.2 Ordnungsversuche und Eingrenzungen
Dieser kurze Einblick in zahlreichen mögli-
chen Bedeutungen einer Bezeichnung für 
eine Vielfalt von Aktivitäten einer Vielfalt 
von Akteuren macht deutlich: Wenn von 
Governance die Rede ist, dann muss man 
schon angeben, was genau gemeint ist, um 
Verständigung zu ermöglichen. Das sei für 
diesen Argumentationszusammenhang ver-
sucht: 
Veränderte Wirklichkeit, veränderte Norm 
– oder veränderte Betrachtungsweise? 
Schon nach der Lektüre weniger Quellen 
zum Thema wird erkennbar, dass Governance 
drei verschiedene Bedeutungen haben kann 
[Holtkamp 2007, 366 spricht von drei Be-
griffsdimensionen]:
1. Governance als analytische Perspektive: Der 
politikwissenschafliche Blick auf die Wirk-
lichkeit hat sich verändert. Aus dieser neuen 
Perspektive werden, um im Bild des UN-Be-
richts zu bleiben, die vielen Wege erkennbar, 
auf denen Individuen und Institutionen ihre 
Angelegenheiten regeln können. Frühere 
Betrachtungsweisen haben demnach nicht 
alle diese Wege sichtbar gemacht oder nur 
wenige im Blick gehabt.
Für die Fachdiskussion zur räumlichen Pla-
nung und Entwicklung lässt sich das gut il-
lustrieren: Da ist in der Tat über viele Jahre 
vor allen das hoheitliche, planende Handeln 
öffentlicher Akteure in den Vordergrund ge-
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stellt worden, während die Tatsache, dass im 
Raum viele weitere Akteure selbständig han-
deln und es zwischen diesen und den öffent-
lichen Akteuren vielfältige Bezüge gibt, die 
im Planungsprozess nicht sichtbar werden, 
ausgeblendet blieb. Nun also weitet sich 
auch hier der Blick und wird zugleich genau-
er, differenzierter – so dass man die Vielfalt 
der Akteure und die Mannigfaltigkeit ihrer 
Beziehungen untereinander (Netzwerke, in-
formelle Abstimmungen, Vereinbarungen 
etc.) erkennen kann.
2. Governance als »Trendhypothese«: Die 
Wirklichkeiten selbst haben sich verändert. 
Das zumindest unterstellt ein Teil der Auto-
rinnen und Autoren zum Thema. Es habe, so 
die Behauptung, eine »weitgehende inhaltli-
che Veränderung der politischen Steuerung« 
[Holtkamp ebenda] stattgefunden. So wird 
zum Beispiel angenommen, dass es eine 
deutliche Verlagerung von hoheitlichen zu 
nicht-hierarchischen Steuerungsformen ge-
geben habe. Für eben diese »neuen« Steue-
rungsformen wird dann vor allem der »Go-
vernance«-Begriff verwendet.
Im Kontext der räumlichen Planung und 
Entwicklung gibt es eine vergleichbare Dis-
kussion schon seit den 80er Jahren. Dabei 
wurde vielfach als »neu« beschrieben, was 
durchaus zuvor schon existierte (etwa infor-
melle Absprachen zwischen zentralen Akteu-
ren), aber in der vorherrschenden, »planzen-
trierten« Betrachtungsweise nicht erfasst 
wurde. 
Auch wurde häufig übersehen, dass es be-
reits in früheren Phasen der Stadtentwick-
lung – als der Begriff Governance noch nicht 
erfunden war –  durchaus Strukturen und 
Interaktionen gab, die man heute mit dem 
neuen Begriff belegen würde. Zu erinnern ist 
etwa an die komplexen Selbstregulierungs- 
und Austauschbeziehungen im Zuge der Ent-
faltung der Gemeinwirtschaft im Woh-
nungswesen vor und nach der Wende zum 
20. Jahrhundert. Solche Beispiele für Go-
vernance avant la lettre lassen sich fast be-
liebig mehren und nähren den Verdacht, dass 
nicht alles »neu« ist, für das es ein neues 
Wort gibt.
Darüber hinaus gibt es zumindest im 
Handlungsfeld Stadtentwicklung auch er-
hebliche methodische Probleme (wir verwie-
sen bereits in Kapitel 1 darauf), die es sehr 
schwer machen heutige Zustände, in denen 
man veränderte Bezüge zwischen den Akteu-
ren zu erkennen glaubt, mit früheren zu ver-
gleichen, da es entsprechende empirisch ge-
sicherte Erkenntnisse aus der jeweiligen Epo-
che, die man im Sinne eines »vorher-nach-
her« neben die heutige stellt, nicht gibt.
Aus diesem Grund sprechen wir in diesem 
Fall auch von »Governance als Trendhypothe-
se«, denn um mehr als Vermutungen, die 
noch der systematischen Überprüfung be-
dürfen, handelt es sich in den meisten Fällen 
noch nicht.
3. Governance als Norm: Vielfach findet sich 
der Zusatz »good« wenn von Governance die 
Rede ist. So geben Hall/Pfeiffer [ebenda 224] 
an, dass »good governance« das »Bemühen 
um nachhaltige Entwicklung« impliziere. Dies 
wird man als Soll-Vorstellung verstehen 
müssen: Eine Stadtpolitik, die als »good« ge-
kennzeichnet werden will, soll also nach 
Auffassung der Autoren auch nachhaltig 
sein. In andern Zusammenhängen wird »die 
Frage nach der ›richtigen‹ Steuerung« ge-
stellt [Hamedinger u.a. 2008, 27] und so fort.
Auch viele der im Zuge der Verwaltungs-
modernisierung (etwa von der Bertelsmann-
Stiftung) bereitgestellten Arbeitshilfen ver-
stehen sich als Anleitungen zu »Good Go-
vernance«: So sollte Stadtpolitik gestaltet 
werden. Es werden Grundsätze entwickelt 
und anhand von »Best Practices« illustriert.
Und nicht zuletzt sind die Grundsätze der 
Corporate Governance, die man bei vielen 
Unternehmen und Organisationen findet, 
eben solche Soll-Vorstellungen, die sich die 
Organisationen geben, um ihr Handeln daran 
messen zu können.
Solche Ziel- und Sollvorstellungen und 
auch die Diskussionen darüber sind zweifel-
los sinnvoll. Wenn dies allerdings mit einer 
Bezeichnung belegt wird (»Governance«), die 
auf der anderen Seite als analytische Per-
spektive verstanden wird und auch noch 
Veränderungen in der Realität signalisieren 
will, dann sind Missverständnisse in der wis-
senschaftlichen Diskussion vorprogrammiert. 
Und so hat gerade die Vermischung der nor-
mativen mit der Realitäten beschreibenden 
Bedeutung des Wortes bereits zu einigen 
hitzigen Debattenbeiträgen geführt.
Damit wird einmal mehr unterstrichen, wie 
wichtig es ist, genau zu benennen, was ge-
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meint ist und nicht nur die inzwischen sehr 
weit gewordene Worthülse »Governance« zu 
verwenden.
Vielfältige Bezüge
Weniger kompliziert ist eine zweite Gruppe 
von Unterscheidungen, die es zu treffen gilt. 
Es wurde schon erkennbar, »Governance« 
kann sich auf Unterschiedliches richten: Auf 
Unternehmen, Organisationen, Politikfelder, 
Handlungsebenen etc.
Das wird schön illustriert im Inhaltsver-
zeichnis einer jüngst erschienenen Publikati-
on, die sich als insgesamt sehr hilfreich zur 
Verständigung über einen komplexen Begriff 
erweist. Im »Handbuch Governance. Theore-
tische Grundlagen und empirische Anwen-
dungsfelder« [Benz u.a. 2007] finden sich in 
der Gliederung unter der Abschnittüber-
schrift »Ebenen, Funktionsbereiche, Quer-
schnittsfragen« Stichworte wie: Global Go-
vernance, Europäische Union, Multilevel Go-
vernance, Regional Governance, Corporate 
Governance… aber auch: Umwelt, Wissen-
schaft und so fort.
Abb. A.4 | Verwendungsmöglichkeiten des Governan-
cebegriffs - ein Ordnungsversuch
Das verweist darauf, wie weit das Spektrum 
der Anwendungsfelder des neuen Begriffsin-
strumentariums ist. Man kann dieses Spek-
trum auf folgende Weise unterteilen [vgl. 
eine Variante bei Hutter 2007, 12]:
• Handlungsebenen (global, EU, National-
staat, Region, Kommune etc.),
• Handlungsfelder (Umwelt, Verkehr, Stadt-
entwicklung etc.) und 
• Organisationen (Organizational-, Business- 
bzw. Corporate Governance).
Damit ergibt sich ein einfaches Ordnungs-
schema, das dabei helfen mag, genauer zu 
verorten, welcher Aspekt des Governance-
Begriffs jeweils gemeint ist (vgl. Abb. A.4).
Governance-Perspektive
Um uns sogleich an das Gebot der Präzisie-
rung zu halten: In unserem Zusammenhang 
verwenden wir »Governance« als ein sehr 
hilfreiches Mittel zur Schärfung des Blicks 
auf die Vielfalt realer Akteure und Ihrer Be-
züge untereinander – um dies auszudrücken 
scheint uns die Bezeichnung »Governance-
Perspektive« recht treffend.
Um dies noch ein wenig genauer zu erläu-
tern, soll noch einmal ein Politikwissen-
schaftler zu Wort kommen: Uwe Schimanek 
[2007, 29] betrachtet Governance ebenfalls 
in erster Linie als »analytische Perspektive« –
und führt in seinen »Grundlegenden Mecha-
nismen« weiter aus: » […] Ihr Gegenstand 
sind Muster der Interdepenzbewältigung zwi-
schen Akteuren«. 
Diese »Interdependenzbewältigung« meine, 
so Schimank, zunächst »Handlungsabstim-
mung« und die liege immer dann vor, wenn 
ein Akteur bei der Wahl des eigenen Han-
delns das schon geschehene oder für die Zu-
kunft antizipierte Handeln anderer in Rech-
nung stellt: »Ein Akteur fragt sich also, was 
er angesichts des bereits erfolgten oder er-
warteten Handelns seiner Gegenüber zur 
Realisierung seiner Intentionen am besten 
tut« [ebenda 30]. Dabei ist diesem Akteur 
bewusst, dass die anderen sich im Bezug auf 
ihn die gleiche Frage stellen. 
Die sich damit eröffnenden Interdepen-
denzen können nun auf vielfältige Weise 
»bewältigt« oder – vielleicht etwas absichts-
voller ausgedrückt – gestaltet werden: Le-
diglich das Handeln der anderen beobachten, 
es zu beeinflussen versuchen, Verhandlungen 
aufzunehmen wären, so Schimank, mögliche 
Modi der Interdependenzgestaltung.
Für unseren Zusammenhang ist daraus zu-
nächst zu folgern, dass Governance hier 
nicht nur bestimmte Modi von Steuerungs-
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formen meint oder in die Betrachtung einbe-
zieht. Vielmehr wird das ganze Spektrum 
möglicher Bezug- und Einflussnahmen von 
Akteuren untereinander in den Blick ge-
nommen – also zum Beispiel sowohl hoheit-
liches Handeln wie netzwerkförmige Bezüge, 
formale Kooperationen ebenso wie lose 
Verbünde, marktförmiges Interagieren eben-
so wie Mechanismen der Gemeinschaftsbil-
dung und so fort…
Mit dieser Aufzählung wird schon deutlich, 
warum dieser andere Blick notwendig sein 
kann: Vielfach wurde in der Vergangenheit 
(dabei beziehe ich mich vor allem auf die 
planungstheoretische Diskussion) mit be-
grifflichen Gegenüberstellungen operiert – 
etwa: »Plan« versus »Markt«, »hoheitlich« ver-
sus »kooperativ« –, die sich zunehmend als zu 
grob erwiesen. Die Wirklichkeiten sind sehr 
viel komplizierter und uneindeutiger. Daher 
war in der jüngeren Vergangenheit immer 
auch schon mit Begriffen wie »Steuerungs-
mix« operiert worden. Eben hier setzt Go-
vernance, verstanden als analytische Per-
spektive an, und bietet eine Sichtweise an, 
mit dem sehr viel feinkörniger auf die Ge-
samtheit der »Interdependenzen« zwischen 
Akteuren geschaut werden kann.
Dazu wieder Schimank: Es gibt, so führt er 
aus, natürlich bereits »Ordnungsmuster« wie 
Staat, Markt, Gemeinschaft, mit denen in der 
Vergangenheit operiert wurde. Aber sie sind 
»analytisch betrachtet, noch nicht elementar 
genug, sondern stellen jeweils schon spezifi-
sche Kombinationen elementarer Mechanis-
men dar. In diesem Sinne ist zum Beispiel 
immer wieder darauf hingewiesen worden, 
dass reale Märkte in der modernen kapitalis-
tischen Wirtschaft eben keineswegs allein 
auf dem […] elementaren Mechanismus des 
[…] Tausches […] beruhen, sondern dass die-
ses Kernelement […] durch […] Beimischun-
gen anderer elementarer Mechanismen wie 
Hierarchie und Netzwerk sowie ein- und 
wechselseitiger Anpassung gerahmt wird« 
[ebenda 34].
Genauso verhält es sich auch mit Blick auf 
die raumwirksamen Aktivitäten – zum Bei-
spiel öffentlicher Akteure: Auch sie sind 
nicht nur durch Mechanismen hoheitlicher 
Planung bestimmt, sondern durch zahlreiche 
Beimischungen – informeller Abstimmungen, 
Netzwerkbildung marktförmigen Handeln 
etc. – gekennzeichnet. Das aber wird erst 
deutlich, wenn man aus der besagten Go-
vernance-Perspektive auf dieses Handeln 
schaut.
So verstanden ist Governance also in erster 
Linie eine spezifische Beschreibungs- und 
Analyseform, um hinreichend differenziert 
Muster sozialer Ordnung erkennen und die 
Modi der Interdependenzgestaltung wahr-
nehmen zu können. 
Welche Beobachtungen man mit diesem 
Instrumentarium in der Wirklichkeit machen 
kann wird sich zeigen.
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4 Planung? Überlegung zur Ver-
wendung eines weiten Begriffs
»Wer sich anschickt, von ›Planung‹ zu reden, 
muss vorweg als Ausgangslage zur Kenntnis 
nehmen: Es herrscht eine gerade abenteuer-
liche Grenzenlosigkeit des Planungsbegriffs 
vor« [Keller 2006, 352]. 
Tatsächlich ist in der wissenschaftlichen 
Auseinandersetzung um räumliche Entwick-
lung und den Beitrag öffentlicher Akteure 
dazu eine sehr uneinheitliche Verwendung 
zentraler Begriffe vorzufinden, die insbeson-
dere durch Mehrdeutigkeit des Wortes »Pla-
nung«. So stellte John Friedmann [2006, 267] 
zum Beispiel für die Planungstheorie fest: 
»No two of us could agree on the nature of 
the beast we wanted to theorize«. Dieser 
Zustand hält weiter an. Er sei hier nur kurz 
an einigen Beispielen illustriert, um hernach 
eine Vorschlag zur Begriffsverwendung zu 
unterbreiten, der zumindest in der vorlie-
genden Untersuchung zur Anwendung 
kommen soll.
4.1 Probleme der Verständigung
Zunächst ist bei der Verwendung des Wortes 
»Planung« in der wissenschaftlichen Literatur 
festzustellen, dass es nur in Ausnahmefällen 
überhaupt definiert wird. Und so findet man 
auch heute noch nicht nur Aufsätze, sondern 
auch umfassende Werke über (unterschiedli-
che Arten von) Planung, in denen sich nicht 
eine Definition findet. Besonders markant ist 
dieser Mangel in Sammelbänden5, in denen 
dann zwar immer das gleiche Wort aber (an-
scheinend) mit sehr verschiedenen Inhalten 
vorzufinden ist.
Und so bleibt – zum Beispiel – regelmäßig 
unklar, welche Tätigkeit und welcher Akteur 
gemeint ist. Um nur wenige Illustrationen 
[vgl. ausführlich Selle 2005, Kap. 2] zu ge-
ben:
Welcher Akteur?
»Planung« ist zunächst eine menschliche Ak-
tivität, die in manchen Alltagsbereichen von 
Bedeutung ist – insofern gibt es auch Lite-
ratur zu den psychologischen Aspekten des 
Planens. Aber davon ist in der planungstheo-
retischen Literatur nicht die Rede. Vielmehr 
ist hier zumeist von »Planung« als Aktivität 
öffentlicher Akteure die Rede – ohne dass 
das expliziert oder begründet würde. Aber 
Letzteres wäre notwendig: Schließlich sind 
die Planungen privater Akteure – also z.B. 
die der Grundstückseigentümer – für die 
räumliche Entwicklung von erheblicher Be-
deutung. Zudem sind inzwischen viele Auf-
gaben, die früher zum öffentlichen Bestand 
gehörten, in privatwirtschaftliche Hände 
übergegangen, was erhebliche Folgerungen 
für öffentliches Planen, Entscheiden und 
Handeln hat. Aber das ist nur ein Teil des 
Problems. 
Wesentlicher noch ist das Verwirrpotenzial 
von Sätzen wie diesen: »Die Planung erhält 
mehr Möglichkeiten«, »die Planung greift 
Themen auf«, »die Planung trifft Vorent-
scheidungen«, »es gehört zu den wesentli-
chen Aufgaben der Planung«… 
Wer oder was ist hier gemeint? Wer ist »die 
Planung«? Die Frage wird nicht beantwortet 
und so bleibt es bei der sehr vagen Vorstel-
lung von einem (gelegentlich, früher zumal) 
omnipotent erscheinenden Subjekt, das sich 
in der Wirklichkeit so nicht finden lässt. 
Wie bedeutsam die Frage nach der genau-
eren Subjektbestimmung für den theoreti-
schen Diskurs ist, mag eine Illustration aus 
einer jüngst erschienen Publikation verdeut-
lichen: In einem Sammelband über »Strate-
gieorientierte Planung im kooperativen 
Staat« [Hamedinger u.a. 2008] wird viel über 
Möglichkeiten und Grenzen eines solchen 
Steuerungsbemühens geschrieben – auch 
hier fehlt es, am Rande bemerkt, an Definiti-
onen. Wenn dann an einer Stelle der Hinweis  
gemacht wird, dass raumbezogene Planung 
an Ressorts gebunden ist und schon von da-
her ein umfassender Koordinierungsanspruch 
»ziemlich illusionär« erscheint [Blotevogel, 
zitiert n. Altrock 2008, 75] – macht das 
deutlich, wie wesentlich die Benennung des 
planenden Akteurs für die Aussageninhalte 
und die Verständigung untereinander ist6.
Für viele Autoren scheint »Planung« mit »öf-
fentlicher Politik« synonym zu sein: Wenn 
also gemeint ist: Die Kommune, der Staat 
oder die öffentliche Hand müsse sich dieses 
oder jenes Problems annehmen – dann wird 
daraus oft: »Die Planung« muss, soll etc… 
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In ähnlicher Weise wird »Planung« gele-
gentlich auch »Markt« gegenübergestellt – 
gleichsam als summarische Kennzeichnung 
öffentlicher auf der einen und privatwirt-
schaftlicher Akteure auf der anderen Seite 
– und der ihnen jeweils zuzuordenden sozia-
len Ordnungsmechanismen. Aber schon mit 
Blick auf die Governance-Forschung (s.o.) ist 
deutlich geworden, dass solche eindimensio-
nalen Zuordnungen zu kurz greifen: Und 
auch hier kann festgestellt werden: »Pla-
nung« ist ebenso wenig Privileg der öffentli-
chen Sphäre wie marktwirtschaftliche Steue-
rungsformen lediglich von privaten Akteuren 
eingesetzt werden.
Welche Aktivität
»Planung bezeichnet allgemein die Analyse 
zukünftiger Entwicklungen bezüglich be-
stimmter Ziele und […] der zur Realisierung 
der eigenen Ziele […] notwendigen Maß-
nahmen« heißt es in einem Wirtschaftslexi-
kon, das von dem aus anderen Zusammen-
hängen bekannten Bert Rürup [2000] he-
rausgegeben wurde. 
Dieses Zitat bringt einen scheinbar großen 
Konsens hinsichtlich der Verwendung des 
Wortes »Planung« zum Ausdruck. Dieser lau-
tet: Planen bedeutete die Herstellung eines 
Planes, das heißt einer Abbildung zukünfti-
ger (möglicher) Realitäten und der Wege 
dorthin – Planen hingegen heißt nicht: Einen 
dieser Wege gehen. Das wäre dann »Umset-
zung«. 
Eine solche Unterscheidung scheint un-
strittig – und hindert doch viele Autorinnen 
und Autoren nicht daran, kommentarlos 
»Planung« als »zielorientiertes Handeln« zu 
definieren, darauf zu beharren, dass Umset-
zung und Evaluation Teil von »Planung« seien 
etc. Wäre es nicht für die Verständigung 
sinnvoll, bei einem (sprachlich wohl begrün-
deten) Verständnis zu bleiben?
Eine Erklärung für das Abweichen mancher 
Definitionen von dem engen, aufs Pläne-Ma-
chen begrenzten Begriff liegt in Zugängen, 
die vom Berufsfeld, von konkreten Aufgaben 
oder von allgemeinen Funktionsbestimmun-
gen für »die Planung« herkommen. Aus die-
ser Sicht kann z.B. kommunales Handeln für 
eine nachhaltige Siedlungsentwicklung nicht 
auf das Herstellen von Plänen beschränkt 
werden. Dazu bedarf es auch unmittelbarer 
Interventionen, des Hineinwirkens in gesell-
schaftliche Meinungsbildungsprozesse, der 
Mitwirkung an Projekten etc. Das dürfte e-
benfalls unstrittig sein. Aber muss und soll 
man das alles »Planung« nennen? 
Damit sind jene Begriffsverwendungen 
angesprochen, in denen alles, was Planer 
machen als »Planung« bezeichnet wird. Da 
werden dann – um das o.g. Beispiel nachhal-
tiger Entwicklung aufzugreifen – ordnungs-
behördliche Auflagen, Kampagnen, Marke-
tingprozesse, Projektentwicklungen etc. alle 
zur »Planung«. 
Was weder der Sache noch der Verständi-
gung dient.
4.2 Vorschlag zur Begriffsverwendung
Was es bedeutet, wenn man sich nicht über 
die unterschiedlichen Inhalte verständigt, die 
im gleichen sprachlichen Gewand eines Wor-
tes (also z.B. »Planung«) daher kommen kön-
nen, machen Wolfgang Jung und Walter 
Schönwandt [2006, 364ff.] deutlich: »Wenn 
auf semiotische Interpretationen verzichtet 
wird, ist […] die Vermutung nicht von der 
Hand zu weisen, dass verschiedene Ge-
sprächspartner nur per Zufall vom gleichen 
Inhalt reden«.
Um nicht allein auf eine solche Zufalls-
kommunikation angewiesen zu sein, sei der 
Versuch unternommen, einige Schnittmen-
gen in der Begriffsverwendung zu identifi-
zieren7 .
Harter Kern?
Es scheint so etwas wie einen »harten Kern« 
der Diskussion über Planung zu geben. Er 
wird durch eine Definition gekennzeichnet, 
die Donald Keller [2006, 352f.] vorschlägt. 
Demnach ist mit Planung die Vorbereitung 
raumwirksamen Handelns gemeint. Umfasst 
sind damit unter anderem die (gesetzlich 
geregelten) Verfahren der Regional-, Stadt- 
oder Landschaftsplanung etc. und die an 
ihrer Gestaltung beteiligten öffentlichen 
Institutionen etc. Gemeinsam ist diesen Ver-
fahren die Aufgabe, öffentliches Handeln im 
Raum koordinierend vorzusteuern und Rah-
menbedingungen für privates Handeln zu 
definieren. In diesem Zusammenhang werden 
auf unterschiedlichen Maßstabsebenen Pläne 
von Planerinnen und Planern erarbeitet und 
zumeist (zumindest dann, wenn sie Bin-
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dungswirkung gegenüber Dritten haben) von 
den zuständigen politischen Gremien be-
schlossen.
Dieses Verständnis beinhaltet drei weitere 
Festlegungen:
Erstens: Zumeist wird ein Bezug zur Ent-
wicklung des Raumes unterstellt oder der 
Raum explizit als Gegenstandsbereich des 
Handelns benannt. Das klingt allerdings ein-
deutiger als es ist. Denn zum einen muss 
man beim Begriff »Raum« schon inne halten 
und fragen, was genau gemeint sein könnte. 
Zum anderen finden sich in vielen Aufga-
benbereichen, mit denen etwa die Stadtpla-
nung befasst ist, auch ökonomische, kultu-
relle, soziale und andere Handlungsfelder. 
Hier ist unter Umständen der Begriff der 
»Raumwirksamkeit« als Eingrenzung hilf-
reich.
Zweitens: Nahezu durchgängig wird (vor 
allem) das Handeln öffentlicher Akteure ins 
Auge gefasst. Häufig findet sogar eine wei-
tergehende Fokussierung auf öffentliche 
Verwaltungen bzw. jene öffentlichen Akteu-
re, die mit der Aufstellung von Plänen etc. 
befasst sind, statt.
Drittens: Eine so verstandene Planung wird 
von zahlreichen Rahmenbedingungen beein-
flusst, die sowohl auf die Entwicklung des 
Raumes wie auf das Handeln der Akteure 
wirken (in vielen Beiträgen werden diese Be-
züge hergestellt): Demografische, soziale und 
ökonomische Entwicklungen, Strukturen des 
politisch-administrativen Systems, gesetzli-
che Grundlagen, kulturelle und politische 
Orientierungen bzw. Werthaltungen, Macht- 
und Rollenverteilungen zwischen den Akteu-
ren etc. Das (planende) Handeln der öffentli-
chen Akteure muss innerhalb dieses Kontex-
tes betrachtet werden [vgl. Keller 2006], um 
verständlich zu werden.
Differenzierungs- und Ergänzungsbedarf
Eine so verstandene »Planung« kann hin-
sichtlich der Handlungsebenen, Aufgaben-
felder etc. weiter präzisiert werden, indem 
zum Beispiel zwischen Fachplanungen (Land-
schafts-, Naturschutz-, Verkehrs- und Regio-
nalplanung) und Querschnittsplanungen 
(Stadt-/Regional/Landesplanung etc.) unter-
schieden wird. Als Sammelbezeichnung, die 
diese Planungen von anderen (z.B. Finanz- 
oder Haushaltsplanung) unterscheidbar 
macht und alle auf den Raum gerichteten 
Planungsaktivitäten zusammenfasst, bietet 
sich »Raumplanung« an [vgl. auch Fehl 
2006]. Auch die Bezeichnung »Umweltpla-
nung« läge aus inhaltlichen Gründen nahe, 
erhöht jedoch die Komplexität des Gegen-
standes erheblich.
Es sind jedoch möglicherweise noch Weite-
rungen notwendig, denn sowohl hinsichtlich 
der Aktivitäten wie der Akteure finden sich 
in vielen theoretischen wie praktischen Bei-
trägen Aspekte, die über die »Vorbereitung 
raumwirksamen Handelns öffentlicher Ak-
teure« hinausgehen:
• Weitere Steuerungsaktivitäten: Vielfach 
geht es nicht nur um die Vorbereitung von 
Handeln, sondern um ein breiteres Aktivitä-
tenspektrum – um Regional- und Stadtent-
wicklungsprogramme, um Lokale Agenden, 
Standortförderung, Strukturpolitik, Projekt-
entwicklung, Politik für benachteiligte 
Stadtquartiere, Mobilisierung von Selbsthil-
fepotenzialen, Innovationsförderung, Festi-
valisierung, Umweltentwicklung, Stadtmar-
keting und -management, lokale Wirt-
schafts-, Wohnungs-, Sozial- und Kulturpoli-
tik und vieles mehr … Angesprochen wird 
also vielfach die Gesamtheit aller Aktivitä-
ten, mit denen öffentliche Akteure Stadt- 
und Regionalentwicklung zu beeinflussen 
suchen. Planung im oben verstandenen Sin-
ne ist ein Teil dieses Aktivitätenspektrums.
• Weitere Akteure: Es gibt aber noch einen 
Aspekt, der vielen jüngeren Beiträgen zur 
Diskussion gemein ist. In ihnen wird, explizit 
oder implizit, davon ausgegangen, dass die 
Entwicklung von Städten und Regionen ge-
prägt wird vom Handeln Vieler: Marktakteu-
re (Banken, Investoren, Projektentwickler, 
Grundeigentümer, Groß- und Kleinbetriebe, 
Wohnungs- und Immobilienunternehmen 
etc.) und private Haushalte, Verbände und 
Initiativen sowie zahlreiche öffentliche Ak-
teure auf verschiedenen Ebenen (Bund, Land, 
Regionen, Kreise, Kommunen) und in zahlrei-
chen Ressorts. Sie alle wirken auf die Ent-
wicklung von Städten und Regionen ein. Das 
Handeln der öffentlichen Akteure ist inso-
fern nur ein Beitrag. Gelegentlich wird in 
diesem Zusammenhang davon gesprochen 
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[vgl. BMVBW 2005], dass Stadtentwicklung 
eine Gemeinschaftsaufgabe sei.
Geprägt durch die »Governance«-Perspek-
tive (s.o.) wird dann vielfach gefragt, auf 
welche Weise öffentliche Akteure auf das 
Handeln anderer, an der Stadtentwicklung 
Beteiligter einwirken, es koordinieren und 
auf gemeinsame Aufgaben, Ziele oder Pro-
jekte ausrichten können.
Mit diesen Weiterungen reichen Themen, 
Akteure und Aktivitäten weit über die »Vor-
bereitung raumwirksamen Handelns« hinaus. 
Dennoch wird auch diese Aktivitäts- und 
Akteursvielfalt nicht selten unter »Planung« 
subsumiert. Sinnvoller erscheint es, für die 
Vielfalt raumwirksamer Handlungsweisen 
öffentlicher Akteure andere Bezeichnungen 
zu verwenden. So wird zunehmend von Ent-
wicklung, Management und Marketing in 
unterschiedlichen Zusammensetzungen – 
Stadtentwicklungspolitik, (Steuerung der) 
Stadtentwicklung, Quartiers-, Stadt-, Regio-
nalmanagement etc. – gesprochen. Noch 
allgemeiner könnte man von »Beiträgen öf-
fentlicher Akteure zur räumlichen Entwick-
lung« sprechen – womit die oben erläuterten 
Perspektiven als Unterscheidungs- und Defi-
nitionshilfen ins Spiel kommen.
Planung
Der verfahrensbezogenen Perspektive fol-
gend ist auch »Planung« Gegenstand der Be-
trachtung. Sie sollte dann begrifflich eng 
gefasst und als Vorsteuerung der Bodennut-
zung durch öffentliche Akteure verstanden 
werden. Diese Planung hat zwei Grundfunk-
tionen: Koordination der »raumwirksamen 
Tätigkeiten« [Keller ebenda 353] verschiede-
ner öffentlicher Ressorts, Dienststellen, Be-
triebe etc. und – im Zusammenhang mit be-
stimmten Planarten – Rahmensetzung für 
die privaten (durch Marktmechanismen ge-
steuerten) Verfügungsmöglichkeiten über 
Grund und Boden.
Die entsprechenden Verfahren der Plan-
aufstellung sind gesetzlich geregelt, klar  
identifizierbaren öffentlichen Institutionen 
übertragen und bedürfen der politischen 
Legitimation. Das schließt nicht aus, dass 
diese formellen Verfahrenskerne eingebettet 
sind in informelle Kommunikationsprozesse.
Eine solche Planung bereitet Entwicklun-
gen im Raum vor, koordiniert, setzt (rechtli-
che) Rahmen. 
Entwickelt, verändert wird von anderen – 
es können dies andere öffentliche Akteure 
sein, vorrangig aber wird es sich um private 
Raumnutzer handeln. Die Ziele dieser Pla-
nung bedürfen also zu ihrer Realisierung der 
Mitwirkungsbereitschaft anderer. Früher ist 
dieses Verhältnis treffend als »Huckepack-
Implementation« benannt worden.
Die wissenschaftliche Auseinandersetzung 
mit einem so verstandenen Gegenstand kann 
zu Recht mit der traditionellen Bezeichnung 
»Planungstheorie« belegt werden.
Sie nimmt die oben beschriebene verfah-
rensbezogene Perspektive ein und analysiert 
die Voraussetzungen, Verläufe und Wirkun-
gen des Handelns der planenden öffentli-
chen Akteure. Da Uneinigkeit darüber 
herrscht, wer in diesem Sinne ein »planender 
öffentlicher Akteur ist« – die einen sehen nur 
die »räumliche Gesamtplanung« als solchen 
an, andere halten dafür, dass auch die Res-
sortplanungen als solche zählen – empfiehlt 
es sich im Forschungszusammenhang, Akteur 
und Verfahren präziser zu benennen (Stadt-
planung, Landschaftsplanung, Regionalpla-
nung etc.) .
(Beiträge zur) Stadtentwicklung
Ein anderes Erkenntnisinteresse verfolgt, wer 
sich mit räumlicher Entwicklung auseinan-
dersetzt und die Frage stellt, welche Akteure 
dazu auf welche Weise Beiträge leisten (kön-
nen). Hier geht es also um Entwicklung in 
jenem doppelten Sinn, auf den bereits Albers 
aufmerksam gemacht hat:
• sich entwickeln und
• entwickelt werden.
Die für dieses Gegenstandsverständnis an-
gemessene aufgaben- und akteursbezogene 
Perspektive ist bereits beschrieben worden. 
Bleibt noch darauf hinzuweisen, dass »Stadt 
entwickeln« eine Vielzahl von Tätigkeiten 
umfasst, die bis weit in verschiedene Intensi-
täten von Raumveränderung reichen: Da 
wird ausgehandelt, moderiert, investiert, 
entwickelt, ge- und verkauft, organisiert, 
umstrukturiert, hoheitlich angeordnet, koo-
perativ gesteuert, aus schwacher Position 
verhandelt. Da werden Milieus gepflegt und 
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Netze geknüpft, Partner gesucht, Sponsoren 
gefunden, Schulden gemacht, Unternehmen 
gegründet, Verwaltungen neu gegliedert, 
Prozesse organisiert, Stadtmarketing betrie-
ben, Standortgemeinschaften gebildet… und 
… und … und. 
Wie bezeichnet man diese Aktivitätenviel-
falt? Sinnvoll scheint es zu sein, (zum Bei-
spiel) von Stadtentwicklung oder allgemeiner 
räumlicher Entwicklung zu sprechen. Wenn 
der Blick dabei in besonderer Weise auf ein-
zelne Akteure gerichtet wird, dann stehen 
deren »Beiträge zur räumlichen Entwicklung« 
im Mittelpunkt der Betrachtung. 
Für den Alltagsgebrauch, etwa die Kenn-
zeichnung eines Berufsfeldes, ergeben sich 
aus solchen Überlegungen keine unmittelba-
ren Konsequenzen. Dort wird wohl noch ei-
nige Zeit von »Planung« in einem sehr um-
fassenden (und entsprechend unscharfen) 
Sinne die Rede sein. Aber es zeichnen sich 
schon weitere Optionen ab, von denen Wort-
zusammensetzungen mit -Entwicklung (Re-
gional-, Landschafts-, Stadtentwicklung) und 
-Management (Stadt-, Quartiersmanage-
ment usf.) derzeit am häufigsten sind. Wel-
che für die Verständigung innerhalb des Be-
rufsstandes und zur Vermittlung seines Pro-
fils nach außen geeignet ist, wird sich zei-
gen. In die wissenschaftliche Diskussion soll-
te aber schon vorher etwas mehr Klarheit bei 
der Wahl von Begriff und Bezeichnung ein-
ziehen. 
5 Zwischenresümee 
Als Zwischenresümee kann an dieser Stelle 
festgehalten werden:
1. Die vorliegende Untersuchung geht davon 
aus, dass räumliche Entwicklung aus dem 
Handeln vieler Akteure resultiert. 
Die Aktivitäten öffentlicher Akteure tragen 
zur räumlichen Entwicklung bei, ohne sie 
umfassend lenken zu können. Es gibt also, 
um an Mayntz (s.o.) anzuknüpfen, Steuerun-
gen »in der« Stadt- und Regionalentwick-
lung, aber keine zentrale Steuerung »der« 
Entwicklung von Stadt und Raum. Öffentli-
che Akteure haben demnach keine leitende 
Rolle. Sie wirken mit und versuchen »Einfluss 
auf die räumliche Entwicklung« [Albers 1988, 
2] zu nehmen (vgl. Abb. A.5). 
Abb. A.5 | Stadtentwicklung in den Sphären von 
Staat, Markt und Zivilgesellschaft
Abb. A.6 | Ausgangspunkt der Betrachtung 
2. Um diese Aktivitäten im Raum abbilden 
und den Beitrag öffentlicher Akteure genau-
er analysieren zu können, wird hier eine 
»aufgaben- und akteursbezogene Perspekti-
ve« eingenommen. Dabei stehen (beabsich-
tigte) Entwicklungen im Raum und die ihnen 
zuzuordnenden Akteure am Anfang der Be-
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trachtung. Von hier ausgehend wird dann 
gefragt, welchen Beitrag öffentliche Akteure 
zu den Entwicklungen leisten (vgl. Abb. A.6).
3. Mit dem Governance-Begriff wird ein Zu-
gang auf die Interdependenzgestaltung zwi-
schen den Akteuren zur Verfügung gestellt, 
der wesentlich die hier eingenommene Per-
spektive prägt. Governance wird in unserem 
Kontext in erster Linie als analytische Per-
spektive verstanden und auf die lokale 
Handlungsebene, hier insbesondere auf das 
Handlungsfeld der Siedlungsflächenentwick-
lung bezogen.
Die Im Governance-Begriff auch enthalte-
nen Vermutungen über Veränderungen in 
der Interdependenzgestaltung zwischen den 
Akteuren, insbesondere hinsichtlich der Rolle 
und der Aktivitäten öffentlicher Akteure 
werden von uns als Hypothesen betrachtet, 
die im Einzelnen zu prüfen sind (vgl. 
Abb. A.7). Hierbei handelt es sich um die 
benannten »Veränderungs«-Hypothesen (vgl. 
zu V-Hypothesen Abschnitt A.6). 
Abb. A.7 | Begriffsdimensionen »Governance« - 
Einordnung der Untersuchung
4. Die Beiträge der öffentlichen Akteure zur 
räumlichen Entwicklung können ein breites 
Spektrum von Aktivitäten umfassen. Diese 
lassen sich grob zusammenfassen (vgl. 
Abb. A.8) in
• Hoheitliche Rahmensetzungen;
• Finanzielle Anreize
• Kommunikation
• direkte raumwirksame Maßnahmen.
Eine weitergehende Differenzierung und 
Qualifizierung haben wir in anderen Zusam-
menhängen vorgelegt und erläutert [vgl. 
Selle 2005, Kap. 3 und 8].
Abb. A.8 | Instrumente, Wirkungsweisen, Steuerungs-
modi
5. Als Sammelbezeichnung für die kommu-
nalen Aktivitäten im Raum wird hier vom 
»Beitrag kommunaler Akteure zur räumli-
chen Entwicklung« gesprochen.
Folgt man dem Begriffsverständnis des 
Bundesamtes für Bauwesen und Raumord-
nung [2000a, 6] könnte man auf kommuna-
ler Ebene auch von »Stadtentwicklung« spre-
chen (»Organisation des Interessenausgleichs, 
Moderation der unterschiedlichen Ansprüche 
an die Stadt«). 
»Planung« ist Teil dieser Aktivitäten. Sie 
umfasst hier insbesondere die Vorsteuerung 
»raumwirksamer Tätigkeiten« verschiedener 
öffentlicher Ressorts, Dienststellen, Betriebe 
etc. (im Wege der Flächennutzungs- oder 
Stadtentwicklungsplanung) und – im Zu-
sammenhang mit bestimmten Planarten –
Rahmensetzungen für die privaten (durch 
Marktmechanismen gesteuerten) Verfü-
gungsmöglichkeiten über Grund und Boden.
6. Zur Beschreibung und Erklärung der öf-
fentlichen (kommunalen) Beiträge zur räum-
lichen Entwicklung sowie zur Prüfung der 
Hypothesen wird die folgende Variablen-
struktur verwendet (vgl. Abb. A9).
Abb. A.9 | Variablenstruktur der Untersuchung
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6 Erste Hypothesenprüfung: Der 
kommunale Beitrag zur Entwick-
lung der Siedlungsflächen – 
Stand der Diskussion in der 
(empirisch orientierten) Literatur 
Die folgende kurze Literaturübersicht zu em-
pirisch orientierten Studien (zu den eher the-
oretisch-konzeptionell ausgerichteten vgl. 
Kap. 3f.) vereinfacht diese Gliederung des 
Hypothesenrasters auf im Wesentlichen vier 
Aspekte:
1. Steuerungsverhalten öffentlicher, insbe-
sondere kommunaler Akteure (im größeren 
Akteurskontext) in den Handlungsfeldern 
von Stadtplanung und -entwicklung;
2. Probleme der Siedlungsflächenentwick-
lung und Aufgabenwahrnehmung kommu-
naler Akteure;
3. Werte, Orientierungen, Ziele für das Han-
deln kommunaler Akteure;
4. Allgemeine und besondere Rahmenbedin-
gungen und ihr Einfluss auf das kommunale 
Handeln.
6.1 Instrumente, Verfahren, Prozesse: Auf 
welche Weise tragen kommunale Akteure 
zur Entwicklung von Siedlungsflächen bei?
Hier muss noch einmal kurz auf die allge-
meinere, empirisch basierte Literatur (der 
viele der zur Überprüfung anstehenden Hy-
pothesen entstammen) eingegangen werden, 
bevor dann gefragt wird, welche Erkenntnis-
se zum Planen, Steuern und Entwickeln 
kommunaler Akteure im engeren Handlungs-
feld der Entwicklung von Siedlungsflächen 
vorliegen: 
Die allgemeine Diskussion zu Veränderung 
und Stand der Steuerung in verschiedenen 
Handlungsfeldern der Stadtentwicklung
Ein Großteil empirischer Untersuchungen der 
letzten Jahre setzt sich mit einzelnen Ar-
beits- und Organisationsformen und/oder 
besonders innovativen Beispielen auseinan-
der. Beispielhaft sei hier die Difu-Studie zu 
Public Private Partnerships genannt, die in 
acht Fallbeispielen Chancen und Risiken die-
ser Arbeitsweise analysierte [Heinz/Scholz 
1996]. Ähnliche Untersuchungen existieren 
zum Thema Stadtmarketing [Grabow/Holl-
bach-Grömig 1998], zu interkommunalen 
Kooperationen [Bunzel/Reitzig/Sander 2002] 
oder zu Beispielquartieren der »Sozialen 
Stadt« [Güntner 2007; Stegen 2006]. Auch 
einige der Arbeiten aus eigenen Arbeitszu-
sammenhängen lassen sich hier einordnen, 
insbesondere die Untersuchung zu »Arbeits- 
und Organisationsformen für eine nachhalti-
ge Entwicklung« [Selle 2000; vgl. Textkasten 
auf der folgenden Seite]. Zahlreiche Best-
Practise-Sammlungen sowie das Forschungs-
programm »Experimenteller Wohnungs- und 
Städtebau ExWoSt« des BMVBW bzw. BBR 
liefern Informationen zu einzelnen Beispie-
len aus der Planungspraxis.
In verschiedenen Einzelfallstudien und 
Fallbeispielanalysen wird festgehalten, dass 
kooperative Steuerungsformen an Bedeu-
tung zunehmen [vgl. als jüngstes Beispiel 
etwa Herz u.a. 2005]. Die Zusammenarbeit 
mit privaten Akteuren im Rahmen von »Pub-
lic-Private-Partnerships« ist für die Städte 
angesichts knapper Kassen zunehmend wich-
tig [DStGB 2002; Herz u.a. 2005; Heinz/
Scholz 1996]. In diesem Kontext ist auch auf 
die »Zusammenarbeit zwischen Kommunen 
und Privaten im Rahmen des Stadtumbaus« 
zu verweisen, die in einer ebenso betitelten 
Studie des Forum Baulandmanagements 
NRW [2005] empirisch untersucht wurde. 
Darüber hinaus werden teils zivilgesell-
schaftliche Akteure in die Stadt[teil]entwick-
lung eingebunden, wie im Programm »Sozia-
le Stadt« [Becker 2003] oder in anderen Zu-
sammenhängen integrierter Stadtteilent-
wicklung [vgl. hierzu auch Ergebnisse aus 
dem Projekt 3stadt2 u.a. BBR 2005b und Ja-
kubowsky 2007]. Auch Kooperationen zwi-
schen Gebietskörperschaften wird zuneh-
mend Aufmerksamkeit gewidmet [Klemme 
2002; vgl. zur regionalen Kooperation auch 
Knieling/ Fürst/ Danielzyk 2003 und zur »re-
gional governance« Adamaschek/Pröhl 2003 
und Projekt »Stadt 2030«].
Viele Untersuchungen setzen sich mit der 
»Projektorientierung« kommunaler Planung 
und Entwicklung [Siebel/Ibert/Mayer 1999; 
Keller/Koch/Selle 1996; Ibert 2003] ausei-
nander und gehen von einer (Bedeutungs-) 
Zunahme dieser Steuerungsform aus. 
Bislang liegen hierzu vor allem Fallstudien 
vor [Selle 2000; Ganser/Siebel/Sieverts 1993; 
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Kilper 2001]. Es fehlt jedoch noch an Bele-
gen dafür, ob sie in der »Breite« kommunalen 
Handelns wirksam ist oder auf bestimmte 
Sonderfälle beschränkt bleibt. Ähnliches gilt 
für die Diskussion um »Festivalisierung« von 
Planung und Politik [Häußermann/Siebel 
1993; Müller/Selle 2001; Altrock u.a. 2003; 
Selle 2005, Kap.6 ], wobei sich hier die Indi-
zien mehren, dass Formen der Inszenierung 
und Festivalisierung Eingang in den Alltag 
der Stadtentwicklungspolitik finden [vgl. 
etwa Knieling 2003].
Seit einigen Jahren hat zudem die Ausei-
nandersetzung mit Stadtentwicklungskon-
zepten wieder an Intensität gewonnen [vgl. 
Klotz/Frey 2005; mit spezifischem Fokus Ber-
ding 2007) und es wird die These aufgestellt, 
dass es zu einer »Renaissance strategischer 
Pläne« komme [siehe Reiß-Schmidt 2006 und 
vgl. jüngst Hamedinger u.a. 2008] – aller-
dings ist auch hier die empirische Basis eher 
zufällig und keinesfalls ausreichend, um zum 
Beispiel quantitative Aussagen (»Zunahme«) 
treffen zu können. Insofern kann hier, wie 
bei vielen anderen Strängen der jüngeren 
Diskussion, nur ein Bedeutungszuwachs im 
wissenschaftlichen Diskurs konstatiert wer-
den, dessen Bezüge zu tatsächlichen Ent-
wicklungen in der Realität noch der Über-
prüfung harren.
Aussagen zum engeren Untersuchungs- 
bereich
Welche Akteure prägen die Entwicklung der 
Siedlungsflächen in den Kommunen und wie 
gestalten sie ihre Bezüge untereinander:
Zu dieser einfach klingenden Frage gibt es 
nur wenige empirisch abgesicherte Erkennt-
nisse: Zu nennen ist hier insbesondere die 
BBR-Untersuchung zum Forschungsfeld Flä-
chenkreislaufwirtschaft [BBR 2006]. Hier 
wurde z.B. in fünf Regionen erfragt (N=114) 
welche Akteure für die Flächenkreislaufwirt-
schaft von Bedeutung seien. Die Antwort 
[ebenda 23ff] : »Als wichtigste Akteure für 
die Reduzierung der Flächeninanspruchnah-
me und die vorrangige Innenentwicklung 
werden von der Mehrheit der Befragten 
Kommunalpolitik (78 Nennungen unter sehr 
wichtig ) und Kommunalverwaltung (69 
Nennungen) angesehen. […] Ein deutlich ge-
ringerer, aber immer noch sehr hoher Stel-
lenwert wird der Regionalplanung zugespro-
chen (knapp die Hälfte der Nennungen), die 
mehr oder weniger stringenten Rahmenbe-
dingungen für die Neuausweisung von Flä-
chen setzen. Als weitere wichtige Akteure 
genannt werden gewerbliche Investoren und 
Wohnungsbaugesellschaften sowie die Wirt-
schaftsförderung. Eine eher geringe Rolle 
spielen nach Einschätzungen der Befragten 
die Umweltverbände, die Banken, die Land-
esbehörden und der großflächige Einzelhan-
del [...]. In der Auswertung der Ergebnisse für 
die Akteursgruppe Planungs- und Bauabtei-
lung entfällt aber auch ein nennenswerter 
Anteil von Einschätzungen als sehr wichtig 
auf die Eigentümer großer Brachen (sieben 
Nennungen) sowie Landesbehörden (sechs 
Nennungen) […]« Interpretationsbedürftig ist 
aber die gleichzeitig zutage geförderte Er-
kenntnis, dass die Kosten der Wiedernutzung 
(im Vergleich zu Bauflächen an anderen 
Standorten) das am häufigsten genannte 
Hemmnis für eine vorrangige Innenentwick-
lung darstellen. Die große Bedeutung der 
Zusammenarbeit zwischen privaten und öf-
fentlichen Akteuren wird auch mehrheitlich 
in den empirischen Berichten zur Praxis des 
Stadtumbaus belegt; beispielsweise BBR 
[2005b] oder Forum Baulandmanagement 
[2005]: »Bei weit über 90% der Stadtumbau-
projekte der an der Umfrage Beteiligten gibt 
es eine Kooperation zwischen Kommunen 
und Privaten.« [ebenda 25] Um so mehr 
wundert es, dass sich die Betrachtungen der-
artiger Prozesse in erster Linie den öffentli-
chen Akteuren widmen. 
Ergebnisse einer ausführlichen empirischen 
Auseinandersetzung mit (300 erfassten und 
40 detailliert ausgewerteten) Projekten einer 
an Nachhaltigkeitszielen – insbesondere am 
sparsamen Umgang mit Grund und Boden 
– orientierten Siedlungs- und Freiraument-
wicklung liegen mit dem vierbändigen Er-
gebnisbericht zum Forschungsprojekt »Koo-
perativer Umgang mit einem knappen Gut« 
[Selle 2000] vor. Einige der Forschungsresul-
tate mit unmittelbarem Bezug zum hier be-
handelten Thema haben wir in den folgen 
Textkästen wiedergegeben.
Zwei Anmerkungen zu diesem Vorhaben 
(und zu dessen Bezügen zum vorliegenden) 
sind jedoch notwendig: Untersucht wurden 
Einzelfälle, die als besonders innovativ galten 
– insofern können die Ergebnisse nicht re-
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präsentativ für alle Projekte der Siedlungs-
flächenentwicklung sein. Und: Die Untersu-
chung bezog sich auf Projekte, also punktu-
elle, zum Teil sehr intensive Steuerung. In der 
vorliegenden Studie wird aber ausdrücklich 
das Handeln der Kommunen in Bezug auf die 
gesamten Siedlungsflächen thematisiert.
Davon unbenommen lassen sich aber 
wichtige Anregungen und Hinweise auch für 
unseren Untersuchungszusammenhang ge-
winnen: Das gilt insbesondere für die 
Entstandardisierung und die unterschiedli-
chen »Profile« kommunaler Steuerungsbe-
mühungen (vgl. dazu später auch Ergebnisse 
der Werkstatt in Abschnitt C).
In diesem Zusammenhang ist auch die 
Studie von Alexander Theiss [2007] (»Inner-
städtisches Brachflächenrecycling als Aus-
druck komplexer gesellschaftlicher und öko-
nomischer Prozesse«) zu nennen, die auf al-
lerdings sehr viel schmalerer empirischer Ba-
sis (drei Fallstudien in Frankfurt) insbesonde-
re auf problematische Aspekte der projekto-
rientierten Steuerung hinweist: Durchsetzen 
von Investoreninteressen bei kommunalpoli-
tische Dissens, Verlust an Transparenz der 
Verfahren.
Legt man die beiden letztgenannten Un-
tersuchungsergebnisse nebeneinander, so 
wird deutlich, wie problematisch es wäre, 
von der Frankfurter Untersuchung generell 
auf die Beteiligung der Kommunen an der 
Projektentwicklung schließen zu wollen. Tat-
sächlich zeigt die auf breiterer empirischer 
Basis angelegte Studie zur Siedlungs- und 
Freiraumentwicklung, dass die in Frankfurt 
vorgefundenen Probleme auftreten können, 
aber keinesfalls zwingend mit dieser Steue-
rungsform verbunden sein müssen. Mehr 
noch: Da Konflikte, Intransparenzen und ein-
seitige Interessendurchsetzungen auch im 
Kontext anderer Steuerungsformen (z.B. bei 
der traditionellen Angebotsplanung) auftre-
ten, wird man fragen müssen, ob ein eindeu-
tiger ursächlicher Zusammenhang dieser 
Probleme mit der Steuerungsform »Projekt« 
bislang überhaupt als nachgewiesen angese-
hen werden kann. Zu dieser Frage liefert 
Lindner [2006] wichtige Hinweise, auch 
wenn es sich bei der Betrachtung der Steue-
rungsmöglichkeiten des Strukturwandels 
mehr um einen Erfahrungsbericht, denn um 
eine fundierte empirische Erhebung handelt: 
Anhand verschiedener Praxisbeispiele aus 
dem Steuerungsalltag der Stadt Herten wird 
offensichtlich, wie das Handeln von Grund-
stückseigentümern, Investoren, Wohnungs-
bauunternehmen, Förderer und Nachbar-
kommunen die räumliche Entwicklung prägt 
und wie letztendlich der gesamte Struktur-
wandel von den unterschiedlichen Akteurs-
konstellationen, -interaktionen und Interes-
sen abhängt. Auch Lobeck/Wiegandt [2006] 
widmen sich in einer Einzelfallbetrachtung , 
einer Projektentwicklung in der Braun-
schweiger Innenstadt, dem Zusammenspiel 
von und den Aushandlungen zwischen Ak-
teuren sowie deren Folgen.
Eine in diesem Zusammenhang inhaltlich 
wie methodisch sehr wichtige Arbeit stellt 
die Untersuchung von Uwe Altrock [2001] 
zur Büroflächenpolitik im Berlin der 80er 
und 90er Jahre dar: Inhaltlich, weil sie sich 
einer Nutzungsart zuwendet, die in der pla-
nungstheoretischen Literatur eher selten 
betrachtet wird. Methodisch, weil sie einen 
multiaktoriellen Ansatz verfolgt und ver-
sucht, am Beispiel von acht Fallstudien »das 
Verhältnis der Akteure untereinander unter 
Einschluss der Investoren, der Bürger, der 
Planer und insbesondere der Berliner Bezirke 
zu beleuchten« [ebenda, 843]. Hier erfährt 
man, wie sich in einer »zersplitterten Akt-
eursstruktur« eine Art elitärer Wachstumsko-
alition bildet, die die Projektentwicklung 
begleitet und durchsetzt. Öffentliche Akteu-
re scheinen dabei zwischen Angebotsorien-
tierung und reaktivem Verhalten zu schwan-
ken und sich eher auf Annahmen bzw. vage 
Vermutungen (Büroflächenwachstum = Ar-
beitsplatzangebot) zu verlassen. Investoren 
spielen bei einzelnen Projekten eine wesent-
liche Rolle – was sich insbesondere dann 
zeigt, wenn sie ihre Pläne ändern und sich 
aus bereits sanktionierten Projekten zurück-
ziehen – , aber in Bezug auf die gesamte In-
nenstadtentwicklung schätzt Uwe Altrock 
ihre Bedeutung als »nicht herausragend« ein. 
Diese Mischung von reaktiv-angebotsorien-
tiertem Verhalten der öffentlich Akteure, das 
sich vielfach an nicht-hinterfragten Annah-
men orientiert und im Entscheidungsgang 
weitgehend von der Außenwelt abschottet 
(sich lediglich punktuell »inszeniert« öffnet 
oder Widerstand wo nötig antizipiert), findet 
sich in ähnlicher Form auch in unseren Un-
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tersuchungen zur Siedlungsflächenentwick-
lung (vgl. Abschnitt 2) wieder.
Des Weiteren sind Untersuchungen zu nen-
nen, die sich auf das städtebauliche Steue-
rungsinstrumentarium insgesamt oder ein-
zelne Instrumente konzentrieren. 
Agenda Transfer hat in einer Umfrage un-
ter 153 Bürgermeisterinnen und Bürgermeis-
tern deutscher kleiner, mittlerer und großer 
Kommunen aller Bundesländer herausge-
stellt, dass in den meisten der (befragten) 
Kommunen in der Steuerung der Siedlungs-
fläche und speziell im Rahmen des Flächen-
managements mit einem Mix an Instrumen-
ten gearbeitet wird [Agenda Transfer 2005, 
7]. Auch die TAB-Befragung »interessierter 
und betroffener Akteure« widmet sich einem 
breiten Spektrum an Instrumenten: Vor- und 
Nachteile verschiedener Reformvorschläge 
sollen aus Sicht unterschiedlicher Interessen-
standpunkte beleuchtet werden. Die schrift-
liche Befragung richtete sich an gesell-
schaftliche Akteure, die von Flächenentwick-
lung betroffen sind, u.a. wurden vier Grup-
pen von Verbänden befragt (Bau-, Immobili-
en- und Wohnungswirtschaft, kommunale 
Spitzenverbände, Planerverbände, Natur-
schutzverbände). Mehrheitlich wurde bestä-
tigt, dass das planungsrechtliche Instrumen-
tarium ausreicht und geeignet sei, für einen 
sparsamen und schonenden Umgang mit 
Boden. Sichtbar wurden hingegen eklatante 
Vollzugsdefizite. Das Flächensparziel stimmt 
nicht mit den Interessen der meisten Akteure 
überein. Konsens herrscht insoweit, »dass 
keines der vorgeschlagenen Instrumente al-
lein zum Erfolg führen würde, [...] weil es um 
verschiedene Zielkomponenten geht.« [Jöris-
sen/Coenen 2005, 103-104]. Allerdings bleibt 
zu beachten, dass es sich im Vergleich zu 
unserem Forschungsansatz hier um »Soll«-
Aussagen hinsichtlich einer angestrebten 
Instrumenten-Optimierung handelt.
In diesem Kontext ist auch die von Andrea 
Dittrich-Wesbuer [2005] durchgeführte Ex-
pertenumfrage zu nennen, die den Instru-
menten eine geringe Wirkungsweise in Be-
zug auf das Ziel, Flächen einzusparen, be-
scheinigt. Zugleich macht auch diese Studie 
deutlich, dass diese begrenzte Wirksamkeit 
möglicherweise stärker durch das Anwender-
verhalten (z.B. geringes tatsächliches Interes-
se am Handlungsziel) als durch Leistungs-
grenzen der Instrumente selbst zu erklären 
ist.
Das BBR [2005b] stellt in einem ExWoSt-
Forschungsfeld die Frage »Kommunale Pla-
nungspraxis quo vadis?« und prüft u.a., wel-
che Instrumente in einem bestimmten 
Raumtyp (»Stadtquartiere im Umbruch«) ein-
gesetzt werden: Eine schriftliche Befragung 
richtete sich an Ämter und Fachbereiche für 
Stadtplanung/-entwicklung von über 300 
Gemeinden (>20.000 EW) mit (aktuellem 
bzw. prognostiziertem) Bevölkerungsrück-
gang. Ein Ergebnis ist, dass sowohl formelle 
als auch informelle Instrumente und Verfah-
ren gleichermaßen von Bedeutung sind und 
sich nicht gegenseitig ersetzen lassen [BBR 
2005, 6f.]. Während informelle Instrumente 
beispielsweise eine wichtige Voraussetzung 
für die Vorbereitung und Umsetzung von 
Stadtumbau-Maßnahmen darstellen, werden 
die formellen Instrumente in ihrer verbindli-
chen Wirkung geschätzt. »Im Vordergrund 
für die kommunale Planungspraxis steht hier 
jedoch das Städtebau- und Planungsrecht. 
Die Bedeutung formeller Verfahren, wie sie 
vor allem im BauGB enthalten sind, wird 
kaum in Frage gestellt.« [BBR 2005b, 49-55] 
Das Forum Baulandmanagement NRW 
[2005] bestätigt diese Befunde in einer 
schriftlichen Umfrage unter 25 Mitglieds-
kommunen, 13 Wohnungsbaugesellschaften 
und rund 20 ostdeutschen Kommunen und 
stellt darüber hinaus fest, dass das besondere 
Städtebaurecht bislang eher »eine unterge-
ordnete Rolle« spielt [ebenda 23]. Der Sta-
tusbericht zum Programm »Stadtumbau Ost« 
kommt zu differenzierteren Aussagen: Wäh-
rend Stadtentwicklungskonzepte (mit deutli-
chem Schwerpunkt auf baulich-räumlichen 
Aspekten) und Stadtumbauverträge nach § 
171 BauGB häufig Anwendung finden, wer-
den Stadtumbausatzungen relativ selten 
aufgestellt [BMVBS/BBR 2007, 65-68].
Darüber hinaus lässt die BBR-Studie er-
kennen, dass »besondere Organisations- und 
Managementstrukturen [...] deutlich in Ab-
hängigkeit vom Maß des Bevölkerungsrück-
gangs« geschaffen werden, das sind z.B. 
Stadtforen, Stadtteilkonferenzen oder Stadt-
dialoge. Public-Private-Partnerships scheinen 
in den hier betrachteten »Stadtquartieren im 
Umbruch« eher selten zu sein [BBR 2005b, 
50].
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Auszüge aus den Ergebnissen des 
Forschungsprojektes »Kooperativer Umgang 
mit einem knappen Gut«. Arbeits- und 
Organisationsformen für eine nachhaltige 
Entwicklung
[Kurzfassung der Ergebnisse in Bd.1 (Freiraum, 
Siedlung, Kooperationen), Dortmund 2000, 
23ff.]
Arbeits- und Organisationsformen
»Die Freiraum- und Siedlungsentwicklung wird 
mit Hilfe des gesamten Instrumentenspektrums 
betrieben. An die Stelle einzelner vorgegebener 
Verfahrensgänge tritt komplexes Projektmana-
gement. Zusätzliche Dynamik erfährt die Verän-
derung von Arbeits- und Organisationsformen 
durch instrumentelle Neuerungen im Planungs-
recht, bei der Förderung etc.
Kooperative Elemente spielen in den hier unter-
suchten Prozessen eine wesentliche Rolle. Um-
fang und Reichweite der Kooperationen sind 
aber verschieden: Teils gibt es durchlaufend ko-
operative Steuerungselemente, teils sind sie 
phasen- oder aufgabenbezogen begrenzt.
Kennzeichnend für viele der Beispiele ist die 
Umsetzungsorientierung. Prozesse werden von 
der Zielfindung bis zur Umsetzung und Nutzung 
bzw. Pflege mitgestaltend begleitet.
Das Instrumentarium verändert sich
• Regulative Instrumente eröffnen zusätzliche 
Möglichkeiten zu Aushandlungen und Vereinba-
rungen. So finden beispielsweise städtebauliche 
Verträge rege Anwendung. Flächenpools und 
›Ökokonten‹ für Ausgleichsmaßnahmen werden 
(bspw. im interkommunalen Kontext) mit Aus-
handlungen verknüpft und zur Finanzierung von 
Grünkonzepten genutzt.
• Förderprogramme und Wettbewerbe setzen 
vermehrt die Bildung lokaler oder regionaler 
Kooperationen voraus oder regen dazu an.
• Marktförmige Steuerungsmöglichkeiten, zum 
Beispiel der Kauf von Schlüsselgrundstücken 
oder privatrechtliche Regelungen beim Weiter-
verkauf von Grundstücken, werden zunehmend 
genutzt.
• Strukturveränderungen in öffentlichen Ver-
waltungen finden auf allen Ebenen statt – auch 
unabhängig von den hier untersuchten Aufga-
ben. Das findet seinen Ausdruck u. a. in der Bil-
dung von ämterübergreifenden Projektgruppen 
oder von projektbezogenen Verwaltungseinhei-
ten.
• Kommunikative Instrumente nehmen in den 
untersuchten Projekten einen zentralen Stellen-
wert ein. Die Instrumente selbst haben sich im 
Zuge ihrer Anwendung weiterentwickelt und 
verfeinert. Zugleich steigt das Wissen um diese 
Instrumente und die Kenntnis ihrer Anwen-
dungsvoraussetzungen.
Die Vielfalt der Instrumente wird genutzt
Das gesamte Spektrum des Instrumentariums, 
das der öffentlichen Hand zur Verfügung steht, 
kommt in den untersuchten Prozessen zur An-
wendung: regulative Instrumente, Finanzhilfen, 
Marktteilnahme, Organisationsentwicklung und 
kommunikative Instrumente […]
Gemessen am traditionellen Verständnis planeri-
scher Prozesse, in dem regulative Instrumente 
dominieren, stellt dies eine wesentliche Verän-
derung dar. Sie kennzeichnet den Übergang von 
der »Abwicklung« eines Verfahrens zum Projekt-
management (unter wesentlicher Beteiligung 
der öffentlichen Hand).
Nur in Ausnahmefällen aber gibt es eine »Pro-
zessleitung«, die gezielt und vorstrukturierend 
die Wahl der Instrumente trifft. In der Regel 
entwickelt sich die Wahl der Arbeitsformen 
durch eine Kette von Einzelentscheidungen 
(oftmals verschiedener Akteure).
Die »Instrumentierung« der Prozesse ist sehr un-
terschiedlich. Trotz aller Heterogenität lassen 
sich zwei »Instrumentenprofile« identifizieren:
• Der regulativ dominierte Typ: Hier erfolgt die 
Steuerung vorrangig durch das Planungsrecht 
(Bauleitplanung, Naturschutzrecht etc.), flan-
kiert durch Marktteilnahme, Förderprogramme, 
Aushandlungen, Beratungen etc. […]
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• Der diskursiv dominierte Typ: Hier ist vorran-
gig die Organisation von Kommunikationspro-
zessen als Basis der Entwicklung anzusehen. 
Regulative Instrumente, insbesondere Bauleit-
pläne erfüllen eine »dienende« Funktion, si-
chern z.B. Zwischenergebnisse rechtlich ab, las-
sen dabei aber viel Raum für Entwicklung. 
Marktteilnahme und Finanzhilfen können hin-
zutreten. 
Kooperative Elemente in den untersuchten 
Prozessen
In allen untersuchten Fällen finden sich in der 
Prozessentwicklung kooperative Elemente: Ak-
teure aus verschiedenen Sphären (Markt, Staat/
Kommune, lokale Gesellschaft) arbeiten in 
nicht-hierarchischen, verhandlungsorientierten 
Beziehungen zusammen. Kooperationen bezie-
hen sich auf...
• die Vereinbarung bestimmter Ziele oder Pro-
jektqualitäten und/oder
• die Beteiligung an der Umsetzung von Zielen 
und Maßnahmen und/oder
• die gemeinsame Übernahme bestimmter 
Aufgaben in der Nutzungs- und Pflegephase.
Allerdings können Umfang und Reichweite der 
Kooperationen im Einzelfall sehr verschieden 
sein:
• Ein Teil der Fälle ist durchgängig von Koope-
rationen zwischen Akteuren aus verschiedenen 
Sphären geprägt. Das heißt nicht, dass im Laufe 
dieser Prozesse immer auf die gleiche Weise 
kooperiert würde. In der Regel finden sich 
Formenvielfalt und -wandel.
• Bei einem anderen Teil der Beispiele sind die 
kooperativen Elemente phasen- oder aufga-
benbezogen begrenzt. Sei es, dass einzelne Pro-
jektabschnitte wie die Konzeptentwicklung 
kooperativ gestaltet, sei es dass ein Aufgaben-
bereich über längere Zeit kooperativ bearbeitet 
wird (z.B. Förderung der Nachbarschaftsbil-
dung).
Über den Plan hinaus
Von Projekten ist in den dokumentierten Bei-
spielen viel die Rede. Von Plänen weniger. Darin 
kommt eine Orientierung zum Handeln zum 
Ausdruck. Es sollen nicht mehr nur Pläne auf-
gestellt, sondern konkrete Veränderungen be-
wirkt werden. Zielführend ist dabei ein aktives 
und flexibles Gestalten der Prozesse unter ge-
schickter Verknüpfung der verschiedenen In-
strumente, formeller wie informeller Art.
Planung und Umsetzung werden oftmals paral-
lelisiert und verknüpft. In den meisten Fällen 
wird versucht, im laufenden Konzeptfindungs- 
und Planungsprozess erste Umsetzungsschritte 
oder fokussierte Pilotprojekte zu realisieren. 
Davon können wiederum Impulse für die kon-
zeptionelle Ebene ausgehen.
Gründe für die Hinwendung zu Projekten
• Innovationen sind dann leichter, wenn man 
sie zunächst auf einzelne Punkte beschränkt.
• Projekte machen sichtbar, was gewollt wird. 
Sie konkretisieren allgemeine Absichtserklärun-
gen, Visionen, Perspektiven.
• Am Projekt kann gelernt werden (z.B. für 
nächste Projekte), und eine flexible Reaktion 
auf neue Rahmenbedingungen und Entwick-
lungen ist möglich.
• Projekte mobilisieren Motivationen: Planung, 
Realisierung und Nutzung als anschaulichen 
Zusammenhang zu erleben, Projekte entstehen 
und wachsen zu sehen, sie mitgestalten zu 
können - das verschafft vielen Beteiligten eine 
erhebliche Motivation.
Es gibt auch Einwände gegen Projekte: Einer 
lautet, der Funke könne möglicherweise vom 
einzelnen Projekt nicht weiterspringen – auf 
die Fläche zum Beispiel, die damit gesichert 
werden sollte, oder auf andere Projekte. Dies ist 
möglich – aber kein spezifisches Problem der 
Projekte, sondern jedem Prozess immanent: Er 
kann versiegen, abbrechen, scheitern.
Daneben wird gelegentlich erwähnt, dass Pro-
jekte auf »mittlere Problemlagen« beschränkt 
seien oder – zugespitzter noch – eine »Schön-
wetter-Strategie« seien. Richtig daran ist, dass 
gerade Startprojekte, mit denen schnell etwas 
sichtbar gemacht werden soll, dort ansetzen, 
wo eine baldige Umsetzung machbar erscheint. 
Aber es gibt auch Beispiele dafür, dass kon-
fliktreiche Situationen in Projektform bearbei-
tet werden können.
Warum verändern sich die Arbeitsweisen?
Drei Faktorengruppen sind nach unseren Be-
obachtungen für Entstehung und Entwicklung 
kooperativer Arbeitsweisen in den untersuch-
ten Beispielen wesentlich:
• Inkongruenz: Wenn Aufgaben nicht mehr 
mit den gewohnten Arbeits- und Organisati-
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Bezogen auf Einzelinstrumente konnten 
Bunzel und Meyer [1996] nachweisen, dass 
viele Städte Flächennutzungspläne nur noch 
begrenzt zur aktiven Steuerung der städte-
baulichen Entwicklung nutzen. Vielmehr 
zeichnen sie in zahlreichen Änderungen die 
Ergebnisse anderer Planungen nach [Bunzel/ 
Meyer 1996; Mitschang 1999].
Die verbindliche Bauleitplanung wurde vor 
allem in Einzelfallstudien untersucht [Klinge 
1997, sowie verschiedene Gutachten des 
zuständigen Bundesministeriums etwa zu 
»Schichtenbebauungsplänen« – Pietzker/ 
Steinbach/ Herz 1996]. Die Betrachtung des 
Zusammenwirkens öffentlicher und privater 
Akteure im Stadtumbau des Forum Bau-
landmanagements NRW [2005] widmet sich 
auch dem Einsatz städtebaulicher Verträge 
und stellt für die untersuchten Städte (siehe 
oben) fest: »Städtebauliche Verträge mit 
konkreten Regelungen spielen dagegen vor 
allem bei den Projekten eine wichtige Rolle, 
bei denen Vereinbarungen zur Umsetzung 
und Finanzierung zwischen den Beteiligten 
getroffen werden müssen. Regelungsinhalte 
von städtebaulichen Verträgen sind vielfältig 
und von den jeweiligen Projektinhalten ab-
hängig.« [ebenda 23] Darüber hinaus existie-
ren Studien zum Umgang mit der BauNVO  
[Schäfer/Lau/Specovius 1999] und zur Hand-
habung informeller Instrumente, z.B. die von 
der DFG geförderte Befragung von Stadtpla-
nern in 110 Mittel- und Großstädten [Spie-
kermann 1999].
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onsformen übereinstimmen, dann ist ein wesentli-
cher Impuls für die Suche nach neuen Arbeitsfor-
men gegeben. Neben der inhaltlichen Inkongruenz 
sind aber auch Faktoren wie Handlungs- bzw. Zeit-
druck, Blockaden, Konflikte, Unsicherheit etc. von 
Bedeutung.
• Rahmenbedingungen: Leere öffentliche Kassen 
legen Risiken- und Kostenteilungen mit Privaten 
nahe, bestimmte Förderprogramme setzen die Bil-
dung von Partnerschaften voraus, Sponsoring kann 
öffentliche Haushalte entlasten, und auch private 
Vereine und Initiativen sind mögliche Partner […] 
• Stand der Kunst: Neue Arbeits- und Organisati-
onsformen fanden Eingang in das Alltagshandeln. 
Zudem werden vor allem in kooperativen Arbeits-
formen Verfahrensqualitäten eigener Art gesehen.
Auch die handelnden Personen prägen Entstehung 
(und Verlauf) von Kooperationen. Alle Beteiligten 
müssen Sinn und Nutzen in der Teilnahme sehen 
(win-win-options). Dieser Nutzen kann im Vermei-
den/Mindern von Problemen oder in angestrebten 
Qualitäten des Produkts/Prozesses bestehen. Aber 
Personen sind nicht alles: Das Engagement der Ein-
zelnen bedarf auch der Einbettung in bestimmte 
Arbeits- und Organisationsformen.
Die Akteure
Bei aller Heterogenität der Akteursstrukturen wird 
dennoch deutlich: Beteiligt sind und werden vor 
allem die für das jeweilige Projekt »umsetzungsre-
levanten« Akteure. Und das ist abhängig von den 
Zielen und Inhalten. Die Frage der Beteiligten birgt 
Gestaltungspotenzial, aber auch potenzielle 
Schwierigkeiten. Hinsichtlich der Bezüge zwischen 
den Akteursgruppen seien einige Kernaussagen 
herausgegriffen:
• Eine durchweg aktive Rolle der öffentlichen 
Hand gegenüber den Investoren und Grundeigen-
tümern ist herauszustellen.
• Die Frage der Repräsentativität tritt – auch bei 
der Bürgerbeteiligung – in den Hintergrund.
• Bei öffentlichen Verwaltungen sind in den un-
tersuchten Beispielen vielfach ablauf- und aufbau-
organisatorische Umstrukturierungen zu beobach-
ten, über die die Entwicklung der Projekte besser 
vorangetrieben werden kann. Oftmals wird auch 
die lokale Politik intensiv eingebunden.
• Intermediäre Organisationen wirken oftmals als 
»Prozessdienstleister« mit (vermittelnd, initiierend, 
beratend…). […]«
6.2 Entwicklungen und Probleme: Was 
nehmen Akteure vor Ort wahr, welche 
Aufgaben wollen sie bewältigen?
Studien, die Perspektiven, Problemwahrneh-
mungen und Interessen aller für eine Aufga-
be der räumlichen Entwicklung relevanten 
Akteure gleichermaßen erfassen, sind uns 
nicht bekannt geworden. Damit fehlt eine 
ganz zentrale Voraussetzung, um im Sinne 
der »Governane-Perspektive« zu detailschar-
fen Bildern zu kommen. Fast alle Untersu-
chungen sind weiterhin der »etatistischen« 
und/oder verfahrensbezogenen Perspektive 
verhaftet. Als Ausnahmen können in gewis-
ser Weise die TAB-Studie [ebenda] und die 
BBR-Studie zur Flächenkreislaufwirtschaft 
insofern gelten, als dort zumindest auch 
nicht-öffentliche Vertreter einbezogen wer-
den. In letztgenannter werden beispielsweise 
Vertreter der Immobilienwirtschaft mit in die 
Untersuchung einbezogen. Das aber führte – 
vermutlich methodisch bedingt – zu der 
noch wenig bemerkenswerten Erkenntnis, 
dass beispielsweise Umweltverbände die Be-
deutung der Innenentwicklung anders, näm-
lich höher einschätzen als die Vertreter der 
Immobilienwirtschaft (die vor allem im 
Rückbau eine zentrale Aufgabe sehen).
Aber auch empirische Untersuchungen 
zum Steuerungsverhalten öffentlicher Ak-
teure, die sich ausdrücklich auf die Flächen-
bereitstellung und -entwicklung beziehen, 
sind relativ selten: So hat Michael Droß 
[2004] Konzepte und Instrumente der Wohn-
siedlungsentwicklung vor allem aus der regi-
onalen Steuerungsperspektive anhand von 
drei Fallstudien nachgezeichnet. Eines seiner 
zentralen Ergebnisse – dass die Wirksamkeit 
der Regionalplanung wesentlich von der 
Steuerungsfähigkeit der Bauleitplanung ab-
hängt – unterstreicht die Notwendigkeit, auf 
kommunaler Ebene verstärkt mit Untersu-
chungen anzusetzen.
Mit der Verlagerung von Wachstum zum 
Schrumpfen als dominanter Form der Stadt-
entwicklung wandeln sich Aufgaben und 
Anforderungen an die Steuerung [Hubeli u.a. 
2003, vor dem Hintergrund ostdeutscher 
Transformationsprozesse siehe Merk 2003]. 
Die Innen- und Bestandsentwicklung neh-
men weiter an Bedeutung zu. In zahlreichen 
Dokumentationen wird dargelegt, dass und 
wie Konversionen, Flächenrecycling etc. zu 
bewältigen sind. Allerdings haben diese An-
sätze in der Praxis bisher nicht zu einem sig-
nifikantem Rückgang des »Verbrauches« von 
Freiflächen geführt [BBR 2005a; Eichstädt-
Bohlig 2002]. Selbst in Regionen mit stag-
nierenden oder sinkenden Einwohnerzahlen 
werden weiterhin Flächen im Außenbereich 
beansprucht [Seidel-Schulze 2003]. Eine 
Studie des IRS zeigt, dass der demografische 
Wandel bis ca. 2020 nicht der entscheidende 
Faktor für die Flächeninanspruchnahme sein 
wird [Bürkner/Berger u.a. 2007].
Das kann darauf zurückzuführen sein, dass 
die tatsächlichen Probleme und Perspektiven 
vielerorts noch verdrängt werden [vgl. z.B. 
die laufende Untersuchung von Marion 
Klemme in Abschnitt B]. Die unterschiedliche 
Wahrnehmung der Situation führt dazu, 
»dass auch die kommunalpolitische Ausei-
nandersetzung mit der Thematik Bevölke-
rungsrückgang und demografischer Wandel 
und daraus abzuleitender Konsequenzen 
vielfach nicht stattfindet oder sich zumin-
dest schwierig gestaltet, vor allem in jenen 
Kommunen und Stadtregionen, die bisher 
noch kaum betroffen sind.« [BBR 2005b, 12] 
Das Problembewusstsein wächst mit dem 
Problemdruck sowie den konkreten Erfah-
rungen des Bevölkerungsrückgangs [ebenda 
6f; siehe auch verschiedene Berichte und 
Dokumentationen zu den Programmen 
»Stadtumbau Ost«, »Stadtumbau West«].
Auch Jeschke [2007] zeigt in seiner Unter-
suchung zu »Stadt und Umland im Ruhrge-
biet«, dass erst die sichtbar werdenden Ver-
änderungen Handlungsdruck erzeugen. Oder 
anders ausgedrückt: Die Auseinandersetzung 
mit (vor allem komplexen) Problemen wird 
solange vertagt, bis diese augenscheinlich 
werden; beispielsweise ist die alleinige 
Wahrnehmung des Bevölkerungswandels nur 
selten handlungsrelevant.
Im Zusammenhang mit grundlegenden 
Problemwahrnehmungen und Aufgaben-
verständnissen sind auch Untersuchungen 
von Bedeutung, die sich ausdrücklich mit der 
Steuerung der Innenentwicklung auseinan-
der setzen. Bunzel u.a. [2003] haben dazu 
eine ausführliche Studie vorgelegt. Auch 
wenn diese keine eigene empirische Basis 
hat, so werden doch indirekt ein breites 
Spektrum von Erfahrungen vermittelt und 
zudem umfassend Hypothesen zum Zusam-
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menhang des Wandels der Rahmenbedin-
gungen mit kommunalem Steuerungsverhal-
ten generiert. 
Aus einer Umfrage unter 910 repräsentativ 
ausgewählten Gemeinden [Schäfer et al. 
2000, 31 nach Einig 2005] geht hervor, dass 
nur 11% der Kommunen damit rechnen, ih-
ren Baulandbedarf der nächsten 10-15 Jahre 
vorrangig durch Innenentwicklung bewälti-
gen zu können. Diese Einschätzung wurde 
später durch die Baulandumfrage des Bun-
desamtes für Bauwesen und Raumordnung 
bestätigt. Es wurde festgestellt, dass »insge-
samt rund drei Viertel des für Wohnbaunut-
zungen geeigneten Wiedernutzungspotenzi-
als« von den Gemeinden aus verschiedenen 
Gründen nicht für Innenentwicklungszwecke 
mobilisiert wurde [ebenda 49]. 
Eine Befragung von 218 der am Programm 
»Stadtumbau Ost« beteiligten Kommunen 
stellte heraus, dass diese dem Thema Revita-
lisierung von Brachflächen eine außeror-
dentlich hohe Bedeutung beimessen: »23% 
der befragten Kommunen gaben in der Be-
fragung an, dass sie sich in Schlüsselprojek-
ten des Stadtumbaus mit der Zwischen- und 
Nachnutzung von Brachflächen im Stadtge-
biet befassen.« [BMVBS/BBR 2007, 47], wobei 
ein Großteil der Nachnutzungen nicht bau-
lich sind [ebenda, 48]. Zu weiteren Erfahrun-
gen mit der Steuerung der Brachen-Wieder-
nutzung kann zudem verwiesen werden auf 
die Untersuchungen von Koll-Schretzenmayr 
[2000] und diverse Einzelfalldarstellungen in 
Müller u.a. [2003].
6.3 Werte, Orientierungen, Ziele für das 
Handeln kommunaler Akteure
Zuletzt sei auf empirische Untersuchungen 
verwiesen, die sich ausdrücklich mit dem 
Planungs- bzw. Steuerungsverständnis (Auf-
gabenwahrnehmung, Rollenverständnis etc.) 
auseinandersetzen: Zu nennen sind hinsicht-
lich der Problemperzeption vor allem die 
Umfragen des Deutschen Instituts für Urba-
nistik (Difu) zu »Hauptproblemen der Stadt-
entwicklung und Kommunalpolitik« sowie 
die Studie für die Enquêtekommission »Zu-
kunft der Städte in Nordrhein-Westfalen« 
[Seidel-Schulze 2003]. Darüber hinaus hat 
das Difu in den letzten Jahren auch »Stadt-
probleme aus Bürgersicht« in insgesamt acht 
Städten erhoben [Bretschneider/Roski 2001].
Im Blickpunkt zahlreicher Fachdebatten 
stehen derzeit die räumlichen Auswirkungen 
der aktuellen und zukünftigen Bevölke-
rungs- und Arbeitsplatzentwicklungen in 
verschiedenen Teilräumen Deutschlands. Da-
bei herrscht Einigkeit, dass die bislang v.a. 
aus Ostdeutschland bekannten Entwicklun-
gen in Zukunft auch verstärkt Teilräume im 
Westen betreffen werden [Difu 2002; 
BMVBW/BBR 2003]. Allerdings blockiert die 
fortdauernde Orientierung an Wachstums-
vorstellungen einen tragfähigen Umgang mit 
Schrumpfungsproblemen [Merk 2003; Mül-
ler/Siedentop 2004; Wiechmann 2003, 122f]. 
Der normative Konsens »Wachstum sichert 
Stadtentwicklung« galt nach Bürkner [2005, 
15] sowohl in der politisch-planerischen Pra-
xis als auch in einschlägigen sozialwissen-
schaftlichen Analysen lange als selbst-
verständlich. Doch auch wenn in der fachli-
chen Debatte vermehrt neue Paradigmen 
eingefordert würden, so lässt sich nach Bür-
kner ein politischer Paradigmenwechsel für 
die derzeitige ostdeutsche Praxis nicht bele-
gen. Folgt man Droß [2004], so sind Leitbil-
der und Konzepte, die nicht mehr angemes-
sen sind, ebenfalls für Defizite in der Steue-
rung der Siedlungsflächenentwicklung   
(mit-)verantwortlich. Weitere Steuerungsde-
fizite führt das BBR [2005b] daneben vor 
allem auf weiche Faktoren wie politische 
Unpopularität des Themas, fehlende öffentli-
che Wahrnehmung oder Sorge um ein nega-
tives Außenimage sowie auf Konflikte zwi-
schen den Akteuren zurück [ebenda 58ff].
Bezogen auf die Siedlungsflächenentwick-
lung zeigt eine Studie zum »Flächenmana-
gement als partizipativer Prozess einer nach-
haltigen Stadtentwicklung«, die in vier Mo-
dellkommunen in NRW durchgeführt wurde 
[LAG 21 2006], dass ein Bekenntnis zum 
sparsamen Umgang mit Grund und Boden 
vielerorts zu hören ist, konkrete Ziele und 
Maßnahmen dagegen – offenbar selbst in 
Modellkommunen eher selten zu finden sind. 
Und aus der Bürgermeister-Befragung von 
Agenda Transfer [2005, 3] geht hervor, dass 
kommunale Ziele wie »Innenentwicklung vor 
Außenentwicklung« oder »verdichtetes Bau-
en im Bestand« in der Regel nicht durch 
quantifizierte Größen hinterlegt sind. 
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6.4 Allgemeine und besondere 
Rahmenbedingungen und ihr Einfluss auf 
das kommunale Handeln
Veränderungen des Steuerungshandelns 
werden oft auch in direktem Zusammenhang 
mit dem Wandel der Rahmenbedingungen 
gesehen. Hierzu wiederum nur einige Stich-
worte:
• Die Diskussion über die Verwaltungsmo-
dernisierung und neue Steuerungsmodelle 
[Evers 1998; Nedden 1998; Kodolitsch 2000] 
unterstreicht die »neue« Rolle öffentlicher 
Akteure. Allerdings weisen Untersuchungen 
zu den Tätigkeiten der Planerinnen und Pla-
ner in der Praxis [Wiemann 1995] darauf hin, 
dass es verschiedene Arbeitszusammenhänge 
und Rollenverständnisse gibt und sehr unter-
schiedliche Rollenverständnisse nebeneinan-
der vorzufinden sind [vgl. auch Selle 2000, 
Bd. 1, 59 und 63ff.].
• Zu den Wirkungen der Deregulierung auf 
das reale Steuerungsverhalten gibt es bislang 
wenig empirische Untersuchungen. Das mag 
auch daran liegen, dass in Kernbereichen der 
städtebaulichen Steuerung bislang kaum 
substanziell dereguliert wurde. Vielmehr 
scheint die Regelungsdichte – insbesondere 
verursacht durch die zahlreichen Anpassun-
gen an europäisches Rahmenrecht [vgl. z.B. 
Krautzberger/Stüer 2004; Krautzberger 
2006] – eher zu- denn abzunehmen. Zug-
leich könnte die fortbestehende hohe Rege-
lungsdichte auch Ursache für einen Befund 
darstellen, den Jann [1999, 537] als »prag-
matische Vorschriftenreduzierung beim Voll-
zug« kennzeichnet [vgl. auch Bunzel u.a. 
2003, 27ff.; Selle 2005, Kap. 1.2.3]. Allenfalls 
gibt es Hinweise, dass die Steuerung der 
Siedlungsflächenentwicklung indirekt durch 
Deregulierung und Privatisierung im Infra-
strukturbereich betroffen ist [BBR 2005b, 
7f.]. 
• EU-weite Liberalisierung, Privatisierung 
und kommunale Finanzkrise [BMF 2002; 
Bach/Vesper 2002, Wollmann 2002, 2004] 
gefährden – nach übereinstimmender Auf-
fassung – in ihrem Zusammenwirken die 
Handlungsfähigkeit der Gemeinden insge-
samt und damit auch die kommunale Pla-
nungshoheit. Welche Auswirkungen das aber 
konkret hat, wurde bislang für die räumliche 
Planung und Entwicklung nur punktuell un-
tersucht. Danach gibt es Hinweise, dass man-
cherorts kommunale Akteure keine eigenen 
Ziele mehr verfolgen, sondern sich weitge-
hend an den an sie herangetragenen Interes-
sen orientieren [vgl. auch Bürkner 2005, 29; 
Müller 2004, 7]. Das scheint aber keinesfalls 
überall so zu sein: Es wird sogar von einem 
»verstärkten Gestaltungswillen« [Bunzel u.a. 
2003, 23] der Gemeinden gesprochen. Ob 
Kommunen verstärkt selbst wirtschaftlich 
tätig werden (müssen), um zum Beispiel noch 
Baugebiete zu entwickeln, oder aber die Zu-
nahme von »Public-Private-Partnerships« 
[Heinz/Scholz 1996; Selle 2000] auch hier zu 
beobachten ist, kann ebenfalls auf Grundla-
ge der bisherigen Untersuchungen nicht ein-
deutig beantwortet werden. Ebenfalls wider-
sprüchlich sind die Vermutungen zu den 
Konsequenzen der Aushöhlung kommunaler 
Gestaltungsmacht auf die Rolle der Bürge-
rinnen und Bürger [vgl. Bogumil/Holtkamp 
2002]. Die grundlegende Schwierigkeit zeigt 
jedoch das BBR-Gutachten für die »Stadt-
quartiere im Umbruch«: »Neue und komple-
xere Aufgaben sind zu bewältigen, gleichzei-
tig muss aber Personal abgebaut werden und 
die Gemeinden geraten an die Grenzen ihrer 
finanziellen Leistungsfähigkeit [...]. Das Di-
lemma wird dadurch verschärft, dass eine 
Vielzahl von Akteuren und Interessen zu in-
tegrieren ist, was erhebliche Management- 
und Koordinierungsleistungen erfordert, die 
aber durch den Personalabbau gerade redu-
ziert werden.« [BBR 2005b, 7] 
• Wirtschaftliche und demografische Rah-
menbedingungen: Unstrittig ist, dass Dein-
dustrialisierung und sinkende Bevölkerungs-
zahlen in vielen Städten und Regionen Auf-
gaben wie Handlungsmöglichkeiten räumli-
cher Entwicklung deutlich beeinflussen. Es 
spricht auch viel dafür, dass Steuerungsver-
halten bei noch existierender Nachfrage 
nach Flächen anders sein kann und muss, als 
jenes in »schrumpfenden« Städten und Regi-
on [vgl. etwa zur besonderen Situation in 
ostdeutschen Regionen Hannemann 2003; 
Kil 2004]. 
Hinzuzufügen ist, dass Wechselwirkungen 
zwischen den Kernproblemen strukturschwa-
cher Regionen die Brisanz verschärfen und 
zu beschleunigten Rückkopplungsprozessen 
führen [Hannemann 2003, 296; Läpple 2006, 
23].
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Vor diesen Hintergründen werden res-
sortübergreifende, integrative und koopera-
tiv entwickelte Handlungskonzepte als uner-
lässlich angesehen und wieder und wieder 
gefordert [vgl. Körbel/Schröter 2000, 35; 
Müller 2004, 7f; Sarcinelli/Stopper 2006, 9; 
Schmidt-Eichstaedt 2003, 285-287]. 
Es gibt bislang aber keine empirische Evi-
denz dafür, dass das tatsächliche Verhalten 
der kommunalen Akteure ursächlich auf be-
stimmte Ausprägungen der Rahmenbedin-
gungen zurückzuführen ist. Untersuchungen, 
die auf einzelne Aspekte des Steuerungsver-
haltens zielen, zeigen zwar deutliche Unter-
schiede, aber diese lassen sich den jeweiligen 
ökonomischen oder demografischen Fakto-
ren nicht eindeutig zuordnen [vgl. z.B. Selle 
2000; Lendi 2003]. 
Vielmehr gibt es immer wieder Hinweise, 
dass bei gleichen oder doch ähnlichen wirt-
schaftlichen und demografischen Rahmen-
daten unterschiedliches Verhalten kommu-
naler Akteure zu beobachten ist: So kommt 
Stein [2005] anhand verschiedener Ruhrge-
bietsstädte zu folgendem Befund: »Die 
Kommunen reagieren auf die veränderte 
demografische und wirtschaftliche Lage so-
wohl mit aktiven Strategien als auch mit 
passivem „Überwintern“.« [ebenda 156] Dabei 
tendieren insbesondere Politik und Wirt-
schaft dazu, gewohnten Mustern zu folgen 
[ebenda 157]. Diese umfassen auch die klas-
sischen Aufgaben in der Siedlungsflä-
chenentwicklung wie die Ausweisung neuer 
Wohngebiete, mit dem Ziel, möglichst viele 
Einwohner zu halten und/oder dazu zu ge-
winnen. 
Von einem solchen Festhalten am Ge-
wohnten ist auch in Raumbeobachtungen 
und Erfahrungsberichten (vgl. Dosch/Schultz 
2005; BBR 2005a; Siedentop/Kausch 2003] 
die Rede. 
Zwischenfazit zum Stand der Forschung
Fasst man die jüngere empirisch fundierte 
Diskussion mit Blick auf den vorliegenden 
Untersuchungsansatz und die hier relevanten 
Aspekte zusammen, so lässt sich festhalten: 
• die empirischen Studien konzentrieren 
sich zumeist auf Teilaspekte des Steuerungs-
verhaltens, auf ausgewählte Raumtypen, 
bestimmte Akteure oder einzelne Steurungs-
formen;
• das dabei zur Anwendung kommende Be-
schreibungs- und Erklärungsinstrumentarium 
(Gegenstandskennzeichnung, Begriffe, Vari-
ablen) ist sehr uneinheitlich, teils wird es 
nicht genau benannt;
• auch fehlt es fast durchgängig an einer 
über einzelne Projekte hinausgreifende Veri-
fizierung von zentralen Hypothesen, so dass 
ein – empirisch gesicherter – wissenschaftli-
cher Fortschritt kaum zu verzeichnen ist;
• hervorgehobene Beispiele (Best Practices, 
besondere Großvorhaben, Förderprogramme) 
stehen im Mittelpunkt, während »Standard-
aufgaben« der räumlichen Entwicklung 
deutlich seltener untersucht werden;
• vielfach ist die empirische Basis sehr 
schmal (Einzelfallstudien etc.).
Diese heterogene Situation führt dazu, dass 
ein Vergleich der verschiedenen Zugänge 
oder ihr Zusammenfügen zu einem komple-
xeren Ganzen, das der Wirklichkeit räumli-
cher Entwicklung näher kommt, praktisch 
nicht möglich ist. 
Derzeit muss eher mit einem »Patchwork« 
an Befunden operiert werden, das weder 
durch gemeinsame Begriffe und Hypothesen 
noch durch übergreifende Theorien zusam-
mengehalten wird.
Insofern stellt der in diesem Vorhaben un-
ternommene Versuch, zumindest einige ge-
meinsam geteilte Hypothesen zu identifizie-
ren und sie einer Überprüfung zugänglich zu 
machen einen Beitrag zur notwendigen 
Grundlagenarbeit dar.
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Anmerkungen zu Abschnitt A
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1 Diese Aufzählung ließe sich beliebig verlängern. 
Dabei sind die genannten Stichworte ganz be-
wusst auch aus eigenen Arbeitszusammenhängen 
gewählt worden - denn es geht hier nicht um 
Kritik an diesen Untersuchungen, sondern um 
Hinweise auf verbliebene Leerstellen...
2 Dabei handelt es sich also nicht um chronolo-
gisch am Beginn unserer Arbeit stehende Vor-Ü-
berlegungen, sondern bereits um Ergebnisse des 
Arbeitsprozesses.
3 In den meisten Untersuchungen wurden diese 
Hypothesen in den Kontext der Diskussion um die 
Entwicklung des  »Planungsverständnisses« ge-
stellt. Allerdings wird diese Bezeichnung zumeist 
in etwa so verwendet, dass damit ein breites 
Spektrum von Beiträgen öffentlicher Akteure zur 
räumlichen Entwicklung gemeint ist - ein Spek-
trum, das weiter über »Planung« hinaus geht (vgl. 
dazu auch Kap. 3).
4 Vgl. hierzu auch die Kontroverse um »Strategi-
sche Planung« in www.planung-neu-denken.de 
Ausgaben II und III/07 mit Beiträgen von Berding, 
Hutter, Klemme und Selle.
5 Auch hier sind Produkte aus dem eigenen Ar-
beitszusammenhang nicht ausgenommen.
6 Hier sei der Hinweis auf die Diskussion in 
PNDonline (siehe Fußnote 4) erneuert – hier stand 
diese Frage unter anderem im Mittelpunkt.
7 Dieser Versuch stützt sich hier auf die Auswer-
tung von 35 Aufsätzen in: Planung neu denken 
Bd. 1 [Selle 2006].
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Vorbemerkungen
Zwischen 2001 und 2003 wurde am 
Lehrstuhl für Planungstheorie und Stadtent-
wicklung ein Forschungskonzept entwickelt, 
das sich auf Kernbereiche und zentrale Ak-
teure kommunaler Stadtplanung konzen-
triert und hier – im Alltag des Planens, Steu-
erns und Entwickelns – Hypothesen aus der 
allgemeinen planungstheoretischen Diskussi-
on zu überprüfen sucht. Dieses Konzept 
mündete in zahlreiche Einzelaktivitäten 
(Vorstudien, Dissertationen). Zugleich wur-
den Bezüge zu anderen am Lehrstuhl laufen-
den Forschungsprojekten hergestellt, so dass 
ein Verbund entstand, in dem empirische 
und theoretische Aktivitäten zusammenge-
führt werden konnten. Dabei übernahm das 
von der DFG geförderte Projekt, über dessen 
Ergebnisse hier zu berichten ist, die konzep-
tionelle »Führungsrolle«: In den Vorstudien 
zu diesem Projekt wurden die Leit- und For-
schungsfragen entwickelt, die einschlägige 
Literatur ausgewertet (vgl. dazu Abschnitt A) 
und ein Workshop (vgl. Abschnitt C) durch-
geführt, in dem aus praktischer und theore-
tischer Perspektive der Alltag kommunaler 
Stadtplanung erörtert wurde.
Ursprünglich war in diesem Rahmen auch 
eine umfängliche empirische Arbeit vorgese-
hen. Eine Förderung dafür konnte jedoch 
bislang noch nicht ermöglicht werden, so 
dass erste empirische Schritte in Dissertatio-
nen, kleineren selbstfinanzierten Studien und 
auf dem Wege der »Huckepack-Empirie« (Er-
gänzung von Forschungsfragen verwandter 
Projekte) gegangen werden mussten. Über 
einige zentrale Ergebnisse dieser empirischen 
Arbeit wird hier berichtet.
Es handelt sich dabei um: 
• Studie 1: Zwei Jahre Stadtplanung: Aachen
• Studie 2: Zwei Jahre Stadtplanung: Essen
• Studie 3: Siedlungsflächen entwickeln. 
Kommunale Planungs- und Entscheidungs-
prozesse (Teilstudie des Lean2-Projektes).
• Studie 4: Der Beitrag kommunaler Stadt-
planung zur Steuerung der Bodennutzung. 
Eine empirische Untersuchung zu Aufgaben 
und Arbeitsformen der Stadtplanung im 
Themenfeld Wohnen (Dissertation Hanno 
Ehrbeck 2006).
• Studie 5: Stadtentwicklung ohne Wachs-
tum - zur Praxis der kommunalen Siedlungs-
flächenentwicklung. Folgerungen zu Steue-
rungsverständnissen und -formen (Disserta-
tion Marion Klemme, laufend).
Zentrale Ergebnisse dieser Studien werden im 
Folgenden kurz vorgestellt. Zuvor aber einige 
Hinweise zu Hintergrund und Ausrichtung 
der jeweiligen Untersuchungen:
Zwei Jahre Stadtplanung: Fallstudien in 
Aachen und Essen (Studien 1 und 2)
Was geschieht im Alltag der Stadtplanung? 
Wie lässt sich der Steuerungsalltag in der 
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Der kommunale Beitrag zur Entwicklung der 
Siedlungsflächen.
Abschnitt B | Empirische Näherungen 
Die Projekte des »PT_Steuerungsverbundes«
Siedlungsflächenentwicklung systematisch 
erfassen und abbilden? Diesen Fragen gehen 
wir in unseren Alltagsstudien in den Städten 
Aachen und Essen nach. Exemplarisch wer-
den hier Steuerungsformen und Steuerungs-
verständnis kommunaler Akteure analysiert. 
Für jede Stadt werden sämtliche Beratungs-
gegenstände erfasst und ausgewertet, die in 
einer Zeitspanne von zwei Jahren im Stadt-
entwicklungs- bzw. Planungsausschuss auf 
der Tagungsordnung standen. Parallel wird 
eine Interviewreihe mit Schlüsselakteuren 
der Siedlungsflächenentwicklung in Verwal-
tung und Politik durchgeführt. Dabei geht es 
in erster Linie um das Alltagsgeschäft der 
Gesprächspartner. Zudem werden zentrale 
Hypothesen aus der jüngeren planungstheo-
retischen Diskussion thematisiert und über-
prüft ob diese sich auch im Arbeitskontext 
vor Ort bestätigen lassen. Für Aachen wur-
den alle kommunalen Planungsaktivitäten 
der Jahre 2003 und 2004 erfasst und ausge-
wertet. Zugleich war es Aufgabe der Vorstu-
die, Methodik und Aufwand eines solchen 
Forschungsansatzes zu testen. Die Untersu-
chung in Aachen brachte bereits interessante 
Ergebnisse, die in einem ersten Vergleich ne-
ben die einer gleichartig angelegten, auf den 
Zeitraum 2005 und 2006 bezogenen Studie 
in Essen gestellt werden.
Siedlungsflächen entwickeln. Kommunale 
Planungs- und Entscheidungsprozesse 
(Studie 3)
Querbezüge zum Thema lassen sich auch in 
einem Forschungsprojekt herstellen, das der 
Lehrstuhl für Planungstheorie und Stadtent-
wicklung zusammen mit weiteren Institutio-
nen derzeit durchführt: »LEAN2 – Kommuna-
le Finanzen und nachhaltiges Flächenmana-
gement«, ein REFINA-Verbundvorhaben, das 
durch das BMBF gefördert wird. Gesamtziel 
ist die Entwicklung und beispielhafte An-
wendung eines rechnergestützten Instru-
mentariums zur Bilanzierung der Kosten und 
Nutzen verschiedener Pfade kommunaler 
Flächenentwicklung. Auf diesem Wege sollen 
die Entscheidungsgrundlagen erweitert und 
damit die Abwägung bei der Flächenent-
wicklung im Sinne eines nachhaltigen Flä-
chenmanagements unterstützt werden [wei-
tere Informationen unter http://www. 
lean2.de]. Der Lehrstuhl analysiert in diesem 
Zusammenhang kommunale Planungs- und 
Entscheidungsprozesse in der Siedlungsflä-
chenentwicklung.
In sechs Modellkommunen werden anhand 
prozessanalytischer Betrachtungen relevante 
Akteurskonstellationen, Verfahrenswege so-
wie Schlüsselelemente der Planungs- und 
Entscheidungsprozesse identifiziert: Welche 
Akteure sind in der Siedlungsflächenent-
wicklung vor Ort bedeutend? Welche hand-
lungsleitenden Interessen und Motive liegen 
zugrunde? Welche Instrumente und Arbeits-
formen werden vor Ort genutzt? Welche 
Rahmenbedingungen prägen die Steuerung? 
Der Beitrag kommunaler Stadtplanung zur 
Steuerung der Bodennutzung 
(Studie 4)
Ziel dieses Forschungsvorhabens war es, das 
Wissen über die Praxis der kommunalen 
Stadtplanung empirisch zu fundieren. Zu 
diesem Zweck wurden aus der Fachliteratur 
Thesen zu Aufgaben und Arbeitsformen der 
kommunalen Stadtplanung generiert. Diese 
wurden in 14 deutschen Großstädten an-
hand der aktuellen Planungspraxis im The-
menfeld Wohnen überprüft. Die Ergebnisse 
basieren in erster Linie auf auf leitfadenge-
stützten Interviews.
Zwei Diskussionsstränge werden besonders 
vertieft: die Frage nach der aktuellen Bedeu-
tung der projektorientierten Planung und 
der kooperativen Planung - zwei Bereiche 
mit direkten Querbezügen zu den Themen 
und Fragestellungen unserer Untersuchung. 
Die komplette Arbeit ist in der Reihe PT-Ma-
terialien (Nr. 13) erschienen [siehe 
http://www.pt.rwth-aachen.de/content/view/
135/93/lang,de/].
Stadtentwicklung ohne Wachstum - zur 
Praxis der kommunalen Siedlungsflä-
chenentwicklung (Studie 5)
In dieser Forschungsarbeit geht es um die 
Frage, wie sich Steuerungsformen und 
-verständnisse in der kommunalen Pla-
nungspraxis unter Bedingungen des demo-
grafischen Wandels verhalten. Auch hier ste-
hen die öffentlichen Akteure im Handlungs-
feld der Siedlungsflächenentwicklung im 
Mittelpunkt der Betrachtung. Der weitere 
Planungs- und Politikkontext wird soweit 
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mit erfasst, wie es notwendig ist, um Wech-
selwirkungen der Rahmenbedingungen sowie 
Abhängigkeiten und Rückkopplungen ver-
schiedener kommunaler Handlungsfelder mit 
berücksichtigen zu können.
Anhand von sieben Städten aus Ost- und 
Westdeutschland werden verschiedene 
Schrumpfungskontexte und die jeweiligen 
Steuerungsansätze in der kommunalen Flä-
chenentwicklung beleuchtet: Wie wird die 
Planungssituation wahrgenommen und wel-
che Aufgaben werden vor Ort gesehen? Wel-
che Steuerungsformen und Vorgehensweisen 
sind zu erkennen? Welches Planungs-
verständnis liegt zugrunde? Welche Hand-
lungsmöglichkeiten bestehen für öffentliche 
Akteure in der Siedlungsflächenentwicklung 
unter Bedingungen des demografischen 
Wandels?
Unter Berücksichtigung der genannten For-
schungsvorhaben am Lehrstuhl stützen sich 
die empirischen Erkenntnisse auf Untersu-
chungen in neun Kommunen unterschiedli-
cher Größe, Lage und Rahmenbedingungen 
(vgl. Abb. B.1), ergänzt durch 12 weitere 
Städte der Studie 4. Ein breiterer Untersu-
chungsansatz war aus forschungsökonomi-
schen Gründen leider bislang nicht zu reali-
sieren. Wie sich die in den verschiedenen 
Arbeitssträngen des Forschungsverbundes 
gewonnenen Erkenntnisse zusammenfügen 
und auf welche Weise sie für die weitere 
Auseinandersetzung mit dem Thema »Alltag 
der Stadtplanung« genutzt werden können, 
wird im Folgenden dargestellt.
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Abb. B.1 | Die neun Kommunen der Untersuchungen
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Zwei Jahre Stadtplanung. 
Erste Ergebnisse aus den »All-
tagsstudien« in Aachen und Es-
sen
0 Alltag untersuchen
Wie erfasst, beschreibt und analysiert man 
«Alltag«? Antworten auf diese Frage versuch-
ten wir mit Untersuchungen in Aachen und 
Essen zu gewinnen: Am Beispiel (nur) zweier 
Kommunen und eines jeweils (nur) zweijäh-
rigen Zeitfensters sollte der methodische 
Zugang zum Alltag getestet sowie in Erfah-
rung gebracht werden, welche inhaltlichen 
Erträge auf diese Weise gewonnen werden 
können. Dabei war natürlich von besonde-
rem Interesse, ob diese ersten Ergebnisse 
deutliche Unterschiede zu den auf anderer 
empirischer Basis gewonnenen aktuellen 
Befunden aus der jüngeren planungstheore-
tischen Diskussion aufweisen.
Dieser Untersuchungsansatz wird im Fol-
genden kurz skizziert (1), um dann – mit al-
len Vorbehalten, die bei einer solchen 
schmalen empirischen Basis notwendig sind 
– einige ausgewählte Ergebnisse (2) vorzu-
stellen und nach Folgerungen (3) zu fragen.
1 Die Studie
Die zukünftige planungs- und steuerungs-
theoretische Diskussion sollte sich bemühen
• Annahmen verstärkt empirisch zu belegen, 
(das würde nicht nur zu gesicherten Er-
kenntnissen führen, sondern auch dem Vor-
wurf, Planungstheorie sei wirklichkeitsfern, 
Abhilfe verschaffen), 
• empirisch gewonnene Befunde strikt auf 
ihren engeren Geltungsbereich zu begrenzen 
(Ergebnisse von Untersuchungen zum 
»Stadtmarketing« sagen etwas über »Stadt-
marketing« und nicht über »die Planung« 
aus) und 
• behutsam mit Verallgemeinerungen zu 
operieren. Diese Aspekte knüpfen an die in 
Abschnitt A erläuterten Ausgangspunkte an.
Zugleich bedarf es der Forschungen, die sich 
dem Alltag räumlicher Planung und Steue-
rung zuwenden – und zwar sowohl was die 
Aufgaben wie auch die Steuerungsformen 
betrifft. Aus unserer Sicht können dies etwa 
Untersuchungsansätze leisten, die sich einer 
Kernaufgabe räumlicher Steuerung und den 
damit verbundenen Akteuren (Planungsbe-
hörden, zuständige Ratsausschüsse) und Ver-
fahren (wie sie etwa im BauGB definiert 
sind) zuwenden. Das kann zum Beispiel die 
städtebauliche Entwicklung in ihrer alltägli-
chen Breite sein. Auf diese Weise würden 
dann auch die letzten Änderungen des Flä-
chennutzungsplans, die Gewerbegebiete an 
Autobahnkreuzen und die Bebauungspläne 
für die neuen Einfamilienhausgebiete das 
Licht der planungstheoretischen Forschung 
erblicken.
Ein entsprechendes Forschungsdesign haben 
wir konzipiert und gehen ihm in ersten klei-
nen Schritten nach. Dazu gehören eine 
Vorstudie, die wir 2004 und 2005 in Aachen 
durchführten, sowie eine nachfolgende Un-
tersuchung in Essen in den Jahren 2005 und 
2006. Von deren ersten Ergebnissen soll hier 
berichtet werden.
Aus den skizzierten Anforderungen ergibt 
sich für diese Studien folgendes zentrales 
Erkenntnisinteresse:
1. Der Alltag kommunalen Steuerungshan-
delns soll in einem Kernbereich öffentlicher 
Mitwirkung an der räumlichen Entwicklung 
erfasst und strukturiert beschrieben werden.
2. Dabei soll überprüft werden, ob Hypothe-
sen, die aus der jüngeren planungs- und 
steuerungstheoretischen Diskussion gewon-
nen wurden, auch im «Steuerungsalltag« 
Geltung beanspruchen können. 
Daneben sollte auch herausgefunden wer-
den, mit welchen Forschungsmethoden und 
welchem Aufwand derartige Erkenntnisse zu 
erzeugen sind. Wie die Zielsetzungen opera-
tionalisiert wurden, sei im Folgenden kurz 
umrissen:
Der Alltag...
Zu 1: »Alltag« besagte zunächst und in erster 
Linie: Nicht das Hervorgehobene, der einzel-
ne Planungsfall sind von Interesse, sondern 
die Breite der Aufgaben und Aktivitäten. Um 
dies zu konkretisieren wurden folgende Ein-
grenzungen vorgenommen:
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• Angesichts der begrenzten Forschungsres-
sourcen war die Konzentration auf zwei Orte 
notwendig. Als zu untersuchende Städte 
wurden Aachen und Essen ausgewählt. Der 
Beobachtungszeitraum musste auf zwei Jah-
re (Aachen: 2003/2004, Essen: 2005/2006) 
begrenzt werden.
• Ein vergleichsweise direkter Zugang zur 
Vielfalt der Aufgaben und Steuerungsaktivi-
täten erschien uns am ehesten über Tages-
ordnungen und Protokolle der zuständigen 
politischen Gremien (Aachen: Planungsaus-
schuss, Essen: Ausschuss für Stadtentwick-
lung und Stadtplanung) gegeben. Wir werte-
ten sie jeweils für den Zweijahreszeitraum 
vollständig aus. Ergänzend führten wir Inter-
views in Verwaltung und Politik durch.
Ein solcher Ansatz scheint zunächst nicht 
der Tatsache Rechnung zu tragen, dass 
räumliche Entwicklung durch das Verhalten 
vieler Akteure geprägt wird. Wir wählten als 
Zugang in dieses Handlungsfeld hier zu-
nächst den Weg über die kommunalen Ak-
teure. Es wäre sicher für eine umfassende 
Untersuchung sehr wichtig, die Perspektiven 
weiterer Schlüsselakteure eigenständig zu 
erfassen. Das heißt jedoch nicht, dass die 
nicht-öffentlichen Akteure hier ausgeblen-
det wurden. Vielmehr erfassten wir für alle 
Vorgänge auch, welche anderen Akteure in-
volviert waren, beschreiben aber die Akt-
eurskonstellation vorrangig aus der Perspek-
tive öffentlicher Akteure.
Wer sich schon einmal mit der Ratsarbeit 
einer Großstadt befasst hat, wird unschwer 
nachvollziehen können, dass dieser erste Zu-
gang eine kaum zu bewältigende Material-
menge zutage förderte.
Daher wurde in der ersten Arbeitsphase 
eine weitere Eingrenzung getroffen. Wir 
konzentrierten uns auf die im engsten Sinne 
räumliche Entwicklung. Unter der Bezeich-
nung Steuerung der Siedlungsentwicklung 
fassten wir die Definition bebaubarer/nicht 
bebaubarer Flächen (etwa im Zuge von Flä-
chennutzungsplanänderungen) sowie das 
Schaffen von Baurecht (insbesondere im Zu-
ge der verbindlichen Bauleitplanung) zu-
sammen. Damit standen de facto vor allem 
Verfahren nach BauGB im Vordergrund der 
Betrachtung.
Erfasst, aber nicht weiter untersucht wur-
den damit Verhandlungsgegenstände wie 
Kenntnisnahmen privater Bauvorhaben, För-
deranträge, Einzelhandels- oder Nahversor-
gungskonzepte. 
Der so fokussierte Untersuchungsansatz 
wurde in drei Stufen umgesetzt:
1. Beratungsgegenstände sichten: Über die 
Protokolle des Aachener Planungsausschus-
ses wurden 249 Beratungsgegenstände er-
mittelt. Über die Protokolle des Essener Aus-
schusses für Stadtentwicklung und Stadtpla-
nung (ASP) fanden sich 147 Beratungsge-
genstände. 
2. Vorhaben identifizieren, beschreiben und 
auswerten: Die Beratungsgegenstände wur-
den inhaltlich gebündelt. Viele Einzelthemen 
– der Aufstellungsbeschluss X, die Änderung 
Y und der Grundstücksverkauf Z – wurden 
auf die Projekte bzw. Vorhaben zurückge-
führt, in deren inhaltlichem Zusammenhang 
sie stehen. Auf diese Weise wurden in Aa-
chen 119 Vorhaben, in Essen 100 Vorhaben 
identifiziert, anhand der Tagesordnungen 
und Protokolle der Ausschüsse sowie teilwei-
se anhand von Presseauswertungen näher 
beschrieben und im Querschnitt ausgewer-
tet. Ergänzend wurden auf das Gesamtspek-
trum der Steuerungsaktivitäten bezogene 
Interviews auf Leitungsebene durchgeführt.
3. Fallbeispiele untersuchen: Im nächsten 
Untersuchungsschritt wurden für beide 
Städte jeweils elf Fallbeispiele ausgewählt, 
die als typisch für das gesamte Spektrum der 
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Abb. 1 Dimensionen des Steuerungsverhaltens (nach Selle 2005, S. 134 ff.) 
 
Steuerungsverhalten 
öffentlicher Akteure
Planen, Entscheiden, Handeln
Instrumente, Steuerungsmodi, 
Inhalte 
Probleme, Aufgaben, Ergebnisse
Werte + Ziele
substanzielle, prozessuale 
Orientierungen, Rollen- und 
Steuerungsverständnis
Akteure im
Handlungsfeld
Stakeholder: Interessen, 
Steuerungsressourcen, Macht
Abb. B.2 | Dimensionen des Steuerungsverhaltens
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Verständnis von den Prozessen zu ermögli-
chen. Diese Beispiele wurden intensiv unter 
Nutzung allen zugänglichen Materials, ver-
bunden mit ergänzenden Interviews auf Be-
arbeiterebene, aufbereitet und dargestellt.
Um die Steuerungsaktivitäten zu kennzeich-
nen, griffen wir auf einen zuvor entwickel-
ten Beschreibungs- und Erklärungsansatz 
zurück (vgl. Abb. B.2), wobei wir uns vor al-
lem auf Fragen nach Aufgaben, Beteiligten, 
Instrumenten sowie Steuerungsverständnis 
konzentrierten und den Einfluss von Rah-
menbedingungen vorerst nur kursorisch be-
handelten (siehe hierzu auch Studie 5).
Wir fragten unter anderem:
• Welche Aufgaben werden im Wesentlichen 
bearbeitet?
• Welche Arbeits- und Organisationsformen 
kommen zur Anwendung?
• Welches Steuerungsverständnis (Werte, 
Ziele, Rollenverständnis, Handlungsmuster) 
ist prägend?
• Welche Akteure sind in dem Handlungsfeld 
tätig?
• Welche Rahmenbedingungen prägen Auf-
gabenverständnis, Rollendefinitionen und 
Steuerungsaktivitäten?
Die Hypothesen...
Zu 2: Zu prüfen, ob Hypothesen, die aus der 
jüngeren planungs- und steuerungstheoreti-
schen Diskussion gewonnen wurden, auch im 
»Steuerungsalltag« Geltung beanspruchen 
können, ist das zweite zentrale Anliegen un-
seres Forschungsansatzes. Allerdings lässt die 
methodische Anlage der Vorstudie (mit der 
Konzentration auf zwei Fälle und ver-
gleichsweise geringer »Analysetiefe«) nur zu 
einem kleinen Ausschnitt der relevanten Hy-
pothesen erste (behutsam zu handhabende) 
Erkundungen zu.
Dies bezieht sich unter anderem auf fol-
gende Hypothesen:
• Informelle, umsetzungsorientierte, projek-
torientierte und kooperative Arbeitsweisen 
nehmen an Bedeutung zu, da die Steue-
rungsleistung »traditioneller Instrumente« 
sinkt.
• Private Akteure gewinnen gegenüber öf-
fentlichen Akteuren an Bedeutung.
• Demografische Entwicklung, veränderte 
wirtschaftliche Rahmenbedingungen und 
interkommunale Konkurrenz prägen signifi-
kant Aufgabenwahrnehmung und Steue-
rungsverhalten.
• Verringerte Steuerungsressourcen der öf-
fentlichen Akteure (Privatisierung, Haus-
haltslage) verändern das Steuerungsverhal-
ten – etwa indem eigene Gestaltungsansprü-
che aufgegeben oder Kooperationen mit Pri-
vaten intensiviert werden.
Diese Hypothesen wurden unter Berücksich-
tigung erster Ergebnisse (wie anschließend 
ausgeführt) fortgeschrieben, zu dem Stand, 
wie er nun mehr dem Abschnitt A, Kap. 6 zu 
entnehmen ist. 
2 Ausgewählte Ergebnisse
In der hier gebotenen Kürze lassen sich nur 
einige wenige Befunde der Untersuchungen 
in Aachen und Essen darstellen. Wir stellen 
zunächst für beide Städte
2.1 das Spektrum der Aufgaben und Instru-
mente vor und diskutieren dann drei Aspek-
te:
2.2 Auffangen, Anbieten, Entwickeln? Die 
Handlungsmuster.
2.3 Punkt oder Fläche? Die Reichweite.
2.4 Wer steuert wie? Die Akteure und Steue-
rungsmodi.
2.1 Das Spektrum der Themen und Steue-
rungsaktivitäten
Für die Stadt Aachen wurden zunächst alle 
249 Beratungsgegenstände erfasst und aus-
gewertet, die wir zu 119 Vorhaben bündel-
ten. Für die Stadt Essen wurden 147 Bera-
tungsgegenstände erfasst und zu 100 Vorha-
ben gebündelt. Wie oben bereits erwähnt 
fokussierten wir unser Interesse insbesondere 
auf die hier unter »Steuerung der Siedlungs-
entwicklung« zusammengefassten, unmittel-
bar räumlich wirksamen Planungs- und 
Steuerungsaktivitäten.
In Aachen fällt über die Hälfte der Vorha-
ben (54%), die in den Jahren 2003 und 2004 
im Planungsausschuss behandelt wurden, in 
diese Kategorie. Bei 47% aller Vorhaben 
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handelt es sich um planungsrechtliche Be-
schlüsse, 7% der Fälle sind Rahmenplanun-
gen. In Essen werden 43% der Vorhaben 
unmittelbar räumlich wirksam, während 
56% der Verfahren der Vorsteuerung dienen.
Interessant sind auch die thematischen Aus-
richtungen der Planungen. So zeigt sich, dass 
in Aachen fast 50% der neu aufgestellten 
Bebauungspläne (von 40 Vorhaben) vorran-
gig auf gewerbliche Nutzungen ausgerichtet 
sind (Wohnen 30%, Mischnutzungen 11%). 
In Essen hingegen ist das Verhältnis von ge-
werblicher Nutzung mit nur 20 % deutlich 
geringer. Es geht vielmehr darum Wohnnut-
zungsmöglichkeiten (20%) zu schaffen und 
neue Mischgebiete mit Wohnnutzung (20%) 
zu entwickeln: »Wir haben eine hohe Anzahl 
an Quadratmetern ehemaliger Gewerbeflä-
chen in Wohnflächen umgewandelt.«
Bemerkenswert ist auch das Verhältnis von 
Innenentwicklung zu Außenentwicklung. In 
Aachen können 65% der Vorhaben der In-
nenentwicklung zugeschrieben werden. Dazu 
werden immerhin 10% »Greenfields« in An-
spruch genommen. In Essen liegen 70% der 
Vorhaben im so genannten Innenbereich. Der 
große Anteil an Brachflächen in Essen macht 
eine Nachverdichtung durch die Inanspruch-
nahme von »Brownfields« im Innenbereich 
möglich (32%): »Die überwiegende Anzahl 
der Pläne sind auf Farbflächen entstanden, 
d.h. auf Flächen, die vorher von einer ande-
ren Nutzung, meistens einer gewerblichen, 
belegt waren.« [...] Somit ändere sich die 
Steuerung gegenüber »Wachstumszeiten«: 
»Der Standardfall ist, dass irgendwo eine Flä-
che brach fällt. Wenn die günstig liegt, dann 
ist die Nachfolgenutzung immer Wohnen.« 
Betrachten wir die unmittelbar der räumli-
chen (Siedlungs-)Entwicklung zuzuordnen-
den Steuerungsaktivitäten näher: 84% der in 
Aachen eingesetzten Steuerungsinstrumente 
sind Pläne formeller Art (vgl. Abb. B.3) , also 
durch Gesetz (insbesondere BauGB) definiert. 
In Essen lassen sich 79% der Vorhaben der 
formellen Kategorie zuordnen (vgl. Abb. B.4). 
In Essen ist der Anteil der informellen Vor-
haben mit 21% zwar höher, dennoch wird 
seitens der Verwaltung geäußert: »Das Kern-
geschäft ist jedoch immer noch die Bauleit-
planung.«
Die formellen Instrumente bestehen zu 
einem Großteil (Aachen: 64%, Essen: 51%) 
aus der Aufstellung von B-Plänen, wobei 
davon in Aachen 20%, in Essen 22 % mit 
einer Änderung des FNP einhergehen. Das 
ursprüngliche Prinzip, dass sich der B-Plan 
aus dem FNP abzuleiten habe, kehrt sich hier 
teils um: der FNP wird oftmals basierend auf 
B-Plan-Vorstellungen modifiziert (Parallel-
verfahren).
In Aachen handelt es sich bei knapp einem 
Fünftel der genannten B-Pläne um Vorhaben 
bezogene B-Pläne (18%), in Essen sind dieses 
im betrachteten Zeitfenster lediglich 5%. 
Während in Aachen weitere 20% Änderun-
gen bestehender B-Pläne und des FNP bein-
halten, werden in Essen keine Bebauungs-
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Abb. B.3/4 | Steuerungsinstrumente Aachen 2003/04 (oben) und Essen 2005/2006 (unten)
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stellt. Es gibt jedoch sieben Verfahren zur 
FNP-Änderung, auf die wir später genauer 
eingehen werden. 
Das Verhältnis der Bebauungsplanarten 
wurde von uns anhand der neu aufgestellten 
B-Pläne detailliert untersucht, um Hinweise 
auf Handhabung der neueren gesetzlichen 
Möglichkeiten (Vorhabenbezug, Städtebauli-
cher Vertrag) zu gewinnen. In gut zwei Drit-
teln der Aachener Fälle handelt es sich um 
klassische B-Pläne (62%), bei knapp einem 
Fünftel um Vorhaben bezogene B-Pläne 
(18%) und bei 20% kommen auch städte-
bauliche Verträge zum Einsatz. Einem Inter-
view ist zudem zu entnehmen, dass städte-
bauliche Verträge auch außerhalb von Be-
bauungsplänen zum Einsatz kommen (Fälle, 
die in dieser Übersicht nicht zum Ausdruck 
kommen): »Mit den städtebaulichen Verträ-
gen haben wir sehr positive Erfahrungen 
gemacht. Zum Beispiel können wir auch bei 
einer § 34-Entscheidung mit einem solchen 
Vertrag noch Dinge vereinbaren, die eigent-
lich nicht einem § 34-Verfahren entspre-
chen«.
Wenden wir uns abschließend einem Ge-
sichtspunkt zu, der schon unmittelbar zur 
Auswertung überleitet: Gerd Albers [vgl. z.B 
1993, 53] hat verschiedene »Phasen des Pla-
nungsverständnisses« identifiziert. In der 
weiteren Diskussion ist darauf hingewiesen 
worden, dass diese Phasen nicht jeweils ab-
geschlossen und durch neue abgelöst wur-
den. Vielmehr handele es sich eher um 
»Schichten«, die einander überlagern und bis 
heute das Planungsverständnis gemeinsam 
prägen [vgl. Selle 1996, 37f.]. Diese Überle-
gungen sind noch einmal dahingehend fort-
gesetzt worden, dass einerseits die vier 
»Schichten» zu dreien zusammengefasst 
wurden und vorgeschlagen wurde, statt von 
Planungsverständnis von »Verhaltens- oder 
Handlungsmustern« zu sprechen [vgl. Selle 
2005, 56ff]. Mit den Begriffen »Auffangen«, 
»Anbieten« und »Entwickeln« würde jeweils 
ein spezifisches Verhältnis öffentlicher Steu-
erungsbemühungen zu den Entwicklungen in 
Gesellschaft und Märkten zum Ausdruck ge-
bracht.
Für uns war daher von Interesse, 
• ob die These von der Gleichzeitigkeit aller 
drei Handlungsmuster zutrifft und
• welches Handlungsmuster dominiert.
Die Ergebnisse in Aachen und Essen zeigen: 
1. Alle drei Verhaltensmuster sind vorzufin-
den und
2. in über der Hälfte der Fälle wird auf einen 
Impuls von außen reagiert. Dies sei am Bei-
spiel Aachens (mit 53% »Reaktionen«) in 
Kürze exemplarisch gezeigt: Bau(vor)anfra-
gen, Investitionsabsichten, private Interes-
sen, veränderte Rahmenbedingungen etc. 
lösen kommunales Handeln aus. Werden 
noch die Fälle hinzugenommen, bei denen 
sich verschiedene Handlungsmuster ergän-
zen (reagieren und entwickeln in Aachen 
3%; anbieten und reagieren in Aachen 8% ) 
beinhalten über zwei Drittel der Aachener 
Vorhaben (64%) eine Reaktion. Etwa 11% 
sind die traditionellen Formen der Angebots-
planung: Ein Bebauungsplan wird ohne kon-
krete Entwicklungsabsichten von Dritten 
aufgestellt und die Ausfüllung der Rahmen-
setzung allein der Marktentwicklung über-
lassen. Für nur ein Viertel der Fälle kann da-
von ausgegangen werden, dass die Kommu-
ne eigenständig Projekte oder Vorhaben 
entwickelt. Bei diesen Vorhaben verfolgt die 
Kommune eigene Interessen für ein Gebiet, 
initiiert eine Entwicklung nach eigenen 
Maßstäben. Trotz aller Unzulänglichkeiten, 
die in der Zuordnung stecken mögen und 
trotz aller Übergänge und Unschärfen sind 
die Gewichtsverteilungen doch deutlich. 
Mit Blick auf das kommunale Angebots-
verhalten gibt es in Essen eine weit reichen-
de Einschätzung aus den Reihen der Verwal-
tung: »Die Zeit der Angebotsplanung durch 
die Planungsämter ist generell vorbei.« Der 
Anteil der Entwicklungen durch die Stadt 
Essen wird aktuell teils recht hoch einge-
schätzt. »Wir haben ja das Glück in Essen, 
dass wir [...] aktuell mit Großprojekten ge-
segnet sind.« Bei diesen übernimmt die Stadt 
– zumeist gemeinsam mit anderen – die Rol-
le des Entwicklers.
2.2 Auffangen, Anbieten, Entwickeln? Die 
Handlungsmuster
Bei der Auswertung des hier in wenigen Aus-
schnitten skizzierten Ausgangsmaterials lässt 
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sich unmittelbar an den zuletzt dargestellten 
Befunden anknüpfen: Die Vorstellung, städ-
tebauliche Planung sei kontinuierlich voran-
geschritten und habe sich von der schieren 
Anpassung und dem schlichten Anbieten 
verabschiedet, um zur öffentlich vorgegebe-
nen städtebaulichen Entwicklung – ob nun 
im Sinne der »alten« komprehensiven Ent-
wicklungsplanung oder eher in der pragma-
tischen Variante im Sinne des »perspektivi-
schen Inkrementalismus« – vorzustoßen, ist 
offensichtlich verfehlt. Vielmehr lassen sich 
diese drei Grundmuster steuernden Handelns 
öffentlicher Akteure weiterhin nebeneinan-
der vorfinden und – wichtiger noch – die 
traditionellen »Schichten« dominieren. Dies 
wird mit einem Zitat aus den Aachener In-
terviews auf den Punkt gebracht: »Die Regel 
ist, dass Standortwünsche vorgetragen wer-
den«. Mit anderen Worten: Das historisch am 
weitesten zurückliegende Grundmuster im 
Verhältnis privater zu öffentlichen Akteuren 
bei der städtebaulichen Entwicklung domi-
niert: Das Auffangen von und das Anpassen 
an Marktentwicklungen und private Initiati-
ven. Bau- und Investitionsabsichten von 
kleinen wie großen Bauherren, Eigenbewe-
gungen im Bestand und auf bestimmte 
Standorte gerichtete Verwertungsabsichten 
erfordern das Beschaffen von Baurecht. Dies 
stellt die Gemeinde – nach Abwägungs- und 
ggf. Aushandlungsprozessen – bereit.
Dies ist selbstverständlich kein Automatis-
mus: Denn die Prüfung durch die Verwaltung 
und die politische Beschlussfassung können 
auch zur Ablehnung privater Absichten füh-
ren: Die Stadt Essen entwickelte ein strategi-
sches Konzept in Form eines »Kommunalen 
Einzelhandelskonzeptes«, das es ihr ermög-
licht, privaten Belangen gesamtstrategische 
Überlegungen entgegen zu setzten. »Das 
haben wir mit der Politik vereinbart und das 
wird auch ziemlich radikal zusammen mit 
der Wirtschaftsförderung durchgesetzt. Bei 
der Sicherung der Gewerbegebiete arbeiten 
wir mit den Sicherungsinstrumenten der Zu-
rückstellung und Veränderungssperre und 
das zeigt auch Wirkung.« 12% der B-Pläne 
dienen der Verhinderung einer Einzelhan-
delsansiedlung in Gewerbegebieten, die ge-
mäß des »Kommunalen Einzelhandelskon-
zeptes« nicht zulässig ist. Darüber hinaus 
wurden sieben Veränderungssperren erlassen, 
die in naher Zukunft in ein B-Planverfahren 
übergehen werden. Hoheitliche Instrumente 
(B-Planaufstellungsverfahren und FNP-Än-
derungsverfahren) werden also bemüht, um 
eine bestimmte Bebauung zu verhindern. 
»Auf der einen Seite versuchen wir Impulse 
zu kanalisieren um einem Standort die rich-
tige Qualität zu geben und da, wo das nicht 
funktioniert, auch mal ‚ein Stöckchen zwi-
schen die Beine zu werfen’.«
Der Blick sei an dieser Stelle auch noch 
mal nach Aachen gerichtet: Hier wurde zum 
Beispiel der Fall einer Voranfrage zur mögli-
chen Bebauung eines Villengeländes unter-
sucht. Diese Anfrage wurde negativ beschie-
den. Eine Veränderungssperre der Stadt hielt 
die Parklandschaft von zusätzlicher Bebau-
ung frei. Und – wiederum selbstverständlich 
– dieser Prozess kann auch einen gegenteili-
gen Verlauf nehmen: Die private Absicht ist 
äußerst umstritten, es gibt Widerstände aus 
der betroffenen Nachbarschaft und der inte-
ressierten Öffentlichkeit, auch die fachliche 
Würdigung durch die Verwaltung weist auf 
erhebliche Probleme hin… und dennoch setzt 
sich der Investor (mit politischer Unterstüt-
zung) durch.
Traditionelle Angebotsplanung hingegen 
scheint eher die Ausnahme zu sein. Das mag 
mit Blick auf die Rahmenbedingungen schon 
daran liegen, dass große Entwicklungsschübe 
nicht zu erwarten sind. Zudem wohl auch die 
Vorfinanzierung von Erschließungskosten 
nicht mehr zu leisten ist. Fälle von Ange-
botsplanung waren unter anderen dort zu 
finden, wo die Stadt eigene Grundstücke – 
versehen mit neu geschaffenen Baurechten – 
auf den Markt warf.
Reaktion ist also ein (zahlenmäßig) domi-
nantes Handlungsmuster und es besteht die 
Vermutung, dass dies angesichts der Rah-
menbedingungen mancherorts noch ausge-
prägter ausfallen wird. In Interviews wurde 
deutlich, dass früher mehr Angebotsplanung 
betrieben worden sei: »Diese Kurve ist fal-
lend. Wir müssen jetzt mehr reagieren als 
früher«. Im gleichen Interview wurde aber 
auch zum Ausdruck gebracht, dass dieser 
Reaktionsdruck zumindest verwaltungsintern 
dazu führe, dass man sich vermehrt darum 
bemühe, Entscheidungsgrundlagen zu erar-
beiten, die Einzelfallentscheidungen in grö-
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in Aachen als auch in Essen sei man bestrebt, 
»einen roten Faden in der räumlichen Ent-
wicklung herzustellen, was in der verwal-
tungsinternen Abstimmung recht gut ge-
lingt, [...] aber sobald es in die Realität ent-
lassen wird und mit konkreten Investoren zu 
tun hat oder auch Bürgern, dann bricht es 
sich – und das kostet ganz, ganz viel Zeit. 
[…] Diese rote Linie, die man einmal entwi-
ckelt hat, wird immer wieder in Frage ge-
stellt, und wir als Verwaltung müssen dann 
auch Kompromisse machen«, so eine Ein-
schätzung aus Aachen.
Auch wenn in Essen die Innen- und Brach-
flächenentwicklung vorrangiges Ziel sind, so 
besagt das Wohnungsbauförderungspro-
gramm von 2001, dass der Abwanderung in 
das Umland durch Schaffung entsprechen-
den Wohnraums entgegengewirkt werden 
soll. Auf dieses beziehen sich heutige Be-
gründungen von B-Plänen, so dass letztend-
lich freistehende Einfamilienhäuser im Au-
ßenbereich realisiert werden. Auch wenn die 
Auslegung der gesamtstrategischen Ziele der 
Stadt variieren kann, wird jedes Einzelver-
fahren auf diese überprüft. Solche Bemü-
hungen – weg vom punktuellen Nachsteuern 
und hin zu vorausschauenden Entwicklungs-
vorgaben – scheint es vielfach zu geben. 
Kommunale Akteure der Stadt Essen vertre-
ten den Standpunkt: »Wir haben ein ‚Ge-
samt-Nachdenken’ über die Stadt eingelei-
tet.« 
Ein ähnliches Beispiel findet sich an einer 
Ausfallstraße in Aachen, wo sich Anfang der 
2000er Jahre viele Einzelentwicklungen zu-
gleich regten. Der Versuch einen Masterplan 
aufzustellen, geriet aber ins Stocken und es 
blieb bei Einzelfallentscheidungen. Immerhin 
habe man mit der Arbeit am Masterplan zu-
mindest verwaltungsintern eine Arbeits-
grundlage gewonnen, »eine Folie, auf der wir 
konzeptuell gearbeitet haben. […] Bei allen 
Brüchen und Widerständen, die es […] gibt – 
es ist für uns immer noch ein sicherer Boden: 
Wir wissen, das haben wir schon mal abges-
timmt«.
Funktioniert die verwaltungsinterne Ab-
stimmung, und das ist nach Einschätzungen 
der Gesprächspartnerinnen und -partner in 
Aachen derzeit der Fall, dann lassen sich zu-
mindest in der Haltung der verschiedenen 
Ämter rote Linien durchhalten und eine an-
gemessene Koordination gewährleisten. 
Auch die vor einiger Zeit von der Verwaltung 
angestoßene, breit angelegte Erörterung 
eines Leitbildes für die räumliche Entwick-
lung der Stadt könnte zur Stärkung eines 
eigenen Entwicklungsanspruchs beitragen.
Auch in Essen wird der verwaltungsinter-
nen Arbeit ein großer Stellenwert einge-
räumt. Einiges »haben wir ganz bewusst im 
Wesentlichen verwaltungsintern gestaltet, 
denn hier befindet sich das Know-How.« 
Nicht für jedes Vorhaben macht die politi-
sche Debatte Sinn und so wurde versucht, 
das Thema »Zollverein« weit möglich aus der 
Politik herauszuhalten. »Nach Zollverein ge-
hen sehr viele Gelder und kein Politiker kann 
sich damit direkt schmücken, weil Zollverein 
ein gesamtstädtisches Projekt ist. Das ist ge-
nau so, wie wenn der Kölner Dom repariert 
werden müsste, dann könnte es sein, dass die 
Stadt irgendwann sagt, wir lassen das, weil 
sich das kein Politiker direkt zuordnen kann.«
2.3 Punkt oder Fläche? Die Reichweite
Der Gesamtüberblick über alle behandelten 
Vorhaben macht deutlich, dass rein quanti-
tativ betrachtet konzeptionelle, übergeord-
nete Aspekte der Stadtentwicklung im All-
tagsgeschäft des Planungsausschusses eine 
vergleichsweise geringe Rolle spielen. Jedoch 
unterscheidet sich die Gewichtung der stra-
tegischen Konzepte in den Kommunen of-
fenbar. Die Auseinandersetzung mit den 
Handlungsmustern und die Einsicht, dass 
reaktives Verhalten dominiert, unterstreicht: 
Einzelvorhaben, punktuelle Befassung stehen 
in Aachen im Vordergrund. In Essen wird ver-
sucht, die Einzelvorhaben strategischen 
Überlegungen zuzuordnen.
Allerdings ist bei der Interpretation dieser 
Befunde Vorsicht geboten: 
Zum einen kann aus der Zahl von Vorgän-
gen und Vorhaben, die im Ausschuss behan-
delt werden, nicht auf deren Bedeutung ge-
schlossen werden. 
Zum anderen erschließt sich über die Be-
trachtung von Beratungsgegenständen in 
einem Gremium nicht deren informelle und 
kommunikative Einbettung im Umfeld. Das 
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kann sich, wie oben gezeigt, auf informelle 
Konzeptentwicklungen innerhalb der Ver-
waltung beziehen, die deren Orientierung für 
Einzelfälle prägen, ohne bereits schon Ge-
genstand der Befassung in politischen Gre-
mien gewesen zu sein. Es gäbe Themen, »bei 
denen wir uns als Amt, als Planungsdezernat 
an die Spitze der Bewegung gesetzt haben, 
um bestimmte Projekte zunächst in der Ver-
waltung und Politik zu verankern.« Daher 
seien die Protokolle der öffentlichen Sitzun-
gen nicht immer repräsentativ für Diskussio-
nen, die in der Politik und der Verwaltung 
geführt würden. Nicht alles erblicke das 
Licht der politischen Öffentlichkeit. So ver-
rieten die Kalender der beteiligten jeweils 
viel über Entscheidungen, die nicht unbe-
dingt politisch legitimiert werden müssen, 
z.B. weil B-Pläne vorliegen. Aber auch bi- 
und multilaterale Kommunikationsprozesse 
im Umfeld formeller Vorgänge lassen sich so 
nicht unmittelbar erschließen. Ein Interview-
auszug mag illustrieren was gemeint ist: »Es 
gibt eine Idee, eine Vorstellung eines Inves-
tors und man versucht dann, die beteiligten 
Ämter zusammen an einen Tisch zu holen 
und zu gucken, welche Fragen zu klären sind. 
Die arbeitet man ab. Letztlich kann es aber 
sein, dass nach einem halben Jahr Arbeit der 
Investor sagt, jetzt habe ich mir das aber 
anders überlegt. Da steckt sehr viel Aufwand 
drin [...]« – ein Aufwand, der nicht unmittel-
bar sichtbar wird.
Die orientierende, längerfristige und über-
greifende Arbeit findet also eher im Hinter-
grund statt. In vergleichsweise wenigen Fäl-
len wird die Politik damit befasst. Gelingt es 
aber, »eine Idee davon zu geben, wie sich 
Stadt entwickelt oder sich entwickeln kann 
und soll« und darüber »einen Konsens herzu-
stellen« beziehungsweise »die Politik mit 
großer Mehrheit auf seine Seite (zu bekom-
men), dann ist das die größte Sicherheit, die 
die Verwaltung haben kann. Auf dieser Basis 
kann sie sich relativ sicher bewegen [...]« und 
das Erarbeitete »mit den üblichen Instru-
menten wie der Bauleitplanung« umsetzen. 
Die vergleichsweise wenigen übergreifenden 
Konzepte geben also Anlass zu umfassender 
Meinungsbildung und Orientierung und 
könnten so auch als Grundlage für viele Ein-
zelvorgänge dienen. Allerdings gelingt dies 
besonders in Aachen nicht immer. Übergrei-
fende Konzepte können auch schnell durch 
die Eigendynamik von Einzelfällen außer 
Kraft gesetzt werden. 
Generell ändert dies jedoch nichts an der 
(zahlenmäßigen) Dominanz der punktuellen 
Steuerung. Angesichts des Instrumentariums, 
das hier im Vordergrund steht (Bauleitpla-
nung), wundert das auch nicht: Denn die 
verbindliche Bauleitplanung ist immer punk-
tuell, räumlich eng umgrenzt. Das ist vom 
Gesetzgeber so vorgesehen. Es sind immer 
die konkreten Grundstücke, Standorte, von 
denen aus Entwicklungsimpulse wirksam 
werden. Der öffentliche Planvorbehalt zielt 
genau darauf. Dass bei der öffentlichen Be-
urteilung der privaten Absichten auch grö-
ßere Zusammenhänge eine Rolle spielen, 
versteht sich: Kaltluftströme sind nicht auf 
Parzellen begrenzt.
Allerdings fällt auf, dass das für die Vor-
steuerung der räumlichen Entwicklung und 
für die Einbettung von einzelnen Standorten 
wesentliche Instrument – der Flächennut-
zungsplan – im untersuchten Fall wesentli-
che seiner Funktionen eingebüßt zu haben 
scheint. Mit der Beschaffung von Baurechten 
in einzelnen B-Plänen geht eine Vielzahl von 
Flächennutzungsplanänderungen einher. 
Diese unterstreichen, dass der FNP inzwi-
schen vor allem Protokollfunktion hat und 
zu einer – wie es sarkastisch heißt – »nach-
gelagerten Vorsteuerinstanz« geworden ist. 
Die FNP-Aufstellungen unterliegen extrem 
langen Zyklen. In Essen stammt der aktuelle 
FNP bereits aus den 1980er Jahren und wur-
de mittlerweile so häufig geändert, dass ihm 
keine verbindliche Darstellung mehr zugesi-
chert ist. Dennoch behält der FNP einen ge-
wissen Stellenwert in Essen; er wird den der-
zeitigen Rahmenbedingungen angepasst. Im 
Tausch gegen Ausweisungen neuer, kleiner 
Siedlungsflächen werden Flächenpotenziale 
zurückgenommen. Fünf Vorhaben haben 
eine Wohnbauflächenrevision zum Gegen-
stand. Dabei wird die Darstellung als »Wohn-
baufläche«, von größeren und zusammen-
hängenden Flächen im gesamten Stadtgebiet 
in »Allgemeine Grün- und Freifläche« oder 
»Flächen für Land- und Forstwirtschaft« ge-
ändert. In Zukunft wird sich zeigen, ob der 
sich gerade in der Aufstellung befindliche 
regionale FNP eine größere und lang anhal-
tende Bindungskraft hat. 
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NIn der Praxis findet man häufig informelle 
Pläne, die räumlich größere Zusammenhänge 
umgreifen (Rahmenpläne, Handlungskonzep-
te, Masterpläne) als dies mit einzelnen Be-
bauungsplänen der Fall ist. Auch so in Aa-
chen, wenngleich (ohne dass wir das genauer 
überprüfen konnten) die Steuerungswirkung 
dieser Pläne recht begrenzt zu sein scheint. 
In Essen wird Steuerungswirkung der über-
geordneten Konzepte positiv bewertet: »Das 
hat hier bisher sehr gut geklappt [...].«
Aber ganz unabhängig davon kann man 
feststellen, dass an »verschiedene Flächen 
mit unterschiedlicher Intensität herangegan-
gen wird«, so ein Aachener Gesprächspartner. 
Auch in Essen gibt es unterschiedliche Ent-
wicklungsschwerpunkte. Derzeit werden der 
Norden und das Zentrum intensiv bearbeitet, 
was zum einen durch die Dichte der B-Plan-
verfahren erkennbar ist, zum anderen in den 
Interviews ausgedrückt wurde. Grundsätzlich 
decken sich diese Beobachtungen mit denen 
anderer Zusammenhänge [vgl. Selle 2005, 
128f.].
Es stellt sich die Frage, welche Faktoren diese 
unterschiedlichen Steuerungsintensitäten 
und räumlichen Selektivitäten prägen. Dazu 
gab es erste Hinweise in Essen, wo es teils an 
den jeweils spezifischen Aufgaben oder vor-
handenen Flächenpotenzialen liegt: »Im Sü-
den sind die Pläne sehr viel strittiger und es 
gibt nicht so viele Recyclingflächen wie im 
Norden. Im Norden haben wir bis vor einiger 
Zeit Beifall bekommen, dass wir Wohnbau-
land entwickeln.«Auch die Bevölkerungszu-
sammensetzung scheint eine Rolle zu spie-
len: »Im Süden, da kommen ja meist nicht 
die Bürger, da kommen gleich die Anwälte. 
Der Süden ist einfach eine andere Klientel. 
Wenn man das mal über einen Kamm schert, 
dann ist der Süden alt und reich, der Norden 
hingegen arm und jung und ‚multikulti’. Da 
hat es mehr Veränderung gegeben, weil es 
mehr Veränderungswünsche und Druck gab.« 
Diese Hinweise zeigen einmal mehr, dass der 
Blick vermehrt auf die Gesamtheit der 
raumwirksamen Akteure zu richten ist.
2.4 Wer steuert wie? Die Akteure und 
Steuerungsmodi
Auf die Frage, wessen Aktivitäten die räumli-
che Entwicklung vorantreiben, ist die Ant-
wort einfach: Es sind vor allem die privaten 
Akteure mit ihren Interessen und Entschei-
dungen. Schwieriger aber wird die Antwort 
auf die Frage, wer diese Entwicklung »steu-
ert«. Denn das, was in der Theorie mit der 
»Governance«- Perspektive zum Ausdruck 
gebracht wird (vgl. Abschnitt A, Kap. 3), lässt 
sich mit unserer kleinen Untersuchung in der 
Praxis deutlich machen: Öffentliches und 
privates Handeln greift ineinander – durch-
aus nicht immer mit gleichen Absichten und 
Gewichten und durchaus nicht immer mit 
Erfolg für alle Seiten verbunden. 
Wie die Gewichte und Rollen verteilt sind, 
wer sich und seine Interessen unter welchen 
Bedingungen durchsetzen kann und auf wel-
che Weise möglicherweise ein abgestimmtes 
Vorgehen (ggf. im Sinne von »good go-
vernance«) zu bewerkstelligen sei, diese Fra-
gen lassen sich auf der Basis der Studie zwar 
nicht zuverlässig beantworten, aber es gibt 
einige Fingerzeige: So wurde an einzelnen 
Fällen sehr deutlich, dass bestimmte Akteure 
vermögend ihrer wirtschaftlichen und politi-
schen Durchsetzungsfähigkeit erheblichen 
Einfluss auf Verfahren und deren Ergebnisse 
haben können. Dies kann soweit gehen, dass 
vom »Primat der Politik«, von »Public Leader-
ship« oder vom »Planvorbehalt« nur noch 
sehr begrenzt zu sprechen ist. In Essen sieht 
man die Zusammenarbeit jedoch positiv: »In 
der Regel kommt der Investor oder der 
Grundstückseigentümer auf die Stadt zu. 
Dies ist auch Novum für Planer. Ich glaube, 
die Planer, die hier arbeiten, verstehen sich 
im Team mit den Bauträgern und Projekt-
entwicklern.« Darüber hinaus läge der große 
Vorteil in der Umsetzungsorientierung der 
Projekte, so würden Pläne fast nur noch ge-
meinsam mit Investoren, mit Bauträgern 
gemacht. »Das ist eigentlich eine ganz gute 
Entwicklung, denn dann werden die Dinge 
auch realisiert. Es werden kaum noch Schub-
ladenpläne produziert. Die Pläne die wir ma-
chen, die gehen auch direkt in die Realisie-
rung.« Derzeit wird der Essener Planungsall-
tag stark durch Projekte geprägt. »Für die 
öffentlichen Planer gilt, dass wir nicht mehr 
die brauchen, die im ‚stillen Kämmerlein’ die 
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Entwürfe machen, sondern wir brauchen 
Menschen, die fähig sind zur Projektentwick-
lung – begleiten, entwickeln, koordinieren – 
bis hin zum Projektmanagement.«
Anhand anderer Fälle zeigt sich, dass es, ist 
erst einmal Baurecht geschaffen, für die öf-
fentlichen Akteure wenig Kontrollmöglich-
keiten gibt. Projekte können dann eine ei-
genständige Entwicklungsdynamik entfalten, 
die durchaus nicht den öffentlichen Intenti-
onen entspricht: »Im Fall […] hatten wir als 
Verwaltung ganz andere Vorstellungen, wie 
sich das entwickeln sollte. […] und bekamen 
dann einen Investor, der mit blauen Augen 
sagt: Wir wollen doch das gleiche wie ihr, 
aber dann in der Entwicklung eine ganz an-
dere Richtung geht.«
Im Überblick über verschiedene Planungssi-
tuationen entsteht zudem der Eindruck, dass 
das »traditionelle Instrumentarium« und ein-
gespielte hoheitliche Verfahren insbesondere 
dann eingesetzt werden, wenn schwache 
bzw. ressourcenarme oder nicht-organisierte 
Akteure beteiligt sind. Hier wirkt hoheitli-
ches Handeln Prozess bestimmend, während 
es in anderen Fällen eher Protokoll einiger 
Entscheidungen ist – in einem Prozess, der 
auf anderen Feldern entschieden wird.
Nicht ohne Spannungen ist auch die Ba-
lance zwischen Verwaltung und Politik. Auch 
hier wird nicht immer an einem Strang ge-
zogen: »Es gibt da kein kohärentes System. 
Theoretisch ist es ganz klar: Der Rat küm-
mert sich um die richtungweisenden Ent-
scheidungen, die großräumigen, Maßstab 
setzenden Grundlinien. Und der Verwal-
tungsvorstand setzt strategische Akzente 
und Priorisierungen für die teilräumliche 
Planung. Die Fachverwaltung ist wiederum 
gehalten, das im operativen Geschäft umzu-
setzen. Tatsächlich ist es natürlich so, dass 
der Rat sich gerne auch mit Detailplanung 
beschäftigt und auch schon mal dazu neigt, 
Linien zu durchkreuzen, die im Sinne einer 
strategischen räumlichen Planung von der 
Verwaltungsspitze gesetzt werden. […] Es 
gibt eine Gemengelage: einen quasi verwal-
tenden Politikvorstand und einen quasi poli-
tisierenden Verwaltungsvorstand.« Seitens 
der Verwaltung wird dies so gesehen: »Die 
Stadt als Gesamtrechtsperson kann, wenn sie 
hoheitlich arbeitet, nur das entscheiden, was 
auch mit dem Gesetz vereinbar ist. […] Es 
gibt daneben immer noch den Bereich der 
klugen und unklugen Entscheidungen. […] 
Und da kommt es vor, dass […] die politi-
schen Gremien auch mal Entscheidungen 
treffen, die möglicherweise unter einem 
Nachhaltigkeitsgebot und unter dem Ge-
sichtspunkt des Mehrwerts für die Stadt ins-
gesamt eher unklug als klug sind. Wir kön-
nen als Verwaltung Empfehlungen abgeben, 
auf mögliche Konsequenzen der Entwicklung 
aufmerksam machen – aber es entscheiden 
die Gremien.«Und so könne es durchaus vor-
kommen, dass die Verwaltung über politische 
Beschlüsse gezwungen ist, anders zu handeln 
als es ihr vorschwebt.
Versucht man, in dieser Gemengelage die 
Frage nach den Steuerungsmodi zu beant-
worten, so wird man auf die These vom 
Steuerungsmix zurückgreifen müssen. In den 
meisten Prozessen wird man sowohl auf ho-
heitliche wie kooperative Elemente stoßen. 
Besonders deutlich wird das in dem von ei-
nem Aachener Gesprächspartner so genann-
ten »Verhandlungsstädtebau«: Bebauungs-
pläne werden hier als Anlass für Verhand-
lungen genommen. Es wäre also ein völliger 
Fehlschluss, aus der hohen Zahl von Bebau-
ungsplanverfahren im Gesamtspektrum des 
eingesetzten Instrumentariums auf eine 
Dominanz hoheitlicher Steuerungsmodi zu 
schließen. Auch wenn die Bauleitplanung 
aus der Sicht der Verwaltung als zentrales 
Instrument eingeschätzt wird, ist es »ansons-
ten eher der Prozess, der wichtig ist. […] Da-
zu gehört auch, dass wir da nicht immer 
hundertprozentig unsere Meinung durchset-
zen.«
Ein Gesprächspartner beschrieb die pla-
nungskulturelle Orientierung knapp: »Weg 
von der hoheitlichen hin zur partnerschaftli-
chen Steuerung, gemeinsam mit vereinten 
Kräften«. Einer der wesentlichen Zugewinne 
einer solchen Planungskultur bestehe darin, 
»dass man stärker aufeinander hört.« Auch 
aus Essen wird bestätigt: »Es gibt in der Re-
gel kein Gegeneinander.«
In diesem Zusammenhang ist in Aachen 
von einem »zweiseitigen Prozess« die Rede, 
»denn auch die Bauwirtschaft und die Inves-
toren wissen genau, dass sie, wenn sie heute 
langfristig die Wertentwicklung betrachten, 
gut daran tun, die Umfelder zu betrachten, 
          | 62
AB
SC
H
N
IT
T 
B 
| E
M
PI
RI
SC
HE
 N
ÄH
ER
UN
GE
Nalso auch nicht nur Gewinnmaximierung 
anstreben, sondern durchaus auch mit Nut-
zungsqualität und Nachhaltigkeit der Inves-
tition zurückkoppeln.«
Aus diesem Verständnis resultiert jedoch 
nicht, wie man vielleicht annehmen könnte, 
dass Public Private Partnerships im Alltags-
handeln prägend seien. In Aachen heißt es: 
»Da hat es hier immer eine große Skepsis 
gegeben, ob wir dabei nicht über den Tisch 
gezogen werden. Daher haben wir das nie 
vehement betrieben.« In Essen sind die 
Stimmen ähnlich kritisch: »Mit dem PPP ha-
be ich immer so meine Probleme: Die öffent-
liche Hand ist da meist auf der Verliererseite, 
auch finanziell […]. Eine Kooperation muss 
nicht formalisiert sein.« 
3 Erste Folgerungen
Vergleicht man die Alltagsbeobachtungen 
aus Aachen und Essen mit Denkgewohnhei-
ten und neueren Thesen der planungstheore-
tischen Diskussion, so lassen sich mit Bezug 
zu dem oben Dargestellten zum Teil nicht 
unerhebliche Abweichungen vermuten. Nur 
einige Beispiele:
• Traditionelle Handlungsmuster der öffent-
lichen Mitwirkung an der räumlichen Ent-
wicklung sind nicht abgelöst, sie sterben 
auch nicht ab, sondern dauern fort. Mehr 
noch: Sie prägen ganz wesentlich den Alltag. 
Das heißt: Im Bereich des Instrumentariums 
ist sehr viel mehr Kontinuität vorzufinden als 
gemeinhin angenommen wird. Das heißt a-
ber auch:
• Es gibt eine Vielfalt der Praxen, eine 
Entstandardisierung: Neben zahlreichen Ge-
meinsamkeiten in der Steuerung der Sied-
lungsflächenentwicklung lassen sich schon 
in den zwei untersuchten Kommunen unter-
schiedliche Tendenzen ablesen. Angesichts 
der auf zwei Kommunen begrenzten Studie 
stellt sich vor allem die Frage, welche dieser 
Ergebnisse durch entsprechende Analysen in 
anderen Städten, bei anderen externen und 
internen Rahmenbedingungen bestätigt 
werden. In diesem Zusammenhang wäre es 
von besonderer Bedeutung, die These von 
der »Entstandardisierung« des Steuerungs-
handelns weiter zu überprüfen und die Fak-
toren herauszuarbeiten, die für je spezifische 
lokale Vorgehensweisen ursächlich sein 
könnten.
• Das Tagesgeschäft der Stadtplanung 
scheint vor allem »vom Abarbeiten einzelner 
privater Entwicklungsabsichten« (wie es in 
einem Gespräch hieß) geprägt zu sein. Die in 
der planungstheoretischen Diskussion oft 
vermuteten (oder erhofften) »strategischen«, 
»entwicklungsplanerischen« etc. Gestal-
tungsmöglichkeiten, die großen Bögen, lan-
gen Linien und übergreifenden Rationalitä-
ten »der Planung« sind in den von uns unter-
suchten Realitäten nur zum Teil wieder zu 
finden. Dennoch gibt es Ansätze ge-
samtstädtische Entwicklungstendenzen fest-
zulegen und diese bauleitplanerisch zu si-
chern. Die »Stadtplanung« plant die Stadt 
jedoch nicht, sie ist an ihrer Entwicklung 
beteiligt. Das heißt nun keinesfalls, dass die 
vor Ort fachlich Tätigen nicht immer wieder 
um Orientierung im Alltagsgeschäft ringen. 
Dies Bemühen sollte aber nicht mit entspre-
chenden Gestaltungsmöglichkeiten verwech-
selt werden.
• Es gibt keinen »Rückzug« aus der Fläche. 
Das klassische Instrumentarium war und ist 
räumlich begrenzt ausgerichtet. Es gibt je-
doch Versuche der Stadtplanung, die Arbeit 
an Bebauungsplänen auf räumlich oder 
thematisch übergreifende Konzepte zu stüt-
zen. Dies war und ist nur begrenzt erfolg-
reich.
• Im Falle Aachens konnte keine ausgepräg-
te »Projektorientierung« festgestellt werden, 
wenn damit eine zunehmende öffentliche 
Mitwirkung an privater Projektentwicklung 
gemeint ist. Lediglich einzelne Vorhaben 
wurden als »Projekte« behandelt. In Essen 
scheinen aktuell eine Vielzahl an größeren 
Projekten den Planungsalltag zu prägen.
• Es gibt keine klar erkennbare Zunahme 
kooperativer Steuerungsmodi. Diese Aussage 
resultiert aber vor allem daraus, dass die 
Trennung der Modi für viele Prozesse künst-
lich zu sein scheint. Vielmehr finden sich 
hoheitliche und kooperative Rollenverteilun-
gen und Steuerungselemente innerhalb der 
jeweiligen Prozesse. Allerdings wird man in 
vorliegenden Fällen von einer deutlichen 
Dialogorientierung sprechen können, was 
aber wohl eher der Planungskultur denn ei-
nem Steuerungsmodus zuzuordnen wäre.
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Das sind, wie gesagt, Aussagen auf schmaler 
Basis. Sie müssen daher noch unscharf blei-
ben und manche Vorbehalte geäußert wer-
den. Aus unserer Sicht wird hier jedoch sehr 
deutlich, wie wünschbar eine breiter ange-
legte und mehr in die Tiefe der einzelnen 
Prozesse vordringende Analyse wäre.
Zugleich sind viele weiterführende Fragen 
deutlich geworden. Auch hierzu wieder nur 
Beispiele:
1. Bedeutung der verschiedenen Akteure und 
ihres Einflusses auf den Prozess: Im Zuge 
unserer Untersuchungen gab es erste Hin-
weise darauf, dass es Zusammenhänge zwi-
schen Steuerungsmodi und Akteurskonstel-
lationen gibt – zum Beispiel, dass gegenüber 
wirtschaftlich wie politisch weniger durch-
setzungsfähigen Akteuren eher hoheitliche 
Instrumente zum Einsatz kommen. Dies be-
dürfte aber unbedingt einer breiteren Unter-
suchung.
2. Analysen aus der Perspektive verschiede-
ner Akteure: Um Steuerungsprozesse im Sin-
ne einer Governance-Perspektive angemes-
sen abbilden und analysieren zu können, 
müsste in einem nächsten Schritt auch die 
Perspektive nicht-öffentlicher Akteure auf 
räumliche Entwicklungsprozesse eingenom-
men werden. Zu diesem Zweck bedürfte es 
aber noch der Entwicklung angemessener 
Methoden.
          | 64
Studie 3
Siedlungsflächen entwickeln. 
Kommunale Planungs- und Ent-
scheidungsprozesse 
Welche Auswirkungen hat die Flächeninan-
spruchnahme auf die kommunalen Finan-
zen? So lautet die Ausgangsfrage im REFI-
NA-Verbundprojekt »LEAN2 - Kommunale 
Finanzen und nachhaltiges Flächenmanage-
ment« (gefördert durch das BMBF). Im Rah-
men dieser Forschungen wurde die Teilstudie 
zu »Kommunalen Planungs- und Entschei-
dungsprozessen bei der Siedlungsflä-
chenentwicklung« durchgeführt, deren zent-
rale Anliegen sich so zusammenfassen lassen:
• Darstellung von zentralen Elementen der 
Planungsprozesse und grundlegenden Akt-
eurskonstellationen und Steuerungsformen,
• Identifizieren der handlungsleitenden In-
teressen und Motive der Akteure, insbeson-
dere der Entscheidungsträger aus Politik und 
Verwaltung im Prozess zur Wohnflächennut-
zung,
• unter Berücksichtigung der Bedeutung 
und Wirkung von Rahmenbedingungen (z.B. 
kommunale Haushaltslage) und angrenzen-
den Politikbereichen und Handlungsfeldern 
(z.B. Liegenschaften, Kämmerei).
Folgende Fragen ergeben sich aus diesem 
Anliegen: 
• Welche Akteure sind beteiligt und nehmen 
Einfluss auf die Siedlungsflächenentwick-
lung?
• Welches Aufgabenverständnis liegt zu-
grunde? Welche Ziele werden verfolgt?
• Welche Faktoren (Interessen, Werte, lei-
tende Paradigmen, Ergebnispräferenzen usw.) 
bestimmen das Handeln der einzelnen Ak-
teure? 
• Welche Argumente und Motive liegen den 
Entscheidungen zugrunde? Und vor allem: 
• Welche Rolle spielen Kostenaspekte und 
erwartete Einnahmeeffekte in den Entschei-
dungsprozessen zur Flächennutzung?
• Was sind die zentralen, prägenden Rah-
menbedingungen – übergeordnet (Wirt-
schaft, Demografie etc.) und lokalspezifisch 
(Haushaltslage, lokale Mentalitäten etc.)?
• Welche Verfahren und Prozesse zur Wohn-
flächenentwicklung gibt es? Mit welchen 
Arbeitsformen und Instrumenten wird gear-
beitet? Welche Erfahrungen bestehen mit 
Instrumenten der Kosten-Nutzen-Analyse?
Das Projekt wurde in Zusammenarbeit mit 
sechs Modellkommunen durchgeführt: Arns-
berg, Fürstenwalde (Spree), Halle (Saale), Hil-
den, Rhede und Sankt Augustin. 
In den Modellkommunen wurden Inter-
views mit Schlüsselakteuren geführt – in der 
Regel mit Vertretern aus Verwaltungsspitze, 
Stadtplanung, Politik sowie kommunaler 
Wohnungswirtschaft und/oder Interessen-
verbänden aus dem Umweltbereich. Ergän-
zend wurden Materialien zur kommunalen 
Planung gesichtet: B-Pläne, FNP, Stadtent-
wicklungskonzepte, Stadtteilrahmenpläne, 
Dokumentationen, Wohnungsmarktstudien 
etc. 
Diese Untersuchungen führten zu interes-
santen Ergebnissen, die hier kurz umrissen 
werden. 
Akteure vor Ort: lokalspezifische 
Konstellationen und Interaktionen
Warum werden wo welche Siedlungsflächen 
in Anspruch genommen? Auf der Suche nach 
ersten Antworten zu dieser Frage rücken die 
an den Entscheidungsprozessen Beteiligten 
in den Mittelpunkt der Betrachtung: In der 
Regel sind viele Akteure direkt oder indirekt 
in die Siedlungsflächenentwicklung invol-
viert. Neben Vertretern aus Verwaltung und 
Politik beeinflussen sowohl private Bauher-
ren und -träger, Investoren und Wohnungs-
unternehmen als auch die Nachfrager die 
baulich-räumliche Entwicklung vor Ort. Jede 
Gruppe nimmt die Aufgaben und Probleme 
unterschiedlich wahr, bewertet sie anders 
und verfügt über verschiedene Mittel zur 
Einflussnahme. Dabei sind die Akteurs-
konstellationen in den untersuchten Kom-
munen durchaus nicht gleich und auch Ge-
wichte und Rollen der einzelnen Beteiligten 
sind unterschiedlich verteilt. 
In den Verwaltungen stand die Stadtpla-
nung durchweg im Mittelpunkt der Betrach-
tung – aber schon die Schnittstellen und 
Reibungspunkte zu anderen Ressorts (Lie-
genschaftsamt, Kämmerei, Wirtschaftsförde-
rung) waren sehr unterschiedlich ausgestal-
tet. Auch das Zusammenspiel von Verwal-
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tung und Politik wurde von den Befragten 
sehr verschieden interpretiert: Teils schien 
die Politik im Wesentlichen den Sachargu-
menten der Verwaltung zu folgen, teils wur-
de sie als Instanz gesehen, die allein die 
Richtung vorgibt. Im letztgenannten Fall 
wurde seitens der Verwaltung beklagt, dass 
es schwierig sei, Sachargumente in politische 
Entscheidungsprozesse einzubringen, da 
oftmals andere Interessen (lokale Wirtschaft, 
Wählerschaft, Einzelinteressen) einen ge-
wichtigeren Einfluss hätten. In solchen Zu-
sammenhängen wurde zum Teil harsche Kri-
tik am Entscheidungsverhalten der lokalen 
Politik geäußert: Sie sei, so hieß es zum Bei-
spiel, nicht »berechenbar«, ihr Verhalten 
könne oftmals nicht nachvollzogen werden 
und sie erweise sich als »resistent« gegenüber 
fachlicher Beratung.
In einzelnen Kommunen nehmen die 
kommunalen Eigenbetriebe in der Flächen-
entwicklung eine wichtige Rolle ein. Sie sind 
in den untersuchten Fällen zumeist organisa-
torisch, personell und inhaltlich eng an die 
Verwaltung gebunden, verfügen jedoch über 
einen größeren finanziellen Spielraum (z.B. 
Kreditaufnahme) und können daher Vorha-
ben realisieren, die mit den Mitteln des 
kommunalen Haushaltes allein nicht mach-
bar wären. Auch ermögliche, so hieß es, der 
geringere Grad an öffentlicher Kontrolle 
schnellere Entscheidungen und größere Fle-
xibilität.
In der Mehrzahl der Kommunen haben 
private Akteure (Investoren, Bauherren, 
Grundstückseigentümer, Wohnungsunter-
nehmen, Immobilienentwickler) einen nicht 
unerheblichen Einfluss auf die räumliche 
Entwicklung vor Ort. Das wird insbesondere 
im Rückbau ersichtlich: Welche Bestände wo, 
wann und in welchem Umfang rückgebaut 
werden, entscheidet sich in erster Linie nach 
betriebswirtschaftlichen Aspekten der Un-
ternehmen, gleichwohl die verbleibenden 
Folgekosten auf gesamtstädtischer Ebene 
zumeist von Kommunen, Versorgungsträgern 
und der Gesellschaft zu tragen sind. 
Auswirkungen von Rahmenbedingungen: 
lokalspezifisches Steuerungsverhalten 
Die Siedlungsflächenentwicklung wird zu-
dem stark durch übergeordnete Einflussfak-
toren wie wirtschaftliche oder demografi-
sche Entwicklungen, deren lokalspezifische 
Ausprägungen und lokale Rahmenbedingun-
gen (Flächenverfügbarkeit, lokale Mentalitä-
ten, Planungskultur etc.) geprägt. 
Wirtschaftliche Stagnation, hohe Arbeits-
losenquoten und Bevölkerungsverluste zei-
gen sich mancherorts in einer nachlassenden 
Nachfrage nach Wohnraum (vor allem im 
Geschosswohnungsbau) und Bauland. Die 
kommunale Haushaltssituation kann eine 
drastische Einschränkung der Steuerungsres-
sourcen der Kommunen zur Folge haben. 
Kommunale Handlungsspielräume werden 
eingeschränkt; teilweise können selbst die 
finanziellen Eigenanteile an Förderprogram-
men nicht mehr aufgebracht werden. 
Daneben wirken sich auch lokale Rahmen-
bedingungen auf die Flächenentwicklung 
aus: Zum Beispiel führt eine hohe Flächen-
verfügbarkeit dazu, dass entsprechend groß-
zügig mit der Ressource umgegangen wird. 
Und umgekehrt: Sind die Siedlungsflächen-
potenziale gering, kommt es eher zu einem 
nachhaltigeren Umgang mit Boden. Ein an-
deres Beispiel für die Bedeutung lokalspezifi-
scher Faktoren sind die lokalen/regionalen 
Mentalitäten. Sie prägen zum einen die 
Nachfrageseite – so wird vor allem in ländli-
cheren Regionen das freistehende Einfamili-
enhaus als nahezu einzige vermarktbare 
Wohnform gesehen; zum anderen beeinflus-
sen sie auch den Umgang mit Problemen 
und Aufgaben, im Sinne einer spezifischen 
Planungskultur. Das kann sich in der Heran-
gehensweise und der Ausgestaltung der Pro-
zesse sowie auch in der Außendarstellung 
niederschlagen.
Auf die Frage nach maßgeblichen Rahmen-
bedingungen wurde vielfach auf die Bedeu-
tung von Bundes- und Landes-Förderpro-
grammen für die kommunale Siedlungsflä-
chenentwicklung hingewiesen. Insbesondere 
Kommunen, die von demografischen und 
strukturellen Umbrüchen stark betroffen 
sind, nutzen die Programme »Stadtumbau 
Ost«, »Stadtumbau West«, »Soziale Stadt« 
sowie landesspezifische Förderungen und 
können ohne diese nach eigenen Aussagen 
kaum noch tätig werden. Kommunale Steue-
rungstätigkeiten werden zum Teil auf förder-
fähige Gebiete ausgerichtet. Folgende Steue-
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rungswirkungen von Bund und Ländern sind 
im Überblick zu benennen: 
• Der Wegfall der Eigenheimzulage hat 
mancherorts zu einem spürbaren Nachfrage-
rückgang im Segment der Einfamilienhäuser 
geführt.
• In Ostdeutschland beeinflusst das Alt-
schuldenhilfegesetz enorm den Rückbau, da 
sich nur die Unternehmen am Rückbau be-
teiligen, die »altschuldenhilfefähig« sind.
• Kommunale Vertreter aus NRW geben an, 
dass die Förderbeschränkung auf Bauvorha-
ben mit Grundstücken < 400 qm, die Grund-
stücksgrößen deutlich verringert haben. 
• In Brandenburg besteht eine Lenkungswir-
kung durch das Programm »Wohneigentum 
in Innenstädten«. So hat die Stadt Fürsten-
walde ein »Vorranggebiet Wohnen In-
nenstadt« festgelegt, in dem Bau, Erwerb, 
Sanierung und Modernisierung von Wohnei-
gentum gefördert wird.
Auswirkungen lokaler Rahmenbedingungen 
Lokalspezifische Faktoren wirken sich in den 
betrachteten Kommunen stark aus – auf 
Problem- und Aufgabenverständnis, Ziele 
und Arbeitsformen. Es wurden eine Band-
breite an Aspekten benannt, von denen sich 
als wesentlich identifizieren ließen: die 
räumliche Ausgangslage vor Ort (a), die fi-
nanziellen Möglichkeiten der Kommune (b) 
sowie die lokalen und regionalen Mentalitä-
ten (c):
(a) Der Naturraum setzt einen grundlegen-
den Rahmen für die Siedlungsflächenent-
wicklung. Beispielsweise verfügt die Stadt 
Arnsberg zwar über viel Fläche, jedoch ist die 
Inanspruchnahme aufgrund topographischer 
Bedingungen, umfangreicher FFH-Gebiete, 
Auflagen des Hochwasser- und des Natur-
schutzes etc. schwierig. In Rhede hingegen 
sind die umfassenden Flächenpotenziale mit 
wenig Aufwand verfügbar. Und somit 
scheint auch kein Handlungsdruck gegeben 
zu sein, Flächen zu sparen. Dementsprechend 
großzügig wird mit Siedlungsflächen umge-
gangen. Indessen sind in Hilden die Sied-
lungsflächenknappheit sowie die damit ein-
hergehende Konkurrenz zwischen Freiraum-, 
Wohn- und Gewerbenutzungen ausschlag-
gebend für einen sparsamen Umgang mit 
der Fläche – und maßgeblicher als die Kosten 
der Siedlungsflächenentwicklung. Im Über-
blick über die Modellkommunen wird er-
kennbar, dass die Flächenverfügbarkeit den 
Umgang mit Siedlungsflächen grundlegend 
beeinflusst. Entscheidend sind hier Ein-
schränkungen durch den Naturraum, der 
Umfang der Potenzialflächen sowie deren 
Erschließbarkeit. 
(b) Die Situation des kommunalen Haushal-
tes wirkt sich wesentlich auf Fragen der 
Siedlungsflächenentwicklung aus (siehe Abb. 
17). Einige Kommunen sind stark auf Förder-
programme angewiesen, können zum Teil 
jedoch kaum die Ko-Finanzie-
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Abb. B.5 | Bevölkerungsentwicklung in den Modell-
kommunen
Abb. B.6 | Steuereinnahmen in den Modellkommunen 
rung von einem Drittel der Mittel aufbrin-
gen. Wieder und wieder wird in den Gesprä-
chen beklagt, dass das Geld fehle, um als-
Kommune in der Siedlungsflächenentwick-
lung vermehrt aktiv werden zu können, bei-
spielsweise durch (Zwischen-)Erwerb von 
Flächen, Qualitätssicherung im Bestand oder 
der Begleitung anderer Akteure bei ihren 
raumwirksamen Aktivitäten (initiieren, akti-
vieren, moderieren). So ist zu hören, »wir 
können nicht mehr viel machen [...]«, wobei 
vor allem die unzureichenden Steuerein-
nahmen beklagt werden (siehe Abb. 18). In 
vielen Fällen werden die Handlungsspielräu-
me der öffentlichen Akteure durch Haus-
haltssicherungskonzepte eingeschränkt; 
teilweise werden Aktivitäten auf ein Min-
destmaß heruntergefahren, teilweise werden 
Aufgaben ausgelagert und etwa auf kom-
munale Eigenbetriebe übertragen. In letzt-
genanntem Falle entstehen zwar neue Hand-
lungsspielräume, allerdings wird die Not-
wendigkeit, Kosten einzusparen auch um-
gangen, indem Probleme verlagert werden.
(c) Wesentlich sind in den Kommunen die 
jeweiligen lokalen und regionalen Mentalitä-
ten. Die Interviewpartner beschreiben sie als 
schwer veränderbar. Präferenzen bei den 
Wohnformen wirken sich auf Wohnflächen-
entwicklung und Wohnungsmarkt aus und 
werden seitens der planenden Verwaltung 
zur Kenntnis genommen und berücksichtigt: 
»Bei uns will man [...]«, »Hier in der Region 
wohnt man [...]« Insbesondere in ländlich 
geprägten Räumen (Rhede, Arnsberg, Fürs-
tenwalde) besteht unverändert der Wunsch 
nach einem »[...] Einfamilienhaus zum drum 
herum gehen [...]«. Die Interviewpartner be-
zeichnen es zum Teil sogar »als einzig mach-
bare Wohnform« und dementsprechend wird 
die Baulandpolitik ausgerichtet. Auch Enga-
gement und Befindlichkeiten der Bevölke-
rung unterscheiden sich von Ort zu Ort; in 
einigen Fällen werden darüber hinaus orts-
teilspezifische Mentalitäten ausgemacht, die 
in der Ausgestaltung der Planungsprozesse 
zu berücksichtigen sind. So gibt es Stadtbe-
reiche in denen die Bevölkerung aufge-
schlossen oder eben weniger aufgeschlossen 
ist und entsprechend stellt sich die Verwal-
tung in der jeweiligen Vorgehensweise auf 
diese Umstände ein.
Auch die Planung selbst wird durch lokal-
spezifische Eigenheiten gekennzeichnet. Mit 
Blick auf die Ausgestaltung von Planungs-
prozessen und des jeweiligen Instrumenten-
Mixes wird häufig argumentiert, dass man 
sich für dieses oder jenes Verfahren ent-
scheide, weil man da bereits Erfahrungen 
habe und von daher »immer« so handle. Glei-
ches trifft auf die grundlegende Offenheit 
gegenüber informellen Instrumenten und 
speziell die Einbeziehung der Bevölkerung 
(über das formal vorgeschriebene Maß hi-
naus) zu.
Ziele und Orientierungen: Ausgeprägte 
Nachfrageorientierung der öffentlichen 
Akteure
Mit Blick auf die zunehmende interkommu-
nale und regionale Konkurrenz um Einwoh-
ner agieren die öffentlichen Akteure stark 
nachfrageorientiert. Es gilt, möglichst vielen 
Wohnwünschen der (potenziellen) Einwoh-
ner innerhalb der eigenen Gemarkung nach-
zukommen. Selbst in Kommunen mit sinken-
den Bevölkerungszahlen, anhaltenden Struk-
turproblemen in der Wirtschaft und ange-
spannter Haushaltslage werden Freiflächen 
für neue Wohngebiete genutzt. Kaum eine 
Kommune verzichtet auf eine Angebotspla-
nung, in der Hoffnung, auf diesem Weg den 
Bevölkerungsrückgang aufhalten oder we-
nigstens mindern zu können – teilweise un-
ter Aufgabe anderer kommunaler Ziele und 
ungeachtet möglicher Folgekosten und 
-nutzungen. In Räumen, in denen das »Ein-
familienhaus im Grünen« immer noch als 
favorisierte Wohnform angesehen wird, ver-
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Abb. B.7 | Schuldenstand in den Modellkommunen
bleiben Neubaugebiete im Fokus der Flä-
chenpolitik. 
Doch auch wenn die Ausweisung von zu-
sätzlichen Wohnbauflächen nicht grundsätz-
lich in Frage gestellt wird: Bedarfe werden – 
nach Aussagen der Beteiligten – heute rea-
listischer und damit seltener »überdimensio-
niert« eingeschätzt. 
Parallel dazu ist eine Bedeutungszunahme 
qualitativer Aspekte festzustellen. Bestands-
entwicklung (Baulücken, Brachflächen, Leer-
stände) werden als wichtige Aufgabenfelder 
wahrgenommen, jedoch scheinen diese Po-
tenziale teils nur schwer für öffentliche Ak-
teure mobilisierbar zu sein.
Steuerungs- und Aufgabenverständnis: 
Innen- und Außensichten
Abschließend bleibt mit Blick auf das Steue-
rungs- und Aufgabenverständnis noch zu 
erwähnen, dass sich die Sicht einzelner Ak-
teure auf den gleichen Tatbestand oder das 
gleiche Verhalten stark unterscheiden kann. 
Anhand zweier Fragen lässt sich dieser Tat-
bestand gut darlegen: Wo hört Innenent-
wicklung auf und wo fängt Außenentwick-
lung an? Und inwiefern wird das Steue-
rungsverhalten der öffentlichen Akteure als 
»nachhaltig« eingeschätzt? 
Die Begriffe »innen« und »außen« werden 
mit Blick auf die eigenen Wohnflächenent-
wicklungen seitens der öffentlichen Akteure 
weit gedehnt. Einige Interviewsituationen 
verdeutlichen, dass ein und das selbe Steue-
rungsverhalten unterschiedlich bezeichnet 
wird: Was für die kommunalen Vertreter eine 
»Arrondierung« oder »Abrundung des Sied-
lungsrandes« oder die »Vervollständigung 
von Dorflagen« darstellt, wird von Außenste-
hende eindeutig als »Außenentwicklung« 
und »Siedlungsflächenexpansion« bezeich-
net. 
Innen- und Außensicht unterscheiden sich 
auch hinsichtlich der Nachhaltigkeit des 
Steuerungsverhaltens öffentlicher Akteure. 
Das eigene Verhalten wurde von zahlreichen 
Gesprächspartnern als »grundsätzlich nach-
haltig« und »Flächen sparend« eingeschätzt. 
Doch entgegen der eigenen Wahrnehmung 
der befragten Akteure, nur wenig Fläche neu 
zu beanspruchen, belegen die Zahlen die 
Schaffung von weiterem Baurecht in zahlrei-
chen Räumen der Stadt. Ebenfalls hat der 
Anteil der Siedlungs- und Verkehrsflächen 
an der Gesamtfläche in allen Kommunen 
stetig zugenommen:
• In Sankt Augustin ist der Anteil an Sied-
lungs- und Verkehrsflächen von 44% (1990) 
auf 51% (2005) gestiegen, zwischen 2000 
und 2007 wurden rund 14 ha Wohnbauflä-
chen entwickelt. 
• In Arnsberg stieg der Anteil an Siedlungs- 
und Verkehrsfläche von 15% (1990) auf 18% 
(2005). Im FNP sind 118 ha Wohnbauflä-
chenpotenziale dargestellt, davon sind 92 ha 
kurzfristig verfügbar.
• In Halle (Saale) ist der Anteil der Sied-
lungs- und Verkehrsfläche von 35% (1993) 
auf 45% (2004) gestiegen. In dem Zeitraum 
von 1995 bis 2005 wurden rund 500 ha 
Wohnbauflächen entwickelt, seit 2005 wei-
tere 19 ha. 
• In Rhede ist der Anteil an Siedlungs- und 
Verkehrsfläche entsprechend der ländlichen 
Struktur gering und stieg von 11% (1990) 
auf 13% (2005). Dabei ist aber auch die ge-
ringe Bevölkerungsdichte von 243 EW/qm 
(2006) zu berücksichtigen.
• In Hilden stieg der Anteil an Siedlungs- 
und Verkehrsflächen von 47% (1990) auf 
56% (2005), wobei die Stadt mit 2175 EW/
qm (2006) eine der höchsten Bevölkerungs-
dichten Deutschlands hat.
Es zeigt sich: Selbst- und Fremdwahrneh-
mung desselben Verhaltens können sich er-
heblich unterscheiden. Teilweise ist die posi-
tive Selbsteinschätzung im Bezug auf Nach-
haltigkeit darauf zurückzuführen, dass selbi-
ge Akteure früher noch mehr Flächen in An-
spruch genommen haben. Eine andere Erklä-
rung liegt in der theoretisch möglichen Flä-
cheninanspruchnahme: Man könnte theore-
tisch noch mehr Flächen in Anspruch neh-
men [...]. Da man diesen Schritt jedoch nicht 
geht, wird das eigene Verhalten als nachhal-
tig bezeichnet. So wird in einem Beispiel die 
Nachhaltigkeit auf eine Reduktion der 
Grundstücksgrößen von früher 1000 qm auf 
heute 500 qm zurückgeführt, ohne jedoch 
die Lage neuer Wohngebiete oder das Aus-
maß der Flächeninanspruchnahme auf der 
Grünen Wiese insgesamt zu hinterfragen. 
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Die Entwicklung der Siedlungsflächen 
steuern: Instrumente und Prozesse
Für die Zusammenarbeit zwischen öffentli-
chen und privaten Akteuren ist besonders 
der informelle Austausch wichtig. Verschie-
dene Beispiele zeigen, dass nicht nur die tra-
ditionellen Instrumente (Bauleitplanung), 
sondern zunehmend Aushandlungsprozesse 
zwischen den Beteiligten den Planungsalltag 
prägen. 
In einigen Kommunen stellen die informel-
len Instrumente die zentrale Säule der kom-
munalen Stadtplanung dar: »Informelle In-
strumente sind das ‚A und O’ [...]« Zahlreiche 
Gesprächspartner unterstreichen die Bedeu-
tung informeller Instrumente für die inhalt-
liche Auseinandersetzung – insbesondere zur 
Zielfindung, gesamtstrategischen Abstim-
mung, Beteiligung von Dritten oder der Ge-
staltung von Einzelprojekten und Rahmen-
plänen. So basiert der Stadtumbau in Halle 
größtenteils auf informellen Prozessen: Ab-
sprachen und Aushandlungen prägen das 
Alltagsgeschäft. Jedoch bedarf es am Ende 
der Diskussionen um Regelungen von Rück-
baumaßnahmen einer »Quartiersvereinba-
rung« (Halle) oder eines »Stadtumbauvertra-
ges« (Fürstenwalde), um die Absprachen ver-
bindlich zu fixieren. Ebenso sind »städtebau-
liche Verträge« ein häufig genutztes Instru-
ment zur vertraglichen Regelung der Zu-
sammenarbeit privater und öffentlicher Ak-
teure. In einzelnen Kommunen gibt es eine 
Tendenz weg von der reinen Angebotspla-
nung. So würden, nach eigenen Aussagen 
»nur noch Pläne gemeinsam mit Investoren, 
mit Bauträgern gemacht«, um keine »Schub-
ladenpläne« zu produzieren.
In den meisten Kommunen nimmt das Flä-
chen- bzw. Bodenmanagement eine zentrale 
Rolle in der Steuerung der Siedlungsflä-
chenentwicklung ein. Eine einheitliche Be-
griffsverwendung oder Definition existiert 
nicht. So kann damit in einem Fall eine Insti-
tution gemeint sein, in anderen Fällen der 
gesamte Prozess der Siedlungsflächenent-
wicklung. Zudem variieren Umfang und Be-
deutung des jeweiligen Flächenmanagement; 
es gibt nicht den einen Weg des Flächenma-
nagements. 
Ein Teil der Kommunen setzen mehr oder 
weniger nach einem »Standardmuster« ihre 
Baulandpolitik um, so in Rhede: Hier werden 
die Flächen über das »Kommunalunterneh-
men Flächenentwicklung Rhede (KFR)« ange-
kauft und entwickelt. In Halle gibt es keine 
eigene kommunale Entwicklungstätigkeit; 
der Standard ist, dass Bauträger die Flächen 
entwickeln. Andere Kommunen entscheiden 
von Fall zu Fall neu über Abwicklung und 
Umsetzung: Der Instrumenteneinsatz hängt 
dann nach Aussagen der planenden Verwal-
tung vom jeweiligen Projekt ab und kann 
ganz unterschiedlich aussehen (Eigenerwerb, 
Erschließungsverträge, Umlegung, Zwischen-
erwerb, Private einbinden etc.), um eine ho-
he Flexibilität zu ermöglichen.
Die Kommunen verfolgen verschiedene 
»Baulandmodelle oder -strategien«. Prinzipi-
ell werden dabei folgende Schritte abgewi-
ckelt: Bedarfsermittlung, Standort- und Flä-
chenanalysen, stadtteil- und flächenbezoge-
ne Zuordnung, Ausweisung bzw. Beplanung, 
nachfragegerechter Erschließung, Vermark-
tung. Grundlegend lassen sich dabei zwei 
unterschiedliche Vorgehensweisen unter-
scheiden: 
• Vorgehensweise 1: Die Stadt schafft Bau-
recht, private Bauträger entwickeln. Diese 
Vorgehensweise kann variiert werden, indem 
die Stadt selber oder über eine kommunale 
Gesellschaft Grundstücke erwirbt und ggf. 
bevorratet, um sie dann von privaten Akteu-
ren entwickeln zu lassen.
• Vorgehensweise 2: Die Stadt entwickelt 
die Flächen eigenständig. Diese Vorgehens-
weise folgt dem Muster: Grunderwerb von 
Flächen (falls sie nicht im Besitz sind), Er-
schließung und Vermarktung. Diese Vorge-
hensweise kann variiert werden, indem der 
Kauf der Flächen über Banken abgewickelt 
wird. Die Stadt geht somit nicht in Vorleis-
tung, sondern regelt die Vorfinanzierung 
über eine Bank. Die Stadt löst den Kapital-
dienst anschließend über den Verkauf ab.
Im Überblick über die Modellkommunen va-
riieren auch Bedeutung und Reichweite des 
jeweiligen Flächenmanagements. In einigen 
Kommunen soll über das kommunale Bau-
landmanagement und das eigene Kauf- und 
Angebotsverhalten explizit auch der lokale 
Markt beeinflusst werden. Sankt Augustin 
erwirbt Flächen, um sich über diesen Zwi-
schenerwerb »Optionen« offen zu halten. In 
Fürstenwalde sollen auf diesem Weg »er-
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schwingliche Bodenpreise« ermöglicht wer-
den, um Abwanderung zu vermeiden. In 
Rhede sollen durch die Kommune festgelegte 
(»einheitliche« und »gemäßigte«) Bauland-
preise dazu beitragen, eine soziale Mischung 
in den einzelnen Gebieten herzustellen. 
Gleichzeitig wird hier über das Baulandma-
nagement der Zugang zu Bauland reguliert: 
Lokale »Vergabekriterien« regeln, dass nur 
Ortsansässige bzw. Menschen mit einem di-
rekten Bezug zu Rhede (Arbeitsplatz, Her-
kunft o.ä.) kommunales Bauland erwerben 
können. Auch die Stadt Hilden betätigt sich 
wirtschaftlich aktiv auf dem Grundstücks-
markt (insbesondere Gewerbeflächen), um so 
»die Hand auf den Entwicklungen zu haben.« 
In Arnsberg und Halle (Saale) findet ein sol-
cher Zwischenerwerb kaum statt, da die fi-
nanziellen Mittel fehlen. Im Überblick über 
die Kommunen ist festzustellen, dass sich die 
Kommunen verstärkt selbst am Markt enga-
gieren. Dabei variieren die Anzahl und Orga-
nisation eigener, öffentlich kontrollierter 
Unternehmen. Die unternehmerische Orien-
tierung hängen u.a. von dem Steuerungsan-
spruch, der Verfahrenskreativität, der Risiko-
bereitschaft und den finanziellen Möglich-
keiten einer Kommune ab.
Neben den beschriebenen Vorgehensweisen 
wird mit verschiedenen informativen und 
kommunikativen Instrumenten gearbeitet: 
Baulückenkataster (Sankt Augustin und 
Arnsberg), Leerstandskataster im Altbaube-
reich (Halle), Wohnungsmarktbebachtung 
und Siedlungsmonitoring (Hilden). Ein um-
fangreiches Stadtmonitoring, gekoppelt mit 
dem Stadtmeldesystem, wird derzeit in Fürs-
tenwalde entwickelt, um zukünftig Demo-
grafie- und Sozialstrukturen sehr kleinteilig 
abbilden und berücksichtigen zu können.
Im Überblick über die Gespräche wurde 
deutlich, dass für eine gute Zusammenarbeit 
im Flächenmanagement ressortübergreifende 
Gremien hilfreich sind, um eine kontinuierli-
che Abstimmung zu gewährleisten. Bei-
spielsweise wird das Gremium »Bodenmana-
gement« der Stadt Arnsberg hinsichtlich der 
Zusammenarbeit als sehr gut bewertet, da 
alle mit Siedlungsflächenentwicklung be-
fassten Ämter (kontinuierlich) vertreten sind 
und sämtliche Interessenkonflikte gemein-
sam angegangen werden. Doch derartige 
ressortübergreifende Institutionen sind nicht 
die Regel.
Zwischenresümee
Soweit eine kurze Zusammenschau der LE-
AN2-Ergebnisse. Motor der wachstumsorien-
tierten Flächenpolitik ist oftmals eine eher 
diffuse Hoffnung auf mögliche Zugewinne. 
Die tatsächlichen Effekte werden in den 
meisten Fällen weder systematisch für Ein-
zelfälle noch in ihrer Gesamtheit berücksich-
tigt. Mit Blick auf die meist schwierige 
kommunale Haushaltslage wundert es, dass 
auch die Folgekosten einer dispersen Wohn-
flächenentwicklung weitgehend unberück-
sichtigt bleiben. Diese Tatsache irritiert auch 
deswegen, weil ein anderes, zum Beispiel auf 
Innenentwicklung und Wiedernutzung von 
Flächen gerichtetes Steuerungsverhalten mit 
Verweis auf entstehende Kosten und Auf-
wand als »nicht machbar« dargestellt wird. Es 
ist irritierend, wenn Kommunen einerseits 
mit neuen Wohnflächen werben, in dem Be-
streben Bewohner und mit ihnen Kaufkraft, 
Steuereinnahmen und finanzielle Zuweisun-
gen an die Kommune zu binden. Andererseits 
jedoch nur selten überprüft wird, ob sich 
eine expansive Angebotsplanung aus fiskali-
scher Sicht überhaupt amortisiert. Hier liegt 
die Vermutung nahe, dass ökonomische As-
pekte nur insoweit Eingang in die Entschei-
dungsprozesse finden, wie sie für den ohne-
hin eingeschlagenen Entwicklungspfad spre-
chen.
71 | 
AB
SC
H
N
IT
T 
B 
| E
M
PI
RI
SC
HE
 N
ÄH
ER
UN
GE
N
         | 72
Studie 4
Der Beitrag kommunaler Stadt-
planung zur Steuerung der Bo-
dennutzung 
Eine empirische Untersuchung zu Aufgaben 
und Arbeitsformen der Stadtplanung im 
Themenfeld Wohnen
Auszüge aus der Dissertation von Hanno 
Ehrbeck
Die Entwicklung der kommunalen Stadtpla-
nung wird in der Fachliteratur intensiv un-
tersucht und diskutiert. Die zahlreichen Un-
tersuchungen haben eine Vielzahl von Er-
kenntnissen produziert, die für das Verständ-
nis und die Weiterentwicklung der Planung 
wichtig sind. Dabei sind die Studien aller-
dings oft nur lose miteinander verknüpft 
und lassen nur wenige Rückschlüsse auf die 
kommunale Stadtplanung insgesamt zu. Un-
klar bleibt, ob die in den einzelnen Untersu-
chungen gewonnenen Erkenntnisse lediglich 
in speziellen Arbeitszusammenhängen gelten 
oder aber etwas über »die« Stadtplanung 
insgesamt aussagen. 
Im Rahmen der Dissertation wird daher das 
Wissen über die Praxis der kommunalen 
Stadtplanung empirisch fundiert. Dazu wird 
die Aussagekraft zentraler Thesen der Fachli-
teratur an einem wichtigen Aufgabenbereich 
der Stadtplanung in verschiedenen Groß-
städten Deutschlands überprüft. Untersucht 
wird der Beitrag kommunaler Stadtplaner 
zur Steuerung der Bodennutzung in Gebie-
ten mit Wohnfunktion. Mithilfe von leitfa-
dengestützen Interviews wird die Praxis der 
Stadtplanung im Themenfeld Wohnen in 14 
deutschen Großstädten dokumentiert; diese 
Befunde werden im folgenden Text als »Be-
standsaufnahme« bezeichnet. Die Diskussion 
über die Entwicklung der kommunalen 
Stadtplanung ist derzeit durch zwei zentrale 
Diskussionsstränge geprägt: Die »projektori-
entierte Planung« und die »kooperative Pla-
nung«. Beide beinhalten ähnliche Argumen-
tationslinien, setzen allerdings unterschiedli-
che Schwerpunkte. Die Dissertation ver-
gleicht insgesamt sechs zentrale Thesen der 
Fachliteratur mit der Bestandsaufnahme in 
der Planungspraxis.
These: »Rückgang rechtlicher Steuerung«
In der Literatur wird vielfach ein Rückgang 
rechtlicher Steuerung beschrieben. Verschie-
dene Autoren begründen diesen mit gesetzli-
chen Änderungen, einem Verzicht auf den 
Instrumenteneinsatz oder aber neuen Auf-
gaben in der Praxis. Gleichzeitig finden sich 
in der Literatur auch widersprechende Ein-
schätzungen, die auf die Weiterentwicklung 
der rechtlichen Instrumente insbesondere im 
Bereich der Bauleitplanung verweisen. Die 
Bestandsaufnahme verdeutlicht die umfang-
reiche Anwendung der rechtlichen Instru-
mente in der Praxis und die damit verbunde-
nen Steuerungsversuche. Dabei wird deut-
lich, dass die Weiterentwicklung des Pla-
nungsrechts mit erheblichen Steuerungswir-
kungen verbunden ist, die allerdings zum Teil 
zulasten der kommunalen Gestaltungsspiel-
räume gehen. Die Weiterentwicklung des 
Städtebaurechts hat in den letzten 15 Jahren 
zahlreiche neue Instrumente etabliert. Ein 
Ende dieser Entwicklung ist bisher nicht ab-
zusehen. Gleichzeitig sind über das Fachpla-
nungsrecht und die Integration fachplaneri-
scher Belange vom Naturschutz bis zum 
Hochwasserschutz zahlreiche Steuerungswir-
kungen im Planungsrecht verankert worden 
– und zwar so, dass sie von den Städten in 
der Regel nicht ausgehebelt werden können, 
wie dieses teils bei »weichen« Vorgaben ge-
schieht. Abgenommen hat damit der Ent-
scheidungsspielraum der Kommunen. Die 
Steuerung insgesamt nimmt jedoch zu, wird 
aber vor allem durch die Gesetzgeber in Eu-
ropa, sowie auf Bundes- und Landesebene 
wahrgenommen. 
Die Bestandsaufnahme verdeutlicht auch, 
dass die »neuen« Instrumente in der Praxis 
umfangreich angewendet werden: Der »Sie-
geszug der Städtebaulichen Verträge« und 
der in fast allen Städten zu beobachtende 
Einsatz des Instruments der Städtebaulichen 
Entwicklungsmaßnahme verdeutlichen dies. 
Der Verzicht auf den Einsatz einzelner ande-
rer Instrumente erscheint vor diesem Hinter-
grund eher zweitrangig.
Letztlich stellt die These des Rückgangs 
rechtlicher Steuerung auch die Frage nach 
dem Machtverhältnis zwischen kommunalen 
und anderen Akteuren. Die Städte und Ge-
meinden waren schon immer darauf ange-
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wiesen, dass private Investoren den gesetz-
ten Rahmen ausfüllten. Daher spricht einiges 
dafür, dass die Bauleitplanung auch in der 
Vergangenheit nicht blind gegenüber den 
wirtschaftlichen und politischen Strukturen 
und Einflüssen war. Die neuen Vertragsele-
mente des Städtebaurechts verändern diese 
Machtverhältnisse nicht grundlegend, son-
dern beziehen lediglich neue Themenfelder 
und Aufgaben in die Aushandlung ein. Die 
Praxis der städtebaulichen Verträge und die 
vielfach übliche Übertragung von Kosten auf 
Vorhabenträger verdeutlicht, dass die Städte 
durchaus auch »Macht« haben, die sie aus 
ihrem Recht zur Ausweisung von örtlichen 
Baurechten schöpfen.
Die Bestandsaufnahme zeigt, dass die klassi-
schen Instrumente der Bauleitplanung wei-
terhin eine zentrale Bedeutung in der Stadt-
planung einnehmen. Zur abschließenden 
Beurteilung der rechtlichen Steuerung wäre 
eine umfassende Untersuchung der Pla-
nungspraxis bis hin zum Vergleich detaillier-
ter Festsetzungen notwendig. Der Wandel 
der Aufgaben, Instrumente und Arbeitsfor-
men, sowie die komplexen Entscheidungssi-
tuationen erschweren jedoch eine vergleich-
bare Erfassung der Steuerung in der Pla-
nungspraxis. Inwieweit es zu einem Steue-
rungsverlust kommt, lässt sich also abschlie-
ßend nicht klären, da hierzu insbesondere 
die Durchsetzungsfähigkeit der städtischen 
Steuerungsbemühungen beurteilt werden 
müsste. Darüber hinaus kann jedoch festge-
halten werden, dass kommunale Akteure ihr 
Steuerungsverhalten verändern, indem sie 
weitere Instrumente und Arbeitsformen nut-
zen, anstatt die Steuerungswirkung des 
rechtlichen Instrumentariums voll auszu-
schöpfen: Ein Verzicht auf den Einsatz recht-
licher Instrumente ist daher nicht automa-
tisch ein Verzicht auf Steuerung insgesamt.
These: »Rückgang finanzieller Steuerung 
aufgrund der kommunalen Finanzkrise«
Eine weitere These der Literatur beschreibt 
einen Rückgang finanzieller Steuerung auf-
grund der kommunalen Finanzkrise. Gleich-
zeitig wird die Effizienz des Einsatzes der 
finanziellen Ressourcen kontrovers diskutiert. 
Die Bestandsaufnahme in den 14 Städten 
bestätigt die These eines Rückgangs finan-
zieller Steuerung nicht. Die Untersuchung 
liefert eher Anhaltspunkte, die einem pau-
schalen Verlust der Steuerungsfähigkeit wi-
dersprechen.
Bereits der Rückgang der Finanzmittel ver-
läuft keineswegs einheitlich. Der Personalbe-
stand geht längst nicht in allen Städten 
gleichmäßig zurück und scheint vor allem 
auch von der »Wertschätzung« durch die 
Stadtpolitik abzuhängen. Ein freiwilliger 
Rückzug der Städte aus der Steuerung der 
Stadtplanung, zum Beispiel durch die Aufga-
be von freiwilligen Planungen, ist ebenfalls 
nicht zu beobachten. Trotz des fortschrei-
tenden Personalabbaus hat es in fast keiner 
Stadt einen Rückzug auf das »gesetzliche 
Minimum« der Stadtplanung gegeben.
Die Weiterentwicklung der rechtlichen In-
strumente hat entscheidend dazu beigetra-
gen, die Kosten der Flächenentwicklung ins-
gesamt für die Städte zu reduzieren und auf 
die Grundstückseigentümer zu verlagern. 
Einige Städte versuchen, neue Finanzmittel 
für die Stadtplanung zu erschließen und ihr 
Personal zum Teil über städtebauliche Ver-
träge zu finanzieren. Auch die verschiedenen 
Versuche der Verwaltungsmodernisierung 
und neue Arbeitsformen deuten auf die Be-
mühungen der Städte hin, trotz zurückge-
hender Finanzmittel weiterhin Steuerungs-
möglichkeiten zu erhalten und zum Teil neu 
zu erschließen.
Die Bestandsaufnahme zeigt schließlich 
auch, dass der Rückgang der Finanzmittel in 
vielen Städten dazu führt, dass auf einzelne 
Instrumente (z.B. Erstellung von Bebauungs-
plänen für den Bestand) verzichtet wird. Da-
neben werden aber auch neue Arbeitsformen 
eingeführt. Inwieweit hierdurch wirklich eine 
effektivere und »bessere« Planungspraxis bei 
geringen Finanzmitteln möglich ist, bleibt 
weiteren detaillierten Untersuchungen vor-
behalten. Hierzu kann diese Untersuchung 
keine Aussagen treffen.
Insgesamt haben die Städte angesichts der 
Finanzkrise ihre Investitionen drastisch redu-
ziert und teils Personalbestände gekürzt. All-
erdings ist der Rückgang der verfügbaren 
Gelder in den untersuchten Städten unein-
heitlich und unabhängig von der wirtschaft-
lichen Situation der Städte. Parallel dazu 
verlieren die Städte durch Privatisierungen 
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und Deregulierungen im Bereich der Da-
seinsvorsorge weitere Steuerungsmöglichkei-
ten. Dieser Steuerungsverlust in der Stadt-
entwicklung wird in der Diskussion vielfach 
direkt auf die Stadtplanung übertragen. 
Letztendlich bleibt zu erwähnen, dass Gelder 
– auch in schwierigen Zeiten – für Aufgaben 
mobilisiert werden, denen politisch eine ho-
he Bedeutung zugemessen wird.
These: »Zunahme kooperativer 
Arbeitsformen in der Stadtplanung«
Eine These im Rahmen der Diskussionen zur 
kooperativen Planung lautet, dass kooperati-
ve Arbeitsformen in der Stadtplanung zu-
nehmen. Die Beiträge in der Literatur zeigen 
allerdings, dass dies zum Teil als Rückgang, 
zum Teil als Zunahme der Steuerungsbemü-
hungen verstanden wird. Die Bestandsauf-
nahme dokumentiert eine Vielzahl unter-
schiedlicher Kooperationen und untersucht 
insbesondere Kooperationen mit wirtschaft-
lichen Akteuren und Vorhabenträgern näher. 
Dabei zeigt sich, dass neue Instrumente in 
der Bauleitplanung den Handlungsspielraum 
der Städte erweitern, gleichzeitig aber auch 
den Vorhabenträgern neue Möglichkeiten 
der Einflussnahme eröffnen. Allerdings er-
scheint es fraglich, ob die in der Literatur 
beschriebenen Aushandlungsmechanismen 
erst mit den neuen Instrumenten entstanden 
sind. Darüber hinaus wird deutlich, dass ein 
Aushandlungsprozess vielfach auch unab-
hängig von den Vertragselementen des Städ-
tebaurechts stattfindet. So wie auch heute 
weiterhin Aushandlungen ohne die dafür 
geschaffenen Instrumente durchgeführt 
werden, wurden vermutlich auch ohne diese 
Instrumente in der Vergangenheit Verhand-
lungen informell geführt. Denn das grund-
sätzliche Abhängigkeitsverhältnis hat sich 
nicht geändert: die Stadtplanungsverwal-
tung ist für die Umsetzung der Planungen 
auf private Investoren angewiesen, die wie-
derum nur im Rahmen der von der Stadt 
gesetzten Regeln bauen können. 
Dies deutet darauf hin, dass die Kooperati-
onen und Aushandlungsprozesse, aber auch 
die informellen Abstimmungen nicht völlig 
neu entstanden sind, sondern vielmehr durch 
die neuen Instrumente »ans Licht« geholt 
wurden. Dies hat vermutlich auch zu einer 
Zunahme dieser Kooperationen geführt. Die 
Praxis hat sich also nicht grundlegend ver-
ändert. Die Wahrnehmung dieser Praxis und 
das Selbstverständnis dagegen haben einen 
Wandel durchgemacht. Was früher oft als 
»Klüngel« oder »Mauschelei« galt und im ho-
heitlichen Verfahren so eigentlich nicht vor-
gesehen war, ist heute formalisierte Grund-
lage der verbindlichen Bauleitplanung.
Auf welchen Ebenen wird kooperiert? Im 
Überblick:
• Kooperationen auf Stadtteilebene: Institu-
tionalisierte Kooperationen zwischen der 
Stadtplanungsverwaltung und gesellschaftli-
chen Akteuren finden sich in der Bestands-
erhebung vor allem in Gebieten der integ-
rierten Stadterneuerung. In den Programmen 
(Soziale Stadt, Urban der Europäischen Uni-
on) werden im Rahmen des Quartiermana-
gements oft Anwohner, Vereine und gesell-
schaftliche Gruppen in Gremien eingebun-
den, die die Stadterneuerung im Gebiet be-
gleiten und zum Teil auch mitgestalten sol-
len. Der faktische Einfluss, den die Akteure 
aus dem Gebiet in diesen Gremien auf die 
Stadterneuerung haben, lässt sich im Rah-
men dieser Untersuchung allerdings nicht 
feststellen.
• Kooperationen auf gesamtstädtischer E-
bene: Auf gesamtstädtischer Ebene finden 
sich verhältnismäßig wenige Kooperationen. 
• Kooperationen mit anderen Gebietskör-
perschaften: Die Spannweite regionaler Koo-
perationen ist breit: Regionalplanung (wird 
hier nicht näher betrachtet), gesetzlich vor-
gesehene Kooperationen, freiwillige Koope-
rationen etc. Doch mit Ausnahme der frei-
willigen Kooperation im Berliner Umland 
beschränkt sich die Zusammenarbeit in den 
ostdeutschen Bundesländern auf die Zu-
sammenarbeit im Rahmen der Regionalpla-
nung. Im Hinblick auf die Siedlungsflä-
chenentwicklung wird die Wirkung der Pla-
nungsverbände sowie der durch sie erarbei-
teten Regionalplanung als relativ gering ein-
geschätzt. Aber auch die über lange Zeit er-
probte interkommunale Zusammenarbeit in 
Westdeutschland ist – nach Ansicht der Ge-
sprächspartner – im Bereich der Siedlungs-
flächenentwicklung wenig erfolgreich.
Die Kommunen nutzen teils bestimmte Pro-
gramme, um ihre Steuerungsmöglichkeiten 
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innerhalb informeller Kooperationen auszu-
schöpfen: Im Rahmen des Programms Stadt-
umbau Ost gehen die Städte vielfach Koope-
rationen mit Wohnungsbauunternehmen auf 
Stadtteilebene ein. Gelder der Städtebauför-
derung werden für den Abriss privater Woh-
nungsbaubestände zur Verfügung gestellt. 
Darüber hinaus versuchen einige Städte im 
Rahmen langfristiger Konzepte den Abriss 
von Häusern in Abstimmung mit den Woh-
nungsbauunternehmen zu steuern. Aller-
dings gelingt es in der Regel nicht, den 
Rückbau nach städtebaulichen Gesichts-
punkten zu beeinflussen, wie die meisten 
Interviewpartner schätzen. In westdeutschen 
Städten sind vergleichbare Formen der Zu-
sammenarbeit zwischen Stadtplanungsver-
waltung und Wohnungswirtschaft eher sel-
ten zu finden.
Die Bestandsaufnahme zeigt, dass in vielen 
Städten städtische Unternehmen alleine oder 
in Kooperationen mit privaten Akteuren an 
der Siedlungsflächenentwicklung beteiligt 
sind. Die hohe Bedeutung städtebaulicher 
Verträge und auch die qualitativen Aussagen 
der Interviewpartner bestätigen eine koope-
rative Arbeitsweise in der verbindlichen Bau-
leitplanung. Die Bestandsaufnahme verdeut-
licht, dass durch die projektbezogenen Koo-
perationen Kosten der Entwicklung auf die 
Vorhabenträger übertragen werden sollen. 
Im Bereich der Siedlungsflächenentwicklung 
relativiert sich dieses Bild allerdings: Vielfach 
sind städtische Unternehmen in zentralen 
Vorhaben aktiv und »kooperieren« in ihrer 
Rolle als Vorhabenträger mit der Stadtpla-
nung. Dabei handelt es sich zahlenmäßig nur 
um einen kleinen Ausschnitt der Bebauungs-
pläne. Auffällig ist aber, dass es sich bei den 
Projekten der Flächenentwicklung, in denen 
die Stadt oder ihre Gesellschaften selbst ak-
tiv werden, vielfach um die zentralen Vorha-
ben der Außen- oder Innenentwicklung han-
delt, die in ihrer Größe eine zentrale Rolle 
für die Stadtentwicklung spielen.
Die hohe Anzahl der kooperativen Verfah-
ren in der verbindlichen Bauleitplanung ver-
deckt, dass nach wie vor viele Städte einen 
großen Einfluss auf die Flächenentwicklung 
nehmen. In mehreren Beispielen aus der Be-
standsaufnahme erfolgt die gesamte Ent-
wicklung der Flächen durch städtische Ak-
teure auf städtischem Grund und Boden. 
Die städtebaulichen Entwicklungsmaßnah-
men haben eine Flächenentwicklung in städ-
tischer Hand erleichtert und ausgeweitet. 
Dieses Instrument ermöglicht eine solche 
Arbeitsweise auch für Kommunen, die keine 
langfristige Grundstücksbevorratung betrie-
ben haben oder nicht über große Finanzmit-
tel verfügen. 
Die Bestandsaufnahme belegt, dass die Flä-
chenentwicklung durch städtische Unter-
nehmen in einigen Städten eine wichtige 
Rolle spielt – der quantitative Umfang konn-
te im Rahmen der Bestandsaufnahme aller-
dings nicht ermittelt werden. Es bleibt je-
doch festzuhalten, dass kooperative Ver-
tragselemente in der Bauleitplanung nicht 
automatisch einen Rückzug der Städte aus 
der Steuerung der Stadtentwicklung bedeu-
ten. In der Siedlungsflächenentwicklung ist 
mit den städtischen Unternehmen vielfach 
ein sehr starker Einfluss der Städte zu sehen.
These: »Zunahme informeller Planungen«
Mit der Diskussion um kooperative Arbeits-
formen eng verbunden ist die These einer 
Zunahme informeller Planungen. In der Lite-
ratur werden diese zum Teil als Ergänzung 
und zum Teil als Ersatz formeller Instrumente 
verstanden. Die Bestandsaufnahme belegt 
die umfangreiche Nutzung informeller Pla-
nungen in der Praxis. In der Untersuchung 
zeigen sich allerdings deutliche Unterschiede 
zwischen den einzelnen Städten. In einigen 
Städten werden informelle Planungen be-
reits seit längerer Zeit routiniert eingesetzt, 
während andere Städte dagegen die infor-
mellen Planungen erst seit kurzem systema-
tisch anwenden. Wiederum andere Städte 
reduzieren die Anzahl informeller Planungen. 
Die Untersuchung zeigt damit ein differen-
ziertes und komplexes Bild der Planungspra-
xis in den einzelnen Städten. 
Ausgehend von unterschiedlichen Arbeits-
formen in den einzelnen Städten werden die 
informellen Planungen angesichts der Fi-
nanzkrise in der Praxis hinterfragt. Eine Ab-
kehr von diesen Planungen insgesamt findet 
nicht statt. Stattdessen werden die informel-
len Planungen gezielter und bewusster zur 
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Beschleunigung und Verbesserung der Pla-
nungsprozesse eingesetzt.
Die zahlreichen informellen Planungen 
kommunaler Akteure lassen sich in unter-
schiedliche Gruppen zusammenfassen: 
• Gesamtstädtische ressortübergreifende 
nicht-räumliche Stadtentwicklungsplanung: 
Konzepte, die zum einen ressortübergreifend 
angelegt sind und zum anderen keine direkte 
räumliche Dimension haben. Damit handelt 
es sich eigentlich nicht mehr um »Planun-
gen« im Sinne einer räumlichen Zuordnung 
von Entwicklungen, sondern vielmehr um 
eine Klärung der Ziele der Stadtentwick-
lungspolitik. Die verschiedenen Instrumente 
werden daher in der Praxis auch als »Leitbil-
der«, »Strategien« oder »Leitlinien« bezeich-
net.
• Gesamtstädtische ressortübergreifende 
räumliche Stadtentwicklungsplanung: Die 
hier zusammengefassten Planungen befassen 
sich mit verschiedenen Themen der Stadt-
entwicklung und setzen sich konkret mit den 
räumlichen Auswirkungen auseinander. Im 
Gegensatz zur ersten Gruppe steht die räum-
liche Dimension stärker im Vordergrund. In 
den jeweiligen Städten werden unterschied-
liche Ansätze verfolgt. 
• Gesamtstädtische sektorale Planungen: 
umfassen gesamtstädtische Planungen, die 
sich auf einzelne Themen beschränken.
• Teilräumliche ressortübergreifende Pla-
nungen: Stadtteilplanungen – haben alle 
einen mehr oder weniger stark ausgeprägten 
räumlichen und städtebaulichen Schwer-
punkt.
• Teilräumliche sektorale Planungen: be-
trachtet wird ein Handlungsfeld in einem 
Teilausschnitt.
Eine einheitliche Zunahme der informellen 
Planungen lässt sich nicht belegen. Die Be-
standsaufnahme zeigt, dass die informellen 
Planungen die formellen Instrumente in ers-
ter Linie ergänzen.
Die untersuchten Städte haben entweder 
eine umfangreiche Planungspraxis aus for-
mellen und informellen Planungen, oder a-
ber eine eher »schlanke« Planungspraxis mit 
wenigen Instrumenten. Im Detail gibt es da-
bei durchaus Funktionsverschiebungen zwi-
schen einzelnen formellen und informellen 
Instrumenten. Im Bereich der Genehmigung 
von Vorhaben zeichnet sich allerdings ab, 
dass informelle Planungen zum Teil auch 
eingesetzt werden, um formelle Planverfah-
ren zu umgehen. Dabei werden zum Teil die 
gesetzlichen Anforderungen an die Pla-
nungsprozesse umgangen. Die Städte nutzen 
dabei zum Teil Lücken in der Gesetzgebung 
oder bewegen sich in gesetzlichen »Graube-
reichen«.
Kommunale Akteure orientieren sich in 
ihrem Handeln auch an den möglichen Reak-
tionen zivilgesellschaftlicher Gruppen und 
setzten – je nachdem ob beispielsweise Kon-
flikte mit Anwohnern oder mit der Stadtpo-
litik, die sich wiederum an potentiellen Wäh-
lerstimmen orientiert, erwartet werden – 
formelle oder informelle Mittel ein. Des Wei-
teren arbeiten kommunale Akteure mit in-
formeller Planung, um die Chancen und Risi-
ken einer bestimmten Entwicklung aufzuzei-
gen. Im Kern soll damit ein politischer Kon-
sens über die weitere Entwicklung eines Ge-
bietes oder der Gesamtstadt hergestellt und 
private Bauherren in die Entwicklung des 
Gebietes eingebunden werden. Auch die 
Rückbaukonzepte im Rahmen des Stadtum-
baus fallen in diese Kategorie. Allerdings sind 
die informellen Planungen hier direkt mit 
dem Fördermitteleinsatz verbunden. 
Insbesondere werden kommunikative In-
strumente eingesetzt, um die Steuerungs-
wirkung kommunaler Akteure zu erhöhen. 
Diese stützen sich stärker auf die Öffentlich-
keitsarbeit und Beratung von privaten Ak-
teuren. Dazu gehören besondere Beratungs-
angebote oder eine umfangreiche Öffent-
lichkeitsarbeit. Ein Beispiel hierfür sind Gre-
mien, die vor allem zu einer Erhöhung der 
architektonischen Qualität einzelner Projekte 
beitragen sollen. Andere Einrichtungen sol-
len vor allem neue Investoren für die Stadt-
entwicklung gewinnen. So versuchen ver-
schiedene Städte Bauherrengruppen oder 
Privatinvestoren für Bauvorhaben zu gewin-
nen. Aus Sicht der Interviewpartner sind alle 
diese Instrumente notwendigerweise relativ 
»weich« und ihre Bedeutung lässt sich nicht 
messen.
Nicht zu beantworten ist letztlich die Frage, 
ob informelle Planungen im Vergleich zur 
Vergangenheit zu- oder abgenommen haben. 
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Zur Beurteilung einer Entwicklung müsste 
die Bedeutung informeller Planungen in der 
Vergangenheit deutlicher aufgearbeitet wer-
den.
These: »Zunahme der 
Umsetzungsorientierung in der Praxis«
Die Untersuchung überprüft die These einer 
zunehmenden Umsetzungsorientierung in 
der Praxis. Diese wird in der Literatur viel-
fach als neue Arbeitsweise im Rahmen der 
»projektorientierten Planung« verstanden. 
Die Bestandsaufnahme zeigt: Neben der Be-
einflussung im Rahmen »neuer« rechtlicher 
Instrumente wird eine umfangreiche Beein-
flussung der Umsetzung baulich-räumlicher 
Vorhaben durch städtische Unternehmen 
und durch Eingriffe in den Bodenmarkt 
sichtbar. Bei der Umsetzung der Flächenent-
wicklungen durch städtische Unternehmen 
fällt auf, dass diese Form der Umsetzungs-
orientierung offensichtlich unabhängig von 
der wirtschaftlichen Stärke der Stadt ist. 
Auch die kommunale Finanzkrise scheint 
hieran wenig geändert zu haben. Aufgrund 
ihrer privatwirtschaftlichen Organisations-
form können die städtischen Unternehmen 
anders als die Verwaltung agieren und un-
terliegen nicht den Regeln der öffentlichen 
Haushalte. 
In mehreren Städten gibt oder gab es eine 
Bodenvorratspolitik. Heute steht vermutlich 
vor allem die Bereitstellung von Bauland zu 
Preisen, die denen im Umland vergleichbar 
sind und Flächen für Einfamilienhäuser aus-
zuweisen, im Mittelpunkt. Letztendlich ist 
die Strategie der angebotsorientierten Flä-
chenentwicklung nicht neu. Im gewerblichen 
Bereich wird sie bereits seit vielen Jahren 
praktiziert. Die Bestandsaufnahme deutet 
darauf hin, dass eine ähnliche Strategie in 
einigen Städten nun im Wettstreit um Ein-
wohner verfolgt wird. Das städtische Enga-
gement ermöglicht eine Ausweitung des An-
gebots und eine Preisdämpfung, die der 
Stadt Vorteile im Konkurrenzkampf ermög-
licht. In den westdeutschen Großstädten mit 
Wohnungsknappheit ist diese Strategie rela-
tiv unproblematisch. Regionen wie Frankfurt 
und München wachsen und rechnen auch in 
Zukunft mit einer Nachfrage nach neuem 
Wohnraum. Problematisch jedoch wird dieser 
Ansatz in Städten mit bereits bestehendem 
Wohnungsüberhang. 
Allerdings ist der langfristige Ankauf von 
Flächen heute angesichts der kommunalen 
Finanzkrise in vielen Städten gar nicht oder 
nur noch eingeschränkt möglich. Somit un-
terscheidet sich der Umfang dieser städti-
schen Eingriffe in den Grundstücksmarkt von 
Stadt zu Stadt erheblich. In einigen Städten 
beherrscht die Stadt den Grundstücksmarkt 
fast vollständig und entwickelt die wichtigs-
ten Flächen selbst.
Dabei werden unterschiedliche Ziele verfolgt: 
• Durch diese Eingriffe kann der notwendi-
ge Infrastrukturausbau aus den Grund-
stückswertsteigerungen finanziert werden. 
Im Kern geht es in den Städten also vor al-
lem um die Finanzierung von Kosten der Flä-
chenentwicklung.
• Mehrere Städte versuchen mit ihrem 
Grundstückseigentum, besondere ökologi-
sche Zielsetzungen in der Stadtentwicklung 
zu verwirklichen.
• Viele Städten nutzen die Verfügungsge-
walt über die Grundstücke auch dazu, Ange-
bote für neue Gruppen von Investoren und 
Käufern zu machen. Im Mittelpunkt steht 
dabei die Förderung von Familien mit Kin-
dern.
Die Kombination von hoheitlicher Regulie-
rungsmacht und privatrechtlichem Eingriff 
in den Bodenmarkt ermöglicht eine Steue-
rung des Grundstücksmarkts – die allerdings 
der Idee einer neutralen hoheitlichen Ver-
waltung und auch dem Gedanken des Bau-
gesetzes zuwiderläuft: wirtschaftliche Inte-
ressen der Stadt sind eigentlich kein Belang 
in der Bauleitplanung. Die Interviewpartner 
in den fraglichen Städten bewerten dies un-
terschiedlich: Einige Stadtplaner sehen in der 
Verquickung der hoheitlichen und privat-
wirtschaftlichen Instrumente einen Verstoß 
gegen gesetzliche Normen; andere dagegen 
bekennen sich ausdrücklich dazu und beru-
fen sich darauf, im Interesse des Allgemein-
wohls die kommunalen Gestaltungsmöglich-
keiten effizient zu nutzen.
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These: »Rückzug der Planung aus der 
Fläche«
Insbesondere in der projektorientierten Pla-
nung wird vielfach ein »Rückzug der Planung 
aus der Fläche« beschrieben. Die Bestand-
saufnahme zeigt, dass ein Rückgang flä-
chenorientierter Planungen in der Stadtpla-
nung nicht festzustellen ist. Auch eine vers-
tärkte Konzentration der Planungspraxis auf 
Schwerpunkte lässt sich nicht belegen; in der 
Sanierungspraxis gibt es zum Teil sogar wi-
dersprechende Hinweise. Tendenziell schei-
nen die Gebiete der Stadterneuerung sogar 
eher größer zu werden. Allerdings ist die 
Konzentration der Städtebaufördergelder 
stark von der jeweiligen Bewilligungspraxis 
der Länder abhängig und nicht unbedingt 
auf Entscheidungen der Städte oder ihrer 
Stadtplanungsverwaltungen zurückzuführen. 
Die These des Rückzugs aus der Fläche lässt 
sich im Rahmen der Bestandsaufnahme nicht 
belegen.
Zwischenresümee
Die Dissertation dokumentiert die kommu-
nale Planungspraxis in den untersuchten 
Städten und bestätigt, relativiert oder wider-
legt einzelne Thesen der Fachdiskussion. Ver-
schiedene Fragen können im Rahmen der 
Untersuchung allerdings nicht beantwortet 
werden. Aus der Arbeit ergeben sich daher 
auch verschiedene weitere Forschungsfragen 
- für zukünftige Untersuchungen: 
• Ein zentrales Problem der Untersuchung 
ist die Kluft zwischen dem Anspruch der ein-
zelnen Planungen und ihrer Umsetzung in 
der Realität. Die Ergebnisse der einzelnen 
Planungen und damit auch der Steuerungs-
erfolg ließen sich in der Untersuchung nicht 
überprüfen.
• Ein weiteres Problem sind die Entschei-
dungsprozesse in der Stadtplanung. Da diese 
nur zum Teil öffentlich ablaufen, fällt es sehr 
schwer, eine fundierte Aussage über Macht-
verhältnisse und Entscheidungsprozesse zu 
treffen.
• Schließlich fällt auf, dass es kaum umfas-
sende empirische Untersuchungen zur Pla-
nungspraxis in der Gegenwart oder Vergan-
genheit gibt. Die Überprüfung jeglicher The-
sen, die eine zeitliche Dimension beinhalten 
ist daher schwierig, da es an Vergleichsmate-
rial fehlt. 
• Für die Fachdiskussion erscheint eine ein-
heitliche Definition zentraler Begriffe sinn-
voll.
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Studie 5
Stadtentwicklung ohne Wachs-
tum – zur Praxis kommunaler 
Siedlungsflächenentwicklung 
Zwischenbericht zum Dissertationsvorhaben 
von Marion Klemme
Ausgangspunkte der Untersuchung
In Anbetracht zurückgehender Bevölke-
rungszahlen und negativer wirtschaftlicher 
Entwicklungen gibt es zahlreiche Überlegun-
gen wie eine »Stadtentwicklung ohne 
Wachstum« aussehen könnte. Handlungsbe-
darfe sowie notwendige Handlungskonzepte 
und -strategien für »schrumpfende Städte« 
werden intensiv diskutiert. Dieses ist drin-
gend notwendig, doch fehlen in vielen Berei-
chen empirisch fundierte Kenntnisse über 
den aktuellen Stand der Praxis, den IST-Zu-
stand, an den mögliche neue Ideen anzu-
knüpfen sind. Dieses Defizit führt zu dem 
Ausgangspunkt dieser Arbeit: Es wird unter-
sucht, wie sich die kommunale räumliche 
Planung derzeit unter den Bedingungen des 
demografischen Wandels in der Praxis ver-
hält. Dabei wird das Handlungsfeld der Sied-
lungsflächenentwicklung betrachtet. Im Fo-
kus stehen die öffentlichen Akteure; gleich-
wohl erfolgt die Betrachtung eingebettet in 
den komplexen Planungs- und Politikkon-
text, um die multidimensionalen Rahmenbe-
dingungen sowie die Abhängigkeiten und 
Rückkopplungen verschiedener kommunaler 
Handlungsfelder und Akteurskonstellationen 
zu berücksichtigen.
Zentrales Ziel der Arbeit ist es, Erkenntnis-
se zur aktuellen Praxis der kommunalen 
Siedlungsflächenentwicklung in Zeiten des 
demografischen Wandels zu gewinnen: Wie 
wird die Situation wahrgenommen und wel-
che Aufgaben werden vor Ort gesehen? Wel-
che Instrumente, Strategien und Arbeitsfor-
men werden eingesetzt? Welche Formen des 
Planungsverständnisses liegen zugrunde? 
Und welche Hinweise gibt es zu den beste-
henden Steuerungsmöglichkeiten öffentli-
cher Akteure? Zu diesen Fragen wurden ins-
gesamt elf Hypothesen aus der Literatur ab-
geleitet, die anhand empirischer Befunde aus 
verschiedenen Städten überprüft werden.
Dabei werden anhand von Kommunen aus 
Ost- und Westdeutschland verschiedene de-
mografische Kontexte berücksichtigt:
• Städte mit einer seit den 1990er Jahren 
eindeutigen Prognose zur Bevölkerungsab-
nahme: Städte mit massiven und abrupten 
Bevölkerungsverlusten, wie es in vielen Städ-
ten Ostdeutschlands der Fall war und ist 
(Halle/Saale, Schwerin);
• Städte, die bereits in den 1970er Jahren 
retrospektiv eindeutige Prognosen zur Bevöl-
kerungsabnahme hatten und seitdem auch 
kontinuierlich Bevölkerung verlieren (Essen, 
Arnsberg);
• Städte, die derzeit stagnieren bzw. nur 
leicht schrumpfen, absehbar jedoch auch 
rückläufige Wachstumserwartungen haben 
oder Bevölkerung verlieren werden (Fürs-
tenwalde, Hilden, Sankt Augustin).
In den sieben Kommunen werden folgende 
Aspekte betrachtet:
(I) Wahrnehmung des demografischen Wan-
dels sowie Problemperzeption seitens der 
öffentlichen Akteure.
Die kommunale Steuerung in der Siedlungs-
flächenentwicklung (Schwerpunkt: Wohnen), 
konkret:
(II) Steuerungsverhalten: Vorgehensweisen, 
Strategien und Arbeitsformen in der kom-
munalen Siedlungsflächenentwicklung;
(III) Steuerungsverständnis: Handlungslei-
tende Werte, Orientierungen und Motive in 
der Siedlungsflächenentwicklung sowie das 
Selbstverständnis der öffentlichen Akteure;
(IV) Steuerungsmöglichkeiten: Handlungs-
spielräume öffentlicher Akteure unter Be-
rücksichtigung des weiteren Planungs- und 
Politikkontextes und anderer raumwirksamer 
Akteure. 
Für diese vier Bereiche werden im Folgen-
den jeweils der Ausgangspunkt der Betrach-
tung, die zu überprüfenden Hypothesen so-
wie erste Befunde aus der empirischen Un-
tersuchung dargestellt.
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[I. Wahrnehmung der demografischen 
Rahmenbedingungen und 
Problemperzeption]
1. Selektive Wahrnehmung: Vielerorts 
Nicht-Anerkennung demografischer 
Rahmenbedingungen
[Ausgangspunkt:] Der demografische Wan-
del betrifft eine zunehmende Anzahl an 
Kommunen in Ost- und Westdeutschland 
und führt zu zahlreichen räumlichen und 
sozio-ökonomischen Veränderungen, die 
sich sowohl zwischen als auch innerhalb 
von Städten und Regionen unterscheiden. 
Dabei kommt es zu Wechselwirkungen und 
Rückkopplungsprozessen mit anderen Rah-
men setzenden Faktoren wie ökonomischen 
und fiskalischen sowie staatlich-strukturel-
len Entwicklungen. [Hypothese:] Die demo-
grafischen Rahmenbedingungen werden von 
Ort zu Ort unterschiedlich wahrgenommen. 
Demografische Veränderungen werden vie-
lerorts seitens öffentlicher Akteure für ihre 
eigene Kommune (noch) ignoriert oder tabu-
isiert bzw. nicht als die zentrale Rahmen 
setzende Variable für das eigene Steue-
rungsverhalten akzeptiert. Dabei gibt es eine 
Abhängigkeit zwischen dem Ausmaß der 
demografischen Schrumpfung, dem entspre-
chenden Problemdruck und der Sensibilisie-
rung für sowie der Akzeptanz gegenüber 
Schrumpfungsphänomenen.
Erste Hinweise aus der Empirie: Die demo-
grafischen Rahmenbedingungen werden von 
Akteur zu Akteur unterschiedlich wahrge-
nommen. In den Ostkommunen werden die 
Bevölkerungsverluste verstärkt thematisiert. 
In den Westkommunen dominiert das Thema 
»Alterung«; das Thema Bevölkerungsverluste 
wird eher als »Zukunftsthema« betrachtet. 
Mit Blick auf die verschiedenen demogra-
fischen Entwicklungsverläufe in den sieben 
Kommunen bestätigt sich die Annahme, dass 
erst ein akuter und sichtbarer Problemdruck 
zu einer handlungsorientierten Auseinander-
setzung mit den Folgen des demografischen 
Wandels führt: Je stärker das Ausmaß der 
demografischen Veränderungen ist, desto 
eher werden die Veränderungen wahrge-
nommen. Die Bereitschaft, sich dem Thema 
zu stellen, wächst mit der Betroffenheit und 
den konkreten Erfahrungen vor Ort. Akteure 
aus Kommunen, deren Bevölkerungszahlen 
derzeit noch stagnieren, jedoch in Zukunft 
abnehmen werden, äußern sich diesbezüg-
lich eher zurückhaltend: Bevölkerungsab-
nahme »hält sich in Grenzen«, »ist nicht dra-
matisch«, ist »unauffällig«. Die negativen 
Vorhersagen für die Zukunft werden jedoch 
kaum thematisiert. Nur in einem Fall wird 
deutlich gesagt »auch wir werden weniger, 
wenn auch in kleinem Rahmen«, weitaus 
häufiger wird von einem »Nullsummen-
Spiel«, »dezenter Stagnation« oder von 
»Grundstabilität« gesprochen. Umgekehrt 
zeigen Erfahrungen aus Ostdeutschland: 
»Das Thema braucht seine Zeit; es muss er-
lebbar werden.« Erst wenn die Probleme 
sichtbar sind, entsteht Akzeptanz – auch in 
der Bevölkerung gegenüber Rückbaumaß-
nahmen oder Reduzierung von Infrastruk-
turangeboten.
Einzelne Akteure, insbesondere aus der 
Politik, zeigen sich skeptisch gegenüber Be-
völkerungsprognosen. Die langfristigen Er-
gebnisse demografischer Vorausberechnun-
gen werden in ihrer Reichweite und auch 
Dramatik angezweifelt. Hier wird mehrfach 
auf die vergangenen zehn Jahre und auf (‚e-
benfalls’) vorher nicht prognostizierbare 
Entwicklungen verwiesen, wie politische 
Brüche oder ökonomische Entwicklungen. 
Wenn lokale Politiker selbst in Kommunen, 
die von immensen Leerständen betroffen 
sind, weiterhin von Wachstum reden, so 
scheinen sie in ihrer Wahrnehmung letztend-
lich resistent gegenüber den aktuellen Ent-
wicklungen zu sein.
Bei vielen Entscheidungsträgern scheint 
eine wesentliche Voraussetzung, oft nicht 
gegeben zu sein: den Blick auf die Gesamt-
heit der Entwicklungen und Phänomene zu 
richten. Und so wird selbst aus kommunalen 
Reihen kritisiert: »Viele Schwierigkeiten sind 
absehbar, aber man weigert sich ja immer 
das wahrzunehmen, was man nicht wissen 
will.« Und sind die »Voraussetzungen für 
Neubau und Expansion faktisch nicht gege-
ben, so werden sie eben herbeigeredet«.
Im Überblick über die Kommunen wird er-
sichtlich: Die Zahlen werden unterschiedlich 
interpretiert und führen dementsprechend – 
auch bei ähnlichen Rahmenbedingungen – 
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zu verschiedenen Folgerungen für das Steue-
rungsverhalten. Auffällig ist die Selektivität 
in den Wahrnehmungen: manch einer nimmt 
nur die Facetten des demografischen Wan-
dels wahr und thematisiert nur die Aspekte, 
die geeignet sind, um etablierte Steue-
rungsmechanismen aufrechtzuerhalten. So 
wird mancherorts das Thema »Alterung« auf 
die Notwendigkeit des Neubaus seniorenge-
rechter Wohnobjekte reduziert, die sich an 
den Ansprüchen der gehobenen Mittel-
schicht orientieren. Doch wer wird sich die 
entsprechenden Wohnformen, Dienstleistun-
gen und Services leisten können? Vor allem 
in ostdeutschen Städten wird für die Zukunft 
mit einem drastischen Anstieg der Anzahl 
finanzschwacher Rentner gerechnet, so dass 
sich eine Vielzahl weiterer Aufgaben ab-
zeichnet. Herausforderungen, die nicht durch 
Neubau zu bewältigen sind und durch die 
sich kaum neue Marktpotenziale erschließen 
lassen. Einmal mehr wird deutlich, dass eine 
eindimensionale Problemorientierung nicht 
zielführend sein kann.
Der Hang zur Verharmlosung demografi-
scher Entwicklungen wird aktuell durch den 
wirtschaftlichen Aufschwung genährt: »Im 
Moment denken alle, es wird besser: die 
Konjunktur zieht an, die Arbeitslosigkeit 
nimmt ab. Jetzt macht man sich wieder et-
was vor und in 5-6 Jahren stehen wir dann 
vor den gleichen Problemen.« So scheinen 
sich einige Akteure »an dünnen Grashalmen 
festzuhalten« zu wollen, um nicht umdenken 
zu müssen. Sobald sich in einzelnen Hand-
lungsfeldern »Wachstum« abzeichnet und sei 
es nur in einem kleinen Wirtschaftssegment, 
in einem kleinen Ausschnitt Stadt, so werden 
häufig die grundlegenden (durch den demo-
grafischen Wandel bedingten) Probleme aus-
geblendet. Zwischenhochs wie die anziehen-
de Konjunktur oder ein leichtes Sinken der 
Arbeitslosenzahlen (selbst wenn diese von 
einem hohen Niveau ausgehen) werden fo-
kussiert, auch wenn absehbar ist, dass sie für 
die baulich-räumlichen Probleme einzelner 
Teilräume gänzlich wirkungslos bleiben. 
Zahlreiche Befragte (Verwaltung, Woh-
nungswirtschaft Umweltverbände) kritisieren 
diese »Alles-wird-gut-Mentalität« der Politik.
Quer durch alle Kommunen sind für die Ge-
sprächspartner die wirtschaftlichen und fis-
kalischen Rahmenbedingungen von zentraler 
Bedeutung. Verglichen mit der Wahrneh-
mung demografischer Rahmenbedingungen 
sind hier Wahrnehmung und Interpretation 
eher eindeutig: Sowohl mit Blick auf die Fol-
gen für den Raum und seine Entwicklung als 
auch hinsichtlich der Handlungsrelevanz für 
das eigene Steuerungsverhalten werden 
Wirtschaftskraft und Arbeitsplatzsituation in 
allen Kommunen als »absolut bestimmender 
Faktor« und »das A und O« angesehen.
2. Aufgabenverständnis: Hoffen auf 
weitere Zuwächse
[Ausgangspunkt:] Planung verliert in 
»Schrumpfungsräumen« ihre zentrale Dispo-
sitionsmasse (Zuwächse). Folglich ändern 
sich Steuerungsaufgaben im Vergleich zu 
»Wachstumsräumen« dahingehend, dass es 
vermehrt zu der räumlichen Verteilung eines 
»Wenigers« (an Menschen, Wirtschafts- und 
Kaufkraft, Infrastruktur etc.) kommen sollte. 
Es gilt, den Bestand gemäß der aktuellen 
Herausforderungen (Leerstand, Verfall, Ent-
dichtung, Attraktivitätsverlust etc.) qualita-
tiv weiterzuentwickeln – mit Umbau-, Rück-
bau-, Revitalisierungs-, Aufwertungs- und 
Umnutzungsmaßnahmen bei minimalen 
Neubauanteilen. [Hypothese:] Die veränder-
ten Aufgaben werden als solche (noch) nicht 
bzw. kaum für das Handlungsfeld der Sied-
lungsflächenentwicklung seitens der öffent-
lichen Akteure gesehen. Das Aufgaben-
verständnis orientiert sich weiterhin an ei-
ner wachstumsorientierten Steuerung, in der 
Hoffnung auf weitere Zuwächse an Einwoh-
nern und weniger an der eines »manager of 
change«.
Erste Hinweise aus der Empirie: Das Aufga-
benverständnis wird durch ein Grundanlie-
gen der öffentlichen Akteure in den Kom-
munen geprägt: positives Einwirken auf die 
Entwicklung der Einwohnerzahlen. Hinsicht-
lich der natürlichen Bevölkerungsentwick-
lung werden keine Einflussmöglichkeiten 
gesehen. Es wird jedoch angestrebt, das 
Wanderungsverhalten als Stellschraube zu 
nutzen – in der Regel jedoch ohne entspre-
chende Wanderungsstudien zugrunde zu 
legen. In der Hoffnung, lokale Einwohner-
zahlen über attraktive Wohnangebote beein-
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flussen zu können, sehen die meisten öffent-
lichen Akteure ihre zentrale Aufgabe in einer 
nachfrageorientierten Baulandbereitstellung. 
Es gilt, maximale Marktanteile abzuschöpfen. 
Eine Angebotspolitik, die sich besonders an 
junge Familien richtet, soll nach Aussagen 
einzelner Gesprächspartner mancherorts zu-
gleich der »Über«alterung entgegenwirken. 
Argumentiert wird in der Regel, dass es trotz 
rückläufiger Bevölkerungszahlen »immer« 
neue junge Familien geben wird, die ihren 
Traum vom »Eigenheim im Grünen« verwirk-
lichen wollen.
Bestandsentwicklung (Baulücken, Brachflä-
chen, Leerstände) wird als wichtiges Aufga-
benfeld wahrgenommen. In einigen Kommu-
nen sehen die öffentlichen Vertreter die Be-
standsentwicklung (beispielsweise die Bewäl-
tigung des Leerstands) weniger als ihre, son-
dern als Aufgabe der Eigentümer an. Das 
trifft besonders auf Gemeinden zu, die 
(noch) keine umfangreichen Wohnungs-
leerstände zu verzeichnen haben. In Kom-
munen, die stark von Bevölkerungsverlusten 
und den baulich-räumlichen Folgen betrof-
fen sind, sieht das anders aus: Dort sehen es 
die öffentlichen Akteure als ihre Aufgabe an, 
zumindest »den Rahmen zu bieten« für eine 
umfassende Bestandsentwicklung, beispiels-
weise indem Arbeitskreise zu dem Thema 
gegründet, Wissen gebündelt und Hand-
lungsmöglichkeiten diskutiert werden. Somit 
bekommen initiierende, aktivierende und 
moderierende Aufgaben ein stärkeres Ge-
wicht für diese Verwaltungsakteure. Das 
kann jedoch ohne Auswirkungen für die po-
litischen Akteure bleiben; beispielsweise 
wenn im entsprechenden Ausschuss weiter-
hin im Schwerpunkt Bebauungspläne disku-
tiert werden. Hier scheint die aufgabenbezo-
gene Persistenz recht hoch zu sein.
Auch für die Steuerung der Brachflächen-
entwicklung zeichnet sich kein einheitliches 
Aufgabenverständnis ab. Das wird von Kom-
mune zu Kommune und von Fall zu Fall sehr 
unterschiedlich gehandhabt, je nach lokalen 
Rahmenbedingungen wie Nachfrage, Topo-
graphie, Altlasten, Investoren, Bedarfen etc. 
In Kommunen mit geringen Flächenpotenzi-
alen nimmt die Wiedernutzung von Brach-
flächen zu (Essen, Halle, Hilden). Zentrale 
Aufgaben für die öffentlichen Akteure sind 
hier zu informieren (Baulückenkataster, Leer-
standskarten) und zu kommunizieren (Wett-
bewerbe ausschreiben, Gesprächsrunden ini-
tiieren etc.).
Das vom Bund angestrebte 30-ha-Ziel spielt 
im Alltagshandeln öffentlicher Akteure auf 
kommunaler Ebene kaum eine Rolle. Eine 
mengenmäßige Begrenzung der Neuinan-
spruchnahme von Fläche (in Form von Leit- 
oder Zielgrößen) ist die Ausnahme. Nur in 
wenigen Kommunen wird die grundsätzliche 
Frage aufgeworfen, wie viel Siedlungsfläche 
in Anbetracht demografischer Entwicklun-
gen zukünftig insgesamt benötigt wird: Flä-
chen zu sparen und mit Boden haushälte-
risch umzugehen wird nur selten ausdrück-
lich als Kernanliegen der Siedlungsflä-
chenentwicklung formuliert. Der sparsame 
Umgang mit Fläche ist eher ein Ziel neben 
anderen. Nicht nur einmal wurde in den Ge-
sprächen in den stark schrumpfenden Kom-
munen geäußert, dass »Fläche« nicht das 
Problem sei, sondern »Einwohner«. Oder: 
»Wenn ich [...] Menschen in der Stadt halten 
und nicht an das Umland verlieren will, dann 
muss ich auch Flächen versiegeln. Das geht 
nicht anders. Dann muss man Prioritäten 
setzen: Entweder oder.«
Das Aufgabenverständnis orientiert sich 
stark an den (anzustrebenden) Bevölkerungs-
zahlen und weniger an baulich-räumlichen 
Anliegen. Ein grundlegender Richtungswech-
sel im Aufgabenverständnis ist auch bei ver-
änderten Rahmenbedingungen nicht auszu-
machen, vielmehr scheint die Idee »so viel 
mitnehmen, wie möglich« handlungsleitend 
zu sein.
[II. Steuerungsverhalten]
3. Expansive Flächenpolitik: 
Baurecht-Schaffung für neue Wohngebiete
[Ausgangspunkt:] »Die Stadt schrumpft in 
der Mitte und wächst am Rand.« Auch in 
»Schrumpfungsräumen« werden Flächen 
weiterhin neu für Siedlungszwecke in An-
spruch genommen. [Hypothese:] Der Kernbe-
reich der Steuerung umfasst nach wie vor 
die Neuausweisung von Wohnflächen und 
die ordnungsorientierte Steuerung der Flä-
         | 84
chennutzung und baulichen Entwicklung. 
Qualitative Bestandsentwicklung stellt nur 
einen Randbereich der Steuerungstätigkeit 
öffentlicher Akteure dar.
Erste Hinweise aus der Empirie: In Kommu-
nen mit aktuell oder absehbar abnehmenden 
Bevölkerungszahlen wird weiterhin eine ex-
pansive Flächenpolitik verfolgt. In Folge 
wächst der Anteil der Siedlungsfläche an der 
kommunalen Gesamtfläche. Eine zentrale 
Strategie ist die Ausweisung neuer Wohnge-
biete – teilweise in attraktiver Stadtrandlage 
– mit dem Ziel, Einwohner zu halten oder 
neue hinzu zu gewinnen. Die leitende Prä-
misse ist dabei: »Diejenigen die bauen wol-
len, bauen auch – egal ob die Stadt das An-
gebot macht oder ein privater Investor.« Und 
so liegt es häufig »im ureigensten Interesse 
der Stadt, Leuten, die bauen wollen, ein ent-
sprechendes Angebot zu machen und sie so 
auch in der Stadt zu halten.« Somit verbleibt 
die Entwicklung von Neubaugebieten für 
Einfamilienhäuser im Mittelpunkt der Steue-
rung. Das trifft vor allem auf den ländlichen 
Raum sowie auf ostdeutsche Kommunen zu, 
in denen weiterhin von einem historisch be-
dingten Nachholbedarf an Eigenheimen aus-
gegangen wird. Doch was bringen die neuen 
Wohngebiete wirklich – an Einwohnern und 
an Einnahmen? Die Strategien werden meist 
nicht in ihrer Wirkung evaluiert.
In der Literatur wird vielfach formuliert, 
dass es eine zentrale Aufgabe der öffentli-
chen Akteure in der Wohnflächenentwick-
lung sei, erst einmal Möglichkeiten zu Um-
bau, Zwischen- oder Umnutzungen zu prü-
fen, bevor an anderer Stelle neues Baurecht 
geschaffen wird. Diese systematische Alter-
nativenprüfung findet in den untersuchten 
Städten nicht statt, da andere Interessen und 
Befindlichkeiten eine Rolle spielen, wie spä-
ter noch zu zeigen sein wird.
Es gibt einzelne Maßnahmen im Bestand. 
Es werden Baulücken mobilisiert und Bra-
chen recycelt. In Ostdeutschland werden in 
größerem Umfang Leerstand und verfallene 
Bausubstanz beseitigt sowie Fragen der 
Nachnutzung diskutiert. Doch stellt sich die 
Frage, welchen Stellenwert derartige Vorha-
ben im Überblick über sämtliche Steue-
rungsaktivitäten in der Wohnflächenent-
wicklung einer Kommune einnehmen. Um 
dieser Frage nachzugehen, ist der Blick auf 
das gesamte Tätigkeitsspektrum der öffentli-
chen Akteure zu richten: Es wird deutlich, 
dass die Siedlungsflächenentwicklung nicht 
konsequent an den bestehenden (gebauten) 
Strukturen ausgerichtet wird. Ein klarer 
Kurswechsel weg von der Neuinanspruch-
nahme und Außenentwicklung von Flächen 
ist in den untersuchten Kommunen nicht 
ersichtlich. Dennoch ist eine verstärkte In-
nen- und Bestandsentwicklung vielerorts das 
erklärte Ziel in der baulich-räumlichen Steu-
erung der Bodennutzung. Kaum ein Rah-
menplan (ISEK, STEK, STEP etc.) lässt diesen 
Anspruch aus – jedoch nicht ohne Ein-
schränkungen in der Realisierung, wie die 
Beispiele zeigen. Von einer Trendwende kann 
nicht die Rede sein. Eher kommt es zu einem 
Nebeneinander von Bestands- und Neubau-
entwicklung und zur Gleichzeitigkeit von 
Innen- und Außenentwicklung. Öffentliche 
Akteure sehen nur wenige Möglichkeiten, im 
Bestand aktiv zu werden. Die Gründe sind 
fallspezifisch und vielfältig; als wesentlich 
werden jedoch die unzureichenden kommu-
nalen und privaten Mittel, die Vielzahl an 
(Einzel-)Eigentümern und deren heterogene 
Interessenlage sowie die fehlende Nachfrage 
nach entsprechenden Gebäuden und Flächen 
benannt.
Nach Aussagen einzelner Gesprächspartner 
werden verstärkt Flächen im Innenbereich 
recycelt und neuen Nutzungen zugeführt. 
Hier werden die öffentlichen Akteure nicht 
»per se« bei jeder brach gefallenen Fläche 
aktiv. Das Steuerungsverhalten der öffentli-
chen Akteure ist stark abhängig von den 
Kosten, den Interessen der Beteiligten, den 
Unwägbarkeiten (beispielsweise Altlasten) 
und den Möglichkeiten der weiteren Ver-
marktung. Das bedeutet in der Praxis, dass 
durch Rückbau frei werdende Wohnflächen 
nur in Einzelfällen für neue Wohnformen 
genutzt werden. Entscheidend sind die Inte-
ressen des Grundeigentümers; zudem müs-
sen Lage, Anbindung, Wohnumfeld, Image 
etc. den veränderten Wohnanforderungen 
entsprechen. Das ist nach Ermessen der Ent-
scheidungsträger nur selten der Fall und so 
ersetzen Rückbauflächen in der Praxis zu-
meist nicht die Ausweisung neuer Wohnflä-
chen. Gleichwohl Brachflächen dann vers-
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tärkt wieder genutzt werden, wenn in der 
Kommune Siedlungsflächen insgesamt knapp 
sind, wie in Essen oder Hilden.
Obgleich öffentliche Akteure nicht grund-
sätzlich in Frage stellen, neue Flächen für 
Wohnnutzungen zu beanspruchen, so verän-
dert sich doch das Ausmaß der Siedlungsflä-
chenausweisung: Nach Aussagen befragter 
kommunaler Akteure ist »das Denken inzwi-
schen nicht mehr so extrem expansiv, wie 
vor 10 oder 15 Jahren«. Der Wettbewerb um 
Bewohner sei nicht allein zu gewinnen, »in-
dem man nur Fläche auf den Markt wirft, 
sondern die Qualität muss stimmen.« Es gilt, 
sich »über die Qualität der Baugebiete ein 
Stück weit abzuheben von der Qualität in 
den Nachbargemeinden«. Die Qualitätsan-
sprüche werden dabei sowohl auf die infra-
strukturellen Angebote als auch auf die 
Städtebau- und Freiraumgestaltung im ge-
samten Stadtgebiet bezogen. Die befragten 
Akteure der Umweltverbände kritisieren je-
doch, dass die Bedarfe immer noch zu hoch 
eingeschätzt werden und die Bedarfsberech-
nungen teils wenig transparent sind.
Die Rücknahme von Siedlungsflächen ist 
eine Ausnahme und findet meist nur im 
Rahmen eines Flächentausches im FNP statt: 
Flächen, die kaum vermarktbar scheinen, 
werden gegen attraktivere Flächen ge-
tauscht. Bestehende B-Pläne werden nur 
sehr selten zurückgenommen. Das größte 
Hemmnis ist hier der (möglicherweise ent-
stehende) Entschädigungsanspruch der Ei-
gentümer. 
Es bleibt festzuhalten, dass ein attraktives 
Baulandangebot mit guten Lagen und güns-
tigen Bodenpreisen auch unter Bedingungen 
des demografischen Wandels weiterhin als 
»kommunalpolitischer Schlüssel zum Erfolg« 
angesehen wird.
4. Viele punktuelle Einzelvorhaben
[Ausgangspunkt:] Innen- und Außenent-
wicklung finden in zahlreichen Kommunen 
gleichzeitig statt, ebenso Rückbau, Umbau 
und Neubau. [Hypothese:] Die Steuerung (im 
Sinne des Alltagshandelns öffentlicher Ak-
teure) findet stark über punktuelle Einzel-
vorhaben statt. Teilweise bleibt offen, wie 
diese einzelnen Vorhaben im Bezug zur Ge-
samtstrategie stehen.
Erste Hinweise aus der Empirie: In allen 
Kommunen besteht ein gesamträumlicher 
Entwicklungsanspruch. Dennoch wird nicht 
immer ersichtlich, ob und inwiefern im Steu-
erungsalltag einzelne Maßnahmen entspre-
chend einer Gesamtstrategie ausgerichtet 
werden. Überdies werden die Vorhaben nur 
selten im Zusammenhang dokumentiert, so 
dass eine mögliche Gesamtausrichtung der 
öffentlichen Steuerungsbemühungen wenig 
transparent wird. Dieses Verhalten lässt vie-
lerorts die gewünschte Orientierungsfunkti-
on der öffentlichen Hand vermissen. Die 
Vielzahl an Einzelvorhaben erschwert es Au-
ßenstehenden, eindeutige Ziele des Steue-
rungsverhaltens öffentlicher Akteure am 
Steuerungshandeln auszumachen – mit der 
Folge, dass auch in Frage gestellt wird, ob es 
diese überhaupt (noch) gebe.
Gängige Praxis ist ein Nebeneinander von 
Innen- und Außenbereichsentwicklung. Für 
viele Kommunen gibt es kein entweder oder, 
sondern nur innen und außen: Dementspre-
chend wird eine selbst deklarierte »Doppel-
strategie« von Innen- und Außenbereich-
sentwicklung verfolgt. Es gilt, möglichst viele 
Wohnwünsche zu erfüllen: Den potenziellen 
Nachfragern sollen je nach Interessen und 
Standortpräferenzen verschiedene Lagen 
(innen – außen, dicht – locker, ländlich – 
dörflich – städtisch) und Wohnformen (Ein- 
und Mehrfamilienhäuser, freistehende und 
Reihenhäuser) angeboten werden. Mit Blick 
auf die regionale Konkurrenz wird argumen-
tiert, dass es ein Ziel sei, »dörfliche Lagen in 
Stadtnähe anzubieten, um Einwohner zu 
binden, die ansonsten in den unmittelbar 
benachbarten Kreis abwandern würden.« 
Somit werden auch Außenlagen entwickelt, 
wobei Neubaugebiete hier in der Regel an 
bestehende Quartiere angedockt werden, um 
die vorhandene Infrastruktur zu nutzen und 
zu stabilisieren.
Wenn davon auszugehen ist, dass Woh-
nungsneubau am Stadtrand in vielen Fällen 
Leerstand im Bestand nach sich zieht, stellt 
sich die Frage, ob es sich hierbei um eine 
zielführende »Doppelstrategie« oder um teils 
widersprüchliche, sich teils konterkarierende 
Vorhaben handelt. So kritisieren einzelne 
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Gesprächspartner, dass die Vorhaben nicht 
im Zusammenhang gedacht werden und sich 
die Kommunen »zunehmend selber das Was-
ser abgraben«. Gleiches scheint zuzutreffen, 
wenn »bestandsorientierte« Förderprogram-
me mit großem Mitteleinsatz (zum Beispiel 
im Stadtumbau), parallel zum »Alltagsge-
schäft« der Planung laufen und nicht im Ein-
klang mit deren grundlegenden Zielen, Stra-
tegien und Instrumenten umgesetzt werden. 
Ein Beispiel: Im Rahmen des Programms 
»Stadtumbau Ost« werden Rückbau und 
Aufwertung gefördert. Die Kommunen sind 
sehr interessiert, beklagen jedoch dass sie 
kaum den notwendigen 30%-Eigenanteil der 
Mittel aufbringen. Gleichzeitig werden neue 
Wohngebiete (u.a. auch in peripherer Lage) 
geschaffen, ohne die Folgekosten für die 
Kommune zu berücksichtigen.
Rückbau findet zumeist punktuell und nur 
in Ausnahmefällen von außen nach innen 
statt. Welche Gebäude wo, wann und in wel-
chem Umfang abgerissen werden entschei-
det sich weniger nach städtebaulichen Vor-
gaben der Kommune, sondern mehr nach 
betriebswirtschaftlichen Interessen der Un-
ternehmen. Rahmenpläne verlieren in der 
Umsetzung schnell ihre Gültigkeit und be-
dürfen der - unter Einbeziehung aller Betei-
ligten - kontinuierlichen Fortschreibung.
Die öffentlichen Akteure sehen sich nach 
eigenen Einschätzungen teils gezwungen, 
ihre Aktivitäten auf punktuelle Interventio-
nen und/oder ausgewählte Teilbereiche zu 
konzentrieren. Vielfach werden die Ursachen 
für dieses Verhalten in den unzureichenden 
Ressourcen gesehen. Es besteht die Gefahr, 
dass »Aktivitätslöcher« entstehen: Räume, in 
denen weder private noch öffentliche Ak-
teure handeln. Ein ostdeutsches Beispiel: 
Gemeinsam mit den Wohnungsunternehmen 
sind die öffentlichen Akteure tendenziell 
eher in den Plattenbaugebieten aktiv, wäh-
rend Private vor allem in den Bestand der 
Gründerzeitviertel investieren. Ein Missstand 
zeichnet sich ab: »Während wir zwar erfolg-
reich den Rückbau der Großwohnsiedlungen 
betreiben, kommt es zu weiterem Verfall in 
der Innenstadt und zur Vernachlässigung der 
Dorflagen.« Die Probleme der Zukunft wer-
den bereits heute offenkundig. Ähnlich zeigt 
sich die Situation vieler Innenstadtgebiete.
Die öffentlichen Akteure sind um eine ge-
samträumliche Steuerung bemüht, allerdings 
geht dieser Anspruch im Steuerungsalltag 
mit seinen zahlreichen Einzelvorhaben viel-
fach verloren.
5. Sektorales Handeln und 
»Kirchturmdenken«
[Ausgangspunkt:] »Schrumpfung« ist kein 
isoliertes demografisches Problem; es 
kommt zu zahlreichen Wechselwirkungen 
mit ökonomischen, fiskalischen und struktu-
rellen Entwicklungen. Als unerlässlich wer-
den ressortübergreifende, integrative und 
kooperativ entwickelte Handlungskonzepte 
der kommunalen und regionalen Siedlungs-
flächenentwicklung angesehen, um den 
komplexen Herausforderungen gerecht zu 
werden. [Hypothese:] Diese Multidimensio-
nalitäten und Wechselwirkungen werden in 
der Steuerungspraxis nicht entsprechend 
berücksichtigt. Die benannten Handlungs-
ansätze werden nur in unzureichendem Ma-
ße verfolgt: Es dominieren sektorale Vorge-
hensweisen sowie »Kirchturmdenken«. Dieses 
Steuerungsverhalten wird durch das Kon-
kurrenzdenken mit Blick auf die Umlandge-
meinden eher noch verstärkt.
Erste Hinweise aus der Empirie: In sämtlichen 
Kommunen gibt es themenübergreifende 
Konzepte wie ein Gesamträumliches Ent-
wicklungskonzept, Integriertes Handlungs-
konzept, Integriertes Stadtentwicklungskon-
zept (ISEK), Stadtentwicklungsprozess (STEP), 
raumstrukturelles Leitbild etc. Die Auseinan-
dersetzung mit der Stadtentwicklung findet 
vielerorts ressortübergreifend statt. Damit 
geht jedoch nicht zwangsläufig einher, dass 
sich diese integrative Auseinandersetzung 
auch dementsprechend auf die Steuerung – 
auf die Entwicklung von Siedlungsflächen – 
auswirkt. Im Alltagshandel gibt es große Un-
terschiede zwischen den Kommunen und 
teils auch von Vorhaben zu Vorhaben. Die 
konkrete Gestaltung der Prozesse unter-
scheidet sich – bei ähnlichen Aufgaben und 
Rahmenbedingungen – abhängig von der 
Verwaltungsstruktur/-organisation, den 
Funktionen kommunaler Unternehmen, den 
beteiligten Akteuren und/oder der jeweiligen 
Planungskultur. 
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In den Verwaltungen sind ressortübergrei-
fende Gremien, die sich mit Fragen der Sied-
lungsflächenentwicklung befassen, selten. 
Vielmehr gibt es sektorale Akteursallianzen 
über die Verwaltung hinaus. Diese fallen be-
sonders in Kommunen auf, die aktiv Stadt-
umbau betreiben: Die kommunale Woh-
nungswirtschaft ist der Hauptpartner der 
kommunalen Stadtplaner. Erst langsam 
kommt es zu sektorenübergreifender Zu-
sammenarbeit, beispielsweise in dem Versor-
gungsunternehmen verstärkt eingebunden 
werden. Die Einbindung von Institutionen, 
die sich sozialer oder ökologischer Fragen 
widmen, scheint eher die Ausnahme dazu-
stellen.
In der Literatur wird seit langem, wieder und 
wieder auf die Notwendigkeit zur interkom-
munalen und regionalen Kooperation hin-
gewiesen. Diese Anforderung bleibt in der 
Siedlungsflächenentwicklung der betrachte-
ten Kommunen unerfüllt. Verschiedene Be-
teiligte beobachten, dass die Bereitschaft zur 
interkommunalen Zusammenarbeit unter 
Schrumpfungsbedingungen vielmehr sinkt: 
Bei gleichem oder ähnlichem Leidensdruck 
werden weniger Möglichkeiten gesehen, 
miteinander zu arbeiten und sich gegenseitig 
zu ergänzen. Die Konkurrenz um Einwohner 
und Gewerbe nimmt zu. Insbesondere die 
Politik forciert diesen Wettbewerb in der und 
über die Siedlungsflächenentwicklung. Dabei 
spielt die Flächenpolitik der Nachbarn für 
den eigenen Umgang mit Grund und Boden 
eine entscheidende Rolle: So wird »geschaut, 
wo und wie man gegen halten kann«. 
Gleichzeitig werden die Nachbarkommunen 
häufig in ihrer »überdimensionierten« Flä-
chenpolitik kritisiert. 
Der Wettbewerb um Einwohner findet 
nicht nur inter- sondern auch intrakommu-
nal statt: So werden in polyzentralen Sied-
lungen – soweit noch Flächenpotenziale 
vorhanden sind– die mesiten Stadt- und 
Ortsteile mit neuen Bauplätzen versehen 
(wenn auch in geringen Maßen). Hier ist die 
vermeintliche »Gerechtigkeit« zwischen den 
Ortsteilen oftmals handlungsleitend. So wäre 
es nach Aussagen verschiedener Gesprächs-
partner politisch nicht vertretbar, einzelnen 
Ortsteilen keine Flächen zuzuweisen. Jeder 
Ortsbeirat ist bestrebt, »seinen« Bewohnern 
weitere Siedlungsflächen anzubieten und 
letztendlich die Wünsche seiner Wähler-
schaft zu erfüllen. Eine derartige Flächenpo-
litik verhindert bzw. schwächt die Konzen-
tration der Siedlungsflächenentwicklung auf 
einzelne Kerne oder Schwerpunkte, wie sie 
manch ein Rahmenplan vorsieht.
[III. Steuerungsverständnis und -anspruch: 
Werte, Motive, Orientierungen und 
Interessen]
6. Wachstumsorientierung
[Ausgangspunkt:] Die traditionelle Planung 
basiert auf der Annahme städtischen Wachs-
tums. Zugrunde liegende Paradigmen der 
räumlichen Planung sind auf quantitatives 
Wachstum ausgerichtet. [Hypothese:] Die 
Steuerung der räumlichen Entwicklung in 
Schrumpfungsräumen orientiert sich an 
Wachstumskategorien und verfolgt »klassi-
sche« Wachstumsziele (Neuerschließung von 
Flächen, Neubau etc.).
Erste Hinweise aus der Empirie: »Wachstum« 
ist mehrheitlich »das Ziel-Nr.1« unter den 
befragten Akteuren aus Verwaltung, Politik 
und Wohnungswirtschaft. Besonders ausge-
prägt ist das »Denken in Wachstumskatego-
rien« in der Politik. Das Steuerungshandeln 
orientiert sich weniger an den realen oder 
prognostizierten demografischen Entwick-
lungen, sondern mehr an den angestrebten 
Wachstumszielen: »mehr Arbeitsplätze«, eine 
»stärkere lokale Wirtschaftskraft«, »mehr 
Einwohner«, »neue Wohngebiete« oder »mehr 
Wohlstand«.
Selbst in den Städten, die sich bereits in-
tensiv mit Stadtumbau beschäftigen, werden 
baulich-räumliche Strukturen weniger in 
dem Bestreben verändert, sich gemäß der 
Gegebenheiten angemessen zu verkleinern 
(»gesund schrumpfen«), sondern mehr, um 
die entsprechenden Voraussetzungen zu 
schaffen, die zukünftig wieder Wachstum 
möglich machen. So wundert es nicht, dass 
in den Gesprächen weniger auf Kommunen 
verwiesen wird, die Stadtumbauprozesse er-
folgreich managen und bewältigen, sondern 
dass den »schrumpfenden Städten« eher 
Wachstumsgemeinden als Vorbilder gelten: 
Dabei zeigen kommunale Vertreter gerne auf 
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Dresden und Leipzig: »Die haben vorge-
macht, dass auch im Osten wieder Wachstum 
möglich ist« – ohne jedoch genau zu diffe-
renzieren, welche Entwicklungen dort wie 
und mit wem ablaufen. Die Folge können 
weitere Fehleinschätzungen eigener lokaler 
Gegebenheiten sein.
Zahlreiche Akteure setzen »Entwicklung« 
mit »Wachstum« gleich. Hier sei wiederum 
auf das Ausgleichs- und Gerechtigkeitsbe-
streben in der Flächenpolitik zwischen ver-
schiedenen Stadt- und Ortsteilen verwiesen: 
Soweit möglich, soll jeder Teil neue Wohn-
fläche zugewiesen bekommen. Die politische 
Argumentation basiert dabei auf dem Ge-
danken, dass »man [...] den einzelnen Ortstei-
len ihre Entwicklungsmöglichkeiten nicht 
nehmen [kann]« und dass es wichtig sei, »den 
Dörfern Perspektiven mit auf den Weg zu 
geben«. Einmal mehr wird deutlich, dass 
Entwicklung und Zukunftsperspektiven vie-
lerorts mit Wachstum gleichgesetzt werden. 
Gleiches Grundverständnis spiegelt sich in 
der großen Bedeutung von Flächenreserven 
auf Gesamtgemeindeebene wider: Es gilt, 
Potenziale für vermeintlich bessere Zeiten zu 
sichern. Und so wird, in der Hoffnung auf 
zukünftiges Wachstum, in der Regel von 
grundlegenden Mengenbegrenzungen (ver-
gleiche beispielsweise 30-ha-Ziel des Bun-
des) abgesehen.
Das Steuerungsverständnis in der räumlichen 
Planung orientiert sich auch in Schrump-
fungsräumen weiterhin an Wachstumsvor-
stellungen. Vor allem scheinen die Wachs-
tumshoffnungen der politischen Akteure 
ungebrochen: Die öffentlichen Akteure stre-
ben eine Problemlösung durch Wachstum an 
– in Nicht-Wachstumsräumen. Demzufolge 
stellen öffentliche Akteure auch Wachstum 
der Siedlungsfläche und Neubautätigkeiten 
nicht grundsätzlich in Frage.
7. Mehr Reaktion auf Impulse von außen?
[Ausgangspunkt:] Die öffentlichen Akteure 
können sich in ihren Steuerungstätigkeiten 
in der Siedlungsflächenentwicklung aktiv 
oder reaktiv verhalten. [Hypothese:] Die öf-
fentlichen Akteure agieren und reagieren 
gleichzeitig, wobei reaktive Verhaltensmus-
ter überwiegen. Das kann auch dazu führen, 
dass der eigene kommunale Steuerungs- 
und Entwicklungsanspruch in der Siedlungs-
flächenentwicklung zurückgestellt bzw. an-
deren Interessen nachgeordnet wird.
Erste Hinweise aus der Empirie: Die Befunde 
aus den Kommunen bestätigen, dass öffent-
liche Akteure gleichzeitig agieren und rea-
gieren. Dabei ließe sich jedoch kein direkter 
Zusammenhang zu der Berücksichtigung 
bzw. Vernachlässigung eigener Ziele herstel-
len.
Für einige, aber nicht alle Kommunen gilt, 
dass reaktive Steuerungsmuster dominieren: 
zum Beispiel auf Anfragen von Investoren, 
Wünschen von Bauträgern oder Entwick-
lungsvorstellungen der Wohnungsunterneh-
men in Rückbaugebieten. Verschiedene Bei-
spiele zeigen, dass die räumliche Entwick-
lung (zumindest in einzelnen Stadträumen) 
somit auch von der »Zufälligkeit der Ereig-
nisse« wie Anfragen größerer Projektent-
wickler abhängt. Diese Impulse von außen 
können in hohem Maße Stadt- und Sied-
lungsflächenentwicklung prägen (insbeson-
dere in Essen ersichtlich). Anderenorts heißt 
es hingegen, dass es aufgrund der wirt-
schaftlichen und strukturellen Krisen kaum 
noch Impulse von außen gäbe, auf die rea-
giert werden könne. Hier nähmen die reakti-
ven Verhaltensmuster gegenüber den 1990er 
Jahren eher ab. Ersatzweise werden öffentli-
che Akteure mit eigenen (kleinen) Maßnah-
men aktiv.
Wird die »Nachfrageorientierung« öffentli-
cher Akteure betrachtet, so zeigt sich, dass 
diese ihr Steuerungsverhalten stark an äuße-
ren Faktoren ausrichten: In der Hoffnung 
möglichst viele Einwohner für sich gewinnen 
zu können, richten Kommunen ihre Bau-
landpolitik stark nachfrageorientiert aus: In 
Art und Maß der Flächenbereitstellung wird 
auf die Wohnwünsche der vermeintlichen 
Interessenten reagiert, wobei deren Präfe-
renzen als nur schwer veränderbar wahrge-
nommen werden. Das Einfamilienhaus sei 
nach wie vor die meist präferierte Wohnform 
und werde demnach auch angeboten - nach 
dem Motto: »[...] wenn man den Menschen 
das Einfamilienhaus im Grünen nicht aus-
treiben kann, so wollen wir sie motivieren, 
ihr Haus hier und nicht im Umland zu bau-
en.«
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Die Tendenz öffentlicher Akteure vermehrt 
zu agieren oder zu reagieren ist nicht nur 
von äußeren Impulsen, sondern von ver-
schiedenen Faktoren abhängig, wie der je-
weiligen Planungskultur oder dem Engage-
ment und der Zugkraft von Einzelpersonen.
In den Kommunen zeigt sich, dass für die 
Qualität des kommunalen Steuerungshan-
delns weniger entscheidend ist, ob die öf-
fentlichen Akteure agieren oder reagieren, 
sondern vielmehr dass sie eigene Ziele kon-
sequent verfolgen, auch gegenüber Dritten. 
»Be prepaired« lautet die Devise. Der Argu-
mentationsfähigkeit und dem Verhandlungs-
geschick wird von kommunalen Praxisvertre-
tern eine wichtige Rolle beigemessen - wenn 
am Ende mehr als nur »Minimalziele« übrig 
bleiben sollen... 
8. Kurzfristige Orientierung: 
Vernachlässigung von Folgenutzungen und 
-kosten bei abnehmender Nachfrage
[Ausgangspunkt:] Das Steuerungsverhalten 
öffentlicher Akteure in der Siedlungsflä-
chenentwicklung kann kurz-, mittel- und/
oder langfristig ausgerichtet sein. Die Praxis 
der Baulandbereitstellung zeigt, dass die 
Steuerung der Flächenentwicklung überwie-
gend kurzfristig ausgerichtet ist. [Hypothe-
se:] Auch wenn Bevölkerungsprognosen zu-
nehmend erstellt und diskutiert werden, so 
vernachlässigen aktuelle Steuerungen zu-
künftige Bevölkerungsentwicklungen und 
Fragen der folgenden Nutzungen bei ab-
nehmender Nachfrage in der Siedlungsflä-
chenentwicklung. Die Informationen bzw. 
das Wissen um die Bevölkerungsentwicklung 
sind nicht handlungsleitend.
Erste Hinweise aus der Empirie: Die betrach-
teten Vorhaben der Planungspraxis bestäti-
gen die Vermutung der Vernachlässigung 
mittel- und langfristiger Aspekte in der Sied-
lungsflächenentwicklung – insbesondere 
hinsichtlich der Folgenutzungen und -kos-
ten. Dieses Defizit lässt sich zum Teil aus den 
Befunden zu Hypothese 1 erklären (siehe 
oben). Insbesondere in Städten, die erst in 
Zukunft vermehrt Einwohner verlieren wer-
den, lassen sich kaum Hinweise zu mittel- bis 
langfristig orientiertem Handeln finden.
Letztendlich entspricht dieses Steuerungs-
verhalten dem der stark schrumpfenden 
Städte in der vorherigen Dekade: absehbare 
Entwicklungen werden ausgeblendet. Somit 
bleibt auch die Chance ungenutzt, von dem 
Erfahrungs- und Umsetzungsvorsprung der 
heutigen »Stadtumbaustädte« zu lernen; 
vielmehr dienen eigene etablierte Verhal-
tensmuster der grundlegenden Orientierung. 
In den ostdeutschen Städten mit Bevölke-
rungsverlusten wird – den Änderungsanträ-
gen der Bauherren folgend – manch ein Be-
bauungsplan kurzfristig vom Geschosswoh-
nungs- zum Einfamilienhausbau geändert. 
Von außen betrachtet scheint es, als wollen 
die Kommunen Versäumnisse der vergange-
nen Dekade gut machen: Seitens der Woh-
nungswirtschaft wurde den städtischen Ent-
scheidungsträgern nicht nur einmal vorge-
worfen, dass die Kommunen die »große Ei-
gentumsbildungswelle in den 90ern ver-
schlafen« haben. »Die haben der Suburbani-
sierung zugeguckt – da hätte man Bürger 
halten können.« Dieser Zug sei nun jedoch 
»abgefahren« und eine entsprechende Politik 
sei heute, bei veränderten Aufgaben, nicht 
zielführend. Hier zeichnet sich statt einer 
zukunftsorientierten, teils eine zurückge-
wandte Perspektive ab. 
Die Kurzfristigkeit des Steuerungsverhaltens 
lässt sich auch anhand »erhaltungsorientier-
ter Siedlungspolitiken« zeigen: Neue Wohn-
flächen werden in peripherer Lage ausgewie-
sen, um dort vorhandene Dorflagen und de-
ren Infrastrukturen (Sporthalle, Grundschu-
len, Gemeindeeinrichtungen) durch erhoffte 
Zuwanderungen zu stabilisieren und zu er-
halten. Hier wird Flächenpolitik als vermeint-
liche »Erhaltungspolitik« betrieben. Es sei 
dahingestellt, in wie vielen Städten diese 
Strategie tatsächlich aufgeht und entspre-
chend viele (neue) Familien hinzugewonnen 
werden können. Eines wird sichtbar: Bau-
landpolitische Entscheidungen werden mit 
Blick auf die kurzfristige Kostenlast sozialer 
Infrastrukturen getroffen. Selbst aus kom-
munalen Reihen ist zu hören, dass es hier »zu 
unrealistischen Notmaßnahmen« kommt. 
Derartiges Steuerungsverhalten verhindert 
Umstrukturierungen und (Prozess-)Innovati-
onen und scheint strukturkonservierend zu 
sein. Die Ursachen sind vielfältig:
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• Lokal- und parteipolitische Egoismen, 
Wahlversprechen und Konkurrenzen; 
• hohe Buchwerte von recht neu geschaffe-
nen Infrastrukturen;
• die Hoffnung öffentlicher Akteure auf 
eine entsprechende (»nicht-schrumpfende«) 
Außenwirkung.
Zentral ist die Idee, über neues Wohnbau-
land Remanenzeffekte sozialer Infrastruktu-
ren in unterausgelasteten Gebieten abfangen 
zu wollen. Es bleibt unberücksichtigt, dass 
die Kostenremanenzen des neuen Siedlungs-
gebietes und seiner notwendigen neuen 
technischen Infrastruktur weitaus dramati-
scher sind als die bestehenden Kosten der 
vorhandenen sozialen Infrastruktur. Zudem 
wird der neue Zulauf oftmals überschätzt. 
Der tatsächliche Effekt ist stark abhängig 
von der Aufsiedlungsgeschwindigkeit und 
von daher kaum steuerbar. Dazu ist diese oft 
viel langsamer als ex ante in der Planung 
angenommen. Letztendlich wird das Kosten-
problem – bei insgesamt abnehmenden Be-
völkerungszahlen – in die Zukunft verlagert. 
Indessen kommt es zu Infrastruktur-Umbau 
und -Rückbau nur unter extremen demogra-
fischen Schrumpfungsbedingungen. 
Die systematische Auseinandersetzung mit 
Folgenutzungen und -kosten bei konkreten 
Vorhaben findet meist nicht statt, auch 
wenn gleichzeitig Bevölkerungsentwicklun-
gen und -prognosen vor Ort bekannt sind.
[IV. Steuerungsmöglichkeiten]
9. Abnahme kommunaler 
Steuerungsressourcen 
[Ausgangspunkt:] Die Ressourcen (Sach- 
und Personalmittel) der öffentlichen Akteure 
haben deutlich abgenommen. [Hypothese:] 
Die Abnahme kommunaler Steuerungsres-
sourcen führt zu einem Verlust an Steue-
rungsmöglichkeiten der öffentlichen Akteure 
in der Siedlungsflächenentwicklung. 
Erste Hinweise aus der Empirie: Die Daten 
zur kommunalen Finanzlage der Kommunen 
verweisen auf insgesamt angespannte Haus-
haltslagen. Doch gibt es Unterschiede zwi-
schen den Kommunen, zum Beispiel hin-
sichtlich der Steuereinnahmen. Die wirt-
schaftliche Lage schränkt die kommunalen 
Steuerungsmöglichkeiten ein, so die Sicht-
weise der kommunalen Akteure: Überall 
müssen »mehr Aufgaben mit weniger Geld« 
gelöst werden. In fast allen Kommunen wer-
den die fehlenden Mittel und die unzurei-
chende Personalausstattung beklagt: »Wir 
können nicht mehr viel machen [...]«. 
In der Siedlungsflächenentwicklung be-
deutet das beispielsweise, dass einige Kom-
munen nicht über entsprechende Mittel ver-
fügen, um Flächen (zwischen) zu erwerben. 
Eine weitere Schwierigkeit besteht in der 
Mitfinanzierung und personellen Begleitung 
von Stadtumbaumaßnahmen und -prozes-
sen. Die fehlenden Mittel auf öffentlicher, 
aber auch privater Seite verlangsamen den 
Stadtumbau: Der Rückbau geht teils nur 
schleppend voran, Aufwertungsmaßnahmen 
werden zurückgestellt. Besonders drastisch 
ist diese Situation in den Kommunen, die 
kaum mehr den kommunalen Eigenanteil an 
Mitteln im Programm »Stadtumbau Ost« 
aufbringen können. Hier sei jedoch die 2007 
eingeführte Experimentierklausel hilfreich 
(Reduzierung des Eigenanteils auf 10% und 
Restfinanzierung durch Dritte).
In den Ostkommunen wird vor allem der 
Personalabbau in der Verwaltung kritisiert: 
Die vielfach eingeforderte neue Rolle der 
kommunalen Planer (im Sinne des »managers 
of change«) würde nicht mit entsprechenden 
Ressourcen ausgestattet und könne somit 
auch nicht erfüllt werden – selbst wenn der 
Tatenwillen gegeben sei. Hier bleibt zu prü-
fen, ob es nicht vielmehr eine Frage haushäl-
terischer Prioritäten und damit auch eine 
Verteilungsfrage ist.
Haushaltslage, Personalabbau und Mode-
rnisierungen der Verwaltung führen zu deut-
lichen Veränderungen der Handlungsmög-
lichkeiten kommunaler Stadtplanung. Aller-
dings ziehen die Kommunen sehr unter-
schiedliche Folgerungen aus dieser Situation:
• Kommunale Liegenschaften werden teil-
weise unabhängig von der Lage und vielfäl-
tiger Nutzungsoptionen, sondern rein unter 
ökonomischen Gesichtspunkten verkauft 
oder nutzbar gemacht (Baurecht-Schaffung). 
Mancherorts wird der Verkauf kommunaler 
Wohnungsbestände diskutiert. 
• Einzelne Kommunen nutzen die Program-
me »Stadtumbau Ost«, »Stadtumbau West« 
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und »Soziale Stadt« sowie landesspezifische 
Förderungen und können nach eigenen Aus-
sagen ohne diese kaum noch tätig werden.
Die schwierige Finanzlage der öffentlichen 
Akteure ist besonders in stark schrumpfen-
den Städten dramatisch, da dort auch auf 
privater Seite (Konkurs von Unternehmen, 
sinkende Haushalts-Netto-Einkünfte) die 
Mittel knapp sind und somit nur wenige 
Kompensationsmöglichkeiten bestehen. Die 
in der Literatur vielfach geäußerte Vermu-
tung, die Steuerungsmöglichkeiten öffentli-
cher Akteure durch die Kooperation mit Pri-
vaten verbessern zu können, scheint in 
Nicht-Wachstumsstädten teils nur schwer 
überprüfbar: Allein die Aussichten auf Koo-
perationen (beispielsweise im Sinne von PPP) 
wurden als sehr schlecht beschrieben, da es 
vor Ort an den entsprechenden Akteuren 
fehle (Investoren, Projektentwickler, prospe-
rierende Unternehmen etc.). Eine zentrales 
Hemmnis ist die geringe Aussicht auf Rendi-
te für die Privaten in den betroffenen Räu-
men.
In sämtlichen Kommunen werden die unzu-
reichenden Mittel beklagt. Hingegen wird 
nur selten ein Umdenken erkennbar; allen-
falls in Anfängen werden Fragen aufgewor-
fen wie: Wie können vorhandene Mittel ef-
fektiver und effizienter eingesetzt werden? 
Wie können (politische) Prioritäten neu ge-
setzt werden?
10. Einfluss privater Akteure auf die 
Siedlungsflächenentwicklung in 
»Schrumpfungsräumen«
[Ausgangspunkt:] Wird die Siedlungsflä-
chenentwicklung durch die Governance-Per-
spektive betrachtet, so ist davon auszuge-
hen, dass viele Interessen und das Handeln 
zahlreicher Akteure den Umgang und die 
Nutzung von Grund und Boden prägen (vgl. 
Abschnitt A). [Hypothese:] In »schrumpfen-
den« Kommunen verringern sich die kom-
munalen Ressourcen und damit auch die 
Steuerungsmöglichkeiten für die öffentli-
chen Akteure der räumlichen Steuerung. Es 
gibt Hinweise, dass der Einfluss privater Ak-
teure zunimmt.
Erste Hinweise aus der Empirie: In der Regel 
sind viele Akteure direkt oder indirekt in die 
Siedlungsflächenentwicklung involviert. Ne-
ben Vertretern aus Verwaltung (insbesondere 
Stadtplanung) und Politik beeinflussen so-
wohl private Bauherren und -träger, Investo-
ren und Wohnungsunternehmen als auch die 
Nachfrager die baulich-räumliche Entwick-
lung vor Ort (mehr zu »Akteuren« siehe Stu-
die 3).
Die Beobachtungen einiger Interviewpart-
ner gehen davon aus, dass Bedeutung und 
Einfluss privater Akteure zunehmen – jedoch 
mit unterschiedlichen Ausprägungen. Für 
wirtschaftlich eher schwach aufgestellte Re-
gionen wird ausgemacht, dass der Einfluss 
privater Investoren zunehme, da der Kom-
mune die Auswahlmöglichkeiten zwischen 
Anfragen von außen fehle; man müsse »[...] 
nehmen was kommt«. In dem Wissen um 
diese Situation spielten die Investoren ihre 
Verhandlungsposition gegenüber den Kom-
munen teils aus; wie anhand einzelner An-
siedlungsbeispiele dargelegt wurde. In eini-
gen stark schrumpfenden Kommunen wird 
hingegen eher das Fehlen privaten (Investiti-
ons-)Interesses beklagt. Hier wird auch der 
Einfluss dementsprechend weniger stark ein-
geschätzt. Gleichzeitig wird dort der erhebli-
che Einfluss Privater auf die räumliche Ent-
wicklung im Rückbau ersichtlich: Welche 
Bestände wo, wann und in welchem Umfang 
rückgebaut werden entscheidet sich in erster 
Linie nach den Interessen der Eigentümer, 
v.a. den betriebswirtschaftlichen Aspekten 
der Wohnungsunternehmen.
Grundstücksbesitzer- und Eigentümer-
strukturen sind unbestritten der Dreh- und 
Angelpunkt für die Entwicklung von Sied-
lungsflächen und speziell für den Stadtum-
bau. Aus einigen Städten wird von einem 
zunehmenden Einfluss des Kapitalmarktes 
berichtet: Insbesondere bei ausländischen 
Investoren(-gruppen) bestünden nach Aus-
sagen von Vertretern aus Verwaltung, Politik 
und kommunaler Wohnungswirtschaft kaum 
Möglichkeiten zur Zusammenarbeit. Mithin 
werden neue und im Sinne eines Gesamt-
konzeptes abgestimmte Flächenentwicklun-
gen blockiert bzw. obsolet. Beispiele des 
Stadtumbaus zeigen, dass Banken, Kreditin-
stitute oder Fördermittelgeber direkte Mit-
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sprache bei der konkreten Umsetzung von 
Vorhaben haben – bis hin zu Detailfragen.
Dennoch schätzen einzelne kommunale 
Akteure die öffentlichen Steuerungsmög-
lichkeiten als recht hoch ein; die kommunale 
Planungshoheit sei ihrer Einschätzung nach 
weiterhin maßgebend, vor allem durch mög-
liche Rechtsprechungen: »Die Bauleitplanung 
gibt den Rahmen vor.« Auch der eigene Flä-
chenbesitz verschaffe der Kommune gute 
Einflussmöglichkeiten. Andere relativieren 
grundsätzlich die Reichweite der hoheitli-
chen Steuerungsfunktion. Der Planungsall-
tag würde weniger durch »harte Steuerung« 
von oben, sondern mehr durch Aushand-
lungsprozesse und Kooperation geprägt: »Es 
ist immer ein Kompromiss.« Dabei hätten 
allerdings auch Private nicht »per se mehr 
Macht«; es komme immer auf das Verhand-
lungsgeschick, die guten Argumente, der 
öffentlichen Akteure an. Auch wenn einige 
kommunale Vertreter einen Steuerungsver-
lust beklagen, so werden Bedeutung und 
Einfluss Privater nicht durchgehend negativ 
beurteilt: »Früher gab es teilweise richtige 
Aversionen.« Das habe sich jedoch gewan-
delt; es gäbe weniger Berührungsängste und 
»[...] der Investor ist nicht mehr der Klassen-
feind«. Aus Essen wird berichtet: Es ist ein 
Novum, dass kommunale Planer gemeinsam 
mit Bauträgern und Projektentwicklern im 
Team arbeiten. So mache es Spaß »auf glei-
cher Augenhöhe« gemeinsam zu agieren. 
(Hier ist hinzuzufügen, dass es dort im Ver-
gleich zu anderen Kommunen derzeit auch 
viele wirtschaftliche Aktivitäten gibt.) 
Neben dem Zusammenspiel zwischen öf-
fentlichen und privaten Akteuren scheinen 
auch die Schnittstellen und Reibungspunkte 
zu anderen Ressorts (Liegenschaftsamt, 
Kämmerei, Wirtschaftsförderung) für das 
Steuerungsverhalten unter Bedingungen des 
demografischen Wandels bedeutend. Diese 
sind sehr unterschiedlich ausgestaltet. Viel-
mals wird von Konkurrenzen und Konflikten 
zwischen den Zielen einzelner kommunaler 
Handlungsbereiche berichtet: Die Förderung 
und Unterstützung der lokalen Wirtschaft 
stehen im Mittelpunkt kommunalpolitischen 
Handelns. Primäre Ziele sind die Stärkung 
der lokalen Wirtschaftskraft sowie die Siche-
rung und Schaffung von Arbeitsplätzen. 
Baulich-räumliche Ziele werden oftmals zu-
rückgestellt. Ebenso bleibt die angestrebte 
Haushaltssanierung in vielen Kommunen 
nicht ohne Auswirkung auf die Siedlungsflä-
chenentwicklung (z.B. Baurechtschaffung, 
Verkäufe). Und nach ähnlichem Muster lau-
fen teils betriebswirtschaftliche Konsolidie-
rungen kommunaler Eigenbetriebe ab: So 
wurde geäußert, es würden »recht schnell 
Veräußerungszwängen nachgegeben, [...] 
damit die Bilanzen stimmen« - ohne zu fra-
gen, wer die Flächen kauft, und was dort wie 
und für wen entwickelt wird. 
In einigen Kommunen gibt es Indizien, dass 
nicht nur der Einfluss privater Akteure, son-
dern auch die Bedeutung öffentlicher Ak-
teure aus anderen kommunalen Handlungs-
feldern in der Siedlungsflächenentwicklung 
zunehmen. Mit Blick auf die eigenen Res-
sourcen und die Vielzahl raumwirksamer Ak-
teure sehen die befragten Entscheidungsträ-
ger ihre Eingriffsmöglichkeiten zumeist als 
begrenzt an – »vor allem dann, wenn die 
Leerstände in privatem Besitz und keine 
neuen Interessenten in Sicht sind.« Dann 
wird es schwierig grundlegende Qualitäten 
zu sichern.
11. Variabler Instrumentenkasten: 
Vollzugs- statt Instrumentendefizite
[Ausgangspunkt:] Für die Gestaltung der 
kommunalen Siedlungsflächenentwicklung 
steht ein Spektrum an formellen und infor-
mellen Instrumenten zur Verfügung. [Hypo-
these:] In der Debatte gibt es Einschätzun-
gen, dass die Steuerungsmöglichkeiten der 
öffentlichen Akteure in Räumen ohne 
Wachstum begrenzt sind, da die Instrumen-
te nicht den Anforderungen entsprächen: 
Sie seien weiterhin auf Wachstum ausge-
richtet und nicht auf den adäquaten Um-
gang mit »Schrumpfungsphänomenen«.
Erste Hinweise aus der Empirie: In den Kom-
munen wird jeweils mit einem Mix aus for-
mellen und informellen Instrumenten gear-
beitet, der lokalspezifisch und flexibel ge-
staltet wird. Informelle Instrumente nehmen 
an Bedeutung zu, sie ergänzen die formellen 
Instrumente, ohne diese jedoch zu ersetzen. 
Die Instrumentenauswahl scheint weniger 
durch demografische Rahmenbedingungen 
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bestimmt zu sein als vielmehr durch Aufga-
ben, Akteure und Planungskulturen. Aller-
dings bleibt zu ergänzen, dass in stark 
schrumpfenden Kommunen die (der BauGB-
Novelle von 2004 entsprechende) Stadtum-
baugesetzgebung eine größere Rolle spielt 
als anderenorts: Entsprechend § 171 BauGB 
gibt es Stadtumbaugebiete, Quartiersverein-
barungen etc. Während diese Elemente in 
stark und abrupt schrumpfenden Städte be-
reits Bestandteile des Alltagshandelns sind, 
befinden sich die langsam schrumpfenden 
Städte noch auf dem Weg dahin (Aufstel-
lung INSEK). In den derzeit demografisch 
stagnierenden Städten werden diese Instru-
mente (noch) nicht eingesetzt.
Der Planungsalltag der Verwaltungsakteure 
ist überwiegend durch informelle Tätigkeiten 
geprägt: Bi- und multilaterale Absprachen, 
Gesprächsrunden, Vermittlungen, Verhand-
lungen etc. Insbesondere für eine gute Zu-
sammenarbeit zwischen privaten und öf-
fentlichen Akteuren seien der informelle 
Austausch und Vor-Absprachen bedeutsam; 
das beträfe vor allem auch die zunehmenden 
Stadtumbau-Aufgaben, wobei die entschei-
denden Vereinbarungen zwischen den Ak-
teuren zumeist formal fixiert werden (städ-
tebauliche Verträge, Stadtumbauvertrag, 
Quartiersvereinbarung), um die Verbindlich-
keit der Ergebnisse zu sichern. Somit werden 
formelle und informelle Instrumente mitei-
nander verknüpft.
In einigen Kommunen wird die häufige 
Anwendung des § 34 BauGB kritisiert. Auch 
wenn es »unbürokratisch und schnell« sei, so 
würde doch »viel kaputt gemacht«. Eine ähn-
liche Skepsis betrifft das »Gesetz zur Erleich-
terung von Planungsvorhaben für die Innen-
entwicklung der Städte«: Das kurze B-Plan-
verfahren erlaube kaum Möglichkeiten zur 
inhaltlichen Diskussion. Es wird gemutmaßt, 
dass diese Verfahren wohl dann gewählt 
werden, wenn politische Debatten vermieden 
werden sollen. Allerdings bestanden zum 
Zeitpunkt der Interviews wenig konkrete Er-
fahrungen, da das Gesetz erst am 01. Januar 
2007 in Kraft getreten ist.
Die »harten« hoheitlichen Instrumente 
werden im Bereich Wohnen selten angewen-
det, mehr hingegen bei Einzelhandelsflä-
chen; beispielsweise um die Ausbreitung 
weiterer Discounter zu unterbinden (Zurück-
stellungen, Veränderungssperren). Die kom-
munalen Akteure sehen auch in den (seit 
2007 nach BauGB möglichen) »Verhinde-
rungsplänen« ein wichtiges Steuerungsin-
strument.
Bei knappen Finanzmitteln kommt es we-
niger zu investiven Maßnahmen, zur Markt-
teilnahme und eigenen Standortentwicklun-
gen seitens der kommunalen Akteure. Unter 
diese Rahmenbedingungen scheinen den 
kommunikativen Instrumenten sowie Förde-
rungen (Halle, Arnsberg) und dem Engage-
ment von kommunalen Unternehmen am 
Markt (Fürstenwalde) eine hohe Bedeutung 
beigemessen zu werden. 
Die Gesprächspartner gehen mehrheitlich 
davon aus, dass die Instrumente gemeinhin 
ausreichen, sowohl um mit »Schrumpfungs-
aufgaben« als auch haushälterisch mit Grund 
und Boden umzugehen. Steuerungsdefizite 
lägen mehr in dem Verhalten der Entschei-
dungsträger (und den diese prägende Fakto-
ren wie Interessen, Motive, Qualifikationen 
etc.) und weniger in den verfügbaren In-
strumenten begründet. Hier sei allenfalls 
Nachbesserungsbedarf im Detail gefragt (z.B. 
für Qualitätssicherung im Innenbereich).
Zwischenresümee
Der Blick auf die aktuellen Rahmenbedin-
gungen und Entwicklungen der Siedlungs-
flächen lassen Widersprüche und Ambivalen-
zen im Raum erkennen. Es kommt zu einem 
Nebeneinander von Außen- und Innenent-
wicklung, zur Gleichzeitigkeit von Neubau 
und Rückbau sowie Flächenrecycling, -vers-
iegelung und -begrünung. Während in ein-
zelnen Stadtteilen Gebäude leer stehen und 
Flächen brach fallen, wird anderenorts auf 
ehemaligen Freiflächen Wohnbauland ge-
schaffen. Überdies ändert sich in einzelnen 
Stadtteilen kaum etwas. Die Zusammenschau 
der verschiedenen Entwicklungen zeigt ein-
mal mehr, dass es unerlässlich ist, das Au-
genmerk nicht nur auf einzelne Phänomene 
(und den Umgang mit diesen) zu richten - 
nur so ist es zu vermeiden, dass Einzelaspek-
te überbewertet werden.
Die Gleichzeitigkeit von Rückbau und 
Neubau hat es immer gegeben und wird es 
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immer geben. Dieser Prozess hat seit jeher 
Städte geprägt; doch scheinen sich derzeit 
die Dimensionen zu ändern.
Im Überblick über die verschiedenen Pra-
xissituationen der Kommunen wird vielfach 
eine Diskrepanz zwischen der Wahrnehmung 
demografischer Veränderungen respektive 
den daraus hervorgehenden Aufgaben und 
den entsprechenden Steuerungstätigkeiten 
ersichtlich. Das Thema demografischer Wan-
del erfährt zwar eine große Aufmerksamkeit 
in der Fachöffentlichkeit, das bedeutet je-
doch nicht zwangsläufig, dass die steuern-
den Akteure die damit einhergehenden Auf-
gaben auch für ihren Raum verfolgen. Teils 
scheint es sogar leichter zu fallen, die Not-
wendigkeiten auf einer allgemeinen Ebene 
mitzudiskutieren, als die eigenen Probleme 
und Aufgaben vor Ort wahrzunehmen und 
umsetzungsorientiert zu verfolgen. 
Der Umgang mit und die Reaktionen auf 
demografische Entwicklungen sind vielfältig. 
Einfache, eindimensionale Zusammenhänge 
und Erklärungsmuster lassen sich nicht er-
kennen; vielmehr kommt es auf die Wahr-
nehmung und Interpretation durch die je-
weiligen Akteure an. Somit sind die demo-
grafischen Rahmenbedingungen nicht de-
terministisch hinsichtlich des Steuerungsver-
haltens öffentlicher Akteure in der Sied-
lungsflächenentwicklung: es gibt nicht das 
Demografie bedingte Steuerungsverhalten. 
Im Überblick über die verschiedenen 
Schrumpfungssituationen lässt keine Kom-
mune einen rigorosen Kurswechsel in der 
Steuerung erkennen (z.B. weg von einer 
grundlegenden Wachstumsausrichtung hin 
zur »Verkleinerung« der Kommune hinsicht-
lich Einwohnerzahl, Strukturen, Versor-
gungsangeboten etc.). Kommt es tendenziell 
zu Veränderungen, so sind dies Handlungen, 
die etablierte Verhaltensweisen ergänzen, 
diese aber nicht ersetzen. Hier scheinen de-
mografische Aspekte Einfluss zu nehmen: je 
höher der durch demografische Veränderun-
gen bedingte Problemdruck (Leerstand, Ver-
fall, in ihrer Existenz bedrohte Wohnungsun-
ternehmen etc.) ist, desto größer sind die 
Chancen, dass neue Steuerungsformen 
(Stadtumbau, Rückbau, Zusammenarbeit in 
neuen Akteurskonstellationen) zu dem vor-
handenen Spektrum (Schaffung von Bau-
recht, Neuentwicklung von Wohnflächen) 
hinzukommen. So zeigen einzelne Beispiele 
in stark schrumpfenden Städten, dass kom-
munale Planung punktuell neue Schritte 
geht. Daneben wird jedoch an »klassischen« 
Zielen der Flächenpolitik und etablierten 
Steuerungsmechanismen in der Siedlungs-
flächenentwicklung festgehalten.
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1 Vorbemerkungen
Am 22. und 23. November 2007 trafen sich 
Fachleute aus Kommunen, Planungsbüros, 
öffentlichen Unternehmen, Forschungsinsti-
tuten und Hochschulen im Gästehaus der 
RWTH Aachen, um den »Kommunalen Bei-
trag zur Entwicklung der Siedlungsflächen« 
aus praktischer wie theoretischer Perspektive 
zu erörtern. 
Damit das gemeinsame Gespräch bestmög-
lich vorbereitet und entsprechend effizient 
gestaltet werden konnte, waren im Vorfeld
• …vom Forschungsteam am Lehrstuhl für 
Planungstheorie und Stadtentwicklung aus 
der jüngeren planungstheoretischen Litera-
tur Befunde und Vermutungen über den öf-
fentlichen, insbesondere den kommunalen 
Beitrag zur räumlichen Entwicklung zusam-
mengestellt und in einer knappen Hypothe-
senübersicht zusammengefasst worden. 
• …von den Teilnehmerinnen im Hinblick auf 
die ihnen jeweils zugeordneten Themen-
gruppen Positionspapiere verfasst worden.
Diese Material ging – zusammen mit weite-
ren Vorarbeiten – allen Mitwirkenden im 
Vorfeld des Werkstattgesprächs zu.
So vorbereitet war es möglich, die Veran-
staltung deutlich diskursorientiert anzule-
gen, das heißt: auf umfassende Vorträge 
konnte zugunsten knapper Statements (die 
das vorab versandte Material zusammenfass-
ten) verzichtet werden, um dann möglichst 
unmittelbar mit den gemeinsamen Erörte-
rungen beginnen und so die Möglichkeit er-
öffnen zu können, die verschiedenen Sicht-
weisen (die sich aus dem breiten Spektrum 
der Mitwirkenden ergaben) zusammenzufüh-
ren. Dadurch entstanden sehr intensive Dis-
kussionen, an denen alle Teilnehmenden ak-
tiv mitwirkten.
Um bei dieser inhaltlichen Dichte nicht 
wichtige Aspekte zu »verlieren« war zuvor 
die Rolle der »Workshop-Begleiter« einge-
führt worden: Diese Teilnehmerinnen und 
Teilnehmer sammelten offene Fragen, gaben 
Einschätzungen und versuchten aus der lau-
fenden Arbeit heraus erste Resümees zu den 
Leitfragen des Workshops.
Darüber hinaus waren einzelne Kollegen 
aus der Wissenschaft gefragt, erste Erkennt-
nisse des Werkstattgesprächs auf den Stand 
der theoretischen Diskussionen zu beziehen 
und zu fragen: Was bedeuten die angespro-
chenen Aspekte für die weitere planungs-
theoretische Auseinandersetzung? Wie lassen 
sich die Ergebnisse einordnen? Und welche 
Folgerungen sind möglich?
Durch diesen »mehrschichtigen« Aufbau 
des Workshops und die explizite Betrachtung 
des Gegenstandes aus unterschiedlichen Per-
spektiven entstanden sehr differenzierte Er-
gebnisse, von denen wir hoffen, sie in der 
folgenden Ergebniszusammenfassung ange-
messen abbilden zu können.
Zuvor aber sei allen Teilnehmerinnen und 
Teilnehmern für ihr Interesse und die enga-
gierte Mitwirkung sehr herzlich gedankt!
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ALLTAG DER STADTPLANUNG
Der kommunale Beitrag zur Entwicklung der 
Siedlungsflächen. 
Abschnitt C |Werkstattgespräch 
Überprüfung zentraler Hypothesen im Diskurs
Ziel des Werkstattgesprächs, war die – wie 
es im Verlaufe der Erörterungen einmal zu-
sammengefasst wurde – »Selbstaufklärung 
der Theorie mit Hilfe der Praxis«: Anhand 
eines eng gefassten Ausschnitts der raumbe-
zogenen Planungs- und Steuerungsbemü-
hungen kommunaler Akteure sollte über-
prüft werden, ob wesentliche Annahmen der 
jüngeren planungstheoretischen Diskussion 
auch in diesem Betrachtungsbereich Gültig-
keit beanspruchen können. 
Es war uns ein Anliegen, Aufgabenbereich, 
Akteure und Aktivitäten möglichst genau zu 
benennen, um die vielfach in der theoreti-
schen Diskussion vorzufindenden Unschärfen 
zu vermeiden, die dadurch entstehen, dass 
über »Planung« gesprochen wird, ohne dass 
jeweils genau benannt wird, was damit ge-
meint ist.
Zugleich sollte ein Handlungsfeld identifi-
ziert werden, das zum »Alltag« der räumli-
chen Planung gerechnet werden kann.
Bei der Wahl dieses Praxisausschnittes, der 
exemplarisch für weitere alltägliche Aufga-
benbestände kommunaler Stadtplanung un-
tersucht werden sollte, orientierten wir uns 
• an den Ursprüngen der modernen Stadt-
planung (im 19. Jahrhundert): hier gehörte 
es zu den Kernaufgaben öffentlicher Akteu-
re, zwischen bebaubaren und nicht bebauba-
ren Flächen im Stadtgebiet zu unterscheiden 
und die so definierten Siedlungsflächen für 
die bauliche Entwicklung (durch Private) 
vorzubereiten;
• an den Kernaufgaben der heutigen Bau-
leitplanung, wie sie im BauGB definiert wer-
den. Dort wird in § 1 die Vorbereitung und 
Leitung der baulichen und sonstigen Nut-
zung der Grundstücke im Gemeindegebiet 
als zentrale Aufgabe benannt. Dies bezieht 
sich sowohl auf Neuausweisungen von Bau-
flächen auf der »grünen Wiese« als auch auf 
die Entwicklung im Bestand (z.B. Rückna-
hmen und Änderungen von Baurecht). Um-
fasst sind alle Flächen – private wie im 
kommunalen Eigentum befindliche, bebaute 
wie unbebaute »greenfields« wie »brown-
fields«.
Mit diesen Eingrenzungen wird aber auch 
deutlich, was mit dem Werkstattgespräch 
nicht geleistet werden konnte oder sollte:
Auch wenn zu einer kritischen Überprüfung 
eines breiten Spektrums von Hypothesen 
aufgerufen wurde, so konnte es doch nicht 
darum gehen, die Praxis der Stadtentwick-
lung oder Stadtplanung umfassend neu zu 
beschreiben, sondern es sollten anhand des 
eng gefassten Ausschnitts (s.o.) einige 
»Messpunkte« markiert oder »Probebohrun-
gen« vorgenommen werden und von hier 
ausgehend die bisherige theoretische Diskus-
sion einer kritischen Revision zu unterziehen. 
In einem traditionellen Sinne war also Hypo-
thesenprüfung im Diskurs beabsichtigt.
Es versteht sich vermutlich von selbst, dass 
dies für nachhaltige Neuorientierungen der 
wissenschaftlichen Arbeit noch nicht aus-
reicht. Vielmehr bedarf es vor allem umfas-
sender empirischer Untersuchungen, um das 
hier Begonnene fortzusetzen. Aber für eine 
solche Weiterentwicklung der wissenschaftli-
chen Arbeit hat das Werkstattgespräch (ver-
bunden mit den Vorarbeiten im Forschungs-
projekt) wichtige Anstöße gegeben.
Deutlich wird damit auch, dass das Thema 
»Flächenentwicklung« nur exemplarisch an-
gesprochen und vor allem als Gegenstand 
von Planungs-, Steuerungs- und Entwick-
lungsbemühungen auf kommunaler Ebene 
betrachtet wurde. Keinesfalls wird hier das 
Thema »Siedlungsflächenentwicklung« in 
allen seinen Dimensionen behandelt. Insbe-
sondere die inhaltliche Auseinandersetzung 
mit den Zielen und Orientierungen der Flä-
chenpolitik (30-ha-Ziel, Nachhaltigkeitsdis-
kurs) blieb auf einige einführende Überle-
gungen beschränkt. Weitgehend völlig aus-
geblendet bleibt auch die »dritte Dimension«, 
also die Frage der räumlichen Qualität und 
der Stadtgestalt. Und suprakommunale Ak-
teure und Handlungsfelder, die für die Flä-
chenentwicklung zweifellos von Bedeutung 
sind (vgl. etwa die Übersicht zu den Instru-
menten auf diesen Ebenen im Beitrag von 
Fabian Dosch im Supplement), wurden eben-
falls lediglich am Rande angesprochen.
Der Aufbau des Workshops (vgl. auch das 
Programm auf S.99) orientiert sich an dem 
von uns verfolgten aufgaben- und akteurs-
bezogenen Forschungsansatz [vgl. dazu Selle 
2005, Kap. 3 und Abschnitt A, Kap. 2 in die-
sem Bericht]. Das heißt: Zunächst werden 
das Handlungsfeld und die in ihm tätigen 
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Akteure betrachtet, um vor diesem Hinter-
grund nach dem Beitrag einzelner Akteure – 
in diesem Fall insbesondere der Kommunen 
zu fragen. Dies wurde im Rahmen des Werk-
stattgesprächs um die Ebene der (an diesen 
anknüpfenden) theoretischen Reflexion er-
gänzt. Mithin war eine Abfolge von vier Fra-
gen für die Gestaltung des Workshops (und 
die Dokumentation der Ergebnisse) leitend:
1. Siedlungsflächenentwicklung: Was ge-
schieht im Raum? Auf welche Weise entwi-
ckelt sich die Siedlungsfläche? Für welche 
Zwecke wird Fläche in Anspruch genommen 
und wie verändern sich Flächennutzungen?
2. Rahmenbedingungen und Akteure: Was 
sind die zentralen Rahmenbedingungen, die 
Entwicklung und Steuerung der Flächenent-
wicklung prägen? Von welchen Akteuren 
gehen wesentliche Impulse aus und welche 
Interessen verfolgen sie?
3. Der Beitrag kommunaler Akteure zur Ent-
wicklung der Siedlungsflächen: Wie wirken 
öffentliche Akteure an der räumlichen Ent-
wicklung mit? Welche Aufgabenwahrneh-
mungen und Ziele prägen ihr Handeln? Wel-
che Arbeitsformen und Instrumente werden 
genutzt? Wie gestalten sie ihre Bezüge zu 
anderen Akteuren?
4. Konzeptionelle und theoretische Reflexio-
nen: Was folgt aus den Erörterungen für die 
weitere theoretische Diskussion? Welche Fra-
gen sollten (neu) gestellt werden, welche 
Begriffe und welche Methoden Verwendung 
finden?
Im Folgenden werden die aus unserer Sicht 
zentralen Ergebnisse des Werkstattgesprächs 
dargestellt. Originalbeiträge der Teilnehmen-
den, zu denen auch die Resümees der »Werk-
statt-Begleiter« und die theoretischen Refle-
xionen gehören, dokumentieren wir im Sup-
plement.
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Altrock, Uwe, Prof. Dr. (FG Stadterneuerung, Stadtum-
bau Universität Kassel)
Bode, Hans Hermann (Amt für Bauen, Denkmalpflege 
und Naturschutz, Schwerin)
Börstinghaus, Wolfgang, Dr.(FB Umwelt und Planen, 
Stadtentwicklung und Statistik, Stadt Flensburg)
Danielzyk, Rainer, Prof. Dr. (ILS NRW - Institut für 
Landes- und Stadtentwicklungsforschung und Bauwe-
sen, Dortmund)
Dosch, Fabian, Dr. (BBR - Bundesamt für Bauwesen 
und Raumordnung, Bonn)
Ehrbeck, Hanno, Dr. (FIRU - Forschungs- und Informa-
tionsgesellschaft für Fach-und Rechtsfragen der 
Raum-und Umweltplanung, Kaiserslautern)
Einig, Klaus, Dr. (BBR - Bundesamt für Bauwesen und 
Raumordnung, Bonn)
Ibert, Oliver, Dr. (Geographisches Institut, Universität 
Bonn)
Jochimsen, Kerstin (WfA - Wohnungsbauförderungs-
anstalt Nordrhein-Westfalen, Düsseldorf)
Jörissen, Juliane (ITAS - Institut für Technikfolgenab-
schätzung und Systemanalyse, Karlsruhe)
Mitschang, Stephan, Prof. Dr. (Fachgebiet Städtebau 
und Siedlungswesen, TU Berlin)
Nacken, Gisela (Beigeordnete für Planung und Um-
welt, Stadt Aachen)
Nuissl, Henning PD Dr. (Helmholtz - Zentrum für Um-
weltforschung, Leipzig)
Pätz, Andreas, Dr. (WWG - Wirtschaftsförderung- und 
Wohnungsbaugesellschaft mbH der Stadt Königswin-
ter)
Raetz, Stefan (Bürgermeister der Stadt Rheinbach)
Reiß-Schmidt, Stefan (Stadtdirektor der Stadt Mün-
chen)
Spars, Guido, Prof. Dr. (Fachgebiet Ökonomie des Pla-
nens und Bauens, Bergische Universität Wuppertal)
Trommer, Sigurd (Sientro Beratungs- und Beteili-
gungsgesellschaft mbH, Bonn; Deutscher Städtetag, 
Ausschuss für Städtebau und Verkehr)
Wuschansky, Bernd, Dr. (ILS NRW - Institut für Lan-
des- und Stadtentwicklungsforschung und Bauwesen, 
Dortmund)
sowie vom Lehrstuhl für Planungstheorie und Stadt-
entwicklung: Lothar Feldmann, Sarah Ginski, Helene 
Hüttinger, Marion Klemme, Klaus Selle und 
Magdalena Wilczynski 
2 Zentrale Ergebnisse des 
Werkstattgesprächs
2.1 Siedlungsflächenentwicklung
Was geschieht im Raum? Auf welche Weise 
entwickelt sich die Siedlungsfläche? Für wel-
che Zwecke wird Fläche in Anspruch genom-
men? Wie verändern sich Flächennutzungen?
Der Zuwachs der Siedlungs- und Verkehrsflä-
chen betrug 2006, so berichtete Fabian 
Dosch in seinem einführenden Statement 
(vgl. auch die Textfassung im Supplement) 
bundesweit 347 qkm bei 46.438 qkm Be-
stand… Die größten Flächenzuwächse wer-
den an den Rändern der Agglomerationen 
und nicht zentralen Orte verzeichnet«. Zwar 
entwickelt sich der Zuwachs  der Siedlungs- 
und Verkehrsflächen – betrachtet man we-
gen der besseren Vergleichbarkeit der Daten 
nur das frühere Bundesgebiet  – rückläufig: 
2005 lag er mit 70 ha / Tag auf dem Niveau 
der späten 1980er Jahre. Dennoch nehmen, 
wie Dosch berichtete, Landschaftsfragmen-
tierung und -zerschneidung zu und die Sied-
lungsdichten (im Durchschnitt) ab.
Die Situation ist also widersprüchlich und 
bedarf differenzierter Betrachtung. Generell 
ist jedoch zunächst viererlei festzustellen:
1. Der derzeitige Stand der Inanspruchnahme 
neuer Flächen ist noch weit entfernt von den 
politisch gesetzten Zielen (z.B. Nationale 
Nachhaltigkeitsstrategie: 30 ha/Tag).
2. Die in jüngster Zeit viel beschriebenen, so 
genannten Reurbanisierungstendenzen sind 
bestenfalls als »zaghaft« (Dosch) zu beschrei-
ben und seien möglicherweise »mehr Mär als 
Trend«. Es gebe viel zu wenig Empirie und in 
der bisherigen Berichterstattung würden 
Einzelfälle zu hoch gewichtet. Zudem hande-
le es sich bei der »Reurbanisierung« um ein, 
für viele Akteure wünschenswertes, leicht zu 
transportierendes Bild. Dieses hat sich teils 
verselbständigt, was auch auf die breite Me-
dienresonanz zurückgeführt werden kann. 
Zusammenfassend muss aber festgestellt 
werden: »Die ›Renaissance der Stadt‹ oder 
der ›Trend zurück in die Stadt‹ ist von den 
Medien und der Politik überzeichnet wor-
den« (Danielzyk).
3. Wie stark ausgeprägt auch immer Rück-
wanderungstendenzen sein mögen: Sie 
kennzeichnen keinesfalls das ganze Bild – 
vielmehr ist von gleichzeitig weiter wirksa-
mer Suburbanisierung auszugehen: »Urban 
Sprawl ist nicht passé«, konstatierte ein Teil-
nehmer in diesem Zusammenhang.
4. Es gibt zahlreiche Regional- und Flächen-
nutzungspläne, die noch erhebliche Flächen-
reserven enthalten, von denen anzunehmen 
ist, dass die nie benötigt werden. Dennoch, 
so wurde in der Diskussion betont, wolle sich 
keine Kommune von diesen Potenzialflächen 
trennen (Einig).
Interpretations- und 
Differenzierungsbedarf
Mehrfach wurde im Verlauf des Werkstattge-
sprächs darauf verwiesen, dass Durch-
schnittswerte zur Siedlungsflächenentwick-
lung interpretationsbedürftig seien und zu-
dem räumlich sehr unterschiedliche Realitä-
ten umfassen können.
So wurde zum Beispiel die Frage aufge-
worfen, wie der Befund dass der Siedlungs-
flächenzuwachs rückläufig sei, zu deuten ist.  
Wenn, so hieß es, das Maß der Flächeninan-
spruchnahme von den wirtschaftlichen 
Rahmenbedingungen abhängig sei müsse der 
konstatierte Rückgang als Ausdruck der wirt-
schaftlich problematischen Situation der 
letzten Jahre verstanden werden. Nun aber, 
da das Wirtschaftswachstum sich beschleu-
nige, sei auch davon auszugehen, dass mit 
einer gewissen Verzögerung von etwa drei 
Jahren das Wachstum der Siedlungsflächen 
wieder ansteige: »Die Investoren sitzen schon 
in den Startlöchern« hieß es dazu im Ge-
spräch. Dem wurde entgegengehalten, dass 
die Nutznießer der jüngsten Einkommenszu-
wächse in der Gruppe der »Ohnehin-Versorg-
ten« zu suchen seien, insofern also keine 
neue Nachfrage etwa nach Wohnsiedlungs-
flächen entstünden. Zudem flache sich das 
Wirtschaftswachstum bereits wieder ab. Dies 
lasse, zusammen betrachtet, also keine 
Trendumkehr bei der Entwicklung der Sied-
lungsflächen erwarten.
Unabhängig von solchen Einschätzungen 
der Gesamtentwicklung wurde jedoch darauf 
hingewiesen, dass - kleinräumig betrachtet - 
vielerorts keinerlei Abschwächung der Inan-
spruchnahme bislang unbebauten Grund und 
Bodens zu beobachten sei. So hieß es aus 
Schwerin, dass dort keinerlei Rückgang zum 
Beispiel der Nachfrage nach Einfamilienhäu-
sern zu beobachten sei. Eine Einschätzung, 
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die auch aus der Sicht anderer Kommunen 
bestätigt werden konnte.
Zugleich wurde darauf hingewiesen, dass 
zum Beispiel von der Infrastrukturentwick-
lung weiterhin deutliche Impulse auf die 
Erweiterung der Siedlungsflächen ausgehe:
»An jeder Autobahn-Anschlussstelle ent-
steht ein Gewerbegebiet mit McDonalds 
und einem Freizeitpark«.
Aus alledem lässt sich erneut folgern, wie 
wichtig Unterscheidungen sind: Es gebe, so 
betonten viele Gesprächspartner in einigen 
Räumen wenige, in anderen viele Verände-
rungen. Für eine entsprechende Differenzie-
rung reiche es nicht, das Bundesgebiet ins-
gesamt in den Blick zu nehmen. Vielmehr 
lasse sich ein »Nebeneinander von Be- und 
Entsiedlung« oder »…von Wachsen und 
Schrumpfen« auch innerhalb von Regionen 
und Städten beobachten.
Bereits großräumig sind selbstverständlich 
unterschiedliche Tendenzen zu erkennen 
– die aber nicht immer den Erwartungen 
oder Vorurteilen entsprechen. So ist z.B. der 
Rückgang der Nachfrage nach bislang un-
bebautem Grund und Boden im Westen der 
Republik ausgeprägter als im Osten. Anders 
ausgedrückt: In vielen Städten und Regio-
nen werden dort mehr neue Baugebiete 
ausgewiesen – und das trotz zum Teil 
schwieriger wirtschaftlicher und demografi-
scher Rahmenbedingungen.
Über solche großräumigen Differenzie-
rungen hinaus muss dann zum Beispiel un-
terschieden werden zwischen »Zuzugs- und 
Abwanderungsgemeinden«. Diese unter-
scheiden sich jedoch nicht nur hinsichtlich 
des »unterschiedlichen Druckes auf die Flä-
che«, sondern auch mit Blick auf die sozial-
räumlichen Veränderungen im Bestand. So 
geht man davon aus, dass sich Segregation 
in Wachstumsräumen verstärke – auch dies 
eine Einschätzung, die nicht völlig unwider-
sprochen blieb, da auch in nachfragedomi-
nierten Wohnungsmärkten »sozialräumliche 
Sortierungsprozesse« zu beobachten seien.
Eine weitere Unterscheidung wurde als 
sinnvoll angesehen – die zwischen den 
Kernräumen von Agglomerationen einerseits 
und »Suburbia sowie kleinen Kommunen im 
ländlichen Bereich« andererseits. Letztere 
seien »die eigentlichen ›Flächenfresser‹« und 
sollten In Forschung wie Politik »vermehrt in 
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Donnerstag, 22. November 2007
11.00 Begrüßung, Vorstellung und Einführung (Klaus Selle)
11.45 Siedlungsflächenentwicklung: Was geschieht im 
Raum? Auf welche Weise entwickelt sich die Siedlungs-
fläche? Für welche Zwecke wird Fläche in Anspruch ge-
nommen? Wie verändern sich Flächennutzungen? Dis-
kussion mit einem Impuls von Fabian Dosch 
12.30 Rahmenbedingungen... Welche Rahmenbedingun-
gen prägen aktuell in besonderem Maße Stadtentwick-
lung? Wie wirken sich die Rahmenbedingungen auf die 
Entwicklung und Steuerung der Siedlungsflächen aus? 
Diskussion mit Impulsen von Hans Hermann Bode, Ker-
stin Jochimsen und Stephan Mitschang
14.15 ... und Akteure: Wer ist an der Entwicklung von 
Siedlungsfläche beteiligt? Von welchen Akteuren gehen 
die wesentlichen Impulse aus? Diskussion mit Impulsen 
von Klaus Einig und Guido Spars 
15.00 Der Beitrag kommunaler Akteure zur Siedlungsflä-
chenentwicklung: Auf welche Weise steuern kommunale 
Akteure die Siedlungsflächenentwicklung? Welche In-
strumente, Arbeits- und Organisationsformen kommen 
dabei zum Einsatz? In welcher Weise hat sich kommuna-
le Steuerung der Siedlungsflächenentwicklung in den 
letzten Jahren verändert? Treffen die in der jüngeren 
theoretischen Diskussion allgemein über den Wandel der 
»Planung« geäußerten Vermutungen auch die Wirklich-
keit der Praxis vor Ort (Informalisierung, Projektorientie-
rung, verstärkte Kooperation etc.)?
Diskussion in zwei Gesprächsrunden mit Impulsen von 
Gisela Nacken, Sigurd Trommer, Stefan Raetz, Stephan 
Reiß-Schmidt, Wolfgang Börstinghaus und Bernd Wu-
schansky
18.00 Eindrücke, Fragen, Kommentare mit Juliane Jöris-
sen, Hanno Ehrbeck und Rainer Danielzyk; anschließend: 
gemeinsame Erörterung und Zwischenresümee
Freitag, 23. November 2007
09.00 Befunde. Berichte aus laufender Forschung; Marion 
Klemme und Lothar Feldmann stellen Zwischenergebnis-
se aus den »Steuerungsverbund«-Projekten zur Diskussi-
on
10.00 Theoretische Reflexionen: Was folgt aus dem Stand 
der Erörterungen für die weitere theoretische Diskussi-
on? Welche Fragen sollten (neu) gestellt werden, welche 
Begriffe und welche Methoden Verwendung finden? 
Diskussionsimpulse von Uwe Altrock, Henning Nuissl und 
Oliver Ibert
12.00 Eindrücke, Kommentare und Resümee-Versuche mit 
Juliane Jörissen, Hanno Ehrbeck und Rainer Danielzyk
den Blick genommen werden«.
Selbst innerhalb von Städten und Regio-
nen, besteht weiterer Differenzierungsbe-
darf, denn auch hier sind kleinräumig unter-
schiedliche Entwicklungstendenzen vorzu-
finden.
Und nicht zuletzt muss auch die Neubean-
spruchung von bislang unbebauten, zum 
Beispiel landwirtschaftlichen Flächen selbst 
genauer betrachtet werden, denn aus ökolo-
gischer Sicht sind zum Beispiel neue Wohn-
bauflächen (gegenüber der Vornutzung) 
nicht durchweg negativ zu bewerten. Je 
nach Nutzungsdichte entstünden hier auf 
den nicht versiegelten Flächen durchaus re-
levante Lebensräume für Flora und Fauna.
Wer über die Entwicklung von Siedlungsflä-
chen spreche, könne hinsichtlich der Ent-
wicklung im Bestand nicht schweigen. Viel-
mehr sei, so hieß es während des Werkstatt-
gesprächs, der Bestandsentwicklung mit 
Blick auf die Berücksichtigung von Nachhal-
tigkeitszielen große Bedeutung beizumessen. 
Möglicherweise sei für das »30-ha-Ziel« der 
Umgang mit dem Bestand entscheidender als 
die quantitative Steuerung des Wohnbauflä-
chenzuwachses. 
Allerdings haben, auch darauf wurde hin-
gewiesen, Qualifizierung des Bestandes und 
vermehrte Innenentwicklung auch negative 
Wirkungen: Die Bodenpreise steigen, die 
»Gentrifizierung« nimmt zu und einkom-
mensschwächere Gruppen werden in unat-
traktive Rest- und Randlagen verdrängt. Das 
seien Prozesse, die – so ein Gesprächspart-
ner – die kommunalen Akteure vor sehr 
schwierige Aufgaben stellen.
Überlegungen wie diese legen auch eine 
generelle Frage nahe, auf die ein Gesprächs-
partner hinwies: Die Problemlage bei der 
Siedlungsflächenentwicklung sei eher als 
moderat einzuschätzen, dagegen gebe es bei 
Fragen der Bestandsentwicklung »unlösbare 
erscheinende Probleme – müssten die also 
das eigentliche Thema sein«? Oder anders 
formuliert: »Ist eine alleinige Mengensteue-
rung noch der richtige Ansatz?«
Tatsächlich wäre, darüber dürfte auch in 
der Werkstatt-Runde Einigkeit geherrscht 
haben, die Gleichsetzung von »Siedlungsflä-
chenentwicklung« mit der Neuausweisung 
von Bauland keinesfalls sinnvoll. Daher wird 
auch im Forschungsprojekt zum »Alltag der 
Stadtplanung« die Flächennutzung im Be-
stand, zumal die Reduzierung baulicher Nut-
zung (Rückbau) und die Wiedernutzung von 
Flächen als zentraler Aufgabenbereich ange-
sehen.
Mit der kritischen Frage nach den Grenzen 
der »Mengensteuerung« ist - das sei hier am 
Rande vermerkt, da dem im Rahmen des 
Werkstattgesprächs nicht weiter nachgegan-
gen werden konnte - auch der Hinweis auf 
die Qualitäten der Flächenentwicklung ver-
bunden. So wurde ausdrücklich auf die Dich-
te-Frage hingewiesen, die für Wiedernut-
zung und Nachverdichtung gleichermaßen 
von Bedeutung sei. Hier könne beobachtet 
werden, dass lokalspezifisch unterschiedliche 
Grenzen gezogen und das Maß einer »ver-
träglichen Dichte« sehr verschieden be-
stimmt werde. Auch die wissenschaftliche 
Reflexion müsse sich, so wurde betont, vers-
tärkt solchen Aspekten – neben den vorran-
gig quantitativen Gesichtspunkten der Sied-
lungsentwicklung – annehmen.
Einen vergleichbaren Aufforderungscharak-
ter hatte die Frage nach Leitbildern für un-
terschiedliche Raumtypen. Für wachsende 
Städte sei, so stellt Juliane Jörissen in ihrer 
Berichterstattung fest, auch in der postin-
dustriellen Wissensgesellschaft die Vorstel-
lung der kompakten, nutzungsdurchmisch-
ten, sozial integrierten europäischen Stadt 
das Strukturmodell, das die größten ökologi-
schen, ökonomischen, sozialen und städte-
baulichen Vorteile verspreche. Im Hinblick 
auf schrumpfende Städte sei kaum davon 
auszugehen, dass der Schrumpfungsprozess 
umgekehrt proportional zum Wachstumspro-
zess, also von außen nach innen verlaufen 
werde. Daher müssten neue Leitbilder entwi-
ckelt werden, wie z.B. die »perforierte Stadt«, 
die sich nach neueren Untersuchungen zu-
mindest als die klimaverträglichste Variante 
erwiesen habe. Für ländliche Entleerungs-
räume müssten entsprechende »Entsiede-
lungsstrategien« diskutiert werden. Als sinn-
voll wurden hier übereinstimmend der Rück-
zug aus der Fläche und die Konzentration 
der Förderung auf wenige Siedlungsschwer-
punkte erachtet. Einigkeit bestand darüber, 
dass die Umsetzung zukunftsfähiger Nut-
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zungskonzepte in solchen Räumen wegen 
des Fehlens einer leistungsstarken Verwal-
tung und potentieller Investoren besonders 
schwer zu realisieren sei.
Ein erster Blick auf kommunale Aktivitäten
Das Handeln kommunaler Akteure stand ei-
gentlich erst zu einem späteren Zeitpunkt 
auf der Agenda der Expertenwerkstatt. Den-
noch wurden bereits in diesem vorbereiten-
den thematischen Zusammenhang erste Be-
züge hergestellt. So gab es mehrfach Hin-
weise, dass viele übergeordnete Programme 
– etwa zu einer nachhaltigen Stadtentwick-
lung – ein rationales, zielorientiertes Han-
deln unterstellten, die Wirklichkeit in den 
Kommunen aber durch vielfach fragmentier-
te Interessenlagen gekennzeichnet sei. »Ob-
jektive« Rahmenbedingungen (wie die er-
kennbare demografische Entwicklung), Kos-
ten oder programmatische Vorgaben träten 
daher in der Entscheidungsfindung oft hin-
ter »Prestige«, »Macht« und »lokale Interes-
sen« zurück.
Auch Leitbilder kommunaler Stadtentwick-
lung entsprächen oft einer »Wunschwirklich-
keit« und führten dazu, dass sich der ver-
meintliche Flächenbedarf eher an Wunsch-
entwicklungen denn an realistischen Optio-
nen orientierten. Die jüngste Aufmerksam-
keit für das Stichwort »Reurbanisierung« 
könne als Ausdruck solchen Wunschdenkens 
interpretiert werden.
Unterstützt wird die zum Teil zu beobach-
tende Orientierung an unrealistischen Zielen 
durch einen Mangel an Daten. Es fehle viel-
fach an systematischer Empirie und harten 
Fakten, um den derzeit kommunizierten Bil-
dern (und Wunschvorstellungen) ein Stück 
Wirklichkeit entgegensetzen zu können. In-
sofern müssten auch die zu konstatierenden 
erheblichen Mängel beim Monitoring der 
Flächennutzung als symptomatisch angese-
hen werden. Es handele sich hier, darüber 
herrschte unter den Fachleuten Einigkeit, um 
»mehr als ein Datenproblem«.
Aber kommunales Handeln kann sich auch 
verändern und stärker an den aus fachlicher 
Sicht notwendigen Handlungsweisen orien-
tieren. So wurde berichtet, dass es auch von 
Seiten der Investoren an den Immobilien-
märkten ein deutliches Interesse an klaren 
kommunalen Konzepten der Siedlungsflä-
chenentwicklung gebe. Das schaffe für sie 
Berechenbarkeit und Planungssicherheit – 
und ermögliche den Kommunen, die über 
entsprechend klare Konzepte verfügen, »auch 
einmal nein zu sagen«.
Ebenso komme die interkommunale Zu-
sammenarbeit, die in vielen Regionen als 
Voraussetzung für einen sachgerechten Um-
gang mit der Steuerung der Siedlungsflä-
chenentwicklung angesehen werden muss, 
vielerorts voran – wie etwa an Beispielen 
aus Bayern illustriert wurde.
Mit Blick auf die im Mittelpunkt der Werk-
statt stehenden Fragen kann also festgehal-
ten werden, dass die »Aufgabe Siedlungsflä-
chenentwicklung« in hohem Maße lokaler 
Interpretation unterliegt – womit einmal 
mehr der Blick auf die lokalen Akteure und 
ihr Auffassung von Handlungsbedarf und 
Handlungsoptionen gelenkt wird.
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2.2 Rahmenbedingungen
Welche Rahmenbedingungen prägen aktuell 
in besonderem Maße Stadtentwicklung? Wie 
wirken sich die Rahmenbedingungen auf die 
Entwicklung und Steuerung der Siedlungsflä-
chen aus?
Die erste Feststellung zur Diskussion über die 
Rahmenbedingungen kommunalen Handels 
knüpft unmittelbar an die vorhergehenden 
Erörterungen zur Siedlungsflächentwicklung 
an: Nicht der übergeordnete Rahmen ist we-
sentlich, sondern die lokalspezifischen Aus-
prägungen und Interpretationen der Rah-
menbedingungen sind entscheidend. Das gilt 
für wirtschaftliche und demografische Ent-
wicklungen und für Veränderungen an den 
Wohnungs- und Immobilienmärkten in ähn-
licher Weise. Selbst die Auswirkungen der 
Veränderung rechtlicher Rahmenbedingun-
gen werden offensichtlich durch lokale Poli-
tik- und Planungskulturen »gefiltert« und 
führen mithin zu regions- und ortsspezifi-
schen Resultaten.
Insofern wird bei den folgenden Stichwor-
ten zu allgemeinen Veränderungen der Rah-
menbedingungen kommunalen Handelns 
stets auf diese Prämisse zurückzukommen 
sein.
Wirtschaftliche Entwicklung
Ökonomische Entwicklungstendenzen sind 
für kommunales Handeln in vielerlei Hinsicht 
von Bedeutung: Zum einen entscheidet die 
lokale und regionale Arbeitsmarktentwick-
lung wesentlich darüber, ob noch Zuzüge zu 
erwarten oder eher Abwanderungen zu be-
fürchten sind. Zum anderen wird etwa die 
Nachfrage nach Wohnbauland wesentlich 
von der Einkommensentwicklung der Haus-
halte mitbestimmt. Und nicht zuletzt hängt 
die finanzielle Leistungsfähigkeit der Kom-
munen nicht unwesentlich von der Wirt-
schaftskraft der lokalen Unternehmen ab. 
Nicht alle diese Aspekte konnten im Rah-
men des Werkstattgesprächs gleichrangig 
behandelt werden. 
Mit Blick auf die Siedlungsflächenentwick-
lung wurde unter anderem festgestellt, dass 
sich das (jüngste) wirtschaftliche Wachstum 
auf dem Wohnungsmarkt selektiv und selek-
tierend auswirke. Die Realeinkommen seien 
für viele Gruppe der Bevölkerung rückläufig 
(gewesen), so dass keine zusätzliche Kauf-
kraft zur Verfügung stünde: »Das Wachstum 
kommt bei den Menschen nicht an«, hieß es 
dazu. Lediglich einige Gruppen hätten Ein-
kommens- (und Vermögens-) Zuwächse zu 
verzeichnen – und die müssten vielfach zu 
den »bereits Versorgten« (siehe oben) gezählt 
werden. Lediglich in einigen (wenigen) Regi-
onen gäbe es noch deutliche Nachfragepo-
tenziale. Daher seien Daten und differenzier-
te Wohnungsmarktuntersuchungen wichtig, 
um nicht von falschen Voraussetzungen aus-
zugehen. 
Die kommunale Haushaltssituation betref-
fend, wurde zwar eine leichte Entspannung 
der über viele Jahre sich zuspitzenden Situa-
tion konstatiert. Aber auch hier muss offen-
sichtlich sehr stark differenziert werden. Ins-
besondere viele Kommunen im Osten 
Deutschlands seien nach wie vor extrem 
stark von öffentlichen (Förder-)Mitteln ab-
hängig und vermöchten finanzielle Ressour-
cen nur mehr durch den Verkauf verbliebe-
ner kommunaler Liegenschaften zu mobilise-
ren - was den Verwertungsdruck auf den 
Flächen erhöhe.
An dieser Stelle wurde allerdings auch da-
rauf hingewiesen, dass der Druck keinesfalls 
nur im Osten Deutschlands feststellbar sei, 
sondern auch für viele Kommunen im Nor-
den, Westen und Süden der Republik zutrifft 
– mit den entsprechenden Konsequenzen 
für die Siedlungsflächenentwicklung.
Demografischer Wandel
Dass die Überlagerung von natürlicher Be-
völkerungsentwicklung (Geburten-/Sterbera-
ten, Alterung) und Wanderungsbewegungen 
zu regional und lokal sehr unterschiedlichen 
Rahmenbedingungen führt, ist in der Fach-
diskussion inzwischen wohl bekannt.
Dabei gilt es allerdings auch zu berück-
sichtigen, dass lokale und regionale Bevölke-
rungsverluste nicht gleichsam automatisch 
eine Reduktion oder gar einen Stopp der 
Flächeninanspruchnahme zur Folge haben. 
Insofern führt auch der Begriff »Schrump-
fung«, vor allem dann, wenn man mit ihm 
eine entsprechende Veränderung der Flä-
chennutzung assoziiert, in die Irre. Dazu 
schreibt Hans-Hermann Bode: »Der … Begriff 
von der ›schrumpfenden Stadt‹ verunklart 
die tatsächlichen Entwicklungen mehr als 
dass damit tatsächlich stattfindende Ent-
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wicklungen beschrieben werden. Es findet 
zwar in vielen Städten eine Abnahme der 
Bevölkerungszahl statt, diese Entwicklung 
geht aber zugleich mit der weiteren Sied-
lungstätigkeit auch an den Rändern der 
Städte einher. Dies ist Ausdruck einer quali-
tativen Umbruchsituation auf dem Woh-
nungsmarkt: Für Schwerin wie für andere 
ostdeutsche Städte kann seit 1990 eine bis 
heute ungebrochen anhaltende Bautätigkeit 
speziell im Eigenheimbereich beobachtet 
werden. Diese ›nachholende Siedlungstätig-
keit‹ ist vor dem Hintergrund zu sehen, dass 
es bis zur Wende in diesem Wohnungsmarkt-
segment kaum Möglichkeiten für die Bürger 
gab. …Auch in der Gewerbeflächenentwick-
lung gibt es zusätzliche neue Bedarfe bei 
gleichzeitig vorhandenen untergenutzten 
oder brach gefallenen Alt-Standorten. Die 
Hintergründe sind vielfältig, lassen sich häu-
fig aber vor allem auf die Fragen des passen-
den Flächenzuschnitts, der Verfügbarkeit am 
Markt und der Konkurrenzfähigkeit (Preisni-
veau) zurückführen«.
 
Weitere Ursachen für das Fortdauern der 
Siedlungsflächenexpansion trotz sinkender 
Einwohnerzahlen wurden und werden vor 
allem darin gesehen, dass sich die Kommu-
nen diesen Realitäten nicht stellen. Zwar 
liegen entsprechende Zahlen und Prognosen 
in zumeist ausreichend differenzierter Form 
vor. Sie wurden aber insbesondere dort, wo 
die Minuszeichen der Prognosen deutlich 
waren, vielfach nicht zur Kenntnis genom-
men. 
Das scheint sich allerdings zu ändern: Der 
demografische Wandel ist inzwischen, so 
hieß es im Werkstattgespräch »als Thema in 
den Kommunen angekommen«. Diese 
Feststellung konnte einvernehmlich getrof-
fen werden. Allerdings war strittig, ob damit 
bereits erkennbare Veränderungen im kom-
munalen Handeln verbunden seien. Auch 
hier konnte wieder festgestellt werden, dass 
die Interpretation der Daten und Prognosen 
sehr unterschiedlich sei und dann auch noch, 
selbst bei vergleichbarer Ausgangssituation 
unterschiedliche Konsequenzen gezogen 
werden. 
Es wurde von Kommunen berichtet, die 
trotz eindeutiger Prognosen an einem 
wachstumsorientierten Kurs festhalten - und 
z.B. ein deutliches Überangebot an Bauland 
erzeugen. Oft sei das Festhalten an gewohn-
ten Verhaltensweisen vor allem in der Politik 
zu beobachten, während die Verwaltungen 
eher bereit seien, die aus fachlicher Sicht 
notwendigen Konsequenzen zu ziehen. Aller-
dings fehle es auch dort gelegentlich noch 
an Sachverstand, um die Prognosen ange-
messen »lesen« zu können – was auch zu 
falschen Interpretationen und Rückschlüssen 
führen könne.
Insgesamt könne aber, so die Feststellung, 
von einer »wachsenden Akzeptanz« der 
Prognosen zur demografischen Entwicklung 
gesprochen werden. Aber es vergehe sehr 
viel wertvolle Zeit, bis diese Einsicht hand-
lungsrelevant werde – Zeit, in der man be-
reits hätte aktiv werden können. Und es 
würden dann oft – siehe oben – falsche 
Schlüsse gezogen und die Hoffnung auf 
»Restwachstum« oder »Zuzugspotenziale« 
geschürt. 
Allerdings gibt es auch deutlich erkennba-
re Ausnahmen. Erwähnt wurde beispielsweise 
Altena (in NRW), wo ein Bürgermeister »mit 
Schrumpfungsprogrammatik« wiedergewählt 
wurde. Auch für eine Reihe anderer Kommu-
nen ließe sich belegen, dass ein unverstellter 
Blick auf die Realitäten mit politischen Er-
folg verträglich sein könne.
Wohnungsnachfrage
»Nicht ›Menschen‹ fragen Wohnungen nach, 
sondern ›Haushalte‹« - mit dieser Feststel-
lung wurde im Verlaufe der Werkstatt darauf 
hingewiesen, dass aus rückläufigen Bevölke-
rungszahlen nicht automatisch auf rückläu-
fige Wohnflächen- und Baulandnachfrage 
geschlossen werden kann.
Tatsächlich gibt es auch in Regionen und 
Städten mit deutlich sinkenden Bevölke-
rungszahlen noch Wohnbaulandbedarf. Der 
resultiert unter anderem aus
• einer (noch) zunehmenden Zahl von Haus-
halten (siehe Abbildung),
• einem Wohnflächen-Nachholbedarf be-
stimmter Gruppen,
• Potenziale zur Eigentumsbildung bei 
»Schwellenhaushalten«, die z.B. durch öf-
fentliche Förderung in die Lage versetzt wer-
den, Eigentum zu bilden. In der Regel finden 
sie ihre neuen Wohnstandorte dann im Um-
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land der Kernstädte und tragen so weiterhin 
zur Suburbanisierung bei.
• der »Remanenz« älterer Menschen, die in 
ihren (für sie zu) großen Wohnungen und 
Häusern verbleiben. Kerstin Jochimsen stellt 
in ihrem Beitrag hierzu fest: »Die LDS-Prog-
nose schätzt bis 2020 sowohl einen weiteren 
Anstieg der über 65-Jährigen als auch der 
Einpersonenhaushalte voraus, so dass zukün-
ftig mit einer Verstärkung des Remanenzef-
fektes gerechnet werden muss«.
Abb. C.1| Bisherige Entwicklung der 1- und 2-Perso-
nenhaushalte in NRW und deren Prognose bis 2020 
(aus dem Beitrag von K. Jochimsen; siehe Supplement)
Allerdings besteht die Gefahr, dass dieser 
Neu-Bedarf falsch eingeschätzt wird, wenn 
keine Bedarfsprognosen vorliegen, die detail-
liert auf quantitative und qualitative Aspekte 
eingehen. Dabei gilt es auch, die oft klein-
räumlich sehr unterschiedlichen Entwick-
lungsdynamiken im Bestand zu berücksichti-
gen und nach den Möglichkeiten zu fragen, 
das vorhandene Wohnungsangebot zu nut-
zen oder nutzbar zu machen.
Veränderungen des rechtlichen Rahmens
Die jüngste Novellierung des BauBG vor dem 
Hintergrund der europäischen Rechtsent-
wicklung führt zu weit reichenden Verände-
rungen in Planungsprozessen. Stephan Mit-
schang schreibt dazu unter anderem (siehe 
Supplement): »Stellt das beschleunigte Ver-
fahren künftig den Regelfall dar und erfährt 
der Vorhaben bezogene Bebauungsplan als 
weitest gehende Form der Kooperation mit 
Privaten zusätzliche Impulse, so erhebt sich 
die Frage, inwieweit die städtebauliche Ent-
wicklung und Ordnung gewahrt bleibt, wenn 
von den dies bislang gewährleistenden Dar-
stellungen des Flächennutzungsplans abge-
wichen werden kann. Wenn es richtig ist, 
dass das beschleunigte Verfahren als Unter-
fall des vereinfachten Verfahrens zum Regel-
verfahren für die Aufstellung, Änderung und 
Ergänzung von Bebauungsplänen wird, dann 
kann sich daraus weiterhin ergeben, dass 
künftig das Beteiligungsverfahren nach 
nunmehr jahrzehntelanger Zweiphasigkeit 
vom Ansatz her nur noch einstufig angelegt 
ist und sich im Übrigen von einer ›Jeder-
mann-Beteiligung‹ hin zu einer ›Betroffe-
nenbeteiligung‹ verändert«.
In der Diskussion dieser und anderer Ent-
wicklungen rechtlicher Rahmenbedingungen 
wurde jedoch insbesondere von Seiten der 
kommunalen Praxis darauf hingewiesen, dass 
Änderungen der rechtlichen Rahmenbedin-
gungen in vielen Fällen nicht zwangsläufig 
zu einer Änderung des Handelns in den 
Kommunen führe. Bezug nehmend auf die 
aktuellen Änderungen gelte das sowohl im 
Hinblick auf den Flächennutzungsplan wie 
auf die Bürgerbeteiligung: Es gebe in vielen 
Kommunen eine »bestimmte Kultur des Um-
gangs « mit diesen Instrumenten und die 
werde zunächst nicht davon tangiert, dass 
das Gesetz auch weniger oder Anderes er-
laube.
Insgesamt betrachtet kam hier eine interes-
sante Umkehrung früherer, zumal theoreti-
scher Betrachtungsweisen zum Ausdruck: 
Danach schienen rechtliche Rahmenbedin-
gungen und vorgeschriebene Verfahren 
kommunales Handeln zu »determinieren« 
oder doch weitgehend erklären zu können. 
Die aus der kommunalen Praxis kommenden 
Teilnehmerinnen und Teilnehmer sahen dies 
jedoch anders: Ihrer Auffassung nach steht 
an erster Stelle die vor Ort verfolgte inhaltli-
che Position und erst danach wird gefragt, 
wie das vorhandene Instrumentarium in die-
sem Sinne genutzt werden kann: »Wenn ich 
weiß, wo ich hin will, finde ich immer in-
strumentelle Wege, dieses Ziel zu errei-
chen...«. 
Das rechtliche und prozedurale Instrumen-
tarium werde, so ergänzt ein anderer Prakti-
ker, wie ein »Instrumentenkasten« genutzt 
und »aus dem suche ich mir die passenden 
Instrumente aus«.
Allerdings setzt dies eine entsprechende 
Kompetenz in den Verwaltungen voraus. In 
größeren Städten sei sie eher anzutreffen als 
bei den kleinen Verwaltungseinheiten in 
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Klein- und Mittelstädten. Außerdem seien 
die Kapazitäten in den Verwaltungen unter-
schiedlich verteilt: …» viele Angestellte für 
Bauleitplanung; wenige für Stadtentwick-
lung, Bestand, Stadtumbau und Co.«.
Weitere Rahmenbedingungen
Während des Werkstattgesprächs wurde 
noch auf zahlreiche weitere Rahmenbedin-
gungen hingewiesen, ohne dass sie im Ein-
zelnen erörtert werden konnten. Zu nennen 
sind insbesondere:
Flächenverfügbarkeit
Zu Beginn muss auf eine scheinbar banale, 
für das Alltagshandeln aber zweifellos wich-
tige Rahmenbedingung hingewiesen werden, 
die den Umgang mit unbebauter Fläche ins-
besondere durch die lokale Politik wesentlich 
prägt: Die Verfügbarkeit von potentiellen 
Siedlungsflächen. Je größer dieses »Reser-
voir« scheint umso unbedenklicher geht man, 
so die Hinweise aus dem Kreis der Werkstatt-
Teilnehmer, damit um. 
Dies könnte auch eine Erklärung dafür 
sein, dass in den Kernstädten eine höhere 
Sensibilität hinsichtlich der Reduktionsziele 
bei der Flächeninspruchnahme besteht als 
etwa bei den Klein- und Mittelstädten am 
Ballungsrand und im ländlichen Raum – in-
nerhalb derer Gemarkungsflächen noch viel 
»freier Raum« vorhanden ist.
Damit wird auch auf die Bedeutung einer 
zusammenfassenden Betrachtung im räumli-
chen Kontext hingewiesen, die durch inter-
kommunale Abstimmung bzw. durch die Re-
gionalplanung herbeigeführt werden könnte:
Interkommunale Kooperation und Regional-
planung
Eine sinnvolle Steuerung der Siedlungsflä-
chenentwicklung muss in aller Regel Ge-
meindegrenzen überschreiten und den regi-
onalen Kontext zumindest in die Betrach-
tung einbeziehen, besser noch: im regionalen 
Verbund handeln. Darüber herrschte Einig-
keit unter den Werkstatt-Teilnehmern. 
Damit sind interkommunale Kooperation 
und Regionalplanung angesprochen. Es 
konnte von interessanten Ansätzen »regiona-
ler Selbstorganisation« – etwa im Rhein-
Sieg-Kreis/Umland Bonn – berichtet werden, 
wo die beteiligten Gebietskörperschaften 
versuchen, die Siedlungsentwicklung unter-
einander abzustimmen. 
Aber: Solche Ansätze scheinen nicht immer 
erfolgreich zu sein – oder zumindest beim 
»harten Thema Baulandausweisung« zu ver-
sagen.  Hans-Hermann Bode schreibt dazu: 
»Seit 2006 wird unter der Moderation des 
Amtes für Raumordnung und Landesplanung 
auch im Stadt-Umland-Raum Schwerin ein 
[…] interkommunaler Abstimmungsprozess 
durchgeführt. Während es zu Fachthemen 
wie Verkehr und Tourismus kaum Reibungs-
punkte gab, sind die Positionen der Umland-
gemeinden in Sachen Flächenausweisung 
unverändert: Jede Eingrenzung der eigenen 
Baulandausweisung wird als Eingriff in die 
kommunale Planungshoheit zurückgewiesen. 
Der Erfolg dieses neuen landesplanerischen 
Instruments ist nach wie vor sehr fraglich. 
Die Steuerungswirkung von Landes- und 
Regionalplanung ist daher immer noch als 
ungenügend zu beurteilen.«
Landes- und Regionalplanung können we-
sentliche Rahmensetzungen liefern – wenn 
sie denn tätig werden. Auf dieses »wenn« 
wurde in der Diskussion mehrfach Bezug 
genommen: Offensichtlich gibt es in der Pra-
xis der Regionalplanung durchaus verschie-
dene Verhaltensweisen, die als »eher passiv – 
eher aktiv« bzw. »eher ad hoc und eher lang-
fristig orientiert« gekennzeichnet werden 
können. Zwar war man sich einig, dass auch 
eine strategisch orientierte, aktive Regional-
planung nicht alle Konflikte lösen und die 
Ziele der Reduktion des Flächenzuwachses 
nicht allein »von oben« durchsetzen kann 
– aber im Wechselspiel mit »weichen« In-
strumenten und dem Bemühen um ei-
genständige Aushandlung der Kommunen 
untereinander können klare Leitlinien und 
Vorgaben der Regionalentwicklung offen-
sichtlich hilfreich sein.
Öffentliche Förderung
Kommunen sind, je geringer ihre eigene Fi-
nanzkraft ist, umso deutlicher von staatli-
chen oder EU-Fördermitteln abhängig. Dieser 
»Goldene Zügel« wird nicht nur negativ ein-
geschätzt, sondern eher positiv bewertet, da 
mit ihm Aktivitäten vor Ort angeregt wer-
den, die ansonsten (nicht nur wegen fehlen-
der Finanzkraft) nicht zustande kämen. Hin-
gewiesen wurde in diesem Zusammenhang 
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an die Erstellung strategischer Handlungs-
konzepte als Voraussetzung für die Aufnah-
me in das Stadtumbau-Programm.
Es wird jedoch auch die Gefahr gesehen, 
dass die (allgemeinen) Förderbedingungen 
nicht (immer) den spezifischen Situationen 
vor Ort entsprechen und so unnötig hohe 
Hürden zu überwinden sind. Auch wird auf 
das schon aus früheren Evaluationen staatli-
cher Programme bekannte Phänomen der 
nur äußerlichen Anpassung lokaler Hand-
lungsansätze an Förderbedingungen erinnert 
(»policy follows ressources«).
Nicht zuletzt erweisen sich bei integrierten 
Förderansätzen die Handlungslogiken der 
einzelnen Ressorts als schwer vereinbar. 
Hans-Hermann Bode berichtete über die 
Umsetzung des Programms »Soziale Stadt« 
vor Ort, dass die auf räumliche Schwer-
punktgebiete fokussierte Programme aus 
dem Sozial-, Jugend- oder Arbeitsmarktbe-
reich und die klassischen raumwirksamen 
Infrastrukturprogramme (z.B. GVFG) alle 
stadträumlich wirksam sind, aber unter-
schiedlichen inhaltlichen Vorgaben (denen 
sich die jeweiligen Fachvertreter verpflichtet 
sehen) folgen. Diese unterschiedlichen Hand-
lungslogiken seien »durch bloße Moderation 
kaum zusammenzuführen«.
Neben den direkten finanziellen Förderungen 
wurde auch auf die große Bedeutung der 
indirekten Förderungen hingewiesen. Insbe-
sondere die Veränderungen der Steuerge-
setzgebung (Pendlerpauschale, Eigenheim-
förderung etc.) seien hier von Bedeutung – 
wobei die Folgen der jüngsten Neufassungen 
noch nicht abzusehen sind.
Verwaltungsstrukturen 
In verschiedenen thematischen Zusammen-
hängen des Werkstattgesprächs wurde auch 
die Frage aufgeworfen, welchen Einfluss 
Größe, Struktur und Organisationsformen 
der kommunalen Verwaltungen auf die 
kommunale Handlungsfähigkeit insbesonde-
re bei der Siedlungsflächentwicklung haben. 
Hanno Ehrbeck fasst in seinem Resümee der 
Veranstaltung die zentralen Ergebnisse zu 
diesem Thema so zusammen: »Nicht die Grö-
ße der Verwaltung, sondern ihre Qualität ist 
von entscheidender Bedeutung für die 
Handlungsfähigkeit der öffentlichen Stadt-
planung. Als problematisch wird vor allem 
die Binnenökonomisierung der Verwaltung 
im Rahmen von Produktplänen und intern zu 
verrechnenden Budgets angesehen, die der 
Arbeit in der Stadtplanung nicht gerecht 
wird und zu einer Schwächung der Hand-
lungsfähigkeit der Stadt führt. Städtische 
Gesellschaften sind dabei ein zweischneidi-
ges Instrument: Die organisatorische und 
wirtschaftliche Verselbständigung kann ei-
nen Gewinn an Effizienz und Handlungsfä-
higkeit ermöglichen, aber auch zum Unter-
laufen selbstgesetzter Standards führen«.
Planungskulturen
Die bisherige Darstellung der Diskussionen 
im Rahmen der Expertenwerkstatt haben 
vermutlich schon deutlich gemacht, dass es 
schlechterdings unmöglich erscheint, Aussa-
gen für die Kommunen oder die Beiträge 
kommunaler Akteure zur Entwicklung der 
Siedlungsflächen machen zu wollen. Zu un-
terschiedlich sind Ausgangsbedingungen und 
lokale Rahmenbedingungen, zu verschieden 
ist aber auch der Umgang mit diesen Aufga-
ben und Herausforderungen. Womit auf ei-
nen Erklärungszusammenhang aufmerksam 
gemacht wird, der unter dem Sammelbegriff 
»Planungskultur« zusammengefasst werden 
kann:
Sowohl Problemwahrnehmung und Aufga-
benbestimmung als auch die Auswahl unter 
Handlungsoptionen und Steuerungsmöglich-
keiten unterliegen den Interpretationen der 
jeweils handelnden Akteure – und diese be-
ziehen sich auf lokale oder regionale Ge-
wohnheiten, Sichtweisen und Wertvorstel-
lungen. Das kann dazu führen, dass bei glei-
cher Aufgabenstellung und Ausgangslage 
verschiedene Verhaltensweisen zu beobach-
ten sind.
Selbstverständlich sind diese Verhaltens-
weisen nicht völlig losgelöst von Problemla-
gen und Rahmenbedingungen zu verstehen: 
Wenn die Stadt München etwa anders (also: 
selbstbewusst und mit eigenen Vorgaben) 
mit den Immobilientöchtern der Bahn um-
geht als dies Städten andernorts möglich ist, 
dann ist das auch durch die Situation an den 
lokalen Immobilienmärkten zu erklären. Aber 
zweifellos ist hier auch eine lokale Politik- 
und Planungskultur wirksam.
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Wenn z.B. darauf hingewiesen wurde, dass 
es eine recht große Akzeptanz von engen 
Kooperationen mit Privaten gebe, vor allem 
in ostdeutschen Städten, dann muss dies 
selbstverständlich auch auf die ansonsten 
begrenzten Handlungsspielräume dieser 
Kommunen zurückgeführt werden – ist da-
mit aber nicht hinlänglich erklärt. Denn: 
Auch hier gibt es noch ein breites Spektrum 
von Verhaltensmöglichkeiten, das in der Pra-
xis nebeneinander vorzufinden ist: Es gibt 
Kommunen, die nahezu völlig auf eigene 
Ziele und Strategien verzichten und nur 
mehr die (bau- und planungs-)rechtlichen 
Voraussetzungen für private Aktivitäten 
schaffen – und andere, die (bei vergleichba-
rer Ausgangslage) um eigene Orientierungen 
bemüht sind, selbst aktiv werden (z.B. mit 
eigenen Unternehmen) und Privaten mit ei-
genen Vorstellungen gegenüber treten.
Mit Blick auf die vielen Kommunen, die 
sich mit sinkenden Einwohnerzahlen ausei-
nanderzusetzen haben und den unterschied-
lichen Formen des Umgangs mit dieser Auf-
gabe wurde im Werkstattgespräch auch das 
Wort von den »Schrumpfungsplanungskultu-
ren« geprägt.
Die Bedeutung planungskultureller Einflüsse 
konnte auch an einem anderen Beispiel erör-
tert werden: In der Auseinandersetzung mit 
den Veränderungen rechtlicher Rahmenbe-
dingungen wurde unter anderem die Rolle 
der Flächennutzungsplanung angesprochen. 
Hier zeigten sich deutliche Unterschiede, die 
einer »norddeutschen und einer süddeut-
schen Kultur« zugeordnet wurden: In vielen 
Städten des Nordens werde der Flächennut-
zungsplan eher als »Protokoll großräumlicher 
Veränderungen« gehandhabt und habe nur 
geringe Steuerungswirkungen. Als Kennzei-
chen der »süddeutschen Kultur des Umgangs 
mit dem FNP« wurde demgegenüber angese-
hen, dass hier wesentliche Ziele der ge-
samtstädtischen Entwicklung zum Ausdruck 
kommen. Entsprechend seien die Aussagen 
des FNP – etwa in München – so feinkörnig, 
dass sie in der internen Steuerungswirkung 
bedeutsamer sein könnten als die Festlegun-
gen der Bebauungspläne.
Ähnliche Unterschiede wurden auch bei 
der Regionalplanung identifiziert: Es gebe 
viele Regionen (und ganze Bundesländer), in 
denen sie »schwach« bleibe und sich auf 
»keine Bereitschaft« stützen könne, sie auch 
wirksam zu nutzen. Während andernorts 
– siehe oben – durchaus aktive Einmischun-
gen unternommen werden, die nicht ohne 
Wirkung bleiben.
Wie diese »Kulturen« zu erklären seien – die-
se Frage musste im Rahmen dieses Werk-
stattgesprächs unbeantwortet bleiben. Zwar 
wurde auf Traditionen hingewiesen, lokale 
Mentalitäten fanden Erwähnung und auch 
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die Leistungsfähigkeiten der öffentlichen 
Verwaltungen dürften einen wesentlichen 
Einfluss haben – aber alles das sind eher 
Suchbegriffe, denen in anderem Zusammen-
hang einmal genauer nachgegangen werden 
müsste.
Für Forschung und Theoriebildung sind da-
mit einige Herausforderungen verbunden, 
die ebenfalls nur kurz angerissen werden 
konnten, aber weiterer Vertiefung in anderen 
Kontexten bedürften: 
So ist zu fragen, welche der Rahmenbedin-
gungen das Verhalten der Akteure auf wel-
che Weise prägen. Offensichtlich ist, dass 
einzelne Anreize oder Vorgaben (etwa Recht, 
Institutionen) als Erklärung nicht ausreichen, 
nicht einmal methodisch deutlich zu »isolie-
ren« sind, da sie durch Wahrnehmungsweisen 
und Interpretationen der Akteure gefiltert 
oder überformt werden. 
Auch dürften Kosten- und Nutzenbetrach-
tungen, die seitens der Wissenschaften gern 
mit dem Entscheidungsverhalten in Verbin-
dung gebracht werden, vermutlich nicht die 
Rolle spielen, die man ihnen zuschreibt. Das 
ist schon darauf zurückzuführen, dass die 
Wahrnehmung hier hochselektiv zu sein 
scheint und zudem viele Effekte etwa kom-
munalen Handelns eher geglaubt denn ge-
messen werden (letzteres fällt schon deswe-
gen schwer, weil viele, z.B. finanzielle Effekte 
von Baulandausweisungen, erst nach einigen 
Jahren sichtbar werden).
Dies alles führt auch auf die Frage zurück, 
auf welches Informationen die Akteure ihr 
Handel stützen und – weiter gefasst – wel-
ches Wissen handlungsrelevant wird.
2.3 Akteure
Wer ist an der Entwicklung von Siedlungsflä-
che beteiligt? Von welchen Akteuren gehen die 
wesentlichen Impulse aus? 
Versteht man »Entwicklung von Siedlungs-
flächen« allein als jenen rechtlichen Schritt, 
der aus Acker und Forst Bauland werden 
lässt, dann stehen hier die öffentlichen Ak-
teure im Vordergrund, die mit Plänen und 
Ratsbeschlüssen eben diese Entscheidung 
herbeiführen. Zu ergänzen wäre das Akteurs-
spektrum bestenfalls durch
• die Grundeigentümer, die hier als Begüns-
tigte, gelegentlich auch als treibende Kräfte 
auftreten, sowie
• Umwelt- oder Naturschutzverbände bzw. 
die Eigentümer benachbarter Grundstücke, 
die öffentliche Güter, das allgemeine Wohl 
oder private Interessen gefährdet sehen.
Im Rahmen des Werkstattgesprächs wurde 
der Begriff »Entwicklung« jedoch weiter ge-
fasst und über das Schaffen eines rechtli-
chen Rahmens hinaus auch auf dessen »Aus-
füllung«, also die (bauliche) Nutzung ausge-
dehnt. Damit erweitert sich das Akteursspek-
trum um die Kapitalgeber, Entwickler, Bau-
herren, Bauträger, Gebäudeeigentümern und 
Nutzer – nebst den planenden und bauenden 
Berufsgruppen sowie diversen weiteren 
Dienstleistern. 
Dieses breite Akteursspektrum blieb lange 
Zeit aus den planungstheoretischen Erörte-
rungen ausgeblendet. Viele Prozesse der 
Stadtentwicklung, und die Siedlungsflä-
chenentwicklung gehört zweifellos dazu, 
lassen sich aber nur verstehen (und gestal-
ten), wenn man »Die Rechnung mit dem 
Wirt« macht, wie Martina Koll-Schretzen-
mayr das in ihrem schriftlichen Beitrag auf 
eine kurze Formel bringt. Sie führt dazu aus:
»Es sind durchaus viele und vielschichtige 
Gründe, die zur – von den Planern – uner-
wünschten Zersiedelung führen. Einer dieser 
Kausalkomplexe lässt sich thematisieren, in-
dem die Frage aufgebracht wird, wer eigent-
lich plant und wer baut. Beginnen wir mit 
dem Bauen. Es sind – sofern wir nicht von 
öffentlicher Infrastruktur oder öffentlichen 
Bauten sprechen – die Immobilienentwickler 
(mit den Investoren im Hintergrund) oder 
unmittelbar die Konsumenten der Gebäude, 
die mit eigenem, privatem Kapital die Errich-
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tung von Gebäuden bewerkstelligen. Wir 
befinden uns in diesem Zusammenhang in-
mitten eines Marktes, der seinen eigenen 
Gesetzen folgt und sich hierbei in den vom 
Gesetzgeber vorgegebenen Grenzen bewe-
gen muss. Und innerhalb dieser Grenzen ha-
ben wir bekanntermassen grüne wie braune 
Wiesen im Angebot. Damit kommt es dem 
«Steuerungsalltag« der Planer zu, die Herde 
von der grünen Wiese auf die braune Wiese 
zu führen. Doch wenden wir uns erst der 
Frage zu, wer eigentlich plant. Es sind durch-
aus nicht nur die Planer, sondern auch die 
Immobilienentwickler. Insbesondere im Rah-
men von städtebaulichen Großprojekten ist 
die Planungsleistung der Immobilienentwick-
ler nicht zu unterschätzen. Eine weit verbrei-
tete und planerisch nie zu unterschätzende 
Haltung der Immobilieninvestoren und Häus-
lebauer ist: ›Ein jeder baut nach seinem Sinn, 
denn keiner kommt und zahlt für ihn!‹ Und 
solange die Planer nicht selbst bauen (und 
zahlen), sollten sie die Projektentwickler und 
Investoren der Immobilienbranche nicht aus 
den Augen verlieren. Und die Nutzer des Ge-
bauten (die oftmals auch noch in Personal-
union Käufer sind) ohnehin nicht. Denn 
sonst machen sie die Rechnung ohne den 
Wirt!«
Bei der Betrachtung von Akteuren sollten 
auch jene nicht vergessen werden, die gro-
ßen Einfluss auf die Stadtentwicklung insge-
samt haben, ohne bei einzelnen Plänen und 
Projekten der Siedlungsentwicklung beteiligt 
zu sein. Im Rahmen des Werkstattgesprächs 
wurde mehrfach darauf hingewiesen und im 
Bericht von Juliane Jörissen wird dieser 
Sachverhalt so zusammengefasst: »In vielen 
Städten üben […] große Industrieunterneh-
men massiven Einfluss auf die Stadtentwick-
lung aus, z.B. Siemens (München), Mercedes 
Benz (Sindelfingen), VW (Wolfsburg), BASF 
(Ludwigshafen). Hervorgehoben wurde, dass 
private Akteure vielfach als Motor und Be-
schleuniger von Neubauvorhaben auftreten 
und damit das Siedlungsflächenwachstum 
antreiben«.
Die (investierenden) privaten Akteure als 
Partner der Kommunen
Private Akteure sind durchaus nicht erst in 
der »Umsetzungsphase« involviert, sondern 
treten oft bereits im Vorfeld auf und initiie-
ren zum Beispiel die Planungsprozesse, die 
erst die Baurechte schaffen, die sie zu nutzen 
gedenken. Diese Präsenz der späteren Bo-
dennutzer in der Planungsphase war früher 
ausschließlich informeller Natur. Inzwischen 
hat der Gesetzgeber rechtliche Regelungen 
geschaffen, die dem auch einen formalen 
Rahmen geben. Zu beachten ist dabei, dass 
dieser Prozess der Formalisierung von Koope-
rationen mit Privaten nicht erst in jüngerer 
Zeit einsetzte – wie dies gelegentlich in der 
planungstheoretischen Diskussion unterstellt 
wird –, sondern bereits in den 70er Jahren 
eingeleitet wurde. 
Darauf machte unter anderem Stephan 
Mitschang in seinem schriftlichen Beitrag 
zur Diskussion aufmerksam: »Bei der städte-
baulichen Entwicklung und deren Planung 
haben die Gemeinden schon immer mit den 
Privaten zusammen gearbeitet. Jedoch er-
folgte dies in der Vergangenheit immer nur 
anhand von Absprachen oder Zusagen […] Es 
gab keine speziellen Instrumente, welche es 
den Privaten erlaubten, sich direkt an der 
Planung zu beteiligen oder Verfahrensschrit-
te zu übernehmen. […] Entscheidend zur 
Entwicklung des Kooperationsverhältnisses 
beigetragen, hat die Rechtsprechung, welche 
die Zulässigkeit von Folgekostenverträgen in 
einer Entscheidung aus dem Jahr 1973 als 
vom bestehenden Recht getragen, angese-
hen hat. […] 
Eine weitere Ausdehnung der Kooperati-
onsmöglichkeiten zwischen Gemeinden und 
Privaten entstand im Übrigen auch durch die 
Einführung des Verwaltungsverfahrensgeset-
zes (1976) und des öffentlich-rechtlichen 
Vertrages, wobei dieser als gleichrangige 
Handlungsform des Verwaltungsträgers dem 
Verwaltungsakt zur Seite gestellt wurde. Ne-
ben den Erschließungsverträgen kamen spä-
ter noch weitere vertragliche Kooperations-
möglichkeiten hinzu, wie z.B. Sanierungs- 
oder Entwicklungsträgerverträge, welche 
allesamt zur Bewältigung städtebaulicher 
Aufgaben geschaffen wurden und speziell 
der Ausgestaltung der städtebaulichen Ent-
wicklung und Ordnung dienen sollten. 
Mit der deutschen Einigung entstand An-
fang der neunziger Jahre plötzlich ein akuter 
Handlungsbedarf in den ostdeutschen Städ-
ten, so dass neue und vor allem auch schnell 
greifende planerische Instrumente ausgestal-
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tet werden mussten […] Dazu wurde zu-
nächst am 20. Juni 1990 die Bauplanungs- 
und Zulassungsverordnung in Kraft gesetzt, 
um das BauGB auch in den östlichen Bun-
desländern anwendbar zu machen. Des Wei-
teren gab es in Ostdeutschland eine ausfüh-
rliche Regelung des Erschließungsvertrages 
und des städtebaulichen Vertrages (§ 54 
BauGB). Diese gehörten neben dem Vorha-
ben- und Erschließungsplan und der Rege-
lung über die Einschaltung Dritter zu den 
wichtigsten Instrumenten für die Kooperati-
on von Gemeinden mit Privaten«.
Wie die kommunalen und privaten Akteure 
diese (rechtlichen) Möglichkeiten nutzen und 
ihre Interdependenzen ausgestalten, ist 
durchaus sehr verschieden. Im Werkstattge-
spräch wurde das ganze Spektrum möglicher 
Verhaltensweisen benannt: Von jenen Kom-
munen, die den Wünschen und Interessen 
privater Akteure Vorrang einräumen (sofern 
sich denn überhaupt Bau- und Nutzungsin-
teressen regen) über jene, die in Kenntnis der 
eigenen Grenzen versuchen, Ziele der Ge-
meindeentwicklung über private Akteure 
und deren Projekte zu realisieren bis hin zu 
jenen, denen es ein starker Investitionsdruck 
erlaubt, Vorgaben zu definieren und diese 
ggf. auch mit hoheitlichen Instrumenten 
umzusetzen. 
Nicht ganz eindeutig geklärt werden konn-
te die Frage, ob der Einfluss Privater auf 
kommunales Handeln zugenommen habe 
oder nicht. Die Schwierigkeit, dies genauer 
bestimmen zu können, ist schon methodisch 
bedingt: Man müsste zwei Zeitpunkte vorge-
ben und klare Merkmale benennen können, 
die »Einfluss« erkennbar machen und abzu-
bilden vermögen.
Unstrittig aber war, dass die Rolle privater 
Akteure bei der Siedlungsflächenentwicklung 
von großer Bedeutung ist: Das liege zum 
einen an der grundsätzlichen Rollenvertei-
lung bei der städtebaulichen Entwicklung, 
die stets wesentlich vom Investitionsinteres-
se Privater geprägt ist. Aber auch schwin-
dende kommunale Ressourcen und die Vor-
gaben von staatlichen Förderprogrammen 
beförderten notwendige Kooperationen.
Dieses öffentlich-private Zusammenwirken 
wird ambivalent eingeschätzt: Durch die 
Einbindung der Investoren (zum Beispiel mit 
dem Instrumentarium des Städtebaulichen 
Vertrages) werde der kommunale Haushalt 
entlastet. Gleichzeitig aber übernähmen die 
Investoren die Initiative und somit auch die 
Entscheidung über das »Wo« und »Wann« der 
Siedlungsflächenentwicklung.
Diese Einschätzung wurde von anderen 
Diskussionsteilnehmern relativiert: Letztlich 
seien die private Akteure eben doch auch auf 
die Kommunen angewiesen und die könnten 
auch ohne eigene finanzielle Mittel initiie-
rend und koordinierend einwirken und ge-
stalten. Das setze aber eine gewisse (Verfah-
rens-)Kreativität voraus und hänge wohl 
auch vom Aufgaben- und Rollenverständnis 
sowie der lokalen politischen Kultur ab.
Auch hier: Differenzierungsbedarf
Schon bei der Auseinandersetzung mit Rah-
menbedingungen und Aufgaben der Sied-
lungsflächenentwicklung wurde deutlich, 
dass von vielfältigen Problemlagen und un-
terschiedlichen Handlungsoptionen auszu-
gehen, also zu differenzieren ist.
Auch in Bezug auf die Akteure gilt dieses 
Gebot. Während man früher häufig von »der 
Planung« sprach, der ein diffuser »Markt« 
gegenüber stand, hat spätestens seit der 
»Entdeckung der Akteure« in den 80er Jahren 
ein differenzierterer Umgang mit den Insti-
tutionen und Gruppen, die an Stadtentwick-
lung beteiligt sind, Eingang in die wissen-
schaftlichen Diskussion gefunden (- ohne 
sich bereits vollständig durchgesetzt zu ha-
ben).
Im Rahmen des Werkstattgesprächs wurde 
einmal mehr deutlich, wie groß hier der Dif-
ferenzierungsbedarf ist: So wurde darauf 
hingewiesen, dass es die Kommune oder die 
kommunalen Akteure als Einheit nicht gebe. 
Man müsse, so wurde betont, jeweils sehr 
genau betrachten, wer auf welche Weise an 
Planungs- und Entscheidungsprozessen mit-
wirke. Dann werde deutlich, dass Unterschei-
dungen zwischen Politik und Verwaltung 
ebenso notwendig seien wie weitere Diffe-
renzierungen – die etwa den Aufgabenver-
teilungen und Hierarchien öffentlicher Ver-
waltungen gerecht werden. Auch auf der 
politischen Seite könne eine Unterscheidung 
der Rolle von Ausschüssen, Fraktionen und 
Parteien hilfreich sein. 
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Ganz wesentlich sei auch die Auslagerung 
von Aufgaben in kommunale Unternehmen. 
Deren Verhalten sei, so hieß es, oftmals nur 
noch schwer abstimmbar mit Kern-Zielen der 
Kommunen: »Die Tochtergesellschaften ent-
wickeln eine Eigendynamik und entziehen 
sich immer stärker der Kontrolle durch die 
Kommune«. Als Beispiel wurden etwa ausge-
lagerte Entwicklungs- und Grundstücksge-
sellschaften genannt, die »verkaufen müssen, 
um schwarze Zahlen zu schreiben – auch 
wenn das im konkreten Fall dann nicht mit 
den Zielen der städtebaulichen Planung ver-
einbar ist«. Insgesamt drohe die Planungsho-
heit der Kommunen durch die Eigenaktivitä-
ten der vielen Eigenbetriebe ausgehöhlt zu 
werden.
Im Rahmen dieser Diskussion wurde zudem 
auf verschiedene Weise auf einen Sachver-
halt verwiesen, der insbesondere Theoriebil-
dung und Forschung vor neue Aufgaben 
stellt: Letztlich, so etwa lassen sich diese 
Hinweise zusammenfassen, werde man Pla-
nungs- und Entscheidungsprozesse nur dann 
vollständig nachzeichnen und verstehen 
können, wenn man nicht auf der Ebene von 
Institutionen, Betrieben und Gruppe verblei-
be, sondern auch einzelne Personen in den 
Blick nimmt. Denn vielfach hingen Inhalt 
und Form der Durchsetzung kommunaler 
Interessen von Qualifikation, Motivation und 
Durchsetzungsvermögen Einzelner und den 
personellen Konstellationen, in denen sie 
agieren, ab. Es wäre zwar falsch, die kommu-
nalen Beiträge zur Stadtentwicklung zu per-
sonalisieren, aber von den handelnden Per-
sonen absehen könne man auch nicht.
Eine Gesprächsteilnehmerin fasste dies so 
zusammen: Die Antwort auf die Frage, »was 
geht, was nicht« hängt stark von Personen 
ab. Es sind also situative Einschätzungen und 
personale Konstellationen, die über wesentli-
che Weichenstellungen entscheiden – beides 
ist für die Forschung von außen nur sehr 
schwer greifbar.
Differenzierungsbedarf besteht auch auf der 
privaten Seite: Betrachtet man zum Beispiel 
die Akteure im Wohnungsbestand, so folgen 
die Finanzinvestoren ganz anderen Logiken 
(»Bestandsverwerter«), als die traditionellen 
Wohnungsbauunternehmen (»Bestandshal-
ter«) und die wieder anderen als das Kleinei-
gentum, das wiederum unterschieden wer-
den muss in selbstnutzend/vermietend etc. 
Und selbst diese Unterscheidungen können 
in die Irre führen. Um ein Beispiel aufzugrei-
fen: Unter den in den letzten Jahren an den 
deutschen Wohnimmobilien-Märkten auftre-
tenden Finanzinvestoren (»Heuschrecken«) 
lassen sich inzwischen hinsichtlich des Um-
gangs mit den Wohnungsbeständen deutli-
che Unterschiede ausmachen, die so weit 
gehen können, dass klassische »Bestandshal-
ter« sich stärker renditeorientiert verhalten 
als einige der neuen Akteure.
Diese Differenzierung der Eigentümer im 
Bestand ist für die Siedlungsflächenentwick-
lung insofern von Bedeutung, als die Be-
standsqualifizierung eine wesentliche Ein-
flussgröße für den Bedarf an Neubauflächen 
darstellt: Gelingt es einen Teil des Bestandes 
(unter den Bedingungen des demografischen 
Wandels) für zukünftige Nachfrage zu er-
tüchtigen, dann könnten Neuausweisungen 
entsprechend gemindert werden.
Selbstverständlich sind entsprechende Dif-
ferenzierungen auch für Neubauinvestitio-
nen vonnöten – und das gilt (mit Blick auf 
die Siedlungsflächenentwicklung) nicht nur 
für den Wohnungsbau, sondern auch für 
Gewerbeimmobilien etc.
Aber damit der Unterscheidungen nicht 
genug. Es wurde auch darauf hingewiesen, 
dass »hinter« den einzelnen Bodennutzern 
weitere Akteure von Bedeutung sind, die 
zum Teil erhebliche Raumwirksamkeit entfal-
ten können. Erwähnt wurden mehrfach zum 
Beispiel die Banken als Kapitalgeber. Ihnen 
komme ohnehin große Bedeutung bei der 
Frage zu, wo (von wem) investiert werden 
könne. Aber mit der Bedeutungszunahme 
der »Sekundärfunktion« von Immobilien (Ka-
pitalobjekt) – gegenüber der »Primärfunkti-
on«, also der Nutzung für (z.B.) Wohnzwecke 
– sei das Gewicht des Kapitalmarktes noch 
einmal angewachsen.
Als weitere relevante Akteure wurde noch 
auf Verkäufer von Dienstleistungen, Bera-
tungsunternehmen, dominante Einzelakteure 
vor Ort (T-City, VW in Wolfsburg etc.) sowie 
Bausparkassen (prägen Wohnwünsche) hin-
gewiesen.
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Veränderungen der Akteurslandschaft
Mit dem Hinweis auf die Finanzinvestoren, 
die erst in den letzten Jahren verstärkt am 
deutschen Markt für Wohnimmobilien tätig 
wurden, wurde bereits deutlich, dass Akt-
eurskonstellationen nicht statisch sind, son-
dern sich in Bewegung befinden.
Derzeit scheinen diese Bewegungen be-
sonders dynamisch zu sein, wie sich etwa im 
Wohnungsbestand zeigt, wo einige größere 
Bestände binnen weniger Jahre bereits in die 
zweite und dritte Hand übergegangen sind. 
Diese Dynamik wird begleitet und beför-
dert durch Prozesse der Internationalisierung 
oder Globalisierung, die dazu führen, dass 
entscheidende Akteure in fernen Konzern-
zentralen tätig sind und kompetente An-
sprechparter vor Ort (und mit Bezug zum 
Ort) fehlen.
Juliane Jörissen fasst diese und die zuvor 
angesprochenen Probleme in ihrer Berichter-
stattung zur Werkstatt so zusammen: »Ein 
großes Problem wurde darin gesehen, dass 
viele der privaten Akteure den Kommunen 
gar nicht mehr bekannt sind und letztere 
deshalb nur über geringe Möglichkeiten ver-
fügen, deren Verhalten zu beeinflussen. Pri-
vate Investoren verfolgten heterogene Inte-
ressen, die zum Teil über den lokalen Rah-
men der betreffenden Kommune weit hi-
nausgingen. Vor allem institutionelle Anleger 
investierten in der Regel Kapital, ohne die 
räumlichen Auswirkungen ihrer Investitionen 
zu berücksichtigen. Oder anders ausgedrückt, 
die Motivation der Kapitalanleger sei nicht 
die Realisierung einer nachhaltigen Stadt-
entwicklung, gleichwohl hätten ihre Hand-
lungen erhebliche Folgen für die Flächen-
nutzung. Im günstigsten Fall könnten sich 
Win-Win-Situationen ergeben, sofern die 
Entwicklungsziele der Kommune mit den 
Interessen der Entwickler übereinstimmten. 
Vor diesem Hintergrund wurde eine Ausdif-
ferenzierung der privaten Akteure, ihrer In-
teressen, Motivationslagen und Einflusspfade 
sowie die empirische Untersuchung relevan-
ter Akteurskonstellationen als notwendig 
angesehen«.
Gleiches gilt aber auch, wie schon er-
wähnt, für den öffentlichen Sektor. Auch 
hier bewegt sich die kommunale Stadtpla-
nung in dem Bemühen um eine sinnvolle 
Siedlungsflächenentwicklung ohnehin zwi-
schen verschiedenen Akteuren und es bedarf 
nicht der Globalisierung, um bereits unter 
diesen alltäglichen Bedingungen in komplexe 
Konstellationen zu geraten. Wolfgang 
Börstinghaus berichtet (in seinem schriftli-
chen Beitrag) aus dem kommunalen Alltag: 
»In dieser Situation wird die Diskussion […] 
geprägt durch die komplexer gewordene 
Akteurskonstellation nicht nur verwal-
tungsangehöriger (unterschiedlicher Fachbe-
reiche oder – im Kontext Stadt - Um-
land–Gebietskörperschaften), sondern auch 
ausgegliederter Akteure mit unterschiedli-
chen Zielen« – einmal mehr ein Beleg dafür, 
dass es wenig sinnvoll ist, von der Kommune 
als einem Akteur zu sprechen.
Ganz ähnlich auch Stephan Reiß-Schmidt, 
der in einer seiner schriftlich eingebrachten 
Thesen rechtliche Rahmenbedingungen und 
Akteursvielfalt im Zusammenhang sieht und 
auf die Herausforderung hinweist, die sich 
daraus für die kommunale Bauleitplanung 
ergibt: »Die Bauleitplanung ist in ein Ge-
flecht von Rahmensetzungen und Beach-
tenspflichten anderer öffentlicher Akteure 
eingebunden, z.B. staatliche Fachplanungen 
(Flughäfen, Straßen, Schienenwege, Natur- 
und Hochwasserschutz, Denkmalschutz usw.), 
Belange benachbarter Gemeinden sowie die 
Ziele der (staatlichen) Raumordnung und 
Landesplanung, die in den Flächenstaaten in 
Regionalplänen konkretisiert sind«.
Woran orientieren sich die kommunale 
Akteure?
Die »Akteurslandschaft« ist nicht angemessen 
beschrieben, wenn man lediglich differen-
zierte Auflistungen der Beteiligten vornimmt 
und ihre Bezüge untereinander – etwa die 
Netzwerke und ihre Veränderungen – dar-
stellt. Das Handeln der Akteure kann viel-
mehr nur verstanden werden, wenn man 
weiß, woran es sich orientiert, worauf es 
ausgerichtet ist. Dabei sind – zum Beispiel 
– »Profit« oder »öffentliches Wohl« zu 
schnelle und zu einfache Antworten. Dass 
auch hier weitere Differenzierungen vonnö-
ten sind, ist bereits in zwei Diskussionszu-
sammenhängen deutlich geworden: 
• Die Orientierung des Handelns von Be-
standshaltern im Wohnungssektor kann, da-
rauf verwiesen die Begriffe »Primär-« und 
»Sekundärfunktion« der Immobilien, sehr 
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verschieden sein, was unmittelbare Raum-
wirkung erzeugt. 
• Akteure in der öffentlichen Sphäre haben 
sehr wohl auch eigene – zum Beispiel – be-
triebswirtschaftliche Logiken im Blick. Und 
auch das Verhalten einzelner Ämter, 
Dienststellen und Personen wird erst 
verständlich, wenn »mikropolitische« Be-
trachtungsweisen hinzukommen, die auch 
innerhalb öffentlicher Verwaltungen die Be-
deutung von Konkurrenz und Macht sichtbar 
werden lassen.
Da hier der Umgang mit (potentiellem) 
Bauland von besonderem Interesse ist, spielt 
zum Beispiel die im Rahmen des Werkstatt-
gesprächs mehrfach angesprochene »Öko-
nomisierung« des kommunen Handelns eine 
besondere Rolle: Generell wurde eine »Be-
deutungszunahme der Rolle des Kämmerers« 
(was dessen frühzeitige Einbindung wichtig 
mache) und ein »Kostenstellen-Denken« 
festgestellt. Speziell auf den Umgang mit 
Grund und Boden bezogen ergebe sich da-
raus, dass wirtschaftliche Aspekte nicht sel-
ten mindestens so bedeutsam seien wie städ-
tebauliche.
Dies sei nicht nur eine Konsequenz der 
über lange Jahre schwierigen Haushaltslage 
der Kommunen, sondern ergebe sich auch 
aus der Situation am Bodenmarkt: Wenn 
Kernstädte Abwanderung in das Umland zum 
Beispiel durch eine eigene »Einfamilienhaus-
politik« verhindern wollten, müssten sie 
selbst frühzeitig am Bodenmarkt aktiv wer-
den und Flächen kaufen, um die Preise mög-
lichst niedrig zu halten.
Neben solchen implizit sichtbar werdenden 
Orientierungen stellt sich auch die Frage 
nach der Bedeutung von explizit benannten 
Zielen, programmatischen Aussagen und 
Leitbildern.
Hier wurde ein zwiespältiges Bild erzeugt: 
Einerseits sei, so wurde kritisch angemerkt, 
nicht selten festzustellen, dass »Papier ge-
duldig« ist, manches also proklamiert werde, 
was im Alltagshandeln dann doch nicht von 
großer Bedeutung sei oder schnell vergessen 
werde, wenn andere Gesichtspunkte als ge-
wichtiger erscheinen: »Wenn eine Firma mit 
der Abwanderung droht, dann sind die Ziele 
schnell vergessen« – Es gäbe eben doch so 
etwas wie ein »Primat der Ökonomie«. So 
also bleibe oft wenig von Leitbildern oder 
Programmen, oder, wie es in anderem Zu-
sammenhang hieß, »Leitbilder und Ziele ha-
ben oft eine geringe Halbwertszeit« und 
werden auch vom Wandel der Rahmenbe-
dingungen beeinflusst.
Andererseits wurde aber auch betont, dass 
eigene, zudem klar nach außen benannte 
Ziele für kommunales Handeln wichtig seien: 
»Das brauchen wir – nicht nur, um aktiv zu 
werden, sondern auch um ›Nein‹ sagen zu 
können«. Auch hätten die anderen Akteure in 
den Städten ein Interesse daran, zu wissen, 
welche Ziele die kommunale Politik verfolgt. 
Zugleich könnten klare politische Beschlüsse
helfen, Ziele besser durchzuhalten. Anders 
ausgedrückt: »Wenn etwas politisch gewollt 
ist, gibt es auch einen Weg dieses durchzu-
setzen«. 
Die letzte Äußerung macht deutlich, dass 
man den kommunalen Akteuren durchaus 
eine starke Stellung zubilligt – vorausge-
setzt sie wird (politisch) eindeutig genutzt.
Und was ist mit der Zivilgesellschaft? 
Beim Blick zurück auf den Verlauf des Werk-
stattgesprächs stellten die Berichterstatter 
ein erstaunliches Defizit fest: Es sei nicht 
über »Zivilgesellschaft« gesprochen worden 
– obwohl dies doch ein Thema von (aktuel-
ler) Bedeutung sei. Das traf in der Tat zu und 
so wurde gemeinsam der Versuch unter-
nommen, die Gründe für diesen »blinden 
Fleck« zu benennen: 
Zum einen sind Akteure der Zivilgesell-
schaft – etwa Verbände, Vereine etc. – vor 
allem in Konfliktfällen unmittelbar in Pro-
zesse der Siedlungsflächenentwicklung in-
volviert: Das gilt zum Beispiel für den Wider-
stand von Naturschutzverbänden gegen Be-
bauungspläne in sensiblen Bereichen. Von 
solchen Fällen kann im Prinzip aus allen 
Kommunen berichtet werden, sie scheinen 
jedoch nicht prägend für den Planungsalltag, 
sondern eher auf einzelne Konflikte be-
schränkt zu sein.
Zum anderen ändert sich das Bild dann, 
wenn man Bürgerinnen und Bürger nicht in 
ihrer Rolle als Akteure der Zivilgesellschaft, 
sondern als Marktteilnehmerinnen und -teil-
nehmer betrachtet. Dann scheinen sie als 
»Nachfrager« von eminent großer Bedeutung 
für das Geschehen an den Märkten für 
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Wohnimmobilien zu sein. Denn, so die über-
einstimmende Meinung, diese Märkte hätten 
sich in fast allen Regionen der Republik von 
»Anbieter-« zu »Nachfrager-Märkten« ge-
wandelt. Ob aber die wohnungswirtschaftli-
chen Akteure ausreichend über diese Nach-
frage informiert sind (oder nur pauschalen 
Annahmen folgen), ob etwa auch die Kom-
munen, die von einer »ungebrochenen Nach-
frage nach Einfamilienhäusern« in den meis-
ten Programmen gegen die Abwanderung 
ausgehen, hinlänglich informiert sind und 
Genaues wissen – dies wären Fragen, die es 
sich  zu stellen lohnt. Sie münden dann in 
den bereits angesprochenen übergreifenden 
Fragenkomplex, der auf die Bedeutung von 
Information und Wissen für das Handeln der 
Akteure generell gerichtet ist.
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2.4 Der Beitrag kommunaler Akteure zur 
Entwicklung von Siedlungsflächen
Auf welche Weise steuern kommunale Akteure 
die Siedlungsflächenentwicklung? Welche 
Instrumente, Arbeits- und Organisationsfor-
men kommen dabei zum Einsatz? In welcher 
Weise hat sich kommunale Steuerung der 
Siedlungsflächenentwicklung in den letzten 
Jahren verändert? Treffen die in der jüngeren 
theoretischen Diskussion allgemein über den 
Wandel der »Planung« geäußerten Vermutun-
gen auch die Wirklichkeit der Praxis vor Ort 
(Informalisierung, Projektorientierung, vers-
tärkte Kooperation etc.)?
Im Zentrum des Werkstattgesprächs stand 
die Frage, auf welche Weise (welche) kom-
munale(n) Akteure (wie) an der Entwicklung 
von Siedlungsflächen mitwirken. Die Suche 
nach Antworten auf diese Frage führte, der 
aufgaben- und akteursbezogenen Perspekti-
ve (vgl. Abschnitt A, Kap. 2 und 3) folgend, 
zunächst über die Auseinandersetzung mit 
der Wahrnehmung von Aufgaben, Rahmen-
bedingungen und Akteuren (Abschnitt C, 
Kap. 1-3). Damit wurde, gleichsam indirekt, 
schon einiges über das Handeln kommunaler 
Akteure gesagt. Nun wenden wir uns dieser 
Frage direkt zu.
Am Anfang steht dabei die Überprüfung 
einer Hypothese, die sich in den letzten Jah-
ren entwickelt hat. Ihr Ursprung ist in der 
Ideengeschichte des Städtebaus von Albers 
zu finden, der drei Phasen des Planungs-
verständnisses unterschied. Im nächsten 
Schritt der Hypothesenbildung wurde ange-
nommen, dass die Albers‘schen Unterschei-
dungen nicht als eine Abfolge von Epochen, 
sondern eher als Überlagerung von Schich-
ten zu verstehen sei. Später wurde dann das 
»Planungsverständnis« operationalisiert als 
Handlungsmuster oder, in der Governance-
Begrifflichkeit, als (Muster der) Interdepenz-
gestaltung (vgl. Abschnitt A, Kap. 3). Im Er-
gebnis ließ sich die Hypothese dann so zu-
sammenfassen (vgl. zur »Langfassung« Ab-
schnitt A, Kap. 1): Das Verhältnis kommunaler 
zu privaten Akteuren bei der städtebaulichen 
Entwicklung lässt sich durch drei »Muster« 
charakterisieren:
• »Auffangplanung«: Öffentliche Akteure 
reagieren auf Entwicklungen der Märkte 
bzw. konkrete Investitionsabsichten Privater;
• »Angebotsplanung«: Öffentliche Akteure  
schaffen den (v.a. planungsrechtlichen) 
Rahmen für erwartete Entwicklungen durch 
private Akteure;
• »Entwicklungsplanung«: Öffentliche Akteu-
re initiieren durch Koordination eigenen 
Handelns und direkte Interventionen im 
Raum städtebauliche Entwicklungen.
Diese Muster der Interdependenzgestaltung 
überlagern sich und sind in der Praxis gleich-
zeitig vorzufinden. 
Handlungsmuster und Rollenbilder: 
Reagieren, Anbieten oder Entwickeln?
Bei der Auseinandersetzung mit der These 
von der Gleichzeitigkeit der Handlungsmus-
ter galt es in der Diskussion zunächst eine 
Hürde zu überwinden, die auf das frühere 
Verständnis der Albers‘schen Entwicklungs-
stufen zurückzuführen ist und heute Miss-
verständnisse erzeugen kann: Die Abfolge 
»Reagieren – Anbieten – Entwickeln« wurde 
und wird in der Fachdiskussion oft wertend 
verstanden. Danach kennzeichnet »Reagie-
ren« eine »niedrige« Entwicklungsstufe und 
»Entwickeln« wird als die eigentlich ange-
messene Rolle kommunaler Stadtplanung 
angesehen. 
Das besagt einiges über die »shared mental 
models« der Disziplin und auch über den 
Hang zur normativen Überformung der wis-
senschaftlichen Diskussion – dem wurde je-
doch nicht weiter nachgegangen. 
Vielmehr wurde einvernehmlich festge-
stellt, dass eine solche wertende Betrachtung 
in diesem Zusammenhang wenig hilfreich ist. 
Darüber hinaus konnte auch schnell Einigkeit 
über den Kern der These erzielt werden: Alle 
Handlungsmuster sind in der kommunalen 
Praxis gleichzeitig vorzufinden – und die 
reaktiven Verhaltensweisen dominieren (zu-
mindest in quantitativer Hinsicht). Das aber 
sei notwendig so (und gar nicht anders 
denkbar), da »die Kommunen die wirtschaft-
lichen Impulse selber nicht setzen können«.
Damit wurde eine Sichtweise von Stadt-
entwicklung (und der Rolle öffentlicher Ak-
teure) zum Ausdruck gebracht, der sich gro-
ße Teile der theoretischen Diskussion in der 
Vergangenheit verschlossen hatten. Ein Ge-
sprächsteilnehmer fasste dies in folgender 
Formulierung zusammen: »Es gibt keinen an-
deren Weg, als auf das Marktgeschehen zu 
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reagieren. Entscheidend ist es, vorbereitet zu 
sein«. 
So betrachtet verliert die in der Hypothese 
angelegte Strukturierung kommunalen Han-
delns (in Bezug auf die durch Private vermit-
telten Impulse des Marktes) ihre Unterschei-
dungskraft: Grundsätzlich reagiert demnach 
die kommunale Stadtplanung auf wirt-
schaftliche Entwicklungen und die Absichten 
Privater. Unterschiede bestehen nur mehr in 
der Qualität dieser Reaktion: Erfolgt sie 
punktuell oder ergibt sie sich aus einem zu-
vor geschaffenen planerischen Rahmen? 
Die Forderung an die Stadtplanung laute 
daher, das bestätigten alle Teilnehmerinnen 
und Teilnehmer aus der kommunalen Praxis 
»Be prepared« (Stephan Reiß-Schmidt). Es 
gilt, für mögliche Entwicklungen Vorsorge zu 
treffen. Punktuelle Impulse können dann in 
vorab entwickelte Konzepte eingeordnet und 
wo möglich für deren Umsetzung nutzbar 
gemacht werden. 
Diese Rollenbeschreibung der Stadtplanung 
schließt, um Missverständnisse zu vermeiden 
nicht aus, dass die Kommunen auch selbst 
initiativ werden können: Sei es, dass sie im 
Sinne der klassischen Angebotsplanung be-
reits Baurechte schaffen, bevor es konkrete 
Nachfragen gibt (dies scheint aber nicht zu-
letzt aus Kostengründen zunehmend seltener 
zu geschehen), sei es dass sie (in den ihnen 
gezogenen Grenzen) selbst wirtschaftlich 
aktiv werden oder Private zu Aktivitäten a-
nimieren. Aber auch in solchen Fällen müs-
sen die Kommunen, wie Martina Koll-Schret-
zenmayr in ihrem schriftlichen Beitrag zur 
Diskussion klarstellt, die »Rechnung mit dem 
Wirt« machen: »Die Kunst ist nun, aus der 
Kenntnis des Marktes heraus – und das be-
deutet: zusammen mit den ›Promotoren‹ –
die Steuerungsmechanismen zur Umsetzung 
[…] so zu gestalten, dass sie echte Realisie-
rungschancen haben. Erst wenn die kommu-
nale Planung die Entscheidungskriterien der 
Allokation von Investitionen der «Promoto-
ren» kennt, kann sie auch gezielt ihre eige-
nen Steuerungsmechanismen anpassen, um 
die Siedlungsentwicklung in der von ihr ge-
wünschten Richtung zu beeinflussen.«∑
Diese Rollenbeschreibung impliziert aber 
auch das Scheitern. So wurde am Beispiel 
einiger Fälle illustriert, dass und wie vorsorg-
lich erarbeitete Konzepte von der tatsächli-
chen Entwicklung unterlaufen werden kön-
nen. Auch wurde von Vorhaben berichtet, die 
gegen eindeutige planerische Aussagen aber 
mit politischem Rückenwind – durch- und 
umgesetzt werden konnten. Schließlich wird 
bei manchen Vorstellungen, die in Büros und 
Ämtern entstehen, die Rechnung ohne den 
Wirt gemacht – und die planerischen Ab-
sichten laufen ins Leere. Und nicht zuletzt 
gibt es doch auch immer wieder private Ini-
tiativen, auf die die Stadtplanung (mit ihren 
begrenzten Ressourcen) nicht vorbereitet 
war und die dann punktuell beschieden wer-
den müssen.
Informelle und formelle Instrumente: Den 
Mix gestalten?
Eine weitere Hypothese, die es zu überprüfen 
galt, bezog sich auf das Verhältnis »formel-
ler« zu »informeller« Steuerung. Hier wurde 
in der Literatur die Vermutung geäußert, die 
gesetzlich nicht vorgegebenen, auf Kommu-
nikation, Persuasion und Kooperation ge-
gründeten Formen der Prozessgestaltung 
nähmen an Bedeutung zu – während die 
Relevanz der formal geregelten Prozeduren 
(etwa der Bauleitplanung) an Bedeutung 
abnähmen.
Unstrittig ist zunächst, dass informelle 
Prozessbestandteile in der kommunalen 
Stadtplanung - und auch bei der Entwick-
lung von Siedlungsflächen - eine wichtige 
Rolle spielen (vgl. hierzu eine Illustration 
entsprechender Arbeitsweisen im Beitrag von 
Stefan Raetz). Stephan Reiß-Schmidt formu-
liert dazu folgende These: »Allein das ›Abar-
beiten‹ der formellen Instrumente des Bau-
gesetzbuches reicht für eine strategische 
Steuerung der Siedlungsflächenentwicklung 
auf kommunaler bzw. regionaler Ebene 
längst schon nicht mehr aus. Innenentwick-
lung bietet stadt- und immobilienwirtschaft-
lich, ökologisch, sozial und städtebaulich 
zahlreiche Chancen zur ›inneren Stadterwei-
terung‹ und zur ›Stadtreparatur‹. Erfolgreiche 
Innenentwicklung setzt ein ebenen- und 
ressortübergreifendes, private Akteure einbe-
ziehendes strategisches Flächen- und Pro-
jektmanagement voraus. Hoheitliche Pla-
nungsinstrumente sind durch ökonomische 
Lenkungsimpulse (Grund (erwerbs)steuer, 
Abgaben, Förderprogramme) und privat-
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rechtliche Kooperationsformen mit Investo-
ren zu ergänzen (informelle Kooperation/ 
Beratung, städtebauliche Verträge, Projekt-
gesellschaften). Anstelle eines Ausverkaufs 
kommunaler Grundstücksreserven ist eine 
langfristig angelegte kommunale Bodenwirt-
schaft (revolvierende Bodenfonds, Flächen-
pools) zur Sicherung strategischer Steue-
rungspotenziale notwendig.«
Während also deutlich war, dass informelle 
Prozesselemente bei der Entwicklung von 
Siedlungsflächen angewandt werden, er-
schien jedoch die Formulierung der Hypo-
these vom »Bedeutungszuwachs« problema-
tisch: Zunächst ließ sich der methodische 
Einwand geltend machen, dass eine solche 
Veränderung – gäbe es sie denn – empirisch 
kaum dingfest zu machen ist (vgl. Abschnitt 
A, Kap. 1). Um Vergleiche anstellen und Ver-
änderungen beobachten zu können, müsste 
der »status quo ante« in einer Weise er-
forscht und beschrieben sein, die den heuti-
gen Untersuchungsansätzen entspricht. Eine 
solche Datensituation ist aber für die hier 
interessierenden Fragen nicht gegeben.
Aber die Hypothese erweist sich noch in 
einer anderen Hinsicht als prinzipiell proble-
matisch: Wird mit ihr doch unterstellt, dass 
es so etwas wie alternative Verfahrensgestal-
tungen, die nach freier Wahl der Kommunen 
zur Anwendung kommen können, gibt. Das 
ist jedoch zumindest bei der Siedlungsflä-
chenentwicklung nicht der Fall. Hier werden 
im Kern Art und Maß der Bodennutzung ge-
regelt. Das ist per se ein hoheitlicher Akt, der 
der Eigentumsfreiheit an Grund & Boden 
Rahmen setzt und insofern geregelter Ver-
fahren bedarf. Eine reine informelle, auf Ver-
einbarung beruhende Regelung dieses Sach-
verhaltes wäre, wie das ein Gesprächspartner 
ausdrückte »knochenlos«.
Insofern kann hier also nicht von alterna-
tiven Verfahrensgestaltungen gesprochen 
werden. Vielmehr bleibt lediglich zu fragen, 
in welcher Weise die regulative Steuerung 
durch informelle Ausgestaltung der Bezie-
hungen zwischen kommunalen und privaten 
Akteuren begleitet wird.
Weil dies so ist, konnte im Rahmen des 
Werkstattgesprächs auch schnell Einigkeit 
darüber hergestellt werden, dass eine Ge-
genüberstellung formeller und informeller 
Verfahrensgestaltungen im Sinne eines 
»Entweder-Oder« in die Irre führt. Die Gren-
zen seien vielmehr fließend, hieß es: Das eine 
setzt das andere voraus oder ergänzt es. So 
würden etwa Bebauungsplanverfahren viel-
fach durch informelle Planwerke vorbereitet 
(siehe oben) und die meisten Prozesse seien 
zudem – insbesondere dann, wenn es sich 
um konkrete Projekte handelt – durch eine 
intensive Kommunikation mit den Vorhaben-
trägern gekennzeichnet, die vielfach in Ver-
trägen und Vereinbarungen ihren Ausdruck 
fänden.
Es kann also festgehalten werden, dass ein 
breites Instrumentenspektrum zur Anwen-
dung kommt, mit dem die Bezüge zwischen 
den Akteuren gestaltet und Maßnahmen im 
Raum vorbereitet bzw. begleitet werden. Die 
Herausforderung für die kommunale Praxis 
besteht darin, diesen Mix zu gestalten. Si-
gurd Trommer prägte in diesem Zusammen-
hang folgenden Vergleich: Die Wahl zwi-
schen den – und die Kombination der – In-
strumente in einem informellen Verfahren 
entspreche der »anwaltlichen Kreativität«, 
die dann in Form des hoheitlich-formellen 
Instrumentariums konkretisiert würde, was 
mit der »notariellen Präzision« verglichen 
werden könne. Letztere sei aber unverzicht-
bar – nicht nur aus den oben genannten 
rechtlichen Gründen, sondern weil (wie Ste-
phan Reiß-Schmidt ergänzte) die Kommunen 
»auch zeigen müssen, dass sie ernst zu neh-
mende Partner sind und auch auf die harten 
hoheitlichen Instrumente zurückgreifen 
können«.
Zugleich wurde eine Tendenz zur »Formali-
sierung« bzw. »Aufwertung der informellen 
Planungen« (Hans-Hermann Bode, Hanno 
Ehrbeck) erwähnt, die etwa in den Stadtum-
bau-Programmen zum Ausdruck komme, in 
denen zum Beispiel Stadtentwicklungskon-
zepte zur Förderungsvoraussetzung werden. 
Ähnliches gilt für andere integrierte Pro-
grammansätze, die gleichfalls nicht nur 
Rahmenkonzepte, sondern auch eine Ab-
stimmung unter den Akteuren voraussetzen. 
Und auch die Tatsache, dass heutzutage viele 
Bebauungsplanverfahren mit städtebauli-
chen Verträgen verknüpft werden, weist in 
diese Richtung.
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Aus alledem kann aber nicht geschlossen 
werden, dass in den Kommunen gleich oder 
doch ähnlich gehandelt werde. Das Gegenteil 
ist vielmehr der Fall und man kann in den 
wenigen vergleichenden Forschungen, die es 
in dieser Hinwicht gibt, eine große Bandbrei-
te unterschiedlicher Handhabungen des »In-
strumenten-Mixes« feststellen. Das gilt auch 
z.B. für Baulandstrategien, die einmal in be-
sonderer Weise durch eigenwirtschaftliche 
Aktivitäten flankiert werden, im anderen Fall 
in hohem Maße kooperativ angelegt sind 
und an wieder anderem Ort im Wesentlichen 
auf das hoheitliche Instrumentarium be-
schränkt sind (vgl. auch die Berichterstat-
tung von Juliane Jörissen).
Aus dieser Beobachtung resultierte die   
Überlegung, ob die Stadtforschung aus der 
Menge dieser verschiedenen Handlungswei-
sen »Typen« oder »Profile« bilden kann, die 
jeweils spezifische Handhabungen des In-
strumenten-Mixes repräsentieren (Rainer 
Danielzyk; einen Ansatz in diesem Sinne ver-
folgte das im Abschnitt A, Kap. 6 dokumen-
tierte Forschungsprojekt zum »Kooperativen 
Umgang mit einem knappen Gut«). 
Gelingt eine solche Typenbildung auf em-
pirisch ausreichend abgesicherter Basis, ließe 
sich dann im zweiten Schritt der Versuch 
unternehmen, Erklärungen für die Herausbil-
dung der jeweiligen »Typen« zu finden.
Wann sind Städte »strategiefähig«..? 
Es liegt nahe, dass in einem Werkstattge-
spräch, das sich der Überprüfung von Hypo-
thesen widmet, nicht nur bestehende Ver-
mutungen über Stand und Entwicklung 
kommunalen Handelns behandelt, sondern 
auch neue Vermutungen entwickelt werden. 
Dazu gehört auch die im Laufe der Arbeits-
gruppen-Diskussionen von Uwe Altrock auf-
geworfene Frage nach den Voraussetzungen 
der »Strategiefähigkeit« von Städten. 
Damit wurde Bezug genommen auf die 
zuvor geführte Diskussion über »Reaktion« 
und »Entwicklung« – also über die Möglich-
keiten der Kommunen, auf Entwicklungen 
der Märkte und die Impulse privater Akteure 
mit eigenen Vorstellungen und Konzepten zu 
reagieren oder womöglich gar Anreize für 
Entwicklungen zu geben und so eigene Ziele 
»huckepack« zu implementieren.
Erste Vermutungen zu Voraussetzungen 
und Erfolgsfaktoren lauteten: Städte sind 
»strategiefähig«, wenn
• es noch Nachfrage gibt,
• das entsprechende Personal (Qualität nicht 
Quantität) vorhanden ist,
• ein stabiler politischer Rahmen gegeben 
ist,
• Planung und Politik verschiedene Optionen 
haben und auf unterschiedliche Weise vor-
gehen bzw. unterschiedlichen (widersprüchli-
chen) Logiken folgen können (hart/weich 
etc.) und
• »die Bürger ihre Stadt lieben«, sich mit ihr 
identifizieren.
Diese Stichworte konnten nur als erste 
Ideensammlung verstanden werden – den-
noch lesen sie sich in einer der Zusammen-
fassung, wie sie z.B. Hanno Ehrbeck beige-
steuert hat, bereits wie eine neue Hypothese:
»Die Strategiefähigkeit einer Stadt hängt von 
vielen Faktoren ab. Dabei spielen die lokale 
Diskussionskultur und gewachsene Struktu-
ren vor Ort eine wesentliche Rolle. Aber auch 
das lokale und regionale Milieu bzw. Traditi-
onen des Staatsverständnisses sind hierfür 
von Bedeutung. Entscheidend ist, dass die 
Stadt als ›kohärenter Akteur‹ auftritt, der 
aber bereit ist, mehrgleisig und kreativ un-
terschiedliche Verfahren und Instrumente 
anzuwenden«. 
          | 120
2.5 Theoretische Diskussion & Reflexion
Was folgt aus dem Stand der Erörterungen für 
die weitere theoretische Diskussion? Welche 
Fragen sollten (neu) gestellt werden, welche 
Begriffe und welche Methoden Verwendung 
finden?
Ausgangs- und Endpunkt des Werkstattge-
sprächs war die Frage nach dem Stand der 
theoretischen Diskussion: Am Anfang stand 
die Annahme, dass der »Alltag« des Planens, 
Steuerns und Entwickelns  vermehrt Beach-
tung finden sollte. Am Ende der Tagung galt 
es zu fragen, welche Erkenntnisse für die 
weitere wissenschaftliche Arbeit mitzuneh-
men sind.
Was ist neu? Über Veränderungen »avant 
la lettre«…
In den jüngeren planungstheoretischen Bei-
trägen ist viel von Veränderung die Rede, 
von Wandel, »turn« und »shift«. Auch im Ver-
lauf der Tagung wurde, wenn auch verhalte-
ner, über Veränderungen gesprochen – zu-
gleich aber fanden sich viele Hinweise auf 
Kontinuitäten und Konstanzen im kommu-
nalen Handeln, in der Aufgabenstellung, im 
Instrumentarium und so fort. Das war auf 
die Fragestellung zurückzuführen, die ja 
nicht primär auf das »Neue«, auf »neue« He-
rausforderungen, »neue« Akteure oder Ar-
beitsweisen gerichtet war, sondern auf den 
Alltag stadtplanerisches Handeln – und mit-
hin auf das, was Bestand hat ebenso wie auf 
das, was sich möglicherweise ändert.
Wenn der Blick auf vermeintlich Neues fiel, 
gab es zudem immer wieder Anlass zu der 
Frage, ob das, was Veränderung genannt 
wird, tatsächlich substanziell »Neues« im 
kommunalen Handeln und in der Wirklich-
keit vor Ort bezeichnet. Oder ob sich in ers-
ter Linie die wissenschaftlichen Wahrneh-
mungsweisen und Begriffe ändern und die 
Wirklichkeit – nun aus veränderter Perspek-
tive betrachtet – verändert wirkt. 
So verhielt es sich zum Beispiel in jener 
Forschungsphase, die als »Entdeckung der 
Akteure« bezeichnet wurde (Ende 80er/Be-
ginn 90er Jahre): Die scheinbar monolithi-
schen Blöcke von »Staat« und »Markt« wur-
den mit anderen Augen betrachtet, lösten 
sich in »Sphären« mit zahlreichen Einzelak-
teuren auf – und selbst zwischen den Sphä-
ren waren Akteure zu finden, die sich jeder 
Klassifikation zu entziehen schienen. Diese, 
dann »intermediär« genannten Organisatio-
nen und die ihnen eigenen Funktionen des 
Vermittelns zwischen den Welten waren a-
ber, wie sich dann herausstellte, keineswegs 
neu. Es gab beides bereits – die intermediä-
ren Arbeitsweisen wie die Organisationsfor-
men – sie wurden aber erst jetzt »entdeckt« 
und mit Begriffen belegt. Neu war also die 
Betrachtungsweise – das Beobachtete und 
Bezeichnete selbst gab es bereits, bevor ein 
wissenschaftlicher Begriff dafür gefunden 
wurde (»avant la lettre«).
Es ist nicht auszuschließen, so hieß es im 
Rahmen des Werkstattgesprächs, dass es sich 
mit der heutigen Diskussion um Governance 
ähnlich verhält: In der Literatur wird vielfach 
davon ausgegangen, dass es sich beim Zu-
sammenwirken öffentlicher und privater Ak-
teure in der Stadtentwicklung um ein neues 
Phänomen handelt. Die Geschichte des Städ-
tebaus ist jedoch voller Beispiele für die ge-
wichtige Rolle privater Akteure bei der Ent-
wicklung von Städten und selbst die Rechts-
entwicklung trägt dem bereits seit mehr als 
dreißig Jahren Rechnung. Dennoch wird 
niemand bezweifeln wollen, dass heute 
– zum Beispiel im Handlungsfeld Siedlungs-
flächenentwicklung – städtebauliche Verträ-
ge und vergleichbare Vereinbarungen zwi-
schen privaten und kommunalen Akteuren 
eine größere Bedeutung haben, als dies noch 
vor zehn Jahren der Fall war. 
Aber rechtfertigt dies die Rede von einem 
gleichsam epochalen Wandel – der »Abkehr« 
vom hoheitlichen und der Hinwendung zum 
kooperativen Handeln (vgl. hierzu auch die 
Reflexionen von Henning Nuissl)? Auf diese 
Frage gab das Werkstattgespräch bereits ei-
nige Antworten. Dennoch ist für die wissen-
schaftliche Diskussion damit noch keine ab-
schließende Aussage möglich – dazu fehlt es 
noch an historischer Forschung, Verbreite-
rung der Empirie zu laufenden Veränderun-
gen und Klarheit der Begriffe.
Weil dies so ist, weil die Argumentations-
grundlagen für eine genauere Bestimmung 
des »Neuen« so unzureichend sind, mussten 
viele der in diesem Zusammenhang aufs Ta-
pet gebrachten Themen in offene Fragen 
oder kontroverse Einschätzungen münden.
Juliane Jörissen resümiert: »Umstritten 
blieb auch die Frage, inwieweit projektorien-
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tierte Planungsansätze (›Planung durch Pro-
jekte‹) oder die ›Festivalisierung‹ der Stadt-
planung (ExWoSt, MORO, IBA) als neue Phä-
nomene zu betrachten sind. Die These, dass 
nicht die Bündelung von Einzelaktivitäten zu 
Ereignissen neu sei, sondern vielmehr die 
Instrumentalisierung solcher Ereignisse, blieb 
nicht unwidersprochen. Auch die These, dass 
nicht das Phänomen der »Festivalisierung« 
neu sei, sondern nur der Begriff, stieß auf 
Widerspruch. Einigkeit bestand nur insoweit,  
dass der Unterscheidung zwischen realen 
Veränderungen und Veränderungen im Dis-
kurs große Bedeutung zukomme, weil man 
sich sonst der Möglichkeit begebe, aus histo-
rischen Prozessen zu lernen«
Unstrittig waren darüber hinaus fünf wei-
tere Überlegungen, die im Rahmen der Dis-
kussionen vorgetragen wurden:
Erstens ist die Suche nach dem »Neuen« als 
Selbstzweck ohnehin nicht sinnvoll. Sie muss 
immer auch verbunden werden mit dem Be-
mühen, Konstanten und Kontinuitäten zu 
bestimmen, da ansonsten realitätsferne Bil-
der entstehen und die Diskussion »modeori-
entiert« wird. 
Zweitens hängt die Einschätzung, ob etwas 
»neu« ist, vom jeweiligen Erfahrungshorizont 
ab: Was »objektiv« bereits bekannt war, kann 
»subjektiv« als neu erlebt werden. Oder: »Was 
im Ruhrgebiet während der IBA schon er-
probt wurde, kann in Flensburg noch gänz-
lich neu und ungewohnt sein«. Oder: »Im 
Stadtumbau-West kommen zwar keine 
grundsätzlich neuen Instrumente zur An-
wendung – aber für einige Kommunen ist 
die Anwendung dieser Instrumente doch 
›neu‹«.
Drittens gibt es in den Verwaltungen zu-
mindest vieler großer Städte »dauerhaft das 
Außeralltägliche« – also Stäbe, Projektgrup-
pen etc., die sich mit besonderen Projekten, 
temporären Aufgaben etc. befassen. Hier 
stellen sich dann spezifische Fragen, etwa die 
nach der »Veralltäglichung des (vormals) Be-
sonderen« oder nach der Wiedereingliede-
rung des Personals dieser Sondereinheiten.
Viertens: Allgemeiner betrachtet befinden 
sich Gesellschaft, Wirtschaft, rechtliche 
Rahmenbedingungen etc. selbstverständlich 
in ständiger Bewegung. Also findet auch 
Veränderung des kommunalen Handels statt. 
Bleibt die Frage, wann diese Bewegungen in 
Bezug auf unseren Untersuchungsge-
genstand so viel Veränderung bewirkt haben, 
dass von einem »neuen« Zustand, ein heuti-
ger Zustand von einem früheren abgegrenzt, 
gar einem Paradigma-Wandel gesprochen 
werden kann.
Fünftens ist auch hier wieder die For-
schungsperspektive von Bedeutung: Unter-
suchungen, die sich auf Veränderungen, auf 
»Außeralltäglichkeit« richten, entdecken 
auch eben dies. Ist der Blick auf »Alltag« ge-
richtet, werden demgegenüber eher Kon-
stanten sichtbar: »Beide Teile bilden ein 
Stück Wirklichkeit ab. Die Zugänge ergänzen 
sich: Beides stimmt!« 
Oliver Ibert illustrierte in seinen theoreti-
schen Reflexionen diese Komplemetarität der 
Forschungsansätze u.a. an folgendem Bei-
spiel: »Die Aussage aus dem Projekt ›Steue-
rungsalltag‹, dass der Modus der Auffang-
planung auch für das heutige Steuern kom-
munaler Akteure der dominante, zumindest 
aber ein wichtiger Modus sei, illustriert, dass 
eine solche Einordnung empirischer Befunde 
aus dem Alltag nicht ohne Erkenntnisse aus 
dem Diskurs um den Wandel der Planung 
vorgenommen werden kann. Die Perspektive 
auf den Alltag macht uns bewusster, wie das 
Alte und das Neue untrennbar ineinander 
verwoben sind, wie das eine nicht ohne das 
andere praktisch wirksam werden kann. In-
formelle Verfahrenselemente wurden auf 
dem Workshop so beschrieben, dass sie nur 
selten losgelöst von formellen Verfahrens-
schritten auftreten. Informelle Verhandlun-
gen finden statt im Vorfeld formeller Schrit-
te der Bauleitplanung, haben die Aussagen 
im Prozess der Bauleitplanung zum Inhalt 
oder kreisen um Fragen der Umsetzung for-
mell festgelegter Planungsziele – charakte-
ristisch sei das Hin und Her zwischen formell 
und informell, die untrennbare Verflechtung. 
Konkrete Praktiken seien meist irgendwo auf 
dem Kontinuum zwischen formell und in-
formell anzutreffen, nur ausnahmsweise an 
den Polen. Doch derartige theoretische Prä-
zisierungen sind nicht denkbar, ohne dass 
zuvor die Natur dieser Pole ausgekundschaf-
tet und die Relevanz des polaren Gegensat-
zes erkundet worden wären – dazu brauchen 
wir Theorien zum Wandel der Planung«.
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»Alltag der Stadtplanung«, oder: Von der 
Notwendigkeit und den Schwierigkeiten
Im Forschungsprojekt »Alltag der Stadtpla-
nung« findet der »Alltags-«Begriff vorrangig 
für die Auswahl des Themas Verwendung: Da 
kommunale Beiträge zur räumlichen Ent-
wicklung nicht in allen denkbaren Hand-
lungsfeldern untersucht werden konnten, 
musste ein Ausschnitt aus dem gesamten 
Aufgabenspektrum gewählt werden. Dabei 
diente als Kriterium die »Normalität« oder 
»Alltäglichkeit« der Aufgabe«, in anderen 
Zusammenhängen war auch von »Kernauf-
gabe« die Rede. Hinter dieser Auswahl stand 
die Beobachtung, dass in den letzten Jahren 
die empirisch gewonnenen Grundlagen pla-
nungstheoretischer Aussagen vor allem an-
hand »außeralltäglicher« Themen gewonnen 
wurden und daher überprüft werden müsse, 
ob diese Befunde auch in anderen Hand-
lungsfeldern Gültigkeit beanspruchen kön-
nen.
Dieser Forschungsansatz wurde begrüßt 
und als wichtig erachtet, weil er – siehe oben 
– die bisherigen Forschungen ergänzt. Auch 
wurde als wichtig vermerkt, dass mit dieser 
Untersuchungsperspektive von Anfang an 
den Anforderungen der jüngeren Governan-
ce-Forschung entsprochen wird: »Indem es 
die generelle Steuerung der Siedlungsflä-
chenentwicklung als empirischen Gegen-
stand wählt, nimmt (das Projekt) bereits im 
Ansatz eine Governance-Perspektive ein: 
Nicht ein Steuerungszentrum […] steht im 
Mittelpunkt des Interesses, sondern ein Pro-
zess, der von vielen Seiten aus ›gesteuert‹ 
wird«.
Die Diskussion blieb jedoch nicht bei diesen 
Feststellungen stehen. Vielmehr wurde der 
Frage nach dem »alltäglichen Thema« (= 
Entwicklung von Siedlungsflächen) die nach 
dem »alltäglichen Handeln«, also dem »Alltag 
der Planerinnen und Planer« hinzugefügt. 
Im zugrunde liegenden Forschungsprojekt 
wird nicht der Anspruch erhoben, »Alltag« in 
diesem Sinne zu beforschen, aber zweifellos 
wurde mit dieser Diskussion auf eine interes-
sante Weiterung des Forschungsfeldes ver-
wiesen – eine Feldes allerdings, das metho-
disch voller Tücken ist, denn »Alltag« lässt 
sich nur sehr schwer erfassen und beschrei-
ben. 
Solche Feststellungen gab es schon vor 
Zeiten etwa in der Ethnologie und auch die 
Zeitbudget-Forschungen (z.B. zum »Alltag« 
von Frauen) hatten mit diesen grundlegen-
den Problemen zu kämpfen. 
Im Zusammenhang mit der Abbildung von 
Interdependenzen und Interaktionen zwi-
schen Akteuren der Stadtentwicklung werfen 
sich darüber hinaus viele weitere Fragen auf 
– so ist etwa die Kommunikation zwischen 
den beteiligten Akteure nur schwer zu erfas-
sen. Zumeist wird sie nicht dokumentiert und 
entzieht sich zum Teil absichtsvoll einem 
Zugang von Außen (»Vertraulichkeit«): »Das 
Telefonat des Bürgermeisters mit dem Regie-
rungspräsidenten bedeutete eine wichtige 
Weichenstellung für das Projekt – aber da-
von wird ein Forscher nicht erfahren«. Damit 
stellt sich die grundsätzliche Frage, ob eine 
solche Empirie überhaupt möglich ist, oder – 
wie es ein Gesprächspartner formulierte –
»Diese Empirie der Planungspraxis steht ent-
weder erst ganz am Anfang oder ist nicht 
möglich«.
Auf weitere grundsätzliche Herausforde-
rungen eines solchen Ansatzes (der aber, um 
es noch einmal zu betonen, nicht der hier 
verfolgte ist) weist Henning Nuissl in seinen 
Reflexionen hin: »›Alltag‹ ist in den Sozial-
wissenschaften ein theoretisch hoch aufge-
ladenes Konzept. In der Traditionslinie der 
Sozialphänomenologie gilt es als Schlüssel 
zum Verständnis der Konstitution intersub-
jektiven Sinns und gemeinsamer Weltdeu-
tungen als Fundament jeglicher Form sozia-
len Handelns. Hierauf aufbauend hat sich 
eine weitverzweigte empirische Forschungs-
praxis herausgebildet. Im Kern geht es dabei 
darum, nicht nur von außen beobachtbare, 
›alltägliche‹ Handlungsvollzüge (z.B. die Auf-
stellung eines B-Plans, die Initiierung eines 
LA21-Prozesses oder die Teilnahme an einem 
Modellvorhaben zur nachhaltigen Siedlungs-
flächenentwicklung) zu dokumentieren, son-
dern herauszufinden (zu rekonstruieren), 
welchen ›Sinn‹ diese Handlungen in den Au-
gen der handelnden Akteure, bzw. allgemei-
ner in einem jeweiligen sozialen Kontext, 
haben (denn erst über geteilte Sinndeutun-
gen konstituiert sich ein gemeinsamer All-
tag). Aus diesem (rekonstruktionsmethodo-
logischen) Ansatz lassen sich zweifelsohne 
auch für die empirische Untersuchung des 
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planerischen Steuerungsalltags erhellende 
Funken schlagen«. 
Anregungen für zukünftige Empirie und 
ihre theoretische Einbettung
Jede Empirie muss sich nach ihrer Verallge-
meinerungsfähigkeit befragen lassen. Das 
gilt auch für die in diesem Rahmen (Ab-
schnitt B) vorgestellten »empirischen Frag-
mente«, die allerdings nicht selbst Teil des 
vorliegenden Projektes waren, sondern von 
den Bearbeitern in anderen Kontexten 
durchgeführt wurden. Doch wurde versucht 
durch verwandte Leitfragen Bezüge unterei-
nander herzustellen, um so verschiedene 
empirische Zugänge zum Thema zu testen 
und durch diese »Sondierungen« zusätzliches 
Material zur Hypothesenprüfung beizusteu-
ern. Eine systematische Empirie steht noch 
aus. Aber die vorliegende Studie kann als 
Vorarbeit für einen solchen Schritt betrach-
tet werden und insofern stellen die im Rah-
men der Werkstatt gewonnenen Hinweise 
für die notwendige Verschränkung von Em-
pirie und Theorie wichtige Anregungen für 
eine entsprechende Weiterentwicklung des 
Forschungsansatzes dar. 
Als wesentliche Anregungen in diesem 
Sinne sind u.a. die folgenden Überlegungen 
zu verstehen:
1. Wenn der Governance-Perspektive Rech-
nung getragen werden soll, wäre das zu un-
tersuchende Akteursspektrum weit zu fassen. 
Kommunale Akteure sollten nicht im Mittel-
punkt stehen.
2. Zugleich müsse deutlich differenziert wer-
den – etwa indem Akteure aus Verwaltung 
und Politik klar unterscheidbar und die Ge-
staltung ihrer Interdependenzen erkennbar 
wird. Auch könnte eine Einbeziehung der 
Verwaltungsstrukturen (und ihres Wandels) 
hilfreich sein.
3. Eine differenzierte Akteurslandschaft aus 
der Governance-Perspektive beschreiben zu 
wollen, wirft aber eine Reihe von methodi-
schen Problemen auf: Das gilt bereits für die 
Frage der »Feinkörnigkeit« (Wie stark müssen 
einzelne Akteure – z.B. die Kommunen mit 
ihren verschiedenen Verwaltungseinheiten, 
Räten, Ausschüssen, Fraktionen, ausgelager-
ten Unternehmen etc. – untergliedert wer-
den? Wie ist die Vielzahl der sich daraus er-
gebenden Interdependenzen zu bewältigen? 
Und wie sind jene Aspekte der Interdepen-
denzgestaltung, die sich wegen ihres infor-
mellen oder vertraulichen Charakters der 
Beobachtung von außen entziehen, zu be-
rücksichtigen?
4. Von ganz zentraler Bedeutung aber sei, 
dass die zahlreichen heterogenen und lokal 
spezifischen Ergebnisse, die Fallstudien und 
Befragungen zumeist hervorbringen und die 
als solche kaum verallgemeinerungsfähig 
sind, in einen theoretischen Rahmen einge-
bettet werden: »Um nicht völlig in die Un-
überschaubarkeit einer beliebigen Phänome-
nologie abzugleiten, ist natürlich auch die 
Beforschung des Steuerungsalltags in der 
Pflicht: Sie muss selbst deutlich machen, 
worin die maßgeblichen Rahmenbedingun-
gen für das Aufscheinen eines bestimmten 
Governance-Typs liegen und sich dazu ver-
mutlich auch an den gängigen politikwissen-
schaftlichen Theoriegebäuden reiben, selbst 
wenn diese teilweise nur begrenzten Auf-
schluss versprechen« (Uwe Altrock; in seinen 
Reflexionen wird dieser Gedankengang wei-
ter ausgeführt). 
In der abschließenden Diskussion wurde – im 
unmittelbaren Anschluss an den zuvor dar-
gestellten Gedankengang – kontrovers disku-
tiert, welche Beiträge aus fachlich benach-
barten Theoriegebäuden für die Erörterung 
des kommunalen Beitrags zur Siedlungsflä-
chenentwicklung gewonnen werden könn-
ten: Zum Teil wurde – zuspitzend – die These 
vertreten, die bisherige Theoriebildung oder 
doch »Theorienutzung« habe nicht selten in 
die Irre geführt. Auch wurde darauf hinge-
wiesen, dass vielen, zumal den politikwissen-
schaftlichen Theorien der Raumbezug fehle 
und dies in jedem Fall Ergänzungen erforde-
re. 
Unstrittig war aber, dass Konzepte wie das 
der »Governance« – wenn es denn begrifflich 
so gefasst wird, dass alle Gesprächsteilneh-
mer Gleiches darunter verstehen (vgl. als 
Versuch: Abschnitt A, Kap. 3) – für Beschrei-
bungsversuche von Prozessen räumlicher 
Entwicklung sehr hilfreich ist. 
Erklärt werden können die auf diese Weise 
zutage geförderten Phänomene damit aber 
noch nicht hinreichend – und insofern bleibt 
es weiterhin eine Herausforderung, die ein-
vernehmlich als wünschenswert angesehene 
Verbreiterung der empirischen Arbeit durch 
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theoretische Auseinandersetzungen zu be-
gleiten.
Nicht zuletzt eröffnet sich durch eine sol-
che enge Verbindung von Theorie und Empi-
rie vielleicht auch eine Möglichkeit, die 
Grundlagenforschung wieder stärker an die 
Praxis heranzuführen und für sie nutzbar zu 
machen.
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Was weiß die Wissenschaft, die sich mit der 
Entwicklung der Städte und der Rolle der 
räumlichen Planung und Steuerung ausei-
nandersetzt, über die laufenden Aufgaben 
und Arbeitsweisen – zum Beispiel – der 
Ämter und Ausschüsse für Stadtplanung auf 
der kommunalen Ebene? 
Wenig. Wir wissen mehr über das Entste-
hen und Vergehen intermediärer Organisati-
onen, über die »Bedeutung von innovativen 
Milieus«, »neue Verfahren und Akteure« der 
räumlichen Entwicklung, die Gestaltung von 
»Transformationen« und so fort.
Hat sich die Planungstheorie mit der Auf-
stellung von z.B. Bauleitplänen auseinander-
gesetzt?
Kaum. Es ging in den letzten Jahren eher 
um Bedeutung und Gefahren der Großpro-
jekte, die »bottom-up-Prozesse« in Agenda-
21- Verfahren, um »Management der Stadt-
entwicklung«, um die Entwicklung vorbildli-
cher Projekte oder die »Wiederkehr der stra-
tegischen Pläne«.
Forschungen und theoretische Diskussion 
haben sich also vor allem auf das Besondere, 
das vermeintlich Neue, das Außeralltägliche 
bezogen, um Veränderungen dingfest zu ma-
chen. Das trifft für die ganz überwiegende 
Zahl der jüngeren Untersuchungen (die eige-
nen eingeschlossen) zu und ist als solches 
nicht zu kritisieren.
Mit dieser Orientierung am Außergewöhn-
lichen sind allerdings zwei Probleme verbun-
den, die es zu bedenken gilt:
Einerseits fanden viele Fachleute aus der 
kommunalen oder regionalen Planungspraxis 
ihre Aufgaben und Aktivitäten in dieser For-
schung nicht wieder. Das hat – neben ande-
ren Ursachen – zu einer Entfremdung von 
Theorie und Praxis geführt.
Andererseits wurden in vielen Forschungs-
projekten Aussagen erzeugt und Folgerun-
gen formuliert, die sich auf »die« Planung, 
»das« Planungsverständnis und so fort bezie-
hen und insofern einen Allgemeingültig-
keitsanspruch zum Ausdruck bringen, der der 
Überprüfung wert wäre.
Eben dies ist ein zentrales Anliegen der 
vorliegenden Untersuchung. Es soll anhand 
von eher alltäglichen Aufgaben der Stadt-
planung erörtert werden, ob die in anderen 
Zusammenhängen gewonnenen Aussagen 
auch hier Gültigkeit haben.
Als eine solche »alltägliche Aufgabe« wur-
de die Entwicklung von Siedlungsflächen 
ausgewählt – wie sie heute etwa in der Bau-
leitplanung und zahlreichen flankierenden 
Aktivitäten zum Ausdruck kommt. Das Erar-
beiten städtebaulicher Konzepte, die Setzung 
von rechtlichen Rahmenbedingungen für die 
private Bodennutzung und verschiedene Bei-
träge zur Umsetzung von Siedlungsprojekten 
bildeten schon in der zweiten Hälfte des 19. 
Jahrhunderts den Kern kommunaler Stadt-
planung. Und wer heute die Tagesordnungen 
der Stadtplanungsausschüssen analysiert, 
wird unschwer erkennen können, dass ver-
gleichbare Aufgaben – wenn auch selbst-
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verständlich  unter veränderten Rahmenbe-
dingungen und mit sehr viel elaborierterem 
Instrumentarium – noch immer den Alltag 
kommunaler Stadtplanung prägen. 
Dieser Aufgabenbereich ist zudem von An-
beginn dadurch geprägt, dass hier öffentli-
ches und privates Handeln ineinander grei-
fen: Während die kommunalen Akteure Rah-
nenbedingungen definieren und über Infra-
strukturbauten hinaus nur selten an der Rea-
lisierung mitwirken, wird die eigentliche 
Siedlungsentwicklung im Wesentlichen über 
die an verschiedenen Märkten (Immobilien-, 
Bau-, Kapitalmarkt) agierenden privaten Ak-
teure geprägt. Damit ist diese Aufgabe in 
besonderer Weise dazu geeignet, die in den 
letzten Jahren in den Politikwissenschaften 
entwickelte »Governance-Perspektive« anzu-
wenden: Mit ihr wird ein Instrumentarium 
angeboten, um die Interdependenzen zwi-
schen Akteuren sichtbar zu machen und zu 
beschreiben, auf welche Weise sich aus die-
sem Neben- und Miteinander vieler Aktivitä-
ten Wirkungen (in diesem Falle: die Entwick-
lung von Siedlungsflächen) ergeben.
Mit der Anwendung dieses Analyseinstru-
ments (vgl. auch A 3) werden die Befunde 
der jüngeren Forschung also auf eine weitere 
Weise untersucht: Haben sie auch aus dieser 
Forschungsperspektive Bestand oder müssen 
sie verworfen oder verändert werden.
Dieses Forschungsprojekt ist also - das mag 
ein wenig unüblich sein - in erster Linie auf 
eine »Forschungsentwicklung nach Innen« 
ausgerichtet: Vorhandenes Wissen soll über-
prüft und das begriffliche Forschungsinstru-
mentarium weiter entwickelt werden. Inso-
fern hält sich das Vorhaben an »klassische« 
Vorgaben der Wissenschaftsentwicklung: 
Kritische Begriffsarbeit und systematische 
Hypothesenfalsifizierung/-verifizierung wer-
den hier als Voraussetzungen für wissen-
schaftliches Voranschreiten angesehen.
Das klingt spröde – muss aber nicht in un-
anschaulichen Ergebnissen in unverständli-
chem Forschungsjargon münden. Vielmehr 
führen die Schlaglichter auf die Praxis und 
insbesondere die lebendigen Erörterungen 
während eines Werkstattgesprächs dazu, 
dass nicht nur für »planungstheoretische 
Insider« erkennbar wird, um was es hier geht.
 
Angesprochen ist damit auch schon die Ar-
beitsweise und der Aufbau des Vorhabens:
• Im Mittelpunkt stand ein Werkstattge-
spräch, in dem Fachleute aus Theorie und 
Praxis die von uns im Vorfeld zusammenge-
stellten Hypothesen aus der jüngeren pla-
nungstheoretischen Diskussion aufgriffen 
und am Beispiel der Entwicklung von Sied-
lungsflächen auf ihre Aussagekraft hin un-
tersuchten. 
Die vorbereitenden und flankierenden Ar-
beiten (vgl. dazu Abschnitt A des Berichts) 
sowie Durchführung und Auswertung des 
Werkstattgesprächs (C) wurden dankenswer-
terweise von der Deutschen Forschungsge-
meinschaft gefördert.
• Uns war aber zugleich an ersten empiri-
schen Näherungen gelegen, mit denen zu 
prüfen ist, ob ein solcher aufgaben- und ak-
teursbezogener Forschungsansatz, der sich 
auf eine »alltägliche« Aufgabe richtet, trag-
fähig ist. Aufbauend auf einem gemeinsa-
men Forschungskonzept wurden verschiede-
ne Einzelaktivitäten (Vorstudien, Dissertatio-
nen) initiiert und untereinander verbunden. 
Zugleich wurden Bezüge zu anderen am 
Lehrstuhl laufenden Forschungsprojekten 
hergestellt, so dass ein Verbund entstand, in 
dem empirische und theoretische Aktivitäten 
zusammengeführt werden konnten (in Kurz-
form wird darüber in Abschnitt B berichtet). 
Dabei übernahm das von der DFG geförderte 
Projekt die konzeptionelle »Führungsrolle«, 
so dass eine kontinuierliche Weiterentwick-
lung möglich wurde.
Diese Forschungsaktivitäten – Begriffs- und 
Literaturarbeit, empirische Näherungen, 
Werkstattgespräch – werden im vorliegen-
den Bericht dokumentiert. Hier, in der ab-
schließenden Zusammenfassung, werden 
zunächst einige zentrale Ergebnisse resü-
miert und zugleich Hinweise auf vertiefende 
Lektüre in den Abschnitten A-C gegeben. Am 
Schluss stehen einige Resultate, die uns für 
die weiteren Forschungsbemühungen von 
besonderer Bedeutung zu sein scheinen.
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1 Ausgangspunkte und Stand der 
Diskussion
In einem der ersten Arbeitsschritt galt es, die 
v.a. jüngere (10-15 Jahre umfassende) Litera-
tur zur »Steuerung der räumlichen Entwick-
lung« und die »kommunalen Beiträge« zu 
erfassen und zu sichten. Diese Literaturstudie 
war Grundlage für die Generierung erster 
Hypothesen (zur Literaturrecherche vgl. Lite-
ratur). Zentral waren die drei Arbeitsschritte: 
beschreiben, erklären, prüfen.
Eine erste Überprüfung der Annahmen 
fand anhand empirisch orientierter Literatur 
zum engeren Untersuchungsgegenstand 
statt. Erste Hinweise wurden gesammelt, die 
anschließend in einzelnen empirischen Stu-
dien (vgl. Abschnitt B) sowie im Diskurs (vgl. 
Abschnitt C) zu überprüfen waren.
Folgend werden die Ausgangsfragen und 
-hypothesen (1.1), die Untersuchungsper-
spektiven und Begriffe (1.2) sowie einzelne 
Hinweise zum Stand der empirisch fundier-
ten Literatur (1.3) zusammengefasst.
1.1 Zehn Ausgangsfragen und -hypothesen
Zu Beginn galt es, die Untersuchungsfragen 
und -annahmen zu präzisieren und auch in 
gewissem Maße zu »kondensieren«, um in der 
weiteren Untersuchung auf ein »handhabba-
res«, nachvollziehbares Set zurückgreifen zu 
können.
 
Die Entwicklung der Siedlungsflächen 
durch kommunale und andere Akteure
Im Mittelpunkt der Betrachtung steht kom-
munales Handeln im Kontext anderer, an der 
Entwicklung von Siedlungsflächen beteiligter 
Akteure. Gefragt wird hier vor allem, wie das 
Bemühen der kommunalen Akteure um die 
Entwicklung von Siedlungsflächen, wie Pla-
nen, Steuern und Entwickeln zu kennzeich-
nen und welche – das wurde in der jüngeren 
theoretischen Diskussion besonders hervor-
gehoben – Veränderungen zu beobachten 
sind. Dazu haben wir aus der Fachdebatte 
vier Fragen bzw. Hypothesen »extrahiert«: 
(1) Entstandardisierung und Steuerungsmix: 
Gleiche Aufgaben (in diesem Fall: Entwick-
lung der Siedlungsflächen) werden bei glei-
chen Rahmenbedingungen auf unterschied-
liche Weise bearbeitet. Aus dem Spektrum 
vorhandener Steuerungsmöglichkeiten wird 
auf unterschiedliche Weise ausgewählt. Da-
bei entsteht ein Mix an Steuerungsformen 
und –modi, der kommunal oder fallbezogen 
unterschiedlich ausgeprägt sein kann.
(2) Wie entwickelt sich das Verhältnis von 
kommunalen zu privaten Akteuren? In der 
planungshistorischen Literatur ist die Hypo-
these entwickelt worden, dass sich das »Pla-
nungsverständnis« in drei Phasen entwickelt 
habe:
• »Auffangplanung«: Öffentliche Akteure 
reagieren auf Entwicklungen der Märkte 
bzw. konkrete Investitionsabsichten Privater;
• »Angebotsplanung«: Öffentliche Akteure  
schaffen den (v.a. planungsrechtlichen) 
Rahmen für erwartete Entwicklungen durch 
private Akteure;
• »Entwicklungsplanung«: Öffentliche Akteu-
re initiieren durch Koordination eigenen 
Handelns und direkte Interventionen im 
Raum städtebauliche Entwicklungen.
Diese These wurde in der nachfolgenden wis-
senschaftlichen Diskussion in zweierlei Weise 
modifiziert: Zum einen wurde »Planungs-
verständnis« als Verhältnis der kommunalen 
zu privaten Akteuren interpretiert (wobei mit 
»Auffang-, Angebots-, Entwicklungsplanung« 
jeweils bestimmte »Muster« der Gestaltung 
dieses Verhältnisses bezeichnet werden). Zum 
anderen wurde die Auffassung vertreten, dass 
nicht von »Phasen« sondern von »Schichten« 
auszugehen sei, die sich überlagern und die in 
der Praxis gleichzeitig vorzufinden sind 
(Gleichzeitigkeitsthese). Dabei nehmen die 
historisch »früheren« Schichten eine erhebli-
che Bedeutung ein.
(3)  Gewinnen marktförmige, informelle und 
punktueller Steuerungsmodi sowie kooperati-
ve Bezüge zu anderen Akteuren an Bedeu-
tung? Über das »Phasen-/Schichten-Modell« 
hinaus wurden  In der planungstheoretischen 
Literatur der letzten zwei Jahrzehnte vielfäl-
tige Vermutungen über Wandlungsprozesse 
geäußert. Man geht insbesondere davon aus, 
dass
• Öffentlich-private Kooperationen
• Projekt- bzw. Umsetzungsorientierung
• Informelle und marktförmige Steuerungs-
formen
an Bedeutung gewinnen, während traditio-
nelle (hoheitliche) Instrumente und ein flä-
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chenhafter Steuerungsanspruch an Bedeu-
tung verlieren.
(4) Akteurskonstellationen: Die Hypothesen 
über Veränderungen im kommunalen Verhal-
ten implizieren auch Annahmen über die ver-
änderte Rolle der anderen Akteursgruppen. 
Dabei wird insbesondere davon ausgegangen, 
dass Markt-Akteure gegenüber kommunalen 
oder staatlichen  Akteuren an Bedeutung ge-
winnen. Aber auch zivilgesellschaftliche Akti-
vitäten werden verstärkt beachtet. 
Wie ist das Verhalten der kommunalen Ak-
teure und deren Gestaltung ihrer Interde-
pendenzen mit anderen Beteiligten zu erklä-
ren? Auf die Beantwortung dieser Frage zie-
len die folgenden Hypothesen und Fragestel-
lungen:
Probleme und Aufgabenwahrnehmung
(5) Heterogenität der Aufgaben oder Verschie-
denheit der Interpretation?  Es liegt nahe, 
dass die Art wie Siedlungsflächenentwicklung 
geplant und umgesetzt wird von der konkre-
ten Aufgabenstellung und dem Kontext, in 
dem sie bearbeitet wird, abhängt. Dabei ist 
davon auszugehen, dass unterschiedliche 
wirtschaftliche, demografische, siedlungs-
strukturelle etc. Ausgangsbedingungen auch 
veschiedene Handlungserfordernisse  und 
-möglichkeiten zur Folge haben. Es besteht 
allerdings Grund zu der Annahme, dass »ob-
jektv« gleiche Aufgaben (etwa: Innenentwick-
lung unter »Schrumpfungsbedingungen«) un-
terschiedlich wahrgenommen werden, dass 
also der Aufgabeninterpretation besondere 
Bedeutung zukommt.
Werte, Ziele und Rollenverständnis
(6) Welche Bedeutung haben Werte, Ziele und 
Rollenverständnis für kommunales Handeln?  
Von ebenfalls erheblicher Bedeutung für das 
raumwirksame Handeln der Kommunen und 
die Gestaltung der diesbezüglichen Interde-
pendenzen mit anderen Akteuren dürften die 
Werte und Ziele sein, die in der kommunalen 
Planung und Politik verfolgt werden. Auch das 
Verständnis, das die zentralen Akteure von 
ihrer Rolle – etwa hinsichtlich der Einfluss-
nahme auf Marktprozesse oder der »unter-
nehmerischen« Tätigkeit kommunaler Akteure 
– haben, dürfte geeignet sein, Unterschiede 
im kommunalen Handeln zu erklären.
(7) Wie verhalten sich deklarierte zu tatsächli-
chen Zielen kommunaler Planung und Politik?  
Die Bau- und Planungsgesetzgebung gibt es 
vor und in vielen kommunalen Plänen und 
Programmen findet es sich wieder: Die Rede 
ist vom Ziel der nachhaltigen Stadtentwick-
lung. Aus dieser Zielsetzung ergibt sich unter 
anderem das Gebot, mit Grund und Boden 
sparsam umzugehen und der Innenentwick-
lung Vorrang einzuräumen. Alles das scheint 
konsensfähig, prägt aber (wie viele Untersu-
chungen zeigen) keineswegs die tatsächliche 
Flächenentwicklung. Vielmehr scheint die 
Orientierung an
• inter-(und intra-)kommunale Konkurrenz 
und
• Wachstumsvorstellungen
für die tatsächliche Ausrichtung kommunalen 
Handelns prägend.
Rahmenbedingungen
(8) In welcher Weise prägen unterschiedliche 
ökonomische und demographische Rahmen-
bedingungen (und deren Veränderungen) so-
wie Haushaltskrisen und Modernisierungs-
zwänge im öffentlichen Sektor lokales Han-
deln? In der Literatur wird durchgängig davon 
ausgegangen, dass der Wandel der Rahmen-
bedingungen (insbesondere Rückgang von 
Einwohnerzahlen und langfristig problemati-
sche Wirtschaftsentwicklung in den einen, 
weiterhin Wachstum in anderen etc.) unmit-
telbare Einwirkungen auf lokales Handeln hat.  
Auch die Umstrukturierungen von Verwal-
tungsstrukturen und -arbeitsweisen schlage 
sich unmittelbar nieder. Aber ist das so? Und: 
Führen gleiche Veränderungen zu gleichen 
Wirkungen? 
(9) Welche Bedeutung haben suprakommuna-
le Politikvorgaben? Auch hinsichtlich der 
Rechtssetzungen und Förderangebote auf 
EU-, Bundes- und Landesebene wird ange-
nommen, dass aus ihnen spezifische Verände-
rungen des Handelns auf kommunaler Ebene 
abgeleitet werden können. es besteht zudem 
Grud zu der Annahme, dass die früher entwi-
ckelte These, dass suprakommunale Politik-
vorgaben, so sie mit finanziellen Ressourcen 
verbunden sind, zu einer (oft oberflächlichen) 
Anpassung lokaler Politik führen, weiter Gül-
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tigkeit hat (»Policy follows ressources«). Zug-
leich gibt es aber insbesondere hinsichtlich 
der Bedeutung von Veränderungen des 
Rechtsinstrumentariums Hinweise darauf, 
dass diese sich durchaus nicht immer gradli-
nig in kommunale Praxis umsetzen.
(10) Lokale Politik- und Planungskulturen füh-
ren zu unterschiedlichen Interpretationen von 
Aufgaben und Rahmenbedingungen und somit 
auch zu Unterschieden im Steuerungsverhal-
ten. In jüngster Zeit ist insbesondere die »Pla-
nungskultur« als Unterscheidungsmerkmal für 
das Handeln öffentlicher Akteure entdeckt 
worden. Damit ist die Frage aufgeworfen, ob 
dies auch für die kommunale Ebene gilt und 
welche Aspekte lokaler (Politik-/Planungs-) 
Kultur in welcher Weise auf das raumwirksa-
me Handeln oder die Gestaltung der Bezüge 
zu anderen Akteuren in der lokalen »Arena« 
wirken.
1.2 Untersuchungsperspektive und Begriffe
Eine weitere Beobachtung, die am Beginn 
der hier darzustellenden Forschungsarbeiten 
stand, war die Beobachtung, dass Befunde 
bisheriger Forschung schwer vergleichbar 
waren und sich einer Überprüfung ihrer Ver-
allgemeinerungsfähigkeit entzogen, weil die 
jeweiligen zentralen Begriffe (etwa »Pla-
nung«) nicht hinreichend genau definiert 
und Forschungsperspektiven nicht transpa-
rent gemacht wurden. 
Daher galt es in diesem Vorhaben bereits 
zu Beginn Begriffsverwendungen, Untersu-
chungsgegenstände und Sichtweisen zu er-
läutern (vgl. A 3-5). Kurz zusammengefasst 
heißt das:
1. Die vorliegende Untersuchung geht davon 
aus, dass räumliche Entwicklung aus dem 
Handeln vieler Akteure resultiert. 
Die Aktivitäten öffentlicher, hier vor allem 
kommunaler Akteure tragen zur räumlichen 
Entwicklung bei, ohne sie umfassend lenken 
zu können. Es gibt also, um an Renate 
Mayntz anzuknüpfen, Steuerungen »in der« 
Stadt- und Regionalentwicklung, aber keine 
zentrale Steuerung »der« Entwicklung von 
Stadt und Raum. Öffentliche Akteure haben 
demnach keine leitende Rolle. Sie wirken mit 
und versuchen »Einfluss auf die räumliche 
Entwicklung« [Albers 1988, 2] zu nehmen.
2. Um diese Aktivitäten im Raum abbilden 
und den Beitrag öffentlicher Akteure genau-
er analysieren zu können, wird hier eine 
»aufgaben- und akteursbezogene Perspekti-
ve« eingenommen. Dabei stehen (beabsich-
tigte) Entwicklungen im Raum (hier Entwick-
lung von Siedlungsflächen) und die ihnen 
zuzuordnenden Akteure am Anfang der Be-
trachtung. Von hier ausgehend wird dann 
gefragt, welchen Beitrag öffentliche Akteure 
zur Bewältigung dieser Aufgabe leisten.
3. Mit dem Governance-Begriff wird ein Zu-
gang auf die Interdependenzgestaltung zwi-
schen den Akteuren zur Verfügung gestellt, 
der wesentlich die hier eingenommene Per-
spektive prägt. Governance wird in unserem 
Kontext in erster Linie als analytische Per-
spektive verstanden und auf die lokale 
Handlungsebene, hier insbesondere auf das 
Handlungsfeld der Siedlungsflächenentwick-
lung bezogen.
Die Im Governance-Begriff auch enthalte-
nen Vermutungen über Veränderungen in 
der Interdependenzgestaltung zwischen den 
Akteuren, insbesondere hinsichtlich der Rolle 
und der Aktivitäten öffentlicher Akteure 
werden von uns als Hypothesen betrachtet, 
die im Einzelnen zu prüfen sind. 
4. Die Beiträge der öffentlichen Akteure zur 
räumlichen Entwicklung können ein breites 
Spektrum von Aktivitäten umfassen. Diese 
lassen sich grob zusammenfassen in
• Hoheitliche Rahmensetzungen,
• finanzielle Anreize,
• Kommunikation,
• direkte raumwirksame Maßnahmen.
Eine weitergehende Differenzierung und 
Qualifizierung haben wir in anderen Zusam-
menhängen vorgelegt und erläutert (vgl. 
Selle 2005 Kap. 3 und 8).
5. Als Sammelbezeichnung für die kommu-
nalen Aktivitäten im Raum wird hier vom 
»Beitrag kommunaler Akteure zur räumli-
chen Entwicklung« gesprochen.
»Planung« (hier: kommunale Stadtplanung) 
ist Teil dieser Aktivitäten. Sie umfasst hier 
insbesondere die Vorsteuerung »raumwirk-
samer Tätigkeiten« verschiedener öffentli-
cher Ressorts, Dienststellen, Betriebe etc. (im 
Wege der Flächennutzungs- oder Stadtent-
wicklungsplanung) und – im Zusammenhang 
mit bestimmten Planarten –Rahmensetzun-
gen für die privaten (durch Marktmechanis-
men gesteuerten) Verfügungsmöglichkeiten 
über Grund und Boden.
131 | 
AB
SC
H
N
IT
T 
D|
 Z
US
AM
M
EN
FA
SS
UN
G
6. Zur Beschreibung und Erklärung der öf-
fentlichen (kommunalen) Beiträge zur räum-
lichen Entwicklung sowie zur Prüfung der 
Hypothesen wird eine Variablenstruktur ver-
wendet (vgl. Abb. A 9), die das Handeln der 
öffentlichen Akteure und ihre Bezüge zu 
weiteren Beteiligten vor allem durch folgen-
de Faktoren zu erklären versucht:
• Werte, Orientierungen, Rollenverständnis
• Problemstellung und Aufgabenverständnis
• Allgemeine und besondere Rahmenbedin-
gungen.
Diese Strukturierung entspricht auch dem 
Aufbau der Hypothesen für diese Untersu-
chung.
1.3 Stand der empirisch fundierten 
Literatur
Der Blick in die jüngere, auf Empirie gegrün-
dete Literatur offenbart zunächst ein Patch-
work an Befunden, das aufgrund unter-
schiedlicher Begriffe, fehlender gemeinsamer 
Fragestellungen und theoretischer Grundla-
gen nur schwer zusammenzufügen ist. Den-
noch lassen sich Hinweise für die Überprü-
fung und Weiterentwicklung der Hypothesen 
gewinnen. 
Für die weitere Arbeit erscheinen uns ins-
besondere folgende Befunde bedeutsam:
• Mit Blick auf das Steuerungsverhalten der 
öffentlichen Akteure wird die »Entstandardi-
sierungsthese« überzeugend belegt. 
• Zahlreiche Studien setzen sich mit einzel-
nen Projekten sowie einer »Projektorientie-
rung kommunaler Planung« auseinander und 
gehen von einer Bedeutungszunahme dieser 
aus. Es gibt jedoch in den gesichteten Unter-
suchungen keinerlei Belege dafür, dass dieses 
auch auf die »Breite« kommunalen Handelns 
zutrifft. Ähnlich wie für andere Hypothesen 
(»Renaissance strategischer Pläne«, Zunahme 
von Kooperationen etc.) lässt sich allenfalls 
ein Bedeutungszuwachs im wissenschaftli-
chen Diskurs ausmachen.
• Zu der Frage nach den an Siedlungsflä-
chenentwicklungen beteiligten Akteuren gibt 
es kaum Studien. Die wenigen vorliegenden 
befassen sich mit einzelnen Akteuren oder 
Akteursgruppen bzw. widmen sich einzelnen, 
punktuellen Steuerungsfragen (z.B. projekt-
bezogen). Daneben gibt es Hinweise, dass es 
ganz verschiedene »Profile« kommunaler 
Steuerungsbemühungen gibt. 
• Im Sinne der »Governance-Perspektive« 
fehlt es an empirischen Erkenntnissen, die 
die Perspektive und Problemwahrnehmung 
(etc.) aller für eine räumliche Entwicklungs-
aufgabe relevanten Akteure gleichermaßen 
wiedergeben. Jedoch gibt es Studien die sich 
mit der Aufgabenwahrnehmung Einzelner 
befassen.
• Zahlreiche (verfahrensorientierte) For-
schungen widmen sich räumlichen Steue-
rungsformen (z.B. Instrumenten), richten die 
Sichtweise dabei jedoch mehr auf SOLL-Vor-
stellungen, denn auf IST-Zustände aus; viele 
sind normativ geprägt. Das gilt vor allem für 
Auseinandersetzungen mit Aspekten der 
nachhaltigen Flächenentwicklung.
• Einige Studien widmen sich den Orientie-
rungen und Zielen des Handelns kommunaler 
Akteure. Hier wird eine Ausrichtung an gän-
gigen Wertvorstellungen (z.B. Wachstum) 
offenkundig; die Etablierung neuer Paradig-
men zum Umgang mit Fläche scheint - zu-
mindest in den einzelnen Betrachtungen - 
weniger der Fall zu sein.
• Hinsichtlich der Bedeutungen von Rah-
menbedingungen dominieren aktuell demo-
grafie-bezogene Studien die Debatte. Hier 
stehen vor allem die »räumlichen Auswir-
kungen« und geforderte Handlungsstrategi-
en, denn reales Steuerungsverhalten der Be-
teiligten im Fokus. Unbestritten ist, dass in 
vielen Kommunen Deindustrialisierung und 
sinkende Bevölkerungszahlen Aufgaben und 
Handlungsmöglichkeiten beeinflussen.
Soweit schlaglichtartig und in Kürze einige 
wesentliche Aspekte aus der jüngeren empi-
risch fundierten Literatur. Weitere Bezüge 
zur Darstellung der Forschungsergebnisse 
(aus Kap. A 6) werden in den Abschnitten B 
und C hergestellt.
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2 Fünf empirische Näherungen
Aufbauend auf einem gemeinsamen For-
schungskonzept wurden fünf kleinere Unter-
suchungen – als »empirische Näherungen« 
und Erprobung des Untersuchungsansatzes –
durchgeführt. In Kurzform werden die Er-
gebnisse in Abschnitt B dargestellt. Hier fas-
sen wir im Querschnitt einige zentrale Er-
gebnisse zusammen:
2.1 Die Entwicklung der Siedlungsflächen 
durch kommunale und andere Akteure
Die Fallbeispiele aus Ost- und Westdeutsch-
land zeigten, dass viele Akteure direkt oder 
indirekt in die Siedlungsflächenentwicklung 
involviert sind. Neben Vertretern aus Verwal-
tung und Politik beeinflussen sowohl private 
Bauherren und -träger, Investoren, Banken 
und Wohnungsunternehmen als auch die 
Nachfrager die baulich-räumliche Entwick-
lung vor Ort. Jede Gruppe nimmt die Aufga-
ben und Probleme unterschiedlich wahr, be-
wertet sie anders und verfügt über verschie-
dene Mittel zur Einflussnahme. Dabei sind 
die Akteurskonstellationen in den Kommu-
nen nicht gleich; auch Gewichte und Rollen 
der Beteiligten sind unterschiedlich verteilt.
Innerhalb der Verwaltungen sind die 
Schnittstellen und Reibungspunkte zwischen 
verschiedenen involvierten Ressorts (Stadt-
planung, Liegenschaftsamt, Kämmerei, Wirt-
schaftsförderung) von Kommune zu Kom-
mune unterschiedlich ausgestaltet. Ebenso 
wird das Zusammenspiel von Verwaltung und 
Politik von den Befragten verschieden inter-
pretiert (wer folgt wem? wer gibt die Rich-
tung vor?).
In einzelnen Kommunen sind kommunale 
Eigenbetriebe in der Flächenentwicklung 
sehr bedeutend - mancherorts werden diese 
»schnell und oft« gegründet, um eigene, lo-
kalspezifische Entwicklungsabsichten umzu-
setzen (Beeinflussung des Bodenmarktes, 
gemäßigte Bodenpreise, soziale Mischung in 
einzelnen Baugebieten etc.) (vgl. Abschnitt B, 
Studie 3).
Von Interesse waren auch das Verhältnis und 
das Zusammenspiel zwischen öffentlichen 
und Marktakteuren, welches Bezug nehmend 
auf die Albersch‘e Differenzierung »Auffan-
gen, Anbieten, Entwickeln« betrachtet wurde 
(dazu mehr in Abschnitt D, Kap. 4.3). Auffäl-
lig war hier noch, dass sich die jeweiligen 
Praxisbeispiele nicht immer eindeutig den 
einzelnen Mustern zuordnen ließen. Zumeist 
ergänzen sich verschiedene Handlungsmus-
ter, greifen teils ineinander. 
Nicht nur die Interaktionen selbst, sondern 
auch die jeweiligen Instrumente und Ar-
beitsweisen wurden in Einzelstudien näher 
betrachtet: In den Kommunen wird jeweils 
mit einem »Mix« gearbeitet, der verschiedene 
Instrumente und Arbeitsweisen in spezifi-
scher Weise bündelt. Dabei fällt auf, dass 
einzelne Kommunen eher auf informelle In-
strumente zurückgreifen als andere. Oder 
auch »Projekte« in manchen Kommunen 
mehr, in anderen weniger an der Tagesord-
nung sind. In einigen Kommunen stellen die 
informellen Instrumente die zentrale Säule 
der kommunalen Stadtplanung dar: »Infor-
melle Instrumente sind das ‚A und O’ [...].» 
Andere gehen wiederum davon aus, dass die 
Bauleitplanung »das Handwerkszeug des 
Planers« oder »das Hauptinstrument« ist.
Letztendlich zeigt sich im Überblick über 
die Kommunen, dass informelle Instrumente 
formelle nicht ersetzen, sondern diese in lo-
kalspezifischer Weise ergänzen (vgl. Ab-
schnitt B, Studie 3 und 4).
Die Kommunen verfolgen verschiedene 
»Baulandmodelle oder -strategien» (1. Kom-
mune schafft nur Baurecht und Private ent-
wickeln oder 2. Kommune entwickelt Flächen 
eigenständig). Einige Kommunen agieren 
hier nach einem Standardmuster, andere 
entscheiden von Fall zu Fall neu. Ebenso va-
riieren Bedeutung und Reichweite sowie 
Zielsetzung (soziale, ökologische oder öko-
nomische Anliegen) des jeweiligen Flächen-
managements (vgl. Abschnitt B, Studie 3).
Mit Blick auf die Akteurskonstellationen 
und -interaktionen wird einmal mehr deut-
lich: es gibt eine Vielfalt an »Praxen«. Diese 
werden in Kap. 4.1 hinsichtlich »Persistenzen 
und Veränderungen, Kontinuitäten und 
Wandel« näher betrachtet.
2.2 Probleme und Aufgabenwahrnehmung
Der Alltag kommunaler Akteure ist durch 
eine Vielzahl an Einzelaufgaben geprägt, 
daneben sind sie doch immer wieder be-
müht, »die übergeordneten Linien« der Ent-
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wicklung der Stadt im Blick zu behalten. Die-
se Orientierung ist jedoch nicht mit entspre-
chenden Gestaltungsmöglichkeiten zu ver-
wechseln (vgl. Abschnitt B, Studie 1/2). 
In Kommunen, die aktuell oder absehbar 
Bevölkerung verlieren, wirken sich Aspekte 
der Bevölkerungsentwicklung auf Problem- 
und Aufgabenverständnis in der 
Flächenpolitik aus. Auch wenn die 
Ausprägungen - je nach Wahrnehmung und 
Interpretation - verschieden aussehen 
können, so lässt sich ein gemeinsames 
Grundanliegen erkennen: Abwanderung 
vermeiden und Zuwanderung ermöglichen. 
»Wanderung« scheint hier die (erhoffte) 
Stellschraube zu sein - jedoch werden in den 
meisten Fällen nicht entsprechende 
Wanderungs- oder Mobilitätsstudien 
zugrunde gelegt. 
Kaum eine Kommune verzichtet auf eine 
Angebotsplanung, in der Hoffnung, auf die-
sem Weg den Bevölkerungsrückgang aufhal-
ten oder mindern zu können – teilweise un-
ter Aufgabe anderer kommunaler Ziele und 
ungeachtet möglicher Folgekosten und -nut-
zungen. Auch in Kommunen mit sinkenden 
Bevölkerungszahlen, anhaltenden Struktur-
problemen in der Wirtschaft und angespann-
ter Haushaltslage werden Freiflächen für 
neue Wohngebiete genutzt.
In Räumen, in denen das »Einfamilienhaus 
im Grünen» immer noch als favorisierte 
Wohnform angesehen wird, verbleiben Neu-
baugebiete im Fokus der Flächenpolitik. Die 
Bestandsentwicklung wird zumeist als wich-
tiges Aufgabenfeld betrachtet, doch scheint 
dieser Bereich für öffentliche Akteure nur 
schwer mobilisierbar zu sein.
Es bleibt noch hinzuzufügen, dass die Bau-
landbedarfe - nach Aussagen einiger Betei-
ligter - heute weniger überdimensioniert 
eingeschätzt werden. Zudem sei eine Bedeu-
tungszunahmen qualitativer Aspekte auszu-
machen (vgl. Abschnitt B, Studie 3 und 5).
2.3 Werte, Ziele und Rollenverständnis
In dem Bestreben möglichst viele Einwohner 
zu halten und zu gewinnen bzw. maximale 
Marktpotenziale abzuschöpfen, agieren die 
öffentlichen Akteure stark nachfrageorien-
tiert. Es wird versucht, möglichst vielen po-
tenziellen Zielgruppen und den entsprechen-
den Wohnwünschen (urban, ländlich, dörf-
lich etc.) innerhalb der eigenen Gemarkung 
nachzukommen. Das impliziert, dass Innen- 
und Außenbereichsentwicklung nicht im 
Sinne eines »entweder oder«, sondern mehr 
als »sowohl als auch«, im Sinne einer »Dop-
pelstrategie« verstanden und praktiziert wer-
den. 
Handlungsleitend - v.a. für politische Ak-
teure - scheinen hier im Wesentlichen fol-
gende Faktoren: 
• eine grundlegende Wachstumsorientierung  
und -hoffnung sowie vielfach ein Verständ-
nis von »Entwicklung«, das diese mit »Wachs-
tum« gleichsetzt und daran gekoppelt ist;
• das Motto »so viel mitnehmen wie mög-
lich« (statt bspw. eindeutige baulich-räumli-
cher Schwerpunktsetzungen anzustreben) 
sowie 
• eine deutliche Nachfrageorientierung: in 
Art und Maß der Baulandbereitstellung wird 
auf die Wohnwünsche vermeintlicher Ein-
wohner reagiert;
• die ausgeprägte interkommunale und regi-
onale sowie teils auch intrakommunale Kon-
kurrenz um Einwohner oder Gewerbe.
Mit Blick auf das Steuerungs- und Aufga-
benverständnis war auffällig, dass sich die 
Sicht einzelner Akteure auf ein und dasselbe 
Verhalten stark unterscheiden kann. Anhand 
zweier Fragen lässt sich dieser Tatbestand 
gut darlegen: Wo hört Innenentwicklung auf 
und wo fängt Außenentwicklung an? Und 
inwiefern wird das eigene Verhalten als 
»nachhaltig« eingeschätzt? Die Begriffe »in-
nen» und »außen» werden mit (normativ ge-
prägtem) Blick auf die eigenen Wohnflä-
chenentwicklungen seitens der öffentlichen 
Akteure weit gedehnt. Ähnlich dehnbar 
scheint das Verständnis der »Nachhaltigkeit« 
bezogen auf das eigene Steuerungsverhalten 
zu sein. Es wurde augenscheinlich, dass sich 
Selbst- und Fremdwahrnehmung des selben 
Verhaltens, bzw. die Innen- und Außensich-
ten erheblich unterscheiden können. 
Hier wird wiederum erkenntlich, dass in 
entsprechenden Forschungen die Sichtwei-
sen verschiedener Akteure zu Grunde zu le-
gen sind. Ein Anliegen, das bereits an  ande-
rer Stelle verdeutlicht wurde (vgl. u.a. Ab-
schnitt A, Kap. 2 und 3).
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2.4 Rahmenbedingungen
Die Siedlungsflächenentwicklung wird stark 
durch die jeweils lokalspezifischen Ausprä-
gungen übergeordneter Einflussfaktoren wie 
wirtschaftliche oder demografische Entwick-
lungen und lokale Rahmenbedingungen (Flä-
chenverfügbarkeit, Mentalitäten, Planungs-
kultur etc.) geprägt. Jedoch lässt sich kaum 
ein deterministischer Einfluss von Rahmen-
bedingungen ausmachen, wie in Kap. 4.6 
noch ausgeführt wird: Entscheidend ist die 
spezifische Wahrnehmung durch die Ent-
scheidungsträger. 
Wird der Frage nachgegangen wie sich 
kommunale Steuerung unter Bedingungen 
des demografischen Wandels verhält, zeigt 
sich, dass erst ein akuter Problemdruck 
handlungsrelevant zu sein scheint: Die Be-
reitschaft, sich dem Thema zu stellen wächst 
mit der Betroffenheit und der konkreten Er-
fahrung vor Ort. Anderenorts scheinen wei-
terhin Verharmlosungen, Tabuisierungen und 
politisches Wunschdenken das Steuerungs-
verhalten zu prägen (vgl. Abschnitt B, Kap. 
5). Ein rigoroser Kurswechsel lässt sich in 
keiner der untersuchten Kommunen ausma-
chen, die durch demografischen Wandel oder 
wirtschaftliche Krisen gezeichnet sind. Allen-
falls kommen neue Steuerungsweisen zu 
dem bestehenden Spektrum hinzu: Punktuell 
gehen kommunale Akteure neue Schritte, 
während daneben an etablierten Zielen und 
Steuerungsmechanismen festgehalten wird.
Anders zeigt sich die Bedeutung ökonomi-
scher Rahmenbedingungen für das Steue-
rungshandeln vor Ort. Hier scheint der hohe 
Stellenwert meist unbestritten. Vielerorts gilt 
die Prämisse, dass andere, z.B. baulich-räum-
liche Ziele der Stärkung der lokalen Wirt-
schaftskraft und der Schaffung von Arbeits-
plätzen nach zu ordnen sind (vgl. Abschnitt 
B, Studie 3 und 5).
Daneben wirken sich lokale Rahmenbedin-
gungen auf die Flächenentwicklung aus; als 
wesentlich identifizieren ließen sich 
• die räumliche Ausgangslage vor Ort (Na-
turraum, Topographie, Flächenverfügbarkeit 
etc.): eine große Flächenverfügbarkeit führt 
dazu, dass entsprechend großzügig mit der 
Ressource umgegangen wird. Und sind die 
Siedlungsflächenpotenziale gering, kommt es 
eher zu einem »nachhaltigeren« Haushalten 
mit Boden.
• die finanziellen Möglichkeiten der Kom-
mune: Die kommunale Haushaltssituation 
kann eine drastische Einschränkung der 
Steuerungsressourcen der Kommunen zur 
Folge haben. Der Rückgang der Finanzmittel 
und die Auswirkungen auf die Steuerungs-
möglichkeiten (Budgets, Personalbestand) 
und Steuerungen selbst verlaufen jedoch 
nicht einheitlich (vgl. Abschnitt B. Studie 4 
und 5). In Kommunen, deren Steuerungs-
möglichkeiten sehr stark eingeschränkt zu 
sein scheinen, wurde vielfach auf die hohe 
Bedeutung von Bundes- und Landes-Förder-
programmen für die kommunale Siedlungs-
flächenentwicklung hingewiesen.
• die lokalen und regionalen Mentalitäten: 
Sie prägen zum einen die Nachfrageseite – 
so wird beispielsweise in ländlicheren Regio-
nen das freistehende Einfamilienhaus als 
nahezu einzige »vermarktbare« Wohnform 
gesehen; zum anderen beeinflussen sie auch 
den jeweiligen Umgang mit Problemen und 
Aufgaben der Flächenentwicklung. Die Inter-
viewpartner beschreiben die jeweiligen Men-
talitäten als schwer veränderbar (dazu mehr 
in Kap. 4.4).
Soweit ein stark geraffter Überblick über 
einige wesentliche Ergebnisse der empiri-
schen Näherungen an das Thema. Zum Teil 
an diese Ergebnisse anknüpfend wurde die 
Diskussion in der Werkstatt gestaltet. Die 
ersten Ergebnisse konnten so weitergehend 
diskutiert und sowohl aus planungsprakti-
scher als auch wissenschaftlicher Perspektive 
reflektiert werden.
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3 Hypothesenprüfung im Diskurs
In dem Werkstattgespräch diskutierten Fach-
leute aus Praxis und Wissenschaft die grund-
legenden Hypothesen sowie die entspre-
chenden ersten empirischen Hinweise: Ent-
lang der in Kap. 1 (D) benannten zehn Aus-
gangsfragen und -hypothesen wurde eine 
»Selbstaufklärung der Theorie mit Hilfe der 
Praxis« angestrebt. Auch hier wurde der Blick 
wieder auf das Aufgabenfeld der Flächen-
entwicklung (bzw. Teile dessen) gerichtet - 
exemplarisch betrachtet als ein Gegenstand 
von Planungs-, Steuerungs- und Entwick-
lungsbemühungen.
3.1 Die Entwicklung der Siedlungsflächen 
durch kommunale und andere Akteure
Für die Siedlungsflächenentwicklung wurde 
die Bedeutung kleinräumiger Betrachtungen 
hervorgehoben. Der Differenzierungsbedarf 
ist offenkundig: in einzelnen Räumen gibt es 
viele, in anderen wenige Veränderungen. Zu 
unterscheiden sind »Zuzugs- und Abwande-
rungsgemeinden«, ländliche und städtische 
Kontexte etc. 
Die derzeitige Flächeninanspruchnahme ist 
weit entfernt von der »30-ha-Zielvorgabe«, 
eine Trendumkehr ist nicht in Sicht. Auch die 
viel besprochenen Reurbanisierungstenden-
zen wurden als bestenfalls »zaghaft« be-
schrieben und sind teils wohl »mehr Mär als 
Trend«  oder einer »Wunschwirklichkeit« zu-
zuordnen. 
Diese trifft auch auf viele Leitbilder oder 
Zielvorstellungen zu, die rationales, zielori-
entiertes Handeln unterstellen. Die Realität 
zeichnet sich jedoch durch fragmentierte 
Interessenlagen aus und ist von dieser 
»Wunschwirklichkeit« weit entfernt. Objekti-
ve Rahmenbedingungen (Demografie, Öko-
logie), harte Fakten und programmatische 
Vorgaben treten hinter andere Interessen 
(Prestige, Macht etc.) zurück.
Wer ist an der Entwicklung beteiligt und von 
wem gehen wesentliche Impulse aus? Ver-
steht man Flächenentwicklung nicht nur als 
Schritt der rechtlichen Rahmensetzung, son-
dern dehnt ihn auch auf »Nutzung« aus, so 
zeigt sich ein sehr breites Akteursspektrum 
bestehend aus öffentlichen Akteuren sowie 
Grundstückseigentümern, Kapitalgebern, 
Projektentwicklern, Bauherren/-trägern, In-
teressenverbänden, Planern, Architekten, 
Dienstleistern sowie den späteren Nutzern. 
Diese Aufzählung ließe sich fortführen, doch 
wird bereits erkenntlich, dass sich die Prozes-
se der Siedlungsflächenentwicklung nur ver-
stehen lassen, wenn man diese Breite an Ak-
teuren und die verschiedenen Interessen, 
Ziele, Orientierungen, Ressourcen (etc.) sowie 
die Interaktionen betrachtet (»Governance-
Perspektive«).
Hier lässt sich die Feststellung anknüpfen, 
dass es seit jeher ein Zusammenwirken zwi-
schen öffentlichen und privaten Akteuren 
gibt - früher eher auf informeller Basis, heu-
te vielmehr in formalisierter Form.
Einigkeit bestand dahingehend, dass die 
Akteurslandschaften nicht statisch seien. 
Hier sei - als ein Beispiel für aktuelle Dyna-
miken - auf Veränderungen am Kapitalmarkt 
hingewiesen: Finanzinvestoren wirken, teils 
aus der Ferne, verstärkt auf lokale Märkte 
ein. Die jeweiligen Konstellationen und Än-
derungen dieser sind wiederum ortsspezi-
fisch ausgestaltet.
In der Werkstatt war es unstrittig, dass die 
Rolle Privater bedeutend ist. Investitionsinte-
ressen prägen wesentlich städtebauliche 
Entwicklungen; so können Private (bspw. 
ansässige Industrieunternehmen) durchaus 
als Beschleuniger von Neubauvorhaben auf-
treten. Dazu können schwindende kommu-
nale Ressourcen notwendige Kooperationen 
befördern. Grundsätzlich wurde das Zusam-
menwirken hinsichtlich der Frage »Wer trifft 
die Entscheidungen?« ambivalent einge-
schätzt. Die Frage, ob der Einfluss der priva-
ten Akteure auf kommunales Handeln zuge-
nommen habe, konnte nicht geklärt werden. 
Dies ist vor allem ein methodisches Problem, 
da Vergleichsstudien fehlen (vgl. Abschnitt D. 
Kap. 4).
Die »zivilgesellschaftlichen Akteure« wur-
den kaum thematisiert, so schien es in der 
Werkstatt. Implizit wurden sie - unterschei-
det man nach verschiedenen Rollen - sehr 
wohl mit betrachtet: So orientiert sich die 
Politik in ihren flächenpolitischen Entschei-
dungen stark an vermeintlichen »Wählerin-
teressen«, sind Bürger in Planungsverfahren 
beteiligt oder wirken an konkreten Projekten 
mit. Und letztendlich sind sie es, die als 
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Nachfrager in Erscheinung treten, interes-
siert an Baugrund oder Wohnraum. Der Ein-
fluss der Zivilgesellschaft wird jedoch nur 
durch aufwändige Rekonstruktion, teils auch 
nur »zufällig« sichtbar. Es fehlen »direkte« 
Instrumente, um diese Bereiche genau dar-
zulegen. 
In der Werkstatt wurde das Akteursspek-
trum nicht nur beschrieben, auch das Zu-
sammenwirken wurde diskutiert, wie in Kap. 
4.2 und 4.3 weiter ausgeführt wird.
3.2 Probleme und Aufgabenwahrnehmung
»Wer über Siedlungsflächenentwicklung 
spricht, könne über Entwicklungen im Be-
stand nicht schweigen«, so eine einvernehm-
liche Aussage in der Werkstatt. Neben quan-
titativer Steuerungen sei der Umgang mit 
dem Bestand z.B. entscheidend für die Errei-
chung des »30-ha-Ziels«.
Zentraler Aufgabenbestandteil für kom-
munale Akteure sei neben der Neuauswei-
sung von Bauland demnach auch die Flä-
chennutzung im Bestand. Doch gerade in 
diesem Bereich warten viele »ungelöste Fra-
gen«; verschiedene Verwertungs- und Nut-
zungsinteressen stoßen aufeinander. Die »in-
nere Stadterweiterung« und »Stadtreparatu-
ren« sind wichtige stadtstrategische Aufga-
benbereiche - so die Experten der Werkstatt.
Mit Blick auf die Aufgaben hieß es auch, 
sowohl auf mögliche Entwicklungen vorbe-
reitet zu sein und Vorsorge zu treffen, als 
auch selbst initiativ zu werden (rechtlich, 
wirtschaftlich, koordinierend, aktivierend 
etc.), wobei die Kenntnis des Marktes und 
der weiteren Steuerungsmechanismen we-
sentlich für die Umsetzung eigener Ziele sei.
Soweit die Darstellung des Aufgaben-
verständnisses seitens der Werkstatt-Teil-
nehmer. Und die Praxis?
Es ist nicht nur von vielfältigen Problemla-
gen und Aufgaben auszugehen, auch die 
Wahrnehmungen dieser können sich wieder-
um unterscheiden. Die Aufgaben der Sied-
lungsflächenentwicklung unterliegen in ho-
hem Maße der Interpretation. Soll die jewei-
lige Aufgabenwahrnehmung erfasst werden, 
so ist der Blick auf die lokalen Akteure und 
ihre jeweiligen Auffassungen von Hand-
lungsbedarf und -optionen zu richten. Dieser 
Gedanke ist fortzuführen, werden die Rah-
menbedingungen und ihre Bedeutung für 
die Siedlungsflächenentwicklung näher be-
trachtet (s.u.).
3.3 Werte, Ziele und Rollenverständnis
Mit Blick auf die Vielfalt der beteiligten Ak-
teure wurde Differenzierungsbedarf sichtbar: 
so kann weder über die Kommune noch über 
die Privaten gesprochen werden. Die unter-
schiedlichen Logiken, Interessen- und Motiv-
ationslagen, Ressourcen und Ziele wirken 
sich ganz verschieden auf Siedlungsflä-
chenentwicklung aus - mehr dazu auch in 
Kap. 4.4. Hier lässt sich ein weiterer Aspekt 
aus der Diskussion anknüpfen: Auch Steue-
rungsverhalten und Handlungsfähigkeit 
hängen unter anderen von der »Qualität« der 
bzw. den »Kompetenzen« in den Verwaltun-
gen ab.
Mit Blick auf die Immobilien sind bei-
spielsweise »Primärfunktionen« (Nutzungen) 
und »Sekundärfunktionen« (Kapital) zu un-
terscheiden, von denen wiederum verschie-
dene Raumwirksamkeiten ausgehen. Und 
auch öffentliche Akteure agieren durchaus 
entsprechend vielfältiger Logiken. Das ver-
meintliche »öffentliche Wohl« greift hier zu 
kurz. So wurde über betriebswirtschaftliche 
Motive, den zu wahrenden rechtlichen Rah-
men oder »mikropolitische« Angelegenheiten 
gesprochen - um nur einige öffentliche Inte-
ressen zu nennen. Hier sei auch auf die oft-
mals schwierige kommunale Haushaltslage 
verwiesen und eine Konsequenz: die »Öko-
nomisierung« kommunalen Handelns. Diese 
kann sowohl im »Kostenstellen-Denken«, 
Verkäufen kommunaler Liegenschaften oder 
anderen Aktivitäten am Bodenmarkt Aus-
druck finden.
Ökonomische Interessen führen auch, so 
einige Hinweise, dazu, dass sich programma-
tische Ziele im Alltagshandeln auflösen 
(bspw. durch die Androhung einer Betriebs-
verlagerung). So haben die kommunalen Zie-
le und Leitbilder oftmals nur eine geringe 
»Halbwertszeit«.
Nichtsdestotrotz sind klar nach außen be-
nannte Ziele für kommunales Handeln wich-
tig - sowohl um aktiv zu werden als auch um 
»Nein« zu sagen. Die Durchsetzung kommu-
naler Ziele hinge dabei maßgeblich auch von 
dem politischen Willen ab.
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3.4 Rahmenbedingungen
Wirtschaftliche Stagnation, hohe Arbeitslo-
senquoten, sinkende Einkommen und Kauf-
kraft der Haushalte sowie Bevölkerungsver-
luste zeigen sich mancherorts in einer nach-
lassenden Nachfrage nach Wohnraum (vor 
allem im Geschosswohnungsbau) und Bau-
land. Grundsätzlich blieb jedoch festzuhal-
ten, dass sich wirtschaftliches Wachstum und 
Schrumpfung stark selektiv auswirken. 
Bevölkerungsverluste bedeuten nicht 
gleichsam einen Stop der Flächeninan-
spruchnahme - hier wirken verschiedene 
Faktoren: bspw. «nachholende Siedlungstä-
tigkeiten« (Ostdeutschland), die Entwicklung 
der Haushaltszahlen, die lokalen Potenziale 
zur Eigentumsbildung oder auch die Aus-
blendung realer Nachfragerzahlen durch die 
Entscheidungsträger. 
Zu letztgenanntem Punkt wurde ergän-
zend resümiert: Auch wenn die Akzeptanz 
gegenüber Prognosen derzeit steigt, so be-
deute das nicht zwangsläufig, dass sich Ein-
sicht auch in Handlungsrelevanz nieder-
schlage und bspw. Bedarfe adäquat einge-
schätzt würden.
Eine zentrale Feststellung in der Diskussion 
war, dass die Auswirkungen übergeordneter 
und lokaler Rahmenbedingungen durch die 
beteiligten Akteure »gefiltert« werden: Das 
kann zu regions- und ortsspezifischen Resul-
taten führen, auch bei vergleichbaren Aus-
gangssituationen und Aufgaben. Filtereffek-
te können sich durch individuelle Wahrneh-
mungen, »Planungs- und Politikkulturen«, 
»Traditionen«, »Mentalitäten«, die Leistungs-
fähigkeit der Verwaltung oder zugrunde lie-
gender Informationen etc. ergeben. Hier 
wurden verschiedene Aspekte diskutiert, die 
weiterer Untersuchungen bedürfen.
Hinsichtlich der rechtlichen Rahmenbedin-
gungen ließ sich Ähnliches feststellen: recht-
liche Änderungen führen nicht zwangsläufig 
zu anderen Handlungsweisen. An erster Stel-
le stünden die inhaltlichen Belange, erst in 
Orientierung an diesen würden entsprechen-
de Instrumente aus dem »Instrumentenkas-
ten« ausgewählt.
Im Überblick über die Diskussion bestand 
Einigkeit dahingehend, dass Aussagen für die 
Kommune oder den Beitrag der Kommune 
sich nicht ohne Weiteres treffen lassen. Es 
blieb offen, inwiefern erkennbare Verände-
rungen im kommunalen Handeln in Verbin-
dung mit den Rahmenbedingungen zu sehen 
sind.
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4 Folgerungen und Ausgangs-
punkte für die weitere Forschung 
Was ist nach dem mehrmaligen Hin- und 
Herwenden zentraler Thesen aus der jünge-
ren planungstheoretischen Diskussion mitzu-
nehmen? Zunächst ist man versucht zu sa-
gen: »We are still confused, but on a higher 
level«. Das ist insofern zutreffend, als zwei-
fellos viele Fragen noch offen sind und der 
weiteren Betrachtung bedürfen. Aber es hat 
auf dem Weg von der ersten Hypothesenzu-
sammenstellung über die drei Etappen der 
Prüfung und Erörterung – Literatur (A6), di-
verse empirische Näherungen (B) und Diskurs 
(C) – bis zur zusammenfassenden Auswer-
tung doch deutliche Erkenntnisfortschritte 
gegeben. Einige zentrale Aspekte werden 
hier in sehr knapper Form zusammengefasst, 
um so auch mögliche Ausgangspunkte für 
weitere Forschung zu markieren.
Im Mittelpunkt (4.1-4.4) steht auch hier 
der Beitrag verschiedener, insbesondere 
kommunaler Akteure zur Entwicklung der 
Siedlungsflächen sowie die dabei zur An-
wendung kommenden Governanceformen 
(und deren möglicher Wandel).
Daran schließen sich einige kurze Thesen 
an, die auf mögliche erklärende Variablen für 
das Handeln der (kommunalen) Akteure hin-
weisen. 
Unmittelbar mit der resümierenden Dar-
stellung zentraler Ergebnisse des For-
schungsprojekts werden jeweils Folgerungen 
und Herausforderungen für die weitere wis-
senschaftliche Arbeit verbunden.
4.1 »Governance-Shift«. 
Über Persistenz und Veränderung, 
Kontinuität und Wandel.
In den jüngeren planungstheoretischen Bei-
trägen ist viel von Veränderung die Rede, 
von Wandel und »turn«. Entsprechend bilden 
Annahmen über Wandlungsprozesse einen 
wesentlichen Anteil der Ausgangshypothesen 
– etwa: dass an die Stelle hoheitlicher In-
strumente kooperative träten, dass formell 
definierte Verfahren durch informell gestal-
tete ersetzt würden und so fort. 
Die verschiedenen Überprüfungsschritte 
machen nun zweierlei deutlich:
 Erstens scheint es – zumindest im Hand-
lungsfeld Siedlungsentwicklung – solche 
Kehrtwendungen nicht zu geben. Zwar sind 
durchaus »informelle« Steuerungsformen 
vorzufinden, aber sie stehen neben den ge-
setzlich geregelten Verfahren, betten sie 
gleichsam kommunikativ ein. Zwar sind Koo-
perationen zu finden, aber sie haben in der 
Regel »harte Kerne«, zu denen hoheitliche 
Rahmensetzungen für die Bodennutzung 
(etwa im Zuge der verbindlichen Bauleitpla-
nung) gehören. Wie schon früher und in an-
deren Zusammenhängen festgestellt wurde, 
kann also nicht von »entweder/oder«  son-
dern bestenfalls vom »sowohl/als auch« ge-
sprochen werden.
Zweitens ist somit – bei der Entwicklung 
von Siedlungsflächen – ein hohes Maß an 
Persistenz und Kontinuität festzustellen. Das 
gilt sowohl für die kommunalen Steuerungs-
bemühungen wie auch für die tatsächlich 
wirksamen Orientierungen im Handeln der 
Akteure etc. Wenn Veränderungen der »In-
terdependenzgestaltung« stattfinden, dann 
im »Shift«-Modus: Neues tritt nicht an die 
Stelle des Alten, sondern das Eine ergänzt 
das Andere. Gegebenenfalls findet eine gra-
duelle Verschiebung bzw. eine Umgewich-
tung von Bedeutungen statt, die allerdings 
(dazu unten mehr) schwer zu erfassen ist.
Aus Beidem folgt unmittelbar: Wenn For-
schung Aussagen über den Stand des Pla-
nens, Steuerns und Entwickelns treffen will, 
wird sie ihre Aufmerksamkeit dem Gesamt-
bild zuwenden müssen und Neues wie Fort-
bestehendes im Zusammenhang betrachten 
müssen. Die isolierte Auseinandersetzung mit 
nur einer Seite (in der jüngeren Vergangen-
heit waren dies die vermeintlich neuen Steu-
erungsformen etc.) führt zu einer erhebli-
chen Verzerrung des Bildes und zu realitäts-
fernen Folgerungen.
Eine Herausforderung bleibt weiterhin auch 
die Frage, was eigentlich »neu« ist und wie 
genauer bestimmt werden kann, wie groß 
der Grad der Veränderungen ist. 
Hier handelt es sich im Wesentlichen um 
zwei einander überlagernde methodische 
Probleme: 
Zunächst muss gefragt werden, ob das, 
was Veränderung genannt wird, tatsächlich 
substanziell »Neues« im kommunalen Han-
deln und in der Wirklichkeit vor Ort bezeich-
net – oder ob sich in erster Linie die wissen-
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schaftlichen Wahrnehmungsweisen und Be-
griffe ändern und die Wirklichkeit, nun aus 
veränderter Perspektive betrachtet, verän-
dert wirkt. 
So verhielt es sich zum Beispiel in jener 
Forschungsphase, die als »Entdeckung der 
Akteure« bezeichnet wurde (Ende 80er/Be-
ginn 90er Jahre): Die scheinbar monolithi-
schen Blöcke von »Staat« und »Markt« wur-
den mit anderen Augen betrachtet, lösten 
sich in »Sphären« mit zahlreichen Einzelak-
teuren auf – und selbst zwischen den Sphä-
ren waren Akteure zu finden, die sich jeder 
Klassifikation zu entziehen schienen. Diese, 
dann »intermediär« genannten Organisatio-
nen und die ihnen eigenen Funktionen des 
Vermittelns zwischen den Welten waren a-
ber, wie sich dann herausstellte, keineswegs 
neu. Es gab beides bereits – die intermediä-
ren Arbeitsweisen wie die Organisationsfor-
men – sie wurden aber erst jetzt »entdeckt« 
und mit Begriffen belegt. Neu war also die 
Betrachtungsweise. Das Beobachtete und 
Bezeichnete selbst gab es bereits, bevor ein 
wissenschaftlicher Begriff dafür gefunden 
wurde (»avant la lettre«).
Es ist nicht auszuschließen, dass es sich mit 
der heutigen Diskussion um Governance zu 
Teilen ähnlich verhält: In der Literatur wird 
vielfach davon ausgegangen, dass das Zu-
sammenwirken öffentlicher und privater Ak-
teure in der Stadtentwicklung ein neues 
Phänomen sei. Aber: Trifft das im Hand-
lungsfeld Siedlungs(flächen)entwicklung zu? 
Ist hier nicht vom Beginn der modernen 
Stadtplanung (Mitte des 19. Jahrhunderts) 
an stets ein aufeinander bezogenes Handeln 
öffentlicher und privater Akteure zu be-
obachten? Ist das gesamte rechtliche In-
strumentarium zur Regulierung von Art und 
Maß der Bodennutzung nicht eben auf die 
Gestaltung dieser Interdependenz ausgerich-
tet? Es spricht sehr viel dafür, dass hier also 
nicht das »Ob« sondern bestenfalls das »Wie« 
der Ausgestaltung öffentlich-privater Inter-
dependenzen »neu« sein könnte. 
Aber selbst wenn man dieser Spur nach-
geht und etwa eine Zunahme spezifischer 
Kooperationsformen zwischen öffentlichen 
und privaten Akteuren vermutet, so wird 
man auch hier in der Geschichte des Städte-
baus auf eine Vielzahl von Beispielen für 
kleine und große Projekte stoßen, die in en-
ger Partnerschaft von zum Beispiel kommu-
nalen und privatwirtschaftlichen Akteuren 
entwickelt wurden. Und selbst die Rechts-
entwicklung trägt solchen Anforderungen 
bereits seit mehr als dreißig Jahren Rech-
nung. 
Dennoch sprechen einige Indizien dafür, 
dass heute städtebauliche Verträge und ver-
gleichbare Vereinbarungen zwischen priva-
ten und kommunalen Akteuren eine größere 
Bedeutung haben, als dies früher der Fall 
war. Aber damit eröffnet sich ein weiteres 
methodisches Problem: Die präzise Kenn-
zeichnung eines »status quo ante«. Wer etwa 
heutige Zustände mit denen vor dreißig Jah-
ren systematisch vergleichen will, wird kaum 
auf verlässliche und begrifflich wie metho-
disch ähnlich angelegte Untersuchungen 
stoßen. Zudem besteht – siehe oben – die 
Gefahr, dass es früher durchaus den heutigen 
vergleichbare Phänomene gab, sie aber an-
ders benannt wurden oder in anderem Ge-
wand auftraten (können etwa die »Koopera-
tionen« der vorstaatlichen Gemeinwirtschaft 
mit staatlichen Akteuren in den 70er Jahren 
zu heutigen Formen der Zusammenarbeit in 
Beziehung gesetzt werden?).
Legt man strenge Maßstäbe an, ist also 
»Wandel«, so ein Fazit, bislang nur in Aus-
nahmefällen empirisch eindeutig dingfest 
gemacht worden: Hier eröffnet sich – was 
Konstanz und Veränderungen betrifft – noch 
ein weites Betätigungsfeld zum Beispiel für 
eine historisch orientierte Governance-For-
schung.
Die bisherigen Folgerungen besagen – um 
Missverständnisse zu vermeiden – keines-
falls, dass Veränderungen nicht stattfinden 
oder von geringer Bedeutung sind. Sie wei-
sen nur darauf hin, dass
• Kontinuität und Wandel erst gemeinsam 
ein vollständiges Bild ergeben und die Erklä-
rung von fortdauernden Handlungsmustern 
ebenso bedeutsam ist wie die der vermeintli-
chen Veränderungen;
• stets sorgfältig untersucht und unter-
schieden werden muss, ob sich Realitäten, 
Forschungsperspektiven oder Diskurse wan-
deln;
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• die Identifikation von vermeintlich »Neu-
em« hohe methodische Anforderungen und 
historische Tiefenschärfe verlangt.
In diesem Zusammenhang ist auf einen wei-
teren Aspekt hinzuweisen, der in der Vergan-
genheit möglicherweise zu vorschnellen 
Rückschlüssen auf den Wandel von Go-
vernanceformen in der Stadtentwicklung 
geführt hat: Zweifellos wiesen und weisen 
insbesondere die ökonomischen und demo-
grafischen Rahmenbedingungen eine ausge-
prägte Dynamik auf. Auch das Rechtssystem 
ist in ständiger Bewegung, in den letzten 
Jahren vor allem induziert durch Impulse von 
der EU-Ebene. Aus der Auseinandersetzung 
mit diesem Wandel der Rahmenbedingungen 
werden gelegentlich entsprechenden Verän-
derungen der Handlungsweisen vor Ort »de-
duziert«. Das erscheint vielfach plausibel und 
muss dennoch nicht mit der Wirklichkeit 
übereinstimmen. Insofern ist auch hier Be-
hutsamkeit bei Analyse und Folgerungen 
geboten (vgl. ausführlicher These 6).
4.2 Statt »entweder/oder« »und«. 
Über den Mix der Instrumente und die He-
rausbildung von »Steuerungsprofilen«. 
Alle Überprüfungsschritte des Projekts haben 
eindeutig die »Gleichzeitigkeitsthese« belegt: 
Verschiedene Instrumente und Steuerungs-
formen aus unterschiedlichen Entwicklungs-
epochen der Stadtplanung bestehen neben-
einander fort und werden in den Verfahren 
der Siedlungsflächenentwicklung auf unter-
schiedliche Weise miteinander verknüpft. 
Damit lösen sich die Gegensatzpaare, die 
im jüngeren planungstheoretischen Diskurs 
konstruiert wurden, in Zusammenhängen 
auf:
• informelle Arbeitsweisen begleiten die 
Handhabung formeller Verfahren, informelle 
Pläne bilden den inhaltlichen Kontext für die 
gesetzlich definierten Planarten usf.;
• viele Prozesse der Siedlungsflächenent-
wicklung beinhalten sowohl kooperative wie 
hoheitliche Elemente etc.;
• punktuelle, projektförmige Interventionen 
erfolgen vor dem Hintergrund räumlich ü-
bergreifender Planungen und so fort.
Ein Denken in Alternativen führt hier also 
sowohl praktisch wie theoretisch in die Irre. 
Entwicklung von Siedlungsflächen vollzieht 
sich aber, indem ein »Mix« von Steuerungs-
formen zur Anwendung kommt. Allerdings 
kann diese »Instrumentenmischung« sehr 
verschieden sein - etwa einen besonders 
ausgeprägten PPP-Anteil aufweisen, durch 
unternehmerische Aktivitäten kommunaler 
Unternehmen geprägt sein, deutlich auf 
»Angebotsplanung« ausgerichtet bleiben o-
der in besonderer Weise »dialogorientiert« 
sein.
Es besteht Grund zu der Annahme, dass es 
spezifische »Profile« gibt, die je nach Ge-
meinde, Aufgabe oder Akteurskonstellation 
verschieden sind. 
Die Herausforderung für zukünftige For-
schung besteht also darin, diese Vermutung 
zu überprüfen. Dazu bedürfte es sinnvoller 
Begriffe, mit denen die »Profile« beschrieben 
werden können (die Gegensatzpaare infor-
mell/formell etc. sind nur bedingt geeignet) 
sowie geeigneter Methoden, um etwa die 
diskursive Einbindung von Verfahren abzu-
bilden. Gelingt eine entsprechende »Profil-« 
oder »Typenbildung« könnte versucht wer-
den, die Entstehung solcher »Profile« zu er-
klären.
4.3 »Be Prepared« 
Über kommunales Handeln 
im Akteurskontext
Ebenfalls ein deutlicher Erkenntnisfortschritt 
konnte bei der Frage nach den Handlungs-
mustern oder »Schichten« unterschiedlicher 
Steuerungsformen erzielt werden: Wenn 
»Auffang-, Angebots-, Entwicklungsplanung« 
als »Muster« der Gestaltung des Verhältnisses 
von kommunalen Akteuren zu den Marktak-
teuren werden, so ist in der Tat festzustellen, 
dass alle diese Verhaltensweisen gleichzeitig 
zu beobachten sind. Es handelt sich also nicht 
um jeweils abgeschlossene »Phasen« der Ent-
wicklung, sondern eher um »Schichten«, die 
einander überlagern. Dabei dominieren, wie 
unsere erkundenden Studien (vgl. Abschnitt B 
1 und 2) nahe legten und wie im Rahmen des 
Werkstattgesprächs deutlich unterstrichen 
wurde, die historisch »früheren« Schichten 
eindeutig: Ein großer Teil der kommunalen 
Aktivitäten im Handlungsfeld Siedlungsflä-
chenentwicklung besteht aus Reaktionen auf 
Marktimpulse. Das aber kann nicht als wer-
tende Beschreibung verstanden werden. Viel-
mehr liegt dies im Wesen der Entwicklung 
von Siedlungsflächen: Sie wird vorrangig 
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über die an verschiedenen Märkten (Immobi-
lien-, Bau-, Kapitalmarkt) agierenden priva-
ten Akteure geprägt, während die kommuna-
len Akteure Rahmenbedingungen definieren, 
die Erschließung gewährleisten und ggf. 
notwendige Infrastrukturen bereit stellen.
Ein Vertreter der kommunalen Praxis fasste 
diesen Sachverhalt in der knappen Formulie-
rung zusammen: »Die Kommunen können die 
wirtschaftlichen Impulse nicht selbst setzen. 
[…] Es gibt daher keinen anderen Weg, als 
auf das Marktgeschehen zu reagieren. Ent-
scheidend ist es, vorbereitet zu sein«. 
So betrachtet verliert zunächst die in der 
Hypothese von den drei »Schichten« ange-
legte Strukturierung kommunalen Handelns 
ihre Unterscheidungskraft, denn grundsätz-
lich ist von einem reaktiven Grundverhältnis 
auszugehen. 
Aber auch dieses kann unterschiedlich ge-
staltet werden: Die Reaktion kann punktuell 
sein und sich im Sinne einer »Anpassungs-
planung« auf den einzelnen Impuls (z.B. die 
Bauabsicht an einem konkreten Standort) 
beziehen. In diesem Fall werden dann, wie es 
hieß, »einzelne private Entwicklungsabsich-
ten abgearbeitet«. Es gibt aber auch eine 
Reaktionsweise, die den Marktimpuls anhand 
vorab erarbeiteter Konzepte (Pläne, Pro-
gramme) bewertet und einordnet oder ihn 
sogar für deren Umsetzung nutzbar macht.
»Be prepared«, so lautete die Forderung der 
Praktiker und in der Art dieser Vorbereitung 
sowie der damit möglichen Reaktionsweisen 
lassen sich dann doch Unterschiede im 
kommunalen Handeln identifizieren.
Dabei dürfte von wesentlicher Bedeutung 
sein, ob die Kommunen eigene Handlungs-
ziele verfolgen und die vorbereitend erarbei-
teten Rahmenpläne oder Strategien geeignet 
sind, private Vorhaben aufzugreifen und 
nutzbar zu machen.
Das Vorhandensein solcher Konzepte bietet 
jedoch keine Gewähr für deren Durchsetz-
barkeit. Oft genug, das machen die Fallstudi-
en ebenso deutlich wie die Praxisberichte, 
werden sie unterlaufen, kommen zu spät 
oder werden politisch für Einzelfälle dispen-
siert. Dies macht deutlich, dass kommunale 
Stadtplanung (hier verstanden als konkreter 
Akteur innerhalb der öffentlichen Verwal-
tung) nur eine Beteiligte unter vielen ist und 
ihre Pläne und Programme schon innerhalb 
der Verwaltung oder gegenüber der Politik 
an Wirk- und Bindungskraft verlieren kön-
nen, wenn sie nicht ohnehin durch die Ei-
gendynamik (und das Durchsetzungsvermö-
gen) der privaten Initiativen außer Kraft ge-
setzt wird.
Die theoretischen Erörterungen über »die 
Planung« haben sich einer solchen Sichtwei-
se auf die Akteursstruktur bislang vorwie-
gend verschlossen. Sie sind im Sinne der ver-
fahrensbezogenen Betrachtung von einem 
planenden Subjekt (Staat/Kommune) ausge-
gangen, das Konzepte entwickelt, die zur 
Umsetzung erforderlichen Verfahren gestal-
tet und so eigene Ziele (mehr oder minder 
erfolgreich) im Raum durchsetzt. 
Die Beobachtungen im Handlungsfeld 
Siedlungsflächenentwicklung und die »Go-
vernance-Perspektive« legen eine andere Be-
trachtungsweise nahe: Hier sind die kommu-
nalen Akteure selbst sehr viel deutlicher zu 
differenzieren (siehe dazu auch These 5) und 
zugleich ist dem grundsätzlichen Kräftever-
hältnis zwischen den die Entwicklung prä-
genden privaten und den Rahmen setzenden 
kommunalen Akteuren zu berücksichtigen.
Aus dieser Perspektive werden dann auch 
einige Fragen neu zu stellen sein: Etwa die 
nach der Rolle der privaten Akteure. In der 
jüngeren Diskussion ist viel von der zuneh-
menden Rolle privater Akteure in der Stadt-
entwicklung die Rede. Mit Blick auf die Sied-
lungsflächen ergibt eine solche These zu-
nächst keinen Sinn, denn hier bestimmen die 
Boden- und Immobilienmärkte a priori die 
Entwicklungsdynamik. Erst wenn man z.B. 
die sich ändernde Rollenverteilung bei der 
Entwicklung konkreter Projekte – und hier 
insbesondere bei der Erschließung – berück-
sichtigt, werden vermehrt private Akteure 
bereits im Vorfeld der Planaufstellung als 
unmittelbar Beteiligte erkennbar. Aber ob die 
Übernahme von Kosten (für Infrastrukturen 
z.B.), die in Zeiten wirtschaftlicher Prosperi-
tät von den Kommunen getragen wurden, als 
»Bedeutungszuwachs« dieser Akteure inter-
pretiert werden sollte, muss bezweifelt wer-
den. 
Ergänzend sei darauf hingewiesen, dass es 
Regionen gibt, in denen das »A priori« der 
Siedlungsentwicklung durch private Impulse 
nicht zutrifft – weil es hier überhaupt an 
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privatem Investitionsinteresse fehlt. Das 
kann, wie wir in einzelnen Fallstudien 
feststellten, dazu führen, dass kommunale 
Akteure (etwa öffentliche Entwicklungsge-
sellschaften) hier selbst substitutiv tätig 
werden (müssen), womit sich dann ein deut-
lich anderes Rollengefüge präsentiert.
Auch könnte gefragt werden, unter welchen 
Bedingungen denn Pläne, die von einem be-
teiligten Akteur erarbeitet wurden oder Stra-
tegien, auf die sich ein Verbund von Akteu-
ren verständigt hat, entwicklungsbestim-
mend – oder, in den Worten eines Werkstatt-
Teilnehmers – wann »Städte strategiefähig« 
werden. 
Dabei ließe sich – unter anderen – eine 
Vermutung prüfen, die schon verschiedent-
lich in der Literatur angedeutet wurde und 
auf die auch einige Indizien unserer jüngeren 
empirischen Arbeit hinweisen: Kommunen 
wirken an der Entwicklung der verschiede-
nen Teilräume ihres Stadtgebietes in unter-
schiedlich intensiver Weise mit: Große Teile 
des Stadtgebietes (insbesondere im Bestand) 
entwickeln sich nahezu vollständig markt-
vermittelt, in anderen (vor allem neuen oder 
wieder zu nutzenden Siedlungsbereichen) 
sind die Kommunen durch Rahmensetzungen 
per Bauleitplanung präsent und in einigen 
wenigen Ausschnitten des Stadtgebietes (es 
kann sich dabei um neue Entwicklungsberei-
che ebenso handeln wie um Schlüsselprojek-
te in der Innenstadt, die In-Wert-Setzung 
eines Grünraumes oder das Quartiersmana-
gement in einem »Soziale-Stadt«-Gebiet) 
beteiligen sich die Kommunen über die 
Rahmensetzung hinaus mit unterschiedli-
chen weiteren Steuerungsformen (Boden-
markt, Standortentwicklung, Marketing, Ma-
nagement, Verträge, PPP-Projekte etc.). 
Es stellt sich mithin die Frage, welche Fak-
toren diese unterschiedlichen Steuerungsin-
tensitäten und räumlichen Selektivitäten 
prägen. Dazu gab es erste Hinweise (vgl. Ab-
schnitt A Studie1/2):
• So können die jeweils spezifischen Aufga-
ben, vorhandene Flächenpotenziale oder die 
Bedeutung des Raumausschnittes für die 
Gesamtstadt ausschlaggebend sein.
• Auch der Druck, der z.B. von Grundeigen-
tümern und Investitionsinteressierten aus-
geht, kann zusätzliche kommunale Aktivitä-
ten auslösen – zumal dann, wenn sich damit 
Interessen der Politik verbinden lassen.
• Aber auch die Bevölkerung hat hier Ein-
fluss – sei es fordernd (Verbesserung etwa 
der Verkehrssituation) oder in der Rolle des 
Antagonisten (gegen private oder öffentliche 
Bauabsichten).
Das legt die Vermutung nahe, dass die ö-
konomische Situation der Teilräume (Boden-
preisdynamik) oder ihre soziale Struktur  
(Bevölkerungszusammensetzung, aktive ver-
sus passive Bürger bzw. Rolle/Ansehen und 
»bargaining power«) teilweise erklären könn-
ten, wann und warum eine intensive Mitwir-
kung öffentlicher Akteure an der räumlichen 
Entwicklung ausgelöst wird. Auch das Vor-
handensein kommunaler Grundstücke (die 
zur Haushaltsstabilisierung mit Baurechten 
veräußert werden sollen) kann, wie Beispiele 
zeigen, ein auslösender Faktor sein. 
Diese räumlichen Selektivitäten sind aller-
dings nicht als »Rückzug aus der Fläche« zu 
verstehen. Das klassische Instrumentarium 
war und ist räumlich begrenzt ausgerichtet.
Überlegungen wie diese implizieren jedoch, 
dass »Strategiefähigkeit« kommunaler Akteu-
re wohl nur teilräumlich und vermutlich für 
jeweils begrenzte Zeiträume herstellbar ist. 
Außerdem, so wurde im Werkstattgespräch 
vermutet, seien womöglich Verbundbildun-
gen unter Akteuren (verschiedene Verwal-
tungsbereiche, Politik, ggf. private Akteure), 
die Identifikation der Bürgerschaft mit »ih-
rer« Stadt sowie die Einbettung in einen lo-
kalen »planungskulturellen« Konsens (dazu 
mehr unten) Faktoren, die eine vorsorgende 
und strategisch ausgerichtete Planung ge-
genüber den privaten Impulsen stärken 
könnten.
Dies sind, wie gesagt, Vermutungen. Sie 
verweisen auf ein großes Forschungsfeld, das 
dem spannungsreichen Verhältnis von 
Marktdynamik und öffentlichen Reaktions-
möglichkeiten im oben beschriebenen Sinne 
gewidmet ist.
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4.4 Wachsende Unübersichtlichkeit. 
Über notwendige Differenzierungen des 
Akteurs- und Aktivitätenspektrums
Am Anfang der Planungstheorie im Kontext 
räumlicher Entwicklung war das Weltbild 
einfach: Es gab den »Markt« und den «Plan« 
(= »Staat«). Beide standen für grundsätzlich 
verschiedene Rationalitäten und Werte und 
sie schienen sich im Raum antagonistisch 
gegenüber zu stehen. In den späten 80er 
Jahren setzte dann ein Prozess ein, der als 
»Entdeckung der Akteure« bezeichnet wurde. 
Er löste in der wissenschaftlichen Diskussion 
einen differenzierteren Umgang mit den In-
stitutionen und Gruppen, die an Stadtent-
wicklung beteiligt sind, aus. Es wurde deut-
lich, dass 
• innerhalb der Spähren von Staat und 
Markt viele Akteure mit durchaus eigenen 
Handlungslogiken tätig sind – und auf die 
Entwicklung des Raumes einwirken;
• neben Staat und Markt eine weitere Sphä-
re zu beachten ist; die der Zivilgesellschaft 
(und was der Bezeichnungen mehr sind);
• sich zwischen den Sphären weite Bereiche 
eröffnen, in den sich Institutionen und Or-
ganisationen tummeln, die nicht eindeutig 
zuzuordnen sind (Intermediäre, z.B. non-go-
vernmental-organizations etc.).
Dieser Differenzierungsprozess scheint a-
ber noch keinesfalls abgeschlossen zu sein. 
Vielmehr wird insbesondere mit der »Go-
vernance-Perspektive« die Sicht auf die Akt-
eursvielfalt noch einmal deutlich genauer. 
Zugleich schärft diese Betrachtungsweise 
den Blick dafür, dass die frühere Annahme, 
jede der Sphären verfolge spezifische, eigene 
Logiken und handele auf besondere Weise, so 
nicht zutrifft: Offensichtlich handeln kom-
munale Akteure auch marktförmig und dass 
Unternehmen auch »planen« liegt ohnehin 
auf der Hand. So kann es also auch innerhalb 
der Sphären zu Widersprüchen kommen, die 
aus unterschiedlichen Handlungslogiken 
(Werten, Interessen) und Steuerungsweisen 
resultieren (z.B. zwischen Liegenschaftsamt, 
Kämmerei, kommunalen Wohnungsbauträger 
und Stadtplanungsamt – um nur ein enges 
Akteursspektrum zu umreißen).
Die im Rahmen des hier dargestellten For-
schungsprojektes durchgeführten Untersu-
chungen bestätigen die Notwendigkeit ent-
sprechender Differenzierungen. 
So wurde im Rahmen der »empirischen 
Näherungen« ebenso wie durch den Diskurs 
zwischen kommunaler Praxis und Wissen-
schaft im Rahmen des Werkstattgesprächs 
deutlich, dass es die Kommune oder die 
kommunalen Akteure als Einheit nicht gebe. 
Man müsse, so wurde betont, jeweils sehr 
genau betrachten, wer auf welche Weise an 
Planungs- und Entscheidungsprozessen mit-
wirke. Dann werde erkennbar, dass Unter-
scheidungen zwischen Politik und Verwal-
tung ebenso notwendig seien wie weitere 
Differenzierungen – die etwa den Aufga-
benverteilungen und Hierarchien öffentli-
cher Verwaltungen gerecht werden. Auch 
auf der politischen Seite könne eine Unter-
scheidung der Rolle von Ausschüssen, Frakti-
onen und Parteien hilfreich sein. 
Ganz wesentlich sei auch die Auslagerung 
von Aufgaben in kommunale Unternehmen. 
Deren Verhalten sei, so hieß es, oftmals nur 
noch schwer abstimmbar mit Kern-Zielen der 
kommunalen Stadtplanung: »Die Tochterge-
sellschaften entwickeln eine Eigendynamik 
und entziehen sich immer stärker der Kon-
trolle durch die Kommune«. Als Beispiel wur-
den etwa ausgelagerte Entwicklungs- und 
Grundstücksgesellschaften genannt, die 
»verkaufen müssen, um schwarze Zahlen zu 
schreiben – auch wenn das im konkreten Fall 
dann nicht mit den Zielen der städtebauli-
chen Planung vereinbar ist«. Insgesamt drohe 
die Planungshoheit der Kommunen durch die 
Aktivitäten der vielen Eigenbetriebe ausge-
höhlt zu werden.
Ein entsprechender Differenzierungsbedarf 
entsteht für andere Akteursgruppen: So wie 
es nicht die Kommune gibt, kann auch nicht 
von den Privaten gesprochen werden – selbst 
wenn damit nur die Marktakteure gemeint 
sind: Betrachtet man zum Beispiel die Akteu-
re im Wohnungsbestand, so folgen die Fi-
nanzinvestoren ganz anderen Logiken (»Be-
standsverwerter«), als die traditionellen 
Wohnungsbauunternehmen (»Bestandshal-
ter«) und die wieder anderen als das Kleinei-
gentum, das wiederum unterschieden wer-
den muss in selbstnutzend/vermietend etc. 
Und selbst diese Unterscheidungen können 
in die Irre führen. Um ein Beispiel aufzugrei-
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fen: Unter den in den letzten Jahren an den 
deutschen Wohnimmobilien-Märkten auftre-
tenden Finanzinvestoren (»Heuschrecken«) 
lassen sich inzwischen hinsichtlich des Um-
gangs mit den Wohnungsbeständen deutli-
che Unterschiede ausmachen, die so weit 
gehen können, dass klassische »Bestandshal-
ter« sich stärker renditeorientiert verhalten 
als einige der neuen Akteure.
Selbstverständlich sind entsprechende Dif-
ferenzierungen auch für Neubauinvestitio-
nen vonnöten – und das gilt (mit Blick auf 
die Siedlungsflächenentwicklung) nicht nur 
für den Wohnungsbau, sondern auch für 
Gewerbeimmobilien etc.
Und es bedarf weiterer Unterscheidungen: 
Es wurde auch darauf hingewiesen, dass 
»hinter« den einzelnen Bodennutzern weitere 
Akteure von Bedeutung sind, die zum Teil 
erhebliche Raumwirksamkeit entfalten kön-
nen. Erwähnt wurden mehrfach zum Beispiel 
die Banken als Kapitalgeber. Ihnen komme 
ohnehin große Bedeutung bei der Frage zu, 
wo (von wem) investiert werden könne. Aber 
mit der Bedeutungszunahme der »Sekundär-
funktion« von Immobilien (Kapitalobjekt) – 
gegenüber der »Primärfunktion«, also der 
Nutzung für (z.B.) Wohnzwecke – sei das 
Gewicht des Kapitalmarktes noch einmal 
angewachsen.
Mit diesen Hinweisen wird zugleich deut-
lich, dass die »Akteurslandschaft« in ständi-
ger Bewegung ist. Gerade an den Woh-
nungsmärkten hat dies für die kommunalen 
Akteure in den letzten Jahren zu deutlichen 
Veränderungen geführt: Befördert durch 
Prozesse der Internationalisierung sind ent-
scheidende Akteure auf der privaten Seite in 
fernen Konzernzentralen tätig, womit kom-
petente Ansprechparter vor Ort (und mit 
Bezug zum Ort) fehlen.
Und um das Spektrum zu vervollständigen: 
Selbstverständlich sind von Fall zu Fall ent-
sprechende Differenzierungen auf Seiten der 
Stadtgesellschaft und der intermediären Or-
ganisationen vonnöten.
Aber damit des Differenzierungsbedarfes 
nicht genug: Insbesondere im Rahmen des 
Werkstattgesprächs wurde darauf verwiesen, 
dass man Planungs- und Entscheidungspro-
zesse nur dann vollständig nachzeichnen 
und verstehen könne, wenn man nicht auf 
der Ebene von Institutionen, Betrieben und 
Gruppen verbleibe, sondern auch einzelne 
Personen in den Blick nehme. Vielfach hin-
gen Inhalt und Form der Durchsetzung 
kommunaler Interessen von Qualifikation, 
Motivation und Durchsetzungsvermögen 
Einzelner und den personellen Konstellatio-
nen, in denen sie agieren, ab. Es sei sicher 
problematisch, die kommunalen Beiträge zur 
Stadtentwicklung zu stark zu personalisieren, 
aber von den handelnden Personen absehen 
könne man auch nicht. 
Solche Überlegungen bedeuten allerdings 
sowohl für die Theoriebildung wie für die 
empirisch orientierte Forschung eine große 
Herausforderungen, stellt sich doch die Fra-
ge, wie weit das Akteursspektrum differen-
ziert werden soll und kann. Hier ist Grundla-
genarbeit gefragt, die sich sowohl hinsicht-
lich theoretischer wie methodischer Aspekte 
auch bei gesellschaftswissenschaftlichen 
Nachbardisziplinen Anregungen verschaffen 
sollte.
Unstrittig aber dürfte eine andere Folge-
rung für die Forschung sein: Wer Quartiers- 
und Stadtentwicklung insgesamt, oder die 
Entwicklungen in einzelnen Handlungsfel-
dern (wie der Siedlungsflächenentwicklung) 
verstehen will, wird mit Akteursbezeichnun-
gen wie »die Kommune« oder »die Wirt-
schaft« nicht weit kommen. Völlig obsolet 
dürften Bezeichnungen wie »die Planung« 
geworden sein, sofern sie nicht mit einem 
konkreten Akteur innerhalb der Sphären (z.B. 
dem Stadtplanungsamt) oder einem klar de-
finierten Verfahren gleichgesetzt werden. In 
diesen Fällen werden dann aber mit Blick auf 
die zu erklärenden Prozesse noch zahlreiche 
weitere (kommunale wie private) Akteure zu 
benennen sein.
Dass kommunales Handeln – auch bei ähnli-
chen Rahmenbedingungen – sehr unter-
schiedlich sein kann und sehr unterschiedli-
che »Steuerungsprofile« vorzufinden sind, 
wurde bereits erwähnt. Bleibt die Frage, wie 
dies zu erklären ist. An dieser Stelle seien nur 
zwei mögliche erklärende Variablen (Werte/
Ziele bzw. Wahrnehmung der Rahmenbedin-
gungen) angesprochen, die ihrerseits in eine 
Folgerung münden, die durchaus auch eine 
neue Herausforderung für die Stadtfor-
schung darstellen dürfte:
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4.5 Sparsamer Umgang oder Wachstum? 
Über Ziele und Interessen kommunalen 
Handelns
Dass Ziele für das Handeln der Akteure von 
Bedeutung sind, liegt auf der Hand. So wur-
de mit Blick auf die Kommunen z.B. festge-
stellt, wie wichtig klare Zielsetzungen für die 
Auseinandersetzung mit privaten Investiti-
onsabsichten sind. Aber welche Ziele werden 
eingebracht (sofern sie eingebracht werden)? 
In Bezug auf die Entwicklung von Sied-
lungsflächen gibt es recht deutliche Oberzie-
le in staatlichen Programmen und Konzep-
ten. Sie besagen: Die zusätzliche Flächenin-
spruchnahme muss deutlich gesenkt werden, 
wenn Stadtentwicklung nachhaltig sein soll 
(z.B. 30-ha-Ziel), Innenentwicklung soll Prio-
rität vor Außenentwicklung haben, Sied-
lungsflächen nur im regionalen Kontext neu 
festgelegt werden und so fort… 
Entsprechende Ziele finden sich in lokal 
modifizierter Form auch in kommunalen 
Programmen und Plänen. Dem steht aber, 
das zeigen Fallstudien wie Praxisberichte, 
eine vielerorts kaum veränderte Politik im 
Umgang mit der Flächenentwicklung gegen-
über. Das verweist darauf, dass offensichtlich 
noch andere Ziele wirksam sind – und auf sie 
wird in den Interviews vor Ort auch unum-
wunden hingewiesen. Man hofft durch ein 
»ausreichendes Flächenangebot« auf Zuwan-
derung von Betrieben und privaten Haushal-
ten (oder doch zumindest: sie im Gemeinde-
gebiet halten zu können). In zahlreichen 
Kommunen wird unverhohlen von einem 
»Primat der Ökonomie« gesprochen, mit er-
heblichen Auswirkungen auf die Flächen-
entwicklung.
Wachstum ist das Ziel oder doch zumin-
dest: Vermeiden von Schrumpfung – und 
das selbst in Regionen, in denen alle Vorzei-
chen in eine andere Richtung weisen. Eine 
ergänzende Rolle spielt die interkommunale 
Konkurrenz, denn man ist vielerorts der Auf-
fassung, dass die eigenen Ziele nur gegen 
andere Gebietskörperschaften durchzusetzen 
sind. 
Bemerkenswert ist dabei, dass diese Ziele 
nicht rational geprüft und begründet wer-
den, sondern eher als Ausdruck von »wishfull 
thinking« verstanden werden müssen: Motor 
insbesondere der wachstumsorientierten Flä-
chenpolitik ist oftmals eine eher diffuse 
Hoffnung auf mögliche Zugewinne. Die tat-
sächlichen Effekte werden in den meisten 
Fällen weder systematisch für Einzelfälle 
noch in ihrer Gesamtheit berücksichtigt. Mit 
Blick auf die meist schwierige kommunale 
Haushaltslage wundert es, dass auch die Fol-
gekosten einer dispersen Wohnflächenent-
wicklung weitgehend unberücksichtigt blei-
ben. Diese Tatsache ist auch deswegen be-
merkenswert, weil ein anderes, zum Beispiel 
auf Innenentwicklung und Wiedernutzung 
von Flächen gerichtetes Steuerungsverhalten 
mit Verweis auf entstehende Kosten und 
Aufwand als »nicht machbar« dargestellt 
wird. So werben die Kommunen einerseits 
mit neuen Wohnflächen, in dem Bestreben 
Bewohner und mit ihnen Kaufkraft, Steuer-
einnahmen und finanzielle Zuweisungen an 
die Kommune zu binden, überprüfen ande-
rerseits jedoch nur selten, ob sich eine ex-
pansive Angebotsplanung aus fiskalischer 
Sicht überhaupt amortisiert. Hier liegt die 
Vermutung nahe, dass ökonomische Aspekte 
nur insoweit Eingang in die Entscheidungs-
prozesse finden, wie sie für den ohnehin ein-
geschlagenen Entwicklungspfad sprechen.
Für die Forschung resultiert aus diesen Be-
obachtungen zweierlei:
• Zum einen dürfte es interessant sein, die 
»Rationalität« dieses scheinbar »irrationalen« 
Handelns aufzuklären und herauszuarbeiten, 
welche Interessen und Mechanismen die Per-
sistenz der Wachstumsorientierung (etc.) 
erklären könnten.
• Zum anderen wird damit deutlich, dass 
eine Analyse von Zielen in Programmen und 
Plänen allein keinesfalls ausreicht, um Auf-
klärung über die tatsächliche Handlungsori-
entierung von Akteuren zu erhalten. Hier 
sind methodisch komplexere Ansätze vonnö-
ten.
4.6 Kommunale »Interpretationshoheit«
Über die Wahrnehmung und Deutung von 
Rahmenbedingungen
Die ökonomischen und demografischen 
Rahmenbedingungen der Siedlungsflä-
chenentwicklung sind durchaus bekannt und 
haben inzwischen auch Eingang gefunden in 
die kommunale Diskussion – zumindest in 
die der Fachverwaltungen, die Politik scheint 
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sich insbesondere mit »Schrumpfungsszena-
rien« nur schwer abfinden zu können.
Auch der Wandel der rechtlichen Rahmen-
bedingungen, der Förderstrukturen etc. fin-
det selbstverständlich Berücksichtigung bei 
den kommunalen (und auch den privaten) 
Akteuren. 
Aber dennoch resultiert aus diesen über-
greifenden Veränderungen, selbst bei ähnli-
chen kommunalen Voraussetzungen kein 
einheitlicher Wandel des Verhaltens. Das 
verdeutlichen sowohl unsere »empirischen 
Näherungen« wie die Praxisberichte im Rah-
men der Werkstatt: Da setzen Kommunen 
ganz auf verschiedene Formen öffentlich-
privater Partnerschaften, während andere 
auf klare Rollen- und Aufgabenteilungen 
Wert legen, da wird der Flächennutzungs-
plan in einer Gemeinde auf die Funktion ei-
nes »Protokolls der Raumnutzung« reduziert, 
während in einer anderen mit diesem In-
strument kleinräumig gesteuert wird, da ver-
ringern – bei ähnlicher Kassenlage – die 
einen Kommunen ihre Verwaltungskapazitä-
ten im Bereich der räumlichen Steuerung 
und Entwicklung stark, während andere sie 
unverändert halten oder gar ausbauen und 
so weiter und so fort. 
Das lässt vermuten, dass – ähnlich wie 
bereits für die übergeordneten Ziele festge-
stellt – auch Rahmenbedingungen (ökono-
mische Aspekte, Bevölkerungszahlen, Alte-
rung etc.) nur insoweit Eingang in die Ent-
scheidungsprozesse finden, wie sie eigenen 
Interessen entsprechen und die Wahl der 
ohnehin verfolgten Entwicklungspfade be-
gründen helfen.
Von offensichtlich Ausschlag gebender 
Bedeutung ist das, was man die »kommunale 
Interpretationshoheit« nennen könnte: Nicht 
die »Fakten an sich«, wie sie etwa in Kennzif-
fern wirtschaftlicher oder demografischer 
Entwicklung zum Ausdruck kommen, son-
dern deren Wahrnehmung und Deutung sind 
entscheidend.
Auch Entwicklungen des Rechtsinstrumen-
tariums sind solcher lokaler »Interpretations-
hoheit« unterworfen. Das heißt nicht, dass 
die Kommunen contra legem handeln. Aber 
sie halten, wenn es ihnen opportun erscheint 
an gewohnten Instrumenten, Verfahren und 
Standards fest – auch wenn der Gesetzgeber 
ihnen neue Möglichkeiten anbietet oder An-
forderungen mindert etc.
Für die Forschung folgt aus diesen Beobach-
tungen, dass »Deduktionen« in die Irre füh-
ren können: Aus Veränderungen von Rah-
menbedingungen kann eben nicht »automa-
tisch« auf Veränderungen lokalen Handelns 
geschlossen werden.
In jedem Fall muss das Spektrum der Rah-
menbedingungen unterschieden werden in 
einen »allgemeinen Teil«, der für alle oder 
doch viele Kommunen zutrifft und einen 
»besonderen« Abschnitt, der die jeweiligen 
lokalen Spezifika zum Ausdruck zu bringen 
vermag.
Darüber hinaus stellt sich erneut die He-
rausforderung, aufzuklären, welche Interes-
sen, Wertvorstellungen und Wahrnehmungs-
gewohnheiten in die lokalen Interpretatio-
nen von Rahmenbedingungen und Aufgaben 
einfließen, aber auch welche Bedeutung z.B. 
die Verständigung innerhalb lokaler Netz-
werke für den Umgang mit externen Vorga-
ben und übergeordneten Entwicklungen ha-
ben.
Womit auf die abschließende These ver-
wiesen wird:
4.7 Ist das »Planungskultur«? 
Über »Lokalen Eigensinn«
Der Umgang mit Werten und Zielen, die 
Deutung von Rahmenbedingungen und 
Handlungsmöglichkeiten sind Ausdruck einer 
hier so genannten »lokalen Interpretations-
hoheit«. Sie mündet in dem, was man mit 
einem Wort von Oskar Negt und Alexander 
Kluge als »Eigensinn« bezeichnen kann. In 
unserem Fall bedeutet das: Kommunen ver-
halten sich bei gleichen Rahmenbedingun-
gen verschieden. Das kann zum Teil auf die 
Wirkung lokal spezifischer Ausprägungen der 
Rahmenbedingungen zurück zu führen sein 
oder auf besondere siedlungsstrukturelle, 
wirtschaftliche, soziale oder politische örtli-
che Voraussetzungen. 
Aber selbst wenn diese Einflussfaktoren 
relativ ähnlich sind, bleiben Verhaltensband-
breiten, in denen der »lokale Eigensinn« zum 
Ausdruck kommt. 
Man wird nicht fehl gehen in der Annah-
me, dass hier Faktoren wie  »Macht«, »Einzel-
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interessen« oder »Prestige« zum Ausdruck 
kommen. Aber das würde noch nicht, das oft 
über Jahre stabil bleibende oder das in gan-
zen Regionen verbreitete Verhalten (etwa im 
Umgang mit bestimmten Instrumenten) er-
klären. 
Es bleibt ein derzeit »unaufgeklärter« Rest, 
der möglicherweise als lokale »Kultur« be-
zeichnet werden kann – als lokale »Pla-
nungskultur«, »Politikkultur«, »Kultur des 
Umgangs miteinander« und was der Be-
zeichnungen mehr sind. Diese Kultur würde 
dann als eine Art Amalgam zu denken sein, 
das »harte« (lokale wirtschaftliche und Be-
völkerungsentwicklung, Verwaltungsressour-
cen, Machtverhältnisse, Netzwerke etc.) und 
»weiche« (Mentalitäten, Traditionen etc.) 
miteinander verbindet. 
Wie diese »Kulturen« zu erklären seien – die-
se Frage musste im Rahmen dieses Projektes 
unbeantwortet bleiben. Zwar wurde im 
Rahmen des Werkstattgesprächs auf ver-
schiedene Faktoren hingewiesen – aber es 
herrschte Einigkeit darüber, dass das eher 
Suchbegriffe seien, denen in anderem Zu-
sammenhang genauer nachgegangen wer-
den müsste. Dass dies kein einfaches Unter-
fangen sein wird, machen die Zwischener-
gebnisse einer Umfrage zur »Planungskultur« 
deutlich, die von uns derzeit im Internet 
(www.planung-neu-denken.de) durchgeführt 
wird.
Zum Schluss: Die Arbeit geht weiter
Im Rückblick auf die Arbeit der letzten zwei 
Jahre sind – aus unserer Sicht – also wesent-
liche Ziele des Vorhabens erreicht: In einigen 
zentralen Bereichen der bisherigen Diskussi-
on konnten Klärungen und Präzisierungen 
bewirkt werden, in anderen zeigte sich, dass 
frühere Befunde wohl keine Gültigkeit mehr 
haben oder auf sehr eingegrenzte Aussagen-
bereiche beschränkt sind. 
Damit ist die Plattform für anschließende 
Forschungen weiterentwickelt und gefestigt 
und wir hoffen, dass hierauf aufgebaut wird 
– insbesondere mit systematischer Empirie, 
denn daran gebricht es den Forschungen zu 
den Akteuren der Stadtentwicklung nach wie 
vor.
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Statements
... von Fabian Dosch, Hans-Hermann Bode, 
Kerstin Jochimsen, Martina Koll-Schretzen-
mayr, Guido Spars, Wolfgang Börstinghaus, 
Stephan Mitschang, Stefan Raetz, Stephan 
Reiß-Schmidt, Bernd Wuschansky.
Siedlungsflächensteuerung mit 
Flächenkreislaufwirtschaft
Fabian Dosch, BBR Bonn
Die Steuerungsaufgaben werden komplexer 
und regionsspezifischer, wie aktuelle Trends 
der Siedlungsentwicklung zeigen. Perspekti-
visch lässt sich eine bestandsorientierte, 
haushälterische Flächenpolitik nur durch 
eine Flächenkreislaufwirtschaft sowohl in 
Schrumpfungs- wie auch in Wachstumsregi-
onen realisieren. Deren Akteursgruppen, Ko-
operationsformen sowie präferierte Instru-
mente für eine Flächenkreislaufwirtschaft 
werden in dem Beitrag diskutiert.
1. Siedlungsflächenzuwachs rückläufig, 
Zunahme von Brachflächen
Die Flächeninanspruchnahme ist – so die 
offizielle Meldung des Statistischen Bundes-
amtes vom 31.10.2007 für den Zeitraum 
2003-2006 – mit 113 ha/Tag nominell und 
nur für das Jahr 2006 mit 106 ha/Tag wei-
terhin weit entfernt von dem »Ziel 30 ha» 
der nationalen Nachhaltigkeitsstrategie für 
das Jahr 2020. Trotz stagnierender Bevölke-
rung wächst die Siedlungsinfrastruktur wei-
ter an und dehnt sich, jenseits zaghafter 
Reurbanisierung, im Umland der Städte aus, 
während Brachflächen und Leerstand in 
zentralen Lagen zunehmen. Nicht zuletzt 
Klimawandel, steigende Mobilitäts- und E-
nergiekosten und der demografische Wandel 
verstärken die Forderungen nach Innenent-
wicklung sowie kompakten doch gleichzeitig 
qualitätsvollen Siedlungsstrukturen im Kon-
text einer urbanen Kulturlandschaft.
Der SuV-Zuwachs betrug bundesweit 347 
km2 bei 46.438 km2 Bestand in 2006. Ein 
bedeutender Teil des Siedlungsflächenzu-
wachs entwickelt sich außerhalb der klassi-
schen F- und B-Planung, etwa durch V&E-
Pläne oder städtebauliche Verträge. Die 
größten Flächenzuwächse werden an den 
Rändern der Agglomerationen und nicht 
zentralen Orte verzeichnet. Aufgrund von 
Korrekturen insbesondere bei den Erholungs-
flächen ergibt sich für Gebäude- und Freiflä-
chen ein ebenfalls korrigierter Zuwachs von 
unter ca. 50 ha/Tag, Verkehrsflächen seit 
Jahren nahezu unverändert 24 ha/Tag und 
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Erholungs- und Friedhofsflächen ca. 21 ha/
Tag. Die Zunahme der SuV ist seit etlichen 
Jahren rückläufig und liegt somit aktuell bei 
unter ca. 95 ha/Tag in 2006. Das Wachstum 
der Siedlungs- und Verkehrsflächen nur im 
früheren Bundesgebiet im Jahr 2005 lag mit 
70 ha/Tag wieder auf dem Niveau der späten 
1980er bis Anfang der 1990er Jahre und er-
reicht damit im Westen einen historischen 
Tiefstand. 
Dennoch sind die Siedlungsdichten fast ü-
berall rückläufig, Landschaftsfragmentierung 
und Zerschneidung nehmen zu. Ca. 46 % der 
SuV sind versiegelt, 43 ha (2005) pro Tag 
werden neu versiegelt. Hinzu kommt die Flä-
cheninanspruchnahme im Außenbereich 
durch mehr als 19.000 Windkraftanlagen 
(WKA), einem Zuwachs von mehr als 1.200 
WKA und einer Flächeninanspruchnahme 
nach BBR Windparkmethode von etwa der 
Hälfte des Zuwachses der SuV 2004. Rund 
52% der existierenden Siedlungsfläche wur-
de im Jahr 2004 von den privaten Haushal-
ten – überwiegend zum Wohnen – genutzt. 
Knapp 43 % der Siedlungsfläche wurde 
durch wirtschaftliche Aktivitäten und öf-
fentliche Dienstleistungen belegt und gut 
5% der Siedlungsfläche war ungenutzt. 
Langfristreihen für das Bundesland Hessen 
zeigen: Während Flächen für Wohnen, öf-
fentliche Zwecke, Gewerbe und Industrie, 
und noch deutlicher für Mischnutzungen 
und militärische Übungsgelände seit Mitte 
der 90er Jahre nahezu kontinuierlich rück-
läufig sind, dominieren die Flächeninan-
spruchnahme beim prozentualen Wachstum 
vor allem Flächen für Handel- und Dienst-
leistungen, Erholungs- und Sportflächen, 
allerdings ebenso mit rückläufiger Tendenz. 
Absolut gesehen dominiert weiterhin die 
Zunahme von Flächen für Wohnbauzwecke 
Flächen für Handel und Dienstleistungen um 
weit mehr als das Doppelte. Dies sind auch 
jene Flächennutzungen, die quantitativ be-
sonders steuerungsrelevant sind, wenn es um 
Flächenhaushalt geht.
Diese Entwicklungslinie entspricht im We-
sentlichen der baukonjunkturellen Entwick-
lung. Die Baukonjunktur trägt dem Umstand 
Rechnung, dass die Wirtschaft über Jahre 
stagnierte und auch die Bevölkerung nicht 
mehr wächst, in den neuen Bundesländern 
sogar stetig abnimmt. Aktuell werden etwa 
126.000 Wohneinheiten (WE) in Ein- und 
Zweifamilienhäusern in Westdeutschland 
und 25 000 WE in Ostdeutschland errichtet. 
Mittlerweile ist der Eigenheimbau mit 70:30 
gegenüber dem Geschosswohnungsbau do-
minant, auch in Großstädten. 
In den demografischen Schrumpfungsland-
schaften prägen sich nach der Suburbanisie-
rungswelle der 1990er Jahre regionale Pola-
risierungstendenzen - von Ansätzen der 
Reurbanisierung bis zur flächenhaften De-
konzentration aus. Die Leerstandsquote Ost, 
konnte auch als Folge von Rückbau und 
Reurbanisierung, etwas verringert werden 
(BBR 2007). Leerstände und Brachflächen 
werden zunehmend ein Problem der ländli-
cheren Räume.
Untergenutzte und brachliegende Flächen 
im Siedlungsbestand nehmen deutlich zu, 
auf zuletzt mindestens 150.000 ha, 3/4 da-
von in West. Nach der BBR Baulandumfrage 
sind bundesweit ca. 63.000 ha nach Ein-
schätzung kommunaler Akteure potenziell 
wiedernutzbare Flächen, darunter etwa 
gleich viel Ost und West (BBR 2007). Bei der 
deutlich rückläufigen kommunalen Gewer-
beflächenentwicklung nehmen ehemalige 
Brachen gegenüber der »Grünen Wiese» eine 
immer höhere Bedeutung ein. Nur bei einem 
Teil dieser Flächen, vor allem in den heutigen 
Wachstumsregionen, besteht eine realistische 
Aussicht auf die baldige Wiedernutzung als 
Wohn- oder Gewerbefläche. 
2. Steuerung durch 
Flächenkreislaufwirtschaft
Planerisch »steuerbar» ist nur ein kleiner Teil 
der Siedlungsfläche: der Siedlungsflächen-
zuwachs, aber auch die Nachnutzung von 
Brachflächen. Von letzteren sind, nach Un-
tersuchungen in Thüringen, aber auch nur 
etwas über 10 % kommunaleigen und mehr 
als 50 % in privatwirtschaftlicher Hand. All-
enfalls kann die Planung auch noch zur qua-
litätsvollen Entwicklung der urbanen und 
suburbanen Kulturlandschaft beitragen. 
Die Flächenhaushaltspolitik der Bundesregie-
rung wurde im Jahr 2002 im Schwerpunkt 
»Verminderung der Flächeninanspruchnah-
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me» der Nationalen Nachhaltigkeitsstrategie 
dargelegt und im Fortschrittsbericht 2004 
sowie in der Koalitionsvereinbarung vom 
11.11.2005 bekräftigt. Ein zentrales Ziel der 
Flächenhaushaltspolitik der Bundesregierung 
ist seither die Beschränkung der Flächenin-
anspruchnahme für Siedlung und Verkehr 
auf 30 ha pro Tag im Jahr 2020, um volks-
wirtschaftliche und ökologische Schäden zu 
verringern. Dabei soll eine Qualifizierung des 
Siedlungsbestandes und die Stärkung der 
Innenentwicklung der Städte und Gemein-
den erfolgen. Schon im Fortschrittsbericht 
2004 wird gefordert, »die tatsächliche Neu-
inanspruchnahme von Flächen weitgehend 
durch die erneute Nutzung vorhandener Flä-
chen zu ersetzen» und so einen Flächenkreis-
lauf durch Flächenrecycling einzuführen.
Auf der Suche nach effizienten und tragfä-
higen Siedlungsstrukturen muss der strategi-
sche Ansatz künftiger Stadtentwicklung die 
Flächenkreislaufwirtschaft sein. Bei der Flä-
chenkreislaufwirtschaft geht es um ein sys-
tematisches Flächenressourcenmanagement 
nach dem Prinzip »Vermeiden – Verwerten – 
Ausgleichen» mit vorrangiger Mobilisierung 
von Flächenpotenzialen in der Stadtregion. 
Sie wird zunehmend als Strategie zur Sied-
lungsentwicklung aufgegriffen, die sich - 
regional angepasst - sowohl als Umbaustra-
tegie für schrumpfende Regionen wie auch 
als Lenkungs- und Begrenzungsstrategie für 
wachsende Regionen eignet. Jene Instru-
mente aus der Vielzahl der seit Jahren theo-
retisch diskutierten herauszufiltern, denen 
ein hohes Maß an Realisierung und Zielerrei-
chung zur Flächenkreislaufwirtschaft beige-
messen wird, war Aufgabe des Ex- WoSt-
Forschungsfeldes »Fläche im Kreis – Kreis-
laufwirtschaft in der städtischen/ stadtregi-
onalen Flächennutzung». Dazu wurden 
Grundlagen für eine Flächenkreislaufwirt-
schaft erarbeitet, mehr als 50 bestehende 
und neue Instrumente systematisiert und in 
5 Planspielregionen des Bundesgebietes mit-
tels Planspielen auf Zielerreichungsbeitrag, 
Realisierbarkeit und Akzeptanz getestet. 
Das Forschungsfeld ist die erste umfassende 
experimentelle Analyse der breiten Palette 
von Instrumenten für eine Flächenkreislauf-
wirtschaft und deren Bewertung zur Reali-
sierung durch die Akteure vor Ort. Nur im 
policy mix mit regionsspezifischen Instru-
menten wird sich langfristig eine Flächen-
kreislaufwirtschaft und das »Ziel 30-ha» rea-
lisieren lassen. Voraussetzung dazu ist neben 
einer konsequenten Anwendung des um-
fangreichen bestehenden Instrumentariums, 
und organisatorisch- personeller Ausstattung 
die Weiterentwicklung und Implementierung 
der wenigen neuen Instrumente(-nbündel), 
die sich als zielführend erwiesen haben.
Die politik- und handlungsfeldübergreifende 
Strategie Flächenkreislaufwirtschaft ist not-
wendig, um die bestehenden Defizite in der 
Umsetzung sektoraler bzw. isolierter Maß-
nahmen und Instrumente zu überwinden. In 
den Planspielen wurde deutlich, dass der öf-
fentlichen Hand die Rolle eines zentralen 
Akteurs und Motors bei der Einführung und 
Umsetzung der Flächenkreislaufwirtschaft 
zukommt. Sie ist auch bei der planerischen 
und finanziellen Vorbereitung von Umnut-
zungen, der Schließung von Baulücken, der 
Aufbereitung und Marktzuführung von vor-
mals genutzten, marktfernen Flächen und 
der Entwicklung eines strategischen Flä-
chenmanagements nicht ersetzbar. Flächen-
relevante Informationen, etwa zu den klein-
teiligen Innenentwicklungspotenzialen sind 
besser als bisher für die politischen Entschei-
dungsträger aufzubereiten. Unter der Prä-
misse einer dauerhaften Verankerung des 
Gedankens der Flächenkreislaufwirtschaft im 
öffentlichen Handeln bedarf es neuer Anrei-
ze und dauerhaft angelegter, struktureller 
Reformen. Grundvoraussetzung für die er-
folgreiche Implementierung einer Flächen-
kreislaufwirtschaft ist eine Informationsof-
fensive, um ihre ökonomischen, ökologischen 
und sozialen Vorteile offen zu legen und so 
handlungsleitend werden zu lassen. Um die 
Steuerungspotenziale der Regionalplanung 
zu erhöhen, bedarf es einer strengeren und 
stringent angewandten Methodik und ein-
heitlicher Kriterien bei der Festlegung der 
Eigenentwicklung, bei der Erfassung von In-
nenentwicklungspotenzialen und beim Ein-
satz von Bevölkerungsprognosen.
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3. Akteure der Flächenkreislaufwirtschaft 
und präferierte Instrumente
Tatsächlich prallen auf die lokalen Akteure 
vielfältige Standort- und Nutzungsansprü-
che (vgl. BBR 2006, S. 45f.), die dem Leitbild 
der Innenentwicklung oder kompakten Stadt 
entgegenlaufen. Stadtregionale Flächen-
kreislaufwirtschaft kann nicht durch Hand-
lungen eines einzelnen zentralen Akteurs 
herbeigeführt werden, sondern nur durch 
das koordinierte Handeln derjenigen öffent-
lichen und privaten Akteursgruppen, die das 
Flächengeschehen als Planer, Grundstücksei-
gentümer und als Flächennachfrager beein-
flussen oder steuern. Hierzu zählen unter 
anderem die Kommunalpolitik, die unter-
schiedlichen Ressorts der Kommunalverwal-
tungen (Stadtentwicklung, Stadtplanung, 
Umwelt, Wirtschaftsförderung, Liegenschaf-
ten, Kämmerei), Regionale Planungsstellen, 
Unternehmen, Wirtschaftsförderungsgesell-
schaften, Developer, Makler, Großflächenei-
gentümer, Banken, Planungsbüros, Umwelt- 
und Naturschutzverbände sowie zivilgesell-
schaftliche Gremien. Nur in kooperativer 
Zusammenarbeit und unter Berücksichtigung 
der Interessen dieser Akteure können tragfä-
hige Strategien für eine Flächenkreislauf-
wirtschaft entwickelt und die notwendigen 
Schritte für ihre Umsetzung getan werden. 
In besonderem Maße gilt dies für die Wie-
dernutzung von Brachflächen, die häufig als 
rein kommunale und zu wenig als eine in 
Kooperation zwischen öffentlichem Sektor 
und Privatwirtschaft zu lösende Aufgabe 
betrachtet wird. Kooperationsfähigkeit und 
geeignete Kooperationsstrukturen sowie 
Kommunikations-, Informationsvermitt-
lungs- und Moderationsleistungen haben 
daher für eine erfolgreiche Flächenkreislauf-
wirtschaft eine herausragende Bedeutung. 
Vor dem Hintergrund des sehr facettenrei-
chen sowie in der Regel durch Gegensätze 
geprägten Interessengeflechts der beteilig-
ten Akteure sind eine verständigungsorien-
tierte Vorgehensweise und dialogartige Zu-
sammenarbeit wichtig, um die Akteure zur 
Kooperation zu motivieren. Formelle und 
informelle öffentlich-rechtliche Organisati-
onsformen, an die bei der Kooperation im 
Rahmen einer Flächenkreislaufwirtschaft 
angeknüpft werden kann, können Stadt- 
Umland-Verbände, Nachbarschaftsverbände, 
Planungs- und Zweckverbände sein. 
Sie lassen sich aber auch in öffentlich-recht-
lichen Vereinbarungen oder kommunalen 
Arbeitsgemeinschaften organisieren. In ü-
bergemeindlicher Zusammenarbeit werden 
beispielsweise gemeinsame Flächennut-
zungspläne aufgestellt, gemeinsame Gewer-
begebiete betrieben, interkommunale Kom-
pensationsflächenpools entwickelt, regionale 
Entwicklungskonzepte aufgestellt. Dabei ha-
ben sich in den letzten Jahren eher informel-
le, auf Kommunikation und Konsens setzen-
de Kooperationsstrukturen wie Städtenetze 
und Regionalkonferenzen etabliert, die eine 
Einbindung privater Akteure sowie von ge-
sellschaftlichen Organisationen erlauben. 
Weiterhin können privatrechtlich organisier-
te Gesellschaften z.B. für die Reaktivierung 
und Vermarktung von Brachflächen gebildet 
werden, die zwar keine hoheitlichen Ent-
scheidungen treffen dürfen, aber häufig 
größere wirtschaftliche und verfahrensseiti-
ge Spielräume besitzen. Unabhängig von der 
Wahl der Kooperations- und Organisations-
strukturen kommt es im Sinne einer erfolg-
reichen Kooperation vor allem darauf an, für 
die Gemeinden, deren bauliche Entwicklung 
durch die stadtregionale Flächenkreislauf-
wirtschaft stark beschränkt wird, Anreize für 
kooperative Vorgehensweisen durch attrakti-
ve Kompensationsmechanismen zu schaffen.
Im Ergebnis ermöglichen schon heute die 
verfügbaren Instrumente den raschen Ein-
stieg in die Flächenkreislaufwirtschaft. Er-
leichtert würde dieser insbesondere durch 
eine Vertiefung der Basisinformationen über 
Flächenpotenziale, eine Stärkung der über-
örtlichen Planung, verbesserte Kooperations-
prozesse mit regionalem Interessen- und Fi-
nanzausgleich, ausreichend Personal, markt-
gängigen Entwicklungskonzepten für Poten-
zialflächen, aber auch Finanzierungsmög-
lichkeiten für Zwischennutzungen und zur 
Renaturierung.
Im Rahmen integrierter Handlungskonzepte 
wurden in den Planspielregionen verbindli-
che Strategien auf dem Weg zur Flächen-
kreislaufwirtschaft erarbeitet. Zur raschen 
und dauerhaften Realisierung einer Flächen-
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kreislaufwirtschaft plädierten – jenseits regi-
onaler Besonderheiten - die Planspielregio-
nen für einen policy mix mit marktwirt-
schaftlichen Instrumenten. Im Praxistest prä-
feriert wurden u.a. eine Kosten-Nutzen- Be-
trachtung zur Bilanzierung investiver und 
langfristiger Kosten von Flächenneuauswei-
sungen, Fonds zur Mobilisierung kleinteiliger 
Brachflächen (»B-Flächen»), zinsbegünstigte 
Kredite für die Bestandsentwicklung, Zweck-
zuweisungen im Rahmen des kommunalen 
Finanzausgleichs sowie eine Baulandauswei-
sungsumlage. Die Kommunen ziehen u.a. bei 
den fiskalischen Instrumenten eine Neuaus-
weisungsumlage der -abgabe oder den han-
delbaren Ausweisungsrechten vor. Auf der 
Verwendungsseite sind Zweckzuweisungen 
ebenso sinnvoll wie Grundstücksfonds. Und 
die Kommunen bedürfen eines analytischen 
Werkzeugkastens, der ihnen die Kosten und 
Nutzen ihrer Ausweisungsentscheidungen 
vor Augen führt. So stößt die Anwendung 
von Kosten-Nutzen-Betrachtungen bei den 
Kommunen der Planspielregionen auf breites 
Interesse.
Einige dieser Empfehlungen werden in Pro-
jekten des BMBF-Förderschwerpunktes RE-
FINA aufgegriffen.
4. Kooperation und Ausblick
Neben harten Rahmenbedingungen ist Koo-
peration ein wichtiges Element für eine 
nachhaltige und qualitätsvolle Entwicklung 
der Siedlungsflächen. Aufbauend auf den 
positiven Ansätzen in Baden-Württemberg 
(Flächen gewInnen) und Bayern (Bündnis 
zum Flächensparen) beginnen andere Bun-
desländer nun mit ähnlichen Gemeinschafts-
aktionen. Hinsichtlich des »flächenpoliti-
schen Klimas» in den deutschen Flächenlän-
dern zeigt sich, dass die Diskussion im Süden 
Deutschlands intensiver geführt als in den 
anderen Ländern. Für Anreize zu mehr Koo-
peration müssen jedoch gesetzliche Gestal-
tungsmöglichkeiten sowie finanzielle und 
personelle Ressourcen gestärkt werden. Frei-
willige Kooperationen können die Arbeit der 
Regionalplanung nicht ersetzen. Interkom-
munale Planungen sind derzeit weniger aus-
sichtsreich für die regionale Flächenkreis-
laufwirtschaft, weil funktionierende Mecha-
nismen für den Lasten- Nutzen-Ausgleich 
»kooperativer Flächenneuausweisung» noch 
fehlen. Über das Einzelprojekt hinausgehen-
de projektübergreifende Kooperationsansätze 
zwischen öffentlichen und privaten Akteuren 
etwa in Form von Fonds oder Rahmenverein-
barungen können besonders bei wirtschaft-
lich schwierigen Vorhaben des Flächenrecy-
clings, bei häufiger auftretenden Projekt-
konstellationen und großen Flächeneigen-
tümern wertvolle Strategieansätze der Flä-
chenkreislaufwirtschaft sein. In diesem Zu-
sammenhang ist der Bund als direkter und 
indirekter Eigentümer eines großen Brachflä-
chenbestandes gefordert, mit den Akteuren 
vor Ort, insbesondere den Kommunen, kon-
struktiv zusammenzuarbeiten. An städtebau-
lich sensiblen Standorten müssen daher die 
Gemeinden in die Lage versetzt werden, 
durch vorausschauende Planung sowie durch 
Erwerb oder Zwischenerwerb Einfluss auf 
spätere Nutzungen zu nehmen.
Letztlich stimmt aber der Markt »mit den 
Füßen» ab. Das heißt weiterhin attraktive 
Angebote im Bestand schaffen und damit 
Alternativen zu Neubausiedlungen zu er-
möglichen. Verteuern sich die Energiepreise 
auch nur ansatzweise mittelfristig, dann wird 
sich das Ideal »Eigenheim im Grünen» lang-
fristig nur als kompaktes, verdichtetes Woh-
nen im Siedlungsbestand realisieren lassen.
Langfristig wird »Fläche sparen», wenn 
qualitative und bezahlbare Angebote ge-
schaffen werden, erlebter Gewinn an Le-
bensumfeldqualität und gesparten Mobili-
täts- und Energiekosten. Viele engagierte 
Personen und Beispiele zeigen: Schon heute 
lassen sich die Weichen für eine bestandsori-
entierte, doch attraktive Siedlungsentwick-
lung stellen. Gewiss - stets braucht es dazu 
engagierte Akteure und Institutionen.
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Beeinflussung der Grundstückspreise
Bodenwertsteuer    Bund/Land  Grundbesitzer
Flächensteuer     Bund/Land  Grundbesitzer
Flächennutzungssteuer    Bund/Land  Grundbesitzer
Reform der Grunderwerbssteuer   Bund/Land  Bundesländer
Instrument     Akteur   Adressat
Preismechanismen für die Neuausweisung von Bauland 
Kosten-Nutzen-Betrachtung   Kommunen  Kommunen
Abgabe auf die Neuausweisung   Bund/Land  Kommunen
Neuausweisungsumlage    Bund/Land  Kommunen
Handelbare Flächenausweisungsrechte  Bund/Land  Kommunen (Länder)
Weiterer Interessenausgleich: Fonds 
für Recycling     Bund/Land  Kommunen
Weiterer Interessenausgleich: Bonusflächen Bund/Land  Kommunen
Weiterer Interessenausgleich: Weiße Zertifikate Bund/Land   Kommunen
Fördermaßnahmen und Subventionen
Zweckzuweisungen für 
Brachflächenrevitalisierungen   Bund/Land  Kommunen
Zweckzuweisungen für Zwischennutzungen Bund/Land  Kommunen  
Zweckzuweisungen für Renaturierungen Bund/Land  Kommunen
Zoniertes Satzungsrecht    Bund/Land  Kommunen
Vergünstigte Kreditvergabe an Private  Bund/Land  Private
Vergünstigte Kreditvergabe an Kommunen Bund/Land  Kommunen
Rückbau-Haftpflichtversicherung  Bund/Land  Grundstücksbesitzer
Obligate-Rückbau-Rücklage   Bund/Land  Grundstücksbesitzer
Grundstücksfonds    Bund/Land  Kommunen
Sonstige Instrumente
Wegfall der Entfernungspauschale  Bund   Private
Wegfall der Eigenheimzulage   Bund   Private
Rückbaupflicht im Innenbereich   Bund   Grundstücksbesitzer
Freistellung von der Eingriffsregelung  Bund   Kommunen
Sonstige Verfahrensänderungen   Bund   Alle
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Rahmenbedingungen und 
Akteure
Hans-Hermann Bode, Amt für Bauen, 
Denkmalpflege und Naturschutz, Stadt 
Schwerin
1. Schrumpfende Städte und weitere 
Zersiedelung:
Der seit einigen Jahren vor allem auf die 
Entwicklung der ostdeutschen Städte bezo-
gene Begriff von der »schrumpfenden Stadt» 
verunklart die tatsächlichen Entwicklungen 
mehr als dass damit tatsächlich stattfinden-
de Entwicklungen beschrieben werden. Es 
findet zwar in vielen Städten eine Abnahme 
der Bevölkerungszahl statt, diese Entwick-
lung geht aber zugleich mit der weiteren 
Siedlungstätigkeit auch an den Rändern der 
Städte einher. Dies ist Ausdruck einer quali-
tativen Umbruchsituation auf dem Woh-
nungsmarkt: Für Schwerin wie für andere 
ostdeutsche Städte kann seit 1990 eine bis 
heute ungebrochen anhaltende Bautätigkeit 
speziell im Eigenheimbereich beobachtet 
werden. Diese »nachholende» Siedlungstätig-
keit ist vor dem Hintergrund zu sehen, dass 
es bis zur Wende in diesem Wohnungsmarkt-
segment kaum Möglichkeiten für die Bürger 
gab. Und auch im Bereich des Mietwoh-
nungsbaus ist eine Anpassung an westdeut-
sche Flächenansprüche zu beobachten. In 
der Folge ist seit 1990 der durchschnittliche 
Wohnflächenanteil in qm/Person sehr deut-
lich angestiegen. Auch in der Gewerbeflä-
chenentwicklung gibt es zusätzliche neue 
Bedarfe bei gleichzeitig vorhandenen unter-
genutzten oder Brach gefallenen Alt-Stand-
orten. Die Hintergründe sind vielfältig, lassen 
sich häufig aber vor allem auf die Fragen des 
passenden Flächenzuschnitts, der Verfügbar-
keit am Markt und der Konkurrenzfähigkeit 
(Preisniveau) zurückführen. Trotz des schon 
langfristig erkennbaren demografischen 
Wandels und der vorhersehbaren Bevölke-
rungsabnahmen in nahezu allen Städte und 
Regionen geht also die Auseinandersetzung 
um die weitere Siedlungsflächenentwicklung 
weiter. 
2. Interkommunale Konkurrenz und das 
Versagen der Regionalplanung
Der Druck auf die Kernstädte zur Ausweisung 
immer weiterer Siedlungsflächen wurde 
durch eine zumindest in Mecklenburg- Vor-
pommern bisher wirkungslos gebliebene 
Landes- und Regionalplanung verschärft. 
Erst mit dem Landesraumentwicklungspro-
gramm 2006 wurde dem besonderen Ab-
stimmungsbedürfnis zwischen den größeren 
Städten und den Umlandgemeinde Rech-
nung getragen.
»... Gemeinden, die Stadt-Umland-Räumen 
zugeordnet sind, unterliegen einem beson-
deren Kooperations- und Abstimmungsge-
bot. Um die Städte Rostock, Schwerin, Neu-
brandenburg, Stralsund, Greifswald und Is-
mar sind die Gemeinden festgelegt, die ge-
meinsam mit der jeweiligen Stadt einen lan-
desinternen Stadt-Umland-Raum bilden 
(Kernstadt und Randbereich)25. (Z) Das Koo-
perations- und Abstimmungsgebot gilt für 
Planungen, Vorhaben und Maßnahmen mit 
Auswirkungen auf andere Gemeinden im 
Stadt-Umland-Raum, insbesondere in den 
Bereichen Wohnen, Gewerbe einschließlich 
Einzelhandel, Verkehr, Kultur- und Freizeit-
einrichtungen, naturschutz-fachliche Aus-
gleichsmaßnahmen sowie für die Vorhaltung 
kommunaler Einrichtungen. Das Abstim-
mungsgebot bezieht gleichfalls die Erstel-
lung der Integrierten Stadtentwicklungskon-
zepte im Rahmen des Stadtumbaus ein....». 
[Aus dem LEP, Kap.3.1.2]
Seit 2006 wird unter der Moderation des 
Amtes für Raumordnung und Landesplanung 
auch im Stadt-Umland-Raum Schwerin ein 
entsprechender interkommunaler Abstim-
mungsprozess durchgeführt. Während es zu 
Fachthemen wie Verkehr und Tourismus 
kaum Reibungspunkte gab, sind die Positio-
nen der Umlandgemeinden in Sachen Flä-
chenausweisung unverändert: jede Eingren-
zung der eigenen Baulandausweisung wird 
als Eingriff in die kommunale Planungsho-
heit zurückgewiesen. Der Erfolg dieses neuen 
landes- planerischen Instruments ist nach 
wie vor sehr fraglich. Die Steuerungswirkung 
von Landes- und Regionalplanung ist daher 
immer noch als ungenügend zu beurteilen.
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3. Die Finanznot der Städte und die 
Bedeutung der vertraglichen 
Vereinbarungen in der Baulandentwicklung
Die schwierige Haushaltslage sehr vieler 
Städte braucht hier nicht weiter vertieft zu 
werden. Diese Situation zwingt jedenfalls zu 
verschiedenen Maßnahmen zur kurzfristigen 
Haushaltskonsolidierung. Dazu gehören Per-
sonalabbau und Wiederbesetzungssperren 
ebenso wie der Verkauf kommunalen Vermö-
gens. In den ostdeutschen Städten gab es 
nach 1990 zunächst die Sondersituation, 
dass erst über den Weg der Restitutionsver-
fahren eine Klärung des eigenen Liegen-
schaftsvermögens erfolgte. Dadurch wurde 
bereits die Baulandentwicklung auf eigenen 
Flächen erschwert. Vor allem aber wurde die 
Liegenschaftspolitik sehr schnell in den 
Dienst der kurzfristigen Haushaltskonsolidie-
rung gestellt. Erst mittelfristig wirkende 
Maßnahmen eines aktiven Flächenmanage-
ments finden in dieser Konstellation auch 
heute nur wenig kommunalpolitische Akzep-
tanz.
Demgegenüber hat die Baulandentwicklung 
durch vertragliche Vereinbarungen einen 
besonders hohen Stellenwert gewonnen. Mit 
dem Vorhaben- und Erschließungsplan wur-
de in der Bauplanungs- und Zulassungsver-
ordnung und dann in den Regelungen des 
§246a BauGB zunächst speziell für die Neu-
en Bundesländer ein Instrument aufgenom-
men, das nicht nur die Kostenübernahme 
durch den Investor zur Folge hat. Damit wird 
auch die Initiative in der Baulandentwick-
lung von der Kommune weg verlagert. Die 
Ausweisung neuer Baugebiete erfolgt zwar 
nach wie vor im vorgegebenen Rahmen des 
FNPs und unter dem Entscheidungsvorbehalt 
der städtischen Gremien. Die Frage aber, 
wann konkret ein bestimmtes Baugebiet mit 
welchen Haus- und Wohnungsangeboten 
nicht nur planungsrechtlich vorbereitet, son-
dern auch erschlossen und baureif zur Ver-
fügung steht, entscheidet dann die Markt-
einschätzung der Projektentwickler. 
4. Von der Wohnungsnot zum 
Abrissprogramm: Handlungsdruck und 
Gestaltungschancen im Stadtumbau-Ost
4.1 In der DDR gab es bis zuletzt einen Man-
gel an Wohnraum. Auch in den Jahren nach 
der Wende prägte der Nachfrageüberhang 
den Wohnungsmarkt. Insbesondere in den 
Plattenbaugebieten setzten massive Moder-
nisierungsmaßnahmen durch die großen 
Wohnungsunternehmen ein, ohne dass die 
Zukunftsfähigkeit dieser Bestände genauer 
betrachtet wurde. Erst nach deutlichen Be-
völkerungsverlusten der Kernstädte und vor 
allem aufgrund eines stark gewachsenen 
Angebots an neuen Mietwohnungen und 
Eigenheimen wurde das quantitative und 
qualitative Ungleichgewicht von Angebot 
und Nachfrage in den Städten deutlich. Das 
Stadtumbau-Programm der Bundesregierung 
wurde Ende 2001 als Reaktion auf die insbe-
sondere durch den Bericht der sog. Leh-
mann-Grube-Kommission deutlich geworde-
ne krisenhafte Zuspitzung auf dem Woh-
nungsmarkt in den neuen Ländern beschlos-
sen. Es sollte vom programmatischen An-
spruch mehr sein als ein Abrissprogramm, 
mit dem »überschüssige» Wohnungen ent-
sorgt werden sollen. Das Programm »Stadt-
umbau Ost» sollte darauf abzielen, die Funk-
tions- und Leistungsfähigkeit der Städte zu 
erhalten, zu stärken und weiterzuentwickeln. 
Insbesondere sollten die besonders wert- 
vollen innerstädtischen Altbaubestände, die 
in besonderem Maße von Leerstand betrof-
fen sind, gesichert werden. Entsprechend 
zielen die Förderungsinstrumente nicht nur 
auf den notwendigen Rückbau des Wohn-
raumüberhangs, sondern auch auf Instand-
setzungs- und Modernisierungsinvestitionen 
sowie die Eigentumsbildung in der Innen-
stadt. Es geht daher zumindest programma-
tisch um die Stärkung der Innenstädte und 
die Vermeidung der weiteren Zersiedelung 
des Umlands. Für die kommunale Planungs-
praxis hat dieses Programm auf drei Ebenen 
wesentliche Bedeutung:
• für den Bedeutungszuwachs langfristig 
angelegter Prognosen und Planungen (4.2)
• für die Rolle der Kommune in der Steue-
rung und Moderation der Wohnungsmark-
tentwicklung (4.3)
• für die erweiterten Steuerungsmöglichkei-
ten durch die Weiterentwicklung der Förde-
rungsprogramme (4.4)
4.2 Langfristige Perspektiven der Stadtent-
wicklung als Grundlage von Rückbau und 
Aufwertung im Stadtumbau-Ost Als ein we-
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sentlicher Baustein in der Vorbereitung der 
Integrierten Stadtentwicklungskonzepte (I-
SEKs) im Stadtumbau- Ost waren von allen 
beteiligten Städten und Gemeinden langfris-
tige Prognosen zur Entwicklung von Bevöl-
kerung, Haushaltszahlen und Wohnungs-
nachfrage zu erstellen. Erst darauf aufbau-
end konnten gesamtstädtische Entwick-
lungskonzepte mit einem Zeithorizont von 
10-15 Jahren erstellt werden. Nur so können 
zukünftig sowohl Fehlsubventionierungen 
der öffentlichen Hand als auch an der künf-
tigen Nachfrage vorbeigehende private In-
vestitionsentscheidungen vermieden werden. 
Für diese langfristigen Stadtentwicklungs-
konzepte sind die Kommunen originär ver-
antwortlich. Die Bedeutung langfristiger 
strategischer Planung durch die Kommunen 
ist damit in den letzten Jahren wieder in den 
Vordergrund getreten.
4.3 Neue Kooperations- und Kommunikati-
onsformen im Stadtumbau finden zur Zeit 
durch Abriss, Teilrückbau und Umbau von 
Wohnungen statt. Hierauf haben die Kom-
munen keinen direkten Einfluss. Anders als 
bei der Stadterweiterung sind kommunale 
Vorleistungen wie Planungsrecht und öffent-
liche Infrastruktur nicht zwingend notwen-
dig. Deswegen kann die Umsetzung von 
Stadtumbaukonzepten nur im Einvernehmen 
mit den jeweiligen Wohnungseigentümern 
erfolgen. Dieser Konsens kann nur durch 
kontinuierliche vertrauensvolle Zusammen-
arbeit hergestellt werden und setzt bere-
chenbares, strategisches Verhalten auch der 
kommunalen Politikebene voraus. Die kom-
munalen Stadtumbaukonzepte müssen ne-
ben Gesichtspunkten der Architektur, des 
Städtebaus, der Infrastrukturplanung und 
der sozialen Entwicklung auch die woh-
nungswirtschaftliche Rentabilität mitbe-
trachten. Der Stadtumbau-Ost-Prozess hat 
vor diesem Hintergrund ein breites Spektrum 
von Organisationsformen wie Runden Ti-
schen, Netzwerken, Wohnungspolitischen 
Foren usw. erzeugt. Die Verbindlichkeit der 
Absprachen wird durch gemeinsame Erklä-
rungen bis hin zu förmlichen Verträgen nach 
Verwaltungsverfahrensgesetz (z.B. die 
Grundvereinbarungen und Förderverträge 
nach den Förderungsrichtlinien MV) gesi-
chert. Auch die kommunale Wohnungs-
marktbeobachtung als wichtige Grundlage 
der ISEKs wird begleitet durch informelle 
Abstimmungen in Arbeitskreisen und auf 
Veranstaltungen (z.B. Wohnforum Schwerin), 
um Einschätzungen und Prognosen zur 
Wohnungsnachfrage und zum Handlungsbe-
darf zu erörtern.
4.4. Weiterentwicklung der Förderungspro-
gramme: Mit dem Förderungsprogramm zum 
Stadtumbau ist nicht nur eine inhaltliche 
Ergänzung der bisherigen Städtebauförde-
rung vorgenommen worden, sondern auch 
eine beachtliche langfristige Mittelbindung 
in diesem Bereich erreicht worden. Für die 
kommunale Planung ist von zentraler Bedeu-
tung, dass die Gewährung von Fördermitteln 
von Bund und Land inhaltlich an die integ-
rierten Stadtentwicklungskonzepte geknüpft 
worden ist. Das wertet diese Planungen ganz 
wesentlich auf, denn es ist nicht nur die Mit-
telvergabe für städtische Maßnahmen, son-
dern auch für den Rückbau von Wohnungen 
durch Private daran gebunden. Ebenso wer-
den für Modernisierungsmaßnahmen nun-
mehr Stellungnahmen der Kommune benö-
tigt, wenn KfWMittel eingesetzt werden sol-
len. Dies gibt der Planung einen deutlichen 
Steuerungsgewinn, zumindest solange es 
private Eigentümer gibt, die Interesse an den 
Fördermitteln haben. 
Daneben wird auch die teilräumliche Ent-
wicklungsplanung aufgewertet, denn das 
gesamtstädtische Entwicklungskonzept muss 
für die Inanspruchnahme von Fördermitteln 
um ein teilräumliches Handlungskonzept 
ergänzt werden. Die Wirksamkeit dieser 
Stadtteilentwicklungskonzepte leidet aber 
nach wie vor unter der unzureichenden Ko-
ordinierung der verschiedenen Fachpolitiken. 
Es gibt eine ganze Reihe parallel laufender 
Förderungsprogramme mit räumlicher Aus-
prägung. Neben dem Stadtumbau-Programm 
gibt es die allgemeine Städtebau- und die 
Wohnungsbauförderung, die je nach Bun-
desland unterschiedlich gekoppelt sind. Da-
neben wirken weitere fachspezifische Pro-
gramme in den Prozess der Umgestaltung 
von Stadtquartieren hinein. Insbesondere im 
Zusammenhang mit den Fördergebieten aus 
den Programmen »Soziale Stadt» gibt es auf 
räumliche Schwerpunktgebiete fokussierte 
Programme aus dem Sozial-, Jugend- oder 
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Arbeitsmarktbereich. Hinzu kommen die 
klassischen raumwirksamen Infrastruktur-
programme wie z. B. die Förderung von Ver-
kehrsinfrastrukturmaßnahmen (GVFG) oder 
zur Verbesserung der Wirtschaftsstruktur 
(die Förderung von Gewerbeansiedlungen 
durch Erschließung). Diese Maßnahmen sind 
alle stadträumlich wirksam, folgen aber sehr 
unterschiedlichen inhaltlichen Vorgaben (de-
nen sich die jeweiligen Fachvertreter ver-
pflichtet sehen) und lassen sich durch bloße 
Moderation kaum zusammenzuführen. An-
gesichts dieser Situation sollte das Stadtum-
bau-Programm zum Anlass genommen wer-
den, die Städtebauförderung grundsätzlich 
auszuweiten und zu einer integrierten Stadt-
teilförderung weiterzuentwickeln. 
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Rahmenbedingungen der Sied-
lungsflächenentwicklung in 
Nordrhein-Westfalen
Erfahrungen und Perspektiven
Kerstin Jochimsen, 
Wohnungsbauförderungsanstalt NRW, 
Düsseldorf
Die bisherige Siedlungsflächenentwicklung 
in Nordrhein-Westfalen ist durch kontinuier-
liche Zuwächse gekennzeichnet: So nahm 
nach Angabe des Landesamtes für Statistik 
und Datenverarbeitung die Siedlungs- und 
Verkehrsfläche zwischen 1997 und 2006 um 
8,2% zu, was u.a. auf die Zunahme der 
Haushalte als Wohnungsnachfrager und 
auch auf einen steigenden Wohnflächenkon-
sum der Haushalte insgesamt zurückzufüh-
ren ist. 
Zudem führt ein nicht bedarfsgerechtes 
Wohnungsangebot zu erhöhter Wohnungs-
nachfrage, auch wenn rein rechnerisch die 
Zahl der Haushalte gleich oder kleiner ist als 
das Wohnungsangebot. Bei optimalen Be-
dingungen auf dem Wohnungsmarkt mit 
einer größtmöglichen Überschneidung des 
Angebotes hinsichtlich Größenstruktur und 
Qualität mit der Wohnungsnachfrage exis-
tieren keine strukturellen Leerstände und es 
entsteht kein strukturbedingter Wohnungs-
neubedarf. Dass ein solches Marktgleichge-
wicht in der Vergangenheit nicht die Realität 
war, zeigen die seit den 1990er Jahren re-
gelmäßigen Analysen der Wfa zum Woh-
nungsmarktgeschehen in Nordrhein-Westfa-
len. Jedoch ist festzustellen, dass in Zeiten 
eines angespannten Wohnungsmarktes die 
Leerstände eher niedrig und der strukturelle 
Wohnungsneubedarf eher gedämpft ausfällt.
Im Folgenden soll näher beleuchtet werden, 
welche Faktoren zu mehr Wohnflächenkon-
sum und damit zu einer verstärkten Inan-
spruchnahme von Siedlungsflächen führen:
1. Demografische Faktoren
Die Bevölkerungsentwicklung spielt bei der 
Quantifizierung der Wohnungsnachfrage 
eine bedingte Rolle, ausschlaggebender ist 
die Zahl der Haushalte als Bedarfsträger der 
Wohnungsnachfrage. Haushaltsbildungspro-
zesse werden von einer Reihe unterschiedli-
cher Faktoren wie dem Alter und dem Ge-
schlecht der Bevölkerung sowie der gesell-
schaftlichen und ökonomischen Rahmenbe-
dingungen beeinflusst: Immer mehr Singles, 
Alleinerziehende, Patchwork-Familien, eine 
stetig wachsende Zahl älterer allein stehen-
der Menschen haben in der Vergangenheit 
zu mehr Haushalten geführt. Aber auch stei-
gender Wohlstand ermöglicht es beispiels-
weise den Haushaltsneustartern einen eige-
nen Haushalt zu gründen.
Während in Nordrhein-Westfalen die Bevöl-
kerung zwischen 1997 und 2006 lediglich 
um 0,5% wuchs, hat nach Berechnungen der 
GfK die Zahl der Haushalte von 8,106 Mio. 
auf 8,502 Mio. um 4,9% deutlich stärker zu-
genommen. Dies ist auf eine Verkleinerung 
der durchschnittlichen Haushaltsgröße von 
2,21 auf 2,12 Personen pro Haushalt im glei-
chen Zeitraum zurückzuführen, wobei sich 
insbesondere in den letzten drei Jahren die-
ser Prozess der weiteren Verkleinerung abzu-
schwächen scheint.
Das LDS beziffert in den Erhebungen zum 
Mikrozensus die durchschnittliche Haus-
haltsgröße auf 2,20 Personen je Hauhalt im 
Jahr 1996 und auf 2,15 Personen je Hauhalt 
im Jahr 2005, wodurch sich in diesem Zeit-
fenster die Zahl der Haushalte von 8,105 
Mio. auf 8,402 Mio. erhöht hat. Allerdings ist 
im Jahr 2005 erstmals im Vergleich zum Vor-
jahr die Haushaltsgröße von 2,13 auf 2,15 
Personen je Haushalt wieder angestiegen 
und die Zahl der Haushalte von 8,460 Mio. 
auf 8,105 Mio. gesunken. Dies kann als Reak-
tion dahingehend interpretiert werden, dass 
aufgrund unsicherer wirtschaftlicher Bedin-
gungen wie beispielsweise Arbeitslosigkeit, 
befristete Arbeitsverträge und Unterneh-
mensinsolvenzen Haushaltsneubildungen 
zurückgestellt wurden.
Der seit drei Jahren zu beobachtende Bevöl-
kerungsrückgang soll sich laut Prognose des 
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LDS bis 2025 auf 17,608 Mio. Menschen wei-
ter fortsetzen (-2,6% zu 2005), zeitgleich soll 
die Zahl der Haushalte von 8,35 Mio. auf 
8,51 Mio. in der »Konstanten Variante» bzw. 
auf 8,61 Mio. in der »Trendvariante» anstei-
gen. Erste Zahlenvergleiche belegen jedoch, 
dass im Jahr 2006 die Bevölkerung in 
Nordrhein-Westfalen mit 18,029 Mio. Men-
schen unterhalb der prognostizierten 18,064 
Mio. lag. 
Remanenzeffekt
Die demografische Entwicklung und die da-
mit einhergehende »Überalterung» der Be-
völkerung bewirken einen unmittelbaren 
Effekt auf den Wohnungsmarkt, da immer 
mehr Einpersonenhaushalte große Wohnun-
gen belegen und damit hinsichtlich der Ver-
sorgungsnorm »Pro Person ein Zimmer plus 
1» als normativ überversorgt gelten. Haus-
halten, die sich vergrößern wollen bzw. müs-
sen, ist damit ein Teil des Wohnungsmarktes 
nicht zugänglich. Dieser als »Remanenzef-
fekt» bezeichnete Prozess führt dazu, dass 
auf dem Wohnungsmarkt keine optimalen 
Bedingungen zwischen Wohnungsangebot 
und Wohnungsbedarf herrschen und hier-
durch Wohnungsneubedarfe entstehen. Die 
LDSPrognose schätzt bis 2020 sowohl einen 
weiteren Anstieg der über 65-Jährigen als 
auch der Einpersonenhaushalte voraus, so 
dass zukünftig mit einer Verstärkung des 
Remanenzeffektes gerechnet werden muss.
2. Finanzielle Rahmenbedingungen für den 
Wohnungsneubau
Weiterhin Spielräume zur 
Eigentumsbildung für Schwellenhaushalte 
Größere Haushalte (Familien mit Kindern), 
deren Wohnungsnachfrage einem geringen 
und regional teilweise teuren Angebot ge-
genüberstand, haben seit Ende der 1990er 
Jahre bei günstigen Zinsen (ab 1999) und 
attraktiven Förderbedingungen durch Bund 
(Eigenheimzulage bis 2005) und Land zu ei-
ner verstärkten Bildung von selbst genutz-
tem Wohneigentum im Umland der Kern-
städte geführt. 
Modellrechnungen zum Eigentumserwerb 
unter Inanspruchnahme von Fördermitteln 
der Wfa beziffern für einen Vierpersonen-
haushalt unter Einhaltung der im Wohn-
raumfördergesetz (WoFG) festgelegten Ein-
kommensgrenzen sowie in der Annahme ei-
nes Kostenrahmens den monatlichen Finan-
zierungsspielraum je nach Fördermodell zwi-
schen 737 ff und 1.667 ff/mtl. (vgl. Abb.2), 
womit sich auf Basis des angenommenen 
Kostenrahmens Hypothekenzinsen von knapp 
über 5 Prozent im Modell A und von über 10 
Prozent im Modell B realisieren lassen. Über-
tragen auf die in der Wfa-Mieterbefragung 
2007 befragten Haushalte hieße dies, dass 
unter oben skizzierten Rahmenbedingungen 
rund 15 Prozent der befragten Vierperso-
nenhaushalte mit Fördermitteln der Wfa 
nach Modell A und weitere mindestens 25 
Prozent nach Modell B selbst zu nutzendes 
Wohneigentum realisieren könnten. Das der-
zeitige vergleichsweise niedrige Zinsniveau 
für Hypothekenzinsen von 5 Prozent verein-
facht dabei die Umsetzung von Eigentums-
plänen. 
Wunsch nach Eigentum lässt nach 
Allerdings haben sich in der Vergangenheit 
die unsicheren wirtschaftlichen Perspektiven 
eher restriktiv auf den Wunsch nach Eigen-
tum ausgewirkt wie die Wfa-Mieterbefra-
gung belegt: Von ehemals 10,5 Prozent der 
befragten Haushalte im Jahr 1997 wollen 
zehn Jahre später nur noch 5,9 Prozent in-
nerhalb der nächsten zwölf Monate Eigen-
tum erwerben. Bei den hierfür angeführten 
Gründen werden von den befragten Haus-
halten im gesamten Zeitverlauf die fehlen-
den finanziellen Möglichkeiten angeführt, 
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allerdings wird in der Befragung 2007 erst-
mals ein späterer Eigentumserwerb häufiger 
genannt als in den Vorjahren. Um die wach-
sende Nachfrage zu befriedigen, fand des-
halb in den vergangenen zehn Jahren vers-
tärkt auch Mietwohnungsbau im Ballungs-
rand in kleineren Gemeinden statt. Regional-
analysen zum Wohnungsmarkt, die die Wfa 
in der Region Östliches Ruhrgebiet, aber 
auch in Ostwestfalen und in der Wohnregion 
Bonn durchgeführt hat, belegen diese Mus-
ter: Der in den letzten zehn Jahren entstan-
dene Wohnungsneubedarf wurde schwer-
punktmäßig im Umland der Kernstädte so-
wohl in Form von Wohneigentum als auch 
von Mietwohnungsbau realisiert.
3. Eigentumserschwinglichkeit und 
Suburbanisierung: Regionale Analysen
Den Preisanalysen zufolge sind Eigenheime 
an den Rändern der meisten Ballungsgebiete 
nach wie vor günstiger als in der Kernstadt; 
das gilt ebenso für die Erschwinglichkeit aus 
Sicht der ortsansässigen Haushalte. Aktuelle 
Analysen zu Stadt- Umland-Wanderungen 
bei der Altersgruppe zwischen 25 und 50 
Jahren und regionalen Preis-Einkommens-
Relationen am Beispiel der Regionen Biele-
feld und Duisburg belegen trotz unterschied-
licher siedlungsstruktureller Merkmale (Lage, 
Einwohnerzahl, wirtschaftlicher Situation, 
Infrastrukturausstattung und der verkehrli-
chen Anbindung) ähnliche Wanderungsmus-
ter: 
• Mehr als die Hälfte aller Fortgezogenen 
gehören der Altersgruppe der potenziellen 
Eigentumsbildner an, die allerdings auch die 
größte Bevölkerungsgruppe darstellt.
• Die leichte Abnahme der Fortzüge dieser 
Altersgruppe an allen Fortzügen seit 1997 
(-1,7%) kann, muss jedoch noch kein Indiz 
für einen neuen Trend sein.
• 37 Prozent aller Fortzüge zielen auf das 
Umland der Quellkommunen. Die Motive für 
diese Stadt-Umland-Wanderungen sind ü-
berwiegend nicht arbeits-, sondern woh-
nungsmarktbezogen. Dazu zählen allerdings 
nicht nur die in der Regel günstigeren Mie-
ten und Kaufpreise: In der Wfa- Mieterbe-
fragung nannten 2007 rund 30% der Mieter, 
die in den nächsten zwölf Monaten Eigen-
tum bilden wollen, eine ruhige Lage und 
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Abb. S.2 | Modellrechnung: Finanzierungsspielräume 
nach Fördermodell und Kosten für einen 4-Personen-
haushalt (Quelle: Wfa)
Abb. S.3 | Bauintensität 1997 bis 2006 nach Gebäude-
typ in der Region Östliches Ruhrgebiet
saubere Luft als wichtige Kriterien der 
Wohnstandortwahl.
Dass die »Erschwinglichkeit» von Wohneigen-
tum für einen städtischen Haushalt im Um-
land günstiger ist, belegen die Berechnungen 
zur Eigentumserschwinglichkeit für Bielefel-
der bzw. Duisburger Haushalte (vgl. Abb. 4 
und 5): In der Kernstadt selbst muss für die 
Bildung von Wohneigentum mehr als das 
7,5-fache des Haushaltsjahreseinkommens 
aufgebracht werden, im angrenzenden Um-
land dagegen nur maximal das 6-fache des 
Haushaltsjahreseinkommens. Zukünftig wird 
die Altersklasse der potenziellen Eigentums-
bildner weiter schrumpfen und damit vo-
raussichtlich auch der Wanderungssaldo die-
ser Altersklasse abnehmen. Daher ist es 
schon heute nötig, die Baulandstrategien 
und Konzepte zu Eigentumsbildung an diese 
Entwicklungen anzupassen. Die regionale 
Wohnungsmarktbeobachtung kann als Mo-
nitoring hier einen großen Beitrag leisten.
4. Kommunale Steuerungsmöglichkeiten
Die demografische Entwicklung und Heraus-
forderung ist inhaltlich in den meisten Städ-
ten und Gemeinden angekommen. Doch wie 
reagieren die Kommunen hierauf? Bei der 
Umsetzung der strategischen und planeri-
schen Siedlungsflächenentwicklung stehen 
den Kommunen unterschiedliche Instrumen-
te wie die vorbereitende Bauleitplanung, 
Stadtentwicklungskonzepte, Leitlinien zur 
Stadtentwicklung u.a. zur Verfügung, die in 
den Kommunen sehr unterschiedlich ge-
handhabt werden. Gründe hierfür liegen 
• in der Gemeindegröße und den damit den 
Fachämtern zur Verfügung stehenden Perso-
nalkapazitäten,
• in der Struktur und der Einbettung in die 
Dezernatsgliederung der Kommunalverwal-
tung, 
• in den die Planungsprozesse steuernden 
Personen, 
•aber auch in dem in jeder Kommune sehr 
unterschiedlich funktionierenden Zusam-
menspiel von Rat und Verwaltung.
Aus Kontakten und Erfahrungen der Wfa mit 
unterschiedlich großen Kommunen in NRW 
ergibt sich ein Bild, dass tendenziell in klei-
neren Kommunen konzeptionelle und strate-
gische Planungen fehlen, da man mit dem 
Alltagsgeschäft der vorbereitenden Bauleit-
planung personell ausgelastet ist. Ein regel-
mäßiges Datencontrolling ausgewählter 
Wohnungsmarktindikatoren zur Bewertung 
und Einschätzungen von Entwicklungen - 
auch in regionaler Zusammenarbeit mit den 
Umlandgemeinden - fehlt in der Regel.
Demgegenüber verfügen größere Städte und 
gerade Großstädte über eine Vielzahl von 
Ämtern, in denen das Themenfeld Wohnen 
verankert ist. Hier scheinen eher das Ver-
flechten und der Austausch von Information 
zu einem integrativen Ganzen problematisch 
zu sein. Mehr als 30 Kommunen sind in NRW 
im Themenfeld der kommunalen Woh-
nungsmarktbeobachtung aktiv und analysie-
ren hier sehr genau das Geschehen auf dem 
jeweiligen kommunalen Wohnungsmarkt. Ein 
Blick über den – kommunalen – Tellerrand 
findet jedoch nur in Ausnahmefällen statt. 
Anpassung des Wohnungsangebotes an 
den Wohnungsbedarf
Sowohl die demografischen Entwicklungen 
der Zukunft als auch die notwendigen An-
passungen des Wohnungsbedarfs an geän-
derte Nachfragemuster machen auch in der 
Zukunft Wohnungsneubau in gewissem Um-
fang notwendig. Angesichts zunehmender 
Wohnungsleerstände auf der einen Seite und 
einem stetig wachsenden Siedlungsflächen-
verbrauch auf der anderen Seite müssen die 
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Abb. S.4 | Eigenheim-Erschwinglichkeit für Duisburger 
Haushalte in der Region (Quelle: Wfa-Berechnung)
Abb S.5| Eigenheim-Erschwinglichkeit für Bielefelder 
Haushalte in der Region (Quelle: Wfa- Berechnung)
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Kommunen aber auch vor dem Hintergrund 
der Bereitstellung und Anpassung von Infra-
struktur über das zukünftige Gleichgewicht 
zwischen Wohnungsbestand und Woh-
nungsneubau neu nachdenken. So lange sich 
finanziell der Bau von selbst genutztem 
Wohneigentum oder der Mietwohnungsbau 
aus Investorensicht lohnt und ein strukturel-
ler Wohnungsneubedarf vorhanden ist, wird 
- ohne konzeptionelle Steuerung - Woh-
nungsneubau auf der grünen Wiese stattfin-
den. 
Es wird für Kommunen und Wohnungswirt-
schaft eine Herausforderung der Zukunft 
sein, ein bedarfsgerechtes Wohnungsangebot 
über Modernisierung und Sanierung vers-
tärkt in den Wohnungsbeständen zu realisie-
ren. Dabei wird man sich auch mit Fragen 
von Wohnungsabriss und Neubau beschäfti-
gen müssen. 
Um auch im kommunalpolitischen Raum die 
Wichtigkeit der qualitativen Entwicklung des 
Wohnungsbestandes zu verdeutlichen, sollte 
daher Szenarien zur zukünftigen Siedlungs-
flächenentwicklung - z.B. über Wohnungs-
bedarfsprognosen - der Wohnungsbestand-
sentwicklung mindestens ein ebenso hoher, 
wenn nicht höherer Stellenwert eingeräumt 
werden wie dem Wohnungsneubedarf. We-
niger die Eckwerte des jährlichen Woh-
nungsneubedarfs, aus dem die zukünftigen 
Flächenbedarfe resultieren, sind von Bedeu-
tung, sondern die zukünftige Anpassung des 
Wohnungsbestandes an sich ändernde Nach-
fragemuster.
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Siedlungsflächenentwicklung: 
Machen wir die Rechnung ohne 
den Wirt?
Martina Koll-Schretzenmayr,
NSL ETH Zürich
Die Siedlungsflächenentwicklung steht im 
Spannungsfeld zwischen der Realität der 
weitgehend ungebremsten Siedlungsflä-
chenausdehnung auf die sog. «grüne Wiese» 
(Zersiedlung) und dem Leitbild der nachhal-
tigen Siedlungsentwicklung, die sich insbe-
sondere auf die raumplanerische Strategie 
der Innenentwicklung, d.h. der Nutzung von 
Flächenpotentialen innerhalb der bestehen-
den Siedlungsfläche, abstützt.
Es sind durchaus viele und vielschichtige 
Gründe, die zur – von den Planern – uner-
wünschten Zersiedelung führen. Einer dieser 
Kausalkomplexe lässt sich thematisieren, in-
dem die Frage aufgebracht wird, wer eigent-
lich plant und wer baut. Beginnen wir mit 
dem Bauen. Es sind – sofern wir nicht von 
öffentlicher Infrastruktur oder öffentlichen 
Bauten sprechen – die Immobilienentwickler 
(mit den Investoren im Hintergrund) oder 
unmittelbar die Konsumenten der Gebäude, 
die mit eigenem, privatem Kapital die Errich-
tung von Gebäuden bewerkstelligen.
Wir befinden uns in diesem Zusammenhang 
inmitten eines Marktes, der seinen eigenen 
Gesetzen folgt und sich hierbei in den vom 
Gesetzgeber vorgegebenen Grenzen bewe-
gen muss. Und innerhalb dieser Grenzen ha-
ben wir bekanntermassen grüne wie braune 
Wiesen im Angebot. Damit kommt es dem 
«Steuerungsalltag » der Planer zu, die Herde 
von der grünen Wiese auf die braune Wiese 
zu führen. Doch wenden wir uns erst der 
Frage zu, wer eigentlich plant. Es sind durch-
aus nicht nur die Planer, sondern auch die 
Immobilienentwickler. Insbesondere im Rah-
men von städtebaulichen Großprojekten ist 
die Planungsleistung der Immobilienentwick-
ler nicht zu unterschätzen. Eine weit verbrei-
tete und planerisch nie zu unterschätzende 
Haltung der Immobilieninvestoren und Häus-
lebauer ist: «Ein jeder baut nach seinem Sinn, 
denn keiner kommt und zahlt für ihn!»
Und solange die Planer nicht selbst bauen 
(und zahlen), sollten sie die Projektentwickler 
und Investoren der Immobilienbranche nicht 
aus den Augen verlieren. Und die Nutzer des 
Gebauten (die oftmals auch noch in Perso-
nalunion Käufer sind) ohnehin nicht. Denn 
sonst machen sie die Rechnung ohne den 
Wirt!
Die Promotoren verfügen über eine ausge-
zeichnete Marktkenntnis und wissen sehr 
genau was am Markt «geht». Und was am 
Markt nicht «geht», das ist auch planerisch 
kaum realistisch. Und solange die Planer 
nicht selbst bauen, kommen wir am Markt 
gar nicht vorbei. Die Kunst ist nun, aus der 
Kenntnis des Marktes heraus – und das be-
deutet: zusammen mit den «Promotoren» – 
die Steuerungsmechnaismen zur Umsetzung 
unser planerischen Visionen von Siedlungs-
(innen)entwicklung so zu gestalten, das sie 
echte Realisierungschancen haben. Erst 
wenn die kommunale Planung die Entschei-
dungskriterien der Allokation von Investitio-
nen der «Promotoren» kennt, kann sie auch 
gezielt ihre eigenen Steuermechanismen an-
passen, um die Siedlungsentwicklung in der 
von ihr gewünschten Richtung zu beeinflus-
sen. 
Erlauben Sie mir, einen zweiten Gedanken zu 
entwickeln: Die Planung unterstellt den 
Promotoren wie auch den Nutzern gerne, 
dass sie in Sachen Siedlungsflächenreduktion 
weitgehend beratungsresistent sind und lie-
ber auf die grüne als auf die braune Wiese 
gehen. Diese Überzeugung steht jedoch im 
Widerspruch zu der Tatsache, dass es eine 
«Rückkehr in die Innenstädte» zu verzeich-
nen gibt. Selbstverständlich nicht überall, 
aber immerhin. In der Stadt Zürich wie auch 
in der Landeshauptstadt München beispiels-
weise hat in der letzten Dekade eine er-
staunliche Bautätigkeit im Wohnungsbau 
stattgefunden. Dabei handelt es sich über-
wiegend nicht um die grüne Wiese, denn die 
gibt es in diesem Sinne in der Stadt Zürich 
schon lange nicht mehr und in der Landes-
hauptstadt München nur in begrenztem Um-
fang, sondern in der Tat um die erwünschte 
«Innenentwicklung». Man ist also versucht zu 
sagen: «Na also, es geht doch!» Ja, es geht, 
die Frage ist nur, ob die Planung dann mit 
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dieser Innenentwicklung auch immer so 
glücklich ist und ob wir allenfalls unsere 
Zielsetzungen und unsere Steuerungsinstru-
mente aus der Erfahrung dieser beiden Bei-
spiele heraus nochmals anpassen müssen. 
Mit seiner Entscheidung vom 12. Mai 2004 
im Popularklageverfahren hat der Bayerische 
Verfassungsgerichtshof die Mindestabstand-
flächenregelung in § 2 Abs. 1 der Münchner 
Verordnung für Besondere Siedlungsgebiete 
(GVO) von 1979 als Bauplanungsrecht quali-
fiziert und darin einen Verstoß gegen die 
Bayerische Verfassung gesehen, wodurch der 
in Gang befindlichen Entwicklung des Er-
satzneubaus verbunden mit innerer Verdich-
tung in den traditionellen Gartenstadtgebie-
ten wie beispielsweise Gern, Harlaching,  
Obermenzing oder Solln Tür und Tor geöff-
net wird und mit einer nachhaltigen Verän-
derung des Erscheinungsbildes der betroffe-
nen Gebiete zu rechnen ist. Diese Entwick-
lung wird von der Stadt München durchaus 
negativ beurteilt, es stehen ihr aber nur sehr 
eingeschränkt Steuerungsmöglichkeiten zur 
Verfügung, um dieser unerwünschten Innen-
entwicklung entgegen zu wirken. Dieses 
Fallbeispiel zeigt auf, dass auch die raumpla-
nerische Strategie der Innenentwicklung sehr 
differenziert zu betrachten ist. Darüber hi-
naus ist festzuhalten, dass eine planerische 
Strategie nie isoliert von möglichen Steue-
rungsmechanismen auszurufen ist, um spä-
tere Fehlentwicklungen oder den Verlust von 
vermeintlichen Steuerungsmechanismen zu 
vermeiden. Zusätzlich kann auch dieses Fall-
beispiel als Lehrstück für die Notwendigkeit 
der Evaluierung von Zielvorstellungen der 
Immobiliendeveloper gewertet werden: In-
nenentwicklung beinhaltet innere Verdich-
tung – durchaus auch auf Kosten der Quar-
tiersqualitäten (zumindest solange hieraus 
noch keine Renditeminimierung resultiert). 
Auch im Kontext der Siedlungsflä-
chenentwicklung sollten wir daher die Rech-
nung mit dem Wirt machen.
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Rahmenbedingungen und 
Akteure
Guido Spars, Ökonomie des Planens und 
Bauens Bergische Universität Wuppertal
• Die zentralen Akteure der Siedlungsent-
wicklung können in die Gruppen »öffentli-
che/halböffentliche Akteure» und »private 
Akteure» differenziert werden.
• Die privaten Akteure der Siedlungsent-
wicklung sind vor allem Bau- und Planungs-
unternehmen, Projektentwickler und Inves-
toren mit unterschiedlicher Größe, Verwer-
tungsmotivation und Haltedauer (Eigennut-
zer, Kapitalanleger, Bauträger).
• Mit der Einführung neuer Instrumente 
fernab der reinen kommunalen Angebots-
planung findet die Siedlungsflächenentwick-
lung vermehrt in einer Verbindung von hier-
archischen und konsensualen Steuerungsin-
strumenten statt (z.B. Investorenwettbewer-
be, PPP). Die Kommunen bedienen sich oft 
(insbesondere bei Großprojekten) flexibler 
privater Investoren um Stadtentwicklung 
indirekt »aktiv» gestalten zu können.
• Die privaten Akteure treten vielfach als 
Treiber und Beschleuniger der Entwicklung 
neuer Siedlungsflächen auf. Die private Akt-
eursebene ist hierbei in den letzten Jahren 
von einer wachsenden Diversifizierung und 
Terziärisierung geprägt (z.B. Service Deve-
loper, Immobiliendienstleister).
• Auch die steigende Bedeutung von insti-
tutionellen Anlegern und von Kapitalmarkt-
vehikeln (Immobilien AG, REIT, offene Fonds) 
und die gewachsene Nachfrage nach deut-
schen Immobilien wirken sich dynamisch auf 
Neubauvorhaben und Siedlungsflächenent-
wicklung aus.
• Die öffentlichen Akteure entstammen vor 
allem der kommunalen Ebene. Aber auch die 
Fach- und Raumplanungsbehörden anderer 
staatlicher Ebenen können als Akteure der 
Siedlungsflächenentwicklung ihren Einfluss 
geltend machen (Infrastruktur-, Landes- und 
Regionalplanung).
• Innerhalb der Kommune wird die Sied-
lungsentwicklung mit unterschiedlichen 
Baulandstrategien betrieben. Es lassen sich 
grob die drei Wege, kommunale Angebots-
planung (Bebauungsplanung, Bodenord-
nung), öffentlich-rechtliche Verträge (u.a. 
städtebauliche Verträge gem. § 11 BauGB) 
und kommunaler Zwischenerwerb (u.a. städ-
tebauliche Entwicklungsmaßnahme). benen-
nen.
• Neben den Fach- und Planungsämtern 
sind weiterhin (halb)öffentliche Akteure, bei-
spielsweise kommunale Treuhänder und Be-
auftragte, tätig, auch entstehen neue For-
men öffentlich-privater Kooperationen 
(PPP).
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Steuerungsansätze in der 
(Wohn)flächenentwicklung 
Was zeigt der Rückblick auf die letzten 15 
Jahre Planungspraxis?
Wolfgang Börstinghaus, Stadt Flensburg
FB 4, Umwelt und Planen, 
Stadtentwicklung und Statistik
Seit Anfang der 90er Jahre haben verschie-
dene Leitbilder die Planung geprägt. D. h., 
der »rote Faden konzeptgeleiteten Handelns» 
ist durchaus erkennbar. Deutlich wird aber 
auch immer, dass dazu Widersprüchliches 
zumindest coexistiert. Mit Beginn dieses 
Zeitraums ist der sparsame Umgang mit der 
Fläche in den Fokus planerischen Handelns 
gerückt. Besonders deutlich ist (mir) dies ge-
worden 1992 am Ausgangspunkt für die Er-
arbeitung eines neuen Flächennutzungspla-
nes, also mit dem Beginn eines neuen Pla-
nungszyklus.
Zwei Bilder: das erste aus dem alten Flä-
chennutzungsplan von 1969, (das zweite aus 
dem Entwurf zu o.g. neuen) machen da et-
was deutlich: Die Etablierung eines neuen 
Leitbildes ist immer auch verbunden erst 
einmal mit der Überwindung eines alten, in 
diesem Falle des Leitbildes von der »autoge-
rechten Stadt», das letztendlich eine Voraus-
setzung war für die in der davor liegenden 
Vergangenheit die Stadtentwicklung domi-
nierende Suburbanisierung, den Bau von 
Stadterweiterungen auf der »grünen Wiese» 
und den damit verbundenen Flächenver-
brauch. So hatte sich die Flächeninan-
spruchnahme in Flensburg nach dem Krieg 
trotz stetig abnehmender Bevölkerung mehr 
als verdoppelt. Welche Art von Eingriff die 
Realisierung dessen bedeutet hätte, was mit 
dem Modell der »Hafenspange» als Zukunfts-
vision dargestellt wird, wird deutlich durch 
die Bilder, die dem Thema des neuen Flä-
chennutzungsplanes unterlegt werden kön-
nen: Flensburg – historisch und topografisch 
geprägt.
Vor diesem Hintergrund werden zu über-
geordneten Zielen der Flächennutzungspla-
nung unter dem Stichwort »Stadt der kurzen 
Wege»:
• die Reduzierung des Flächenverbrauchs,
• die Priorität der Innenentwicklung,
• die Stärkung und Weiterentwicklung von 
Qualitäten
• und damit das Qualitätsmanagement der 
Stadtentwicklung.
Mit konstituierendes Moment dieses Ansat-
zes der »Siedlungsvorsorge» war die parallele 
und aufeinander abgestimmte Erarbeitung 
von Landschaftsplan und Flächennutzungs-
plan. Dieser Ausgangspunkt bestimmt folge-
richtig auch die neue bildhafte Darstellung 
des verfolgten neuen Leitbildes. Auf der Ebe-
ne »Teilplanungen» zu den nun folgerichtig 
auch der Landschaftsplan (als Teilplan 
»Grün») gehört, werden die Ziele des Sied-
lungsvorsorgeansatzes weiter detailliert.
»Pilotprojekte» sollten helfen, die reine 
Angebotsplanung zu überwinden, die Steue-
rung von Qualität anschaulich zu machen 
und einen Ansatz von »Planung als Dialog» 
zu etablieren helfen.
Interessant in diesem Zusammenhang war 
besonders, dass das Thema »Innenentwick-
lung», wenn auch nicht annähernd realisiert, 
doch ein Ausgangspunkt war für solche Dis-
kussionen, die zur nachhaltigen Verbesse-
rung in bestimmten Stadtteilen geführt ha-
ben.
Die Publikation des »Nationalen Aktions-
planes zur nachhaltigen Siedlungsentwick-
lung» im Jahre 1996 wurde vor dem Hinter-
grund dieser Entwicklung vor allem als Be-
stätigung und Unterstreichung der mit der 
Siedlungsvorsorge verfolgten Ziele und 
Handlungsansätze aufgenommen.
Einerseits flossen nun die der Siedlungsvor-
sorge verfolgten Ziele in die Handlungs-
schwerpunkte der für Flensburg formulierten 
lokalen Agenda 21 ein. Andererseits war pa-
rallel bereits das Thema »Bevölkerungsent-
wicklung» bzw. »Bevölkerungsrückgang» – 
vor allem auch vor dem Hintergrund des Ab-
baus im Bereich des Militärstandortes Flens-
burg – zu einem beherrschenden Thema der 
kommunalpolitischen Diskussion geworden. 
Besonders der Einfamilienhausbau rückte 
damit noch weiter ins Zentrum der Sied-
lungs(flächen)entwicklung. Diesen hatte man 
bereits im Rahmen der Siedlungsvorsorge 
selbstverständlich nicht ausgeklammert, 
sondern »mittransportiert» (Ziel: Teilplan 
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»Wohnen», u. a.: »städtebauliche Qualität im 
Einfamilienhausbau stärken»).
Vor dem Hintergrund nicht zuletzt der 
Konversionsbemühungen und der Kalkulati-
on dessen, was ein neuer Einwohner der 
Stadt Flensburg aus dem Topf der Steuerzu-
weisungen bringt, entwickelt sich nun die 
gezielte Vermarktung von Eigenheimgrund-
stücken für Einfamilienhäuser in der Stadt 
zu dem Thema städtischer Siedlungspolitik.
Dazu gehört nun auch eine grundsätzliche 
Abstimmung von Neubaukontingenten mit 
dem Umland, zumindest i.B. auf den sog. 
»Ersten Siedlungsring», im Rahmen einer 
Stadt- Umland–Vereinbarung. Nach dem 
Wegfall der »Eigenheimzulage», dem mit der 
Ankündigung verbundenen Vorzieheffekt 
und einer zwischenzeitlich eingetretenen 
gewissen Marktsättigung sind die Umsätze 
im Bereich dieses Flächenverkaufs im letzten 
Jahr in Flensburg jedoch deutlich zurückge-
gangen. Neue Nahrung erhält das Thema 
»Einwohnerzahl/Bevölkerungsentwicklung» 
selbstverständlich durch die Diskussion des 
demografischen Wandels auch in Flensburg 
und seiner Region. Vor dem Hintergrund der 
Prognosen, Flensburg behalte 2020 immer 
noch eine leichte Bevölkerungs-»Zunahme» 
und in der Region erwarte man einen insge-
samt noch steigenden Wohnraumbedarf, 
gewinnt die Diskussion um weitere Sied-
lungs(flächen)entwicklung neue Dynamik. 
Andererseits gebietet der genaue Blick auf 
den vorhergesagten demografischen Wandel 
nicht nur in der Stadt (stetiger Anstieg der 
Haushalte »65 Jahre und älter», besondere 
Zuwächse nur noch im Bereich von Ein- und 
Zwei-Personen-Haushalten), das Erkunden 
neuer Wege und Möglichkeiten: Das Thema 
Stadt-Umland gewinnt zusätzlich neue Bri-
sanz vor dem Hintergrund der geringeren zu 
verteilenden Gesamtmasse. Die drohenden 
Verteilungskämpfe wurden abgewendet zu 
Gunsten eines zu erarbeitenden Wohnkon-
zeptes für Stadt und Umland.
In dieser Situation wird die Diskussion zu-
sätzlich und entscheidend geprägt durch die 
komplexer gewordene Akteurskonstellation 
nicht nur verwaltungsangehöriger (unter-
schiedlicher Fachbereiche oder – im Kontext 
Stadt- Umland – Gebietskörperschaften), 
sondern auch ausgegliederter Akteure mit 
unterschiedlichen Zielen.
Neben der Suche nach neuen Bebauungs-
möglichkeiten wird in der Stadt Flensburg 
die generationsübergreifende und stadtteil-
bezogene Bestandsentwicklung – unter aus-
drücklicher Einbeziehung des Einfamilien-
hausbestandes – mit der Zusage zur Förde-
rung eines Ex-WoSt- Vorhabens bereits zum 
qualitativen und quantitativen Beitrag zu 
einer Flächen sparenden, innovativen Woh-
nungsbau- und einer generationsverbinden-
den /integrativen Stadtteilentwicklung. Ziel 
dieses experimentellen Vorhabens ist die
• Überprüfung und Erkundung, ob und in 
welchem Umfang sich in Zukunft bei der 
»Generation 60 plus» auch neue und verän-
derte Qualitätsansprüche an Nachbarschaf-
ten, Wohnungen und Wohnumfeld sowie die 
Bereitschaft zu Wohnungs-/Wohnformwech-
sel entwickeln (lassen).
• Dies wird Teile des Wohnungsbestandes – 
vor allem auch im Einfamilienhaussektor – 
anstelle von Neubau für die nachrückende 
jüngere Generation verfügbar machen, 
• was wiederum die Chance für neue nach-
barschaftliche Formen des generationsüber-
greifenden Wohnens und sozialen Miteinan-
ders im Quartier beinhaltet.
Das ExWoSt-Thema »Innovationen für fami-
lien- und altengerechte Stadtquartiere» wird 
damit nicht zuletzt auch zu einem Beitrag 
zum Einsparen von Flächen, aber auch zum 
Erhalt von Werten. In der (Zwischen-)Bilanz 
wird in der Perspektive deutlich, dass der 
Arbeitsansatz von der Flächenentwicklung 
zum Nutzungsmanagement geht.
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Siedlungsflächenentwicklung in 
drei Phasen
Stephan Mitschang, Fachgebiet Städtebau 
und Siedlungswesen, TU Berlin
1. Angebotsplanung der Kommunen
Die städtebauliche Entwicklung der Städte 
und die steuernde Planung durch öffentliche 
Akteure befinden sich heute in einem struk-
turellen Wandel, der durch eine Einbezie-
hung kontinuierlich zunehmender kooperati-
ver Elemente charakterisiert ist.
Die Planung der sechziger Jahre zeichnete 
sich so vor allem durch die so genannte »An-
gebotsplanung» aus, bei der eine Gemeinde 
ein Vorhaben plante, ohne zum Zeitpunkt 
der Planung zu wissen, ob überhaupt und 
wenn ja, wann und von wem eine konkrete 
Realisierung der Planungsabsichten stattfin-
den wird. So war es durchaus der Fall, dass 
die erwünschten städtebaulichen Vorhaben 
nie realisiert wurden. In der Folge hat dies 
den Nachteil, dass die finanziellen Haushalte 
der Kommunen stark belastet werden, da die 
personellen und die planungsbedingten Kos-
ten (Folgekosten) von den Kommunen selbst 
getragen werden müssen. Diese Ausgaben 
konnten auch durch planungsbedingte Bo-
denwert steigernde Maßnahmen nicht zu-
rückgeholt werden, da Bodenwertsteigerun-
gen uneingeschränkt den Grundstückseigen-
tümern zu Gute kamen.
Obwohl die Initiative zur Planaufstellung 
immer von der Kommune ausging und Koo-
perationen mit Privaten noch keine ent-
scheidende Rolle spielten, gab es auch zu 
diesem Zeitpunkt schon Absprachen und 
Vereinbarungen z.B. mit Grundstückseigen-
tümern oder Investoren. Außerdem enthielt 
das Bundesbaurecht schon eine Regelung, 
welche die Gemeinden befähigte die Er-
schließung durch Vertrag auf einen Dritten 
zu übertragen. 
Mit der Einführung der Verpflichtung zur 
öffentlichen Auslegung (1960) mussten die 
Gemeinden die Entwürfe der Bauleitpläne 
zusammen mit der Begründung (FNP) oder 
dem Erläuterungsbericht (B-Plan) für die 
Dauer eines Monats der Öffentlichkeit zu-
gänglich machen und deren Belange, Kritik 
und Anregungen, auch in der Abwägung 
berücksichtigen. Anfänglich war das Interes-
se an dieser Möglichkeit zur Teilnahme rela-
tiv gering, jedoch mit dem wachsenden Be-
wusstsein über die Wichtigkeit der Planun-
gen und ihrer Auswirkungen auch auf die 
Bevölkerung (Abriss oder Neubau von Ge-
bäuden) stieg der Wille zur Beteiligung. 
Durch dieses steigende Interesse an der Be-
teiligung von städtebaulichen Planungen 
wurde schließlich 1976 die Zweistufigkeit 
der Bürgerbeteiligung (mit vorgezogener 
Beteiligung) eingeführt. Diese Beteiligungs-
formen für die Bevölkerung sind 1986 mit in 
das Baugesetzbuch übernommen worden 
und werden auch heute noch – allerdings 
zwingend nur noch bei der klassischen Bau-
leitplanung - angewendet.
Bis heute sind noch weitere Planungsinstru-
mente zur klassischen Bauleitplanung hinzu-
getreten, die eine steigende Einflussnahme 
von Privaten auf die gemeindliche Bauleit-
planung zulassen. Gründe sind vor allem die 
veränderte wirtschaftliche Situation der 
Kommunen. So sind vielerorts die Finanzmit-
tel knapp und es wächst der Konkurrenz-
druck zwischen einzelnen Gemeinden. Da-
durch wird es immer bedeutsamer, die Kom-
munen funktional und finanziell zu entlas-
ten. Durch die gesellschaftlichen Verände-
rungen wandelte sich die »Angebotsplanung» 
hin zu einer gezielten und konkreten Pla-
nung, welche oftmals nur noch den letzten 
Schritt vor der tatsächlichen Realisierung 
eines Vorhabens darstellt. Diese Planung wird 
inzwischen nicht mehr ausschließlich von 
einer Gemeinde, sondern immer öfter von 
Investoren initiiert und angestrebt. Trotz die-
ser Entwicklung liegt die Verantwortung  
über die Planaufstellung immer noch bei den 
Kommunen. Nur wird es zukünftig immer 
schwieriger werden, dieser Verantwortung 
auch gerecht zu bleiben.
2. Kooperation mit Privaten
Bei der städtebaulichen Entwicklung und 
deren Planung haben die Gemeinden schon 
immer mit den Privaten zusammen gearbei-
tet. Jedoch erfolgte dies in der Vergangen-
heit immer nur anhand von Absprachen oder 
Zusagen oder im Rahmen einer Übernahme 
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der jeweiligen Erschließung durch einen 
Dritten. Es gab keine speziellen Instrumente, 
welche es den Privaten erlaubten, sich direkt 
an der Planung zu beteiligen oder Verfah-
rensschritte zu übernehmen. Die schon an-
gesprochenen Privatisierungstendenzen blie-
ben für die städtebauliche Planung nicht 
ohne Auswirkungen.
Entscheidend zur Entwicklung des Koopera-
tionsverhältnisses beigetragen, hat die 
Rechtsprechung, welche die Zulässigkeit von 
Folgekostenverträgen in einer Entscheidung 
aus dem Jahr 1973 als vom bestehenden 
Recht getragen, angesehen hat. Bei derarti-
gen vertraglichen Regelungen können die 
durch die Planung entstehenden Kosten, die 
durch die Bebauung eines Gebietes entste-
hen, von dem jeweiligen Vorhabenträger 
übernommen werden.
Eine weitere Ausdehnung der Kooperations-
möglichkeiten zwischen Gemeinden und Pri-
vaten entstand im Übrigen auch durch die 
Einführung des Verwaltungsverfahrensgeset-
zes (1976) und des öffentlich-rechtlichen 
Vertrages, wobei dieser als gleichrangige 
Handlungsform des Verwaltungsträgers dem 
Verwaltungsakt zur Seite gestellt wurde. Ne-
ben den Erschließungsverträgen kamen spä-
ter noch weitere vertragliche Kooperations-
möglichkeiten hinzu, wie z.B. Sanierungs- 
oder Entwicklungsträgerverträge, welche 
allesamt zur Bewältigung städtebaulicher 
Aufgaben geschaffen wurden und speziell 
der Ausgestaltung der städtebaulichen Ent-
wicklung und Ordnung dienen sollten.
Mit der deutschen Einigung entstand Anfang 
der neunziger Jahre plötzlich ein akuter 
Handlungsbedarf in den ostdeutschen Städ-
ten, so dass neue und vor allem auch schnell 
greifende planerische Instrumente ausgestal-
tet werden mussten, um die Angleichung der 
Lebensverhältnisse in Ost und West mög-
lichst schnell gewährleisten zu können. Dazu 
wurde zunächst am 20. Juni 1990 die Bau-
planungs- und Zulassungsverordnung in 
Kraft gesetzt, um das BauGB auch in den 
östlichen Bundesländern anwendbar zu ma-
chen. Des Weiteren gab es in Ostdeutschland 
eine ausführliche Regelung des Erschlie-
ßungsvertrages und des städtebaulichen Ver-
trages (§ 54 BauGB). Diese gehörten neben 
dem Vorhaben- und Erschließungsplan und 
der Regelung über die Einschaltung Dritter 
zu den wichtigsten Instrumenten für die Ko-
operation von Gemeinden mit Privaten. Sie 
sollen im Folgenden kurz erläutert werden.
Städtebauliche Verträge
Verträge, vor allem die Übertragung der Er-
schließung durch Vertrag auf einen Dritten, 
spielen schon lange eine Rolle im Städtebau-
recht. Gleichwohl ist ihre Vollregelung im 
Städtebaurecht (§ 11 BauGB) auf die Wieder-
vereinigung zurückzuführen. Dieses Instru-
ment dient der Bewältigung von städtebauli-
chen Aufgaben und ist für fast alle klassi-
schen städtebaulichen Aufgaben einsetzbar. 
Dadurch können Gemeinden finanziell und 
personell entlastet werden. Von den städte-
baulichen Verträgen lassen sich drei Ver-
tragstypen unterscheiden:
• Maßnahmenverträge, die der Vorbereitung 
von städtebaulichen Maßnahmen auf eigene 
Kosten dienen;
• Planverwirklichungsverträge, welche der 
Förderung und Sicherung der mit der Bau-
leitplanung verfolgten Ziele dienen und
• Folgelasten- oder Folgekostenverträge, die 
der Übernahme von Kosten sowie Aufwen-
dungen dienen, die der Gemeinde für städ-
tebauliche Maßnahmen entstanden sind.
Alle Vertragstypen ergänzen das hoheitliche 
Instrumentarium des Städtebaurechts als 
Instrument zur Umsetzung städtebaulicher 
Planungen und Maßnahmen und sind im 
Hinblick auf die Realisierung von Einzelvor-
haben flexibel anzupassen. Neben den Vor-
teilen dieses Instrumentes gibt es auch kriti-
sche Überlegungen bezüglich der Einfluss-
nahme von finanzstarken Investoren. Diese 
stehen heute neben den Gemeinden und 
wollen im Zuge der Kooperation direkten 
Einfluss bei der Planung auf die von ihnen 
finanzierten Vorhaben gewinnen.
Vorhaben- und Erschließungsplan
Dieses Instrument entstand ebenfalls im Zu-
sammenhang mit der Wiedervereinigung und 
sollte für das Gebiet der ehemaligen DDR 
Aufgaben aus dem Bereich des Städtebaus 
und der Infrastruktur schneller lösen, als es 
durch den herkömmlichen Bebauungsplan 
möglich war. Als Unterfall des klassischen 
Bebauungsplans wurde der Vorhaben- und 
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Erschließungsplan mit den Elementen des B-
Planes, dem Vorhaben- und Erschließungs-
plan, der Satzung sowie eines städtebauli-
chen Vertrages mit Kostentragungsregelung, 
dem Durchführungsvertrag, ausgestattet. 
Insgesamt entsteht so ein kooperatives Pla-
nungsinstrument mit einem Instrumenten-
mix, welches die weitestgehende Verzahnung 
im Bereich der Kooperation mit Privaten dar-
stellt. 
Insbesondere durch die Rechtsprechung 
wird beim Vorhaben bezogenen B-Plan dem 
Begriff des »Vorhabens» große Bedeutung 
zugemessen, das heißt, das planungsrechtlich 
zulässige Vorhaben muss immer identisch 
mit dem beschriebenen Vorhaben im Vorha-
ben-und Erschließungsplan und dem Durch-
führungsvertrag sein. Veränderungen bedür-
fen einer Änderung des Vorhaben bezogenen 
Bebauungsplans. Seit dem In-Kraft-Treten 
der BauGB-Novelle am 1. Januar 2007 wurde 
diese als zu eng und wenig praktikabel ange-
sehene Vorhabenbindung nun flexibilisiert 
(vgl. § 12 Abs. 3a BauGB). Danach ist nun-
mehr die allgemeine Festsetzung eines Bau-
gebietes nach der BauNVO oder in sonstiger 
Weise zulässig, eine nachträgliche Änderung 
der baulichen Nutzung wird durch eine An-
passung des Durchführungsvertrages bewäl-
tigt. Insoweit tritt der den Vorhaben bezoge-
nen Bebauungsplan charakterisierende kon-
krete Vorhabenbezug beim flexibilisierten 
Vorhaben bezogenen Bebauungsplan in den 
Hintergrund, mit der Folge, dass sich Vorha-
ben bezogener Bebauungsplan und klassi-
scher Bebauungsplan inhaltlich deutlich an-
nähern.
Einschaltung Dritter
Durch das Bau- und Raumordnungsgesetz im 
Jahr 1998 wurde die Möglichkeit zur Ein-
schaltung Dritter geschaffen. Gründe sind 
ebenfalls bei der schlechten finanziellen Si-
tuation der Gemeinden zu suchen, denn an-
hand der Übertragung von Verfahrensschrit-
ten auf einen Dritten können die kommuna-
len Haushalte entlastet werden.
Dritter kann jede geeignete natürliche o-
der juristische Person des privaten Rechts 
oder juristische Personen des öffentlichen 
Rechts sein. Ziel der Übertragung von Ver-
fahrensschritten auf einen Dritten ist die 
Verfahrensbeschleunigung. So können die 
Öffentlichkeits- und Behördenbeteiligung, 
die Vorbereitung der Begründung und die 
Erarbeitung des Umweltberichts (§§ 2a-4a 
BauGB) vertraglich übertragen werden. Nicht 
übertragbar sind dagegen hoheitliche Auf-
gaben und Befugnisse, so dass die Verant-
wortung für das Bauleitplanverfahren bei 
der Gemeinde verbleibt. Mit der Übertragung 
von Verfahrensschritten müssen verfahrens-
rechtliche Vorgaben eingehalten werden, das 
heißt, Dritte sind nicht von Regelungen be-
freit, die von der Gemeinde eingehalten wer-
den müssen.
Heute gibt es kaum noch Verfahren ohne die 
Einbeziehung Dritter. Streitig ist jedoch im-
mer noch der Umfang der Einbeziehung in 
die Verfahren.
3. BauGB-Novelle 2007 - wohin geht die 
Reise?
So wie die Bedeutung des Flächennutzungs-
planes zunehmend in der Steuerung der Bo-
dennutzung im planungsrechtlichen Außen-
bereich zu sehen ist, zeichnet sich für den 
Bebauungsplan eine mittlerweile in ihren 
Konturen schon klarer erkennbare Fokussie-
rung auf den schon überwiegend bebauten 
Siedlungsbereich ab. Gestützt wird diese 
Feststellung durch gegenwärtig drei Ent-
wicklungstendenzen, denen sich die Bauleit-
planung gegenübergestellt sieht.
Zunächst galt vor dem Hintergrund der 
Zweistufigkeit der Bauleitplanung, dass der 
Flächennutzungsplan durch seine Aufgaben 
in Bezug auf die Ausräumung großräumiger 
Nutzungskonflikte im gesamten Gemeinde-
gebiet, die Berücksichtigung von Wechselbe-
ziehungen zwischen der baulichen und sons-
tigen Bodennutzung sowie die gesamtge-
meindliche Steuerung und Ordnung von 
Nutzungskonflikten definiert war. Auf der 
nachgeordneten Ebene der verbindlichen 
Bauleitplanung ging es dann um die konkre-
te Konfliktlösung. Der mit der Rechtspre-
chung des BVerwG eingeleitete Perspekti-
venwechsel löst diese Fixierung auf die Zwei-
stufigkeit der Bauleitplanung auf und stärkt 
die Flächenutzungsplanung hinsichtlich ihrer 
unmittelbaren Steuerungskompetenz für 
Außenbereichsvorhaben. Der Aufstellung 
eines Bebauungsplans bedarf es dazu nicht. 
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Flankiert wird die soeben skizzierte Entwick-
lung von der in ihrem Anwendungsbereich 
immer stärker verbreiterten Ausgestaltung 
von Verfahrenserleichterungen und – be-
schleunigungen, wie sie insbesondere durch 
die Schaffung des vereinfachten sowie des 
beschleunigten Verfahrens dargestellt wer-
den. Darin kommt die zweite Entwicklungs-
tendenz zum Ausdruck. Denn gerade das 
BauGBÄndG 2006, mit dem vor allem die die 
Städte und Gemeinden betreffenden Heraus-
forderungen des wirtschaftlichen und demo-
grafischen Wandels sowie der Nachhaltig-
keitsstrategie angegangen werden sollten, 
strebt die Stärkung der Innenentwicklung 
mit dem Ziel einer weitestgehenden Verrin-
gerung der Flächeninanspruchnahme an. In 
der Folge soll der Flächenverbrauch im Au-
ßenbereich, insbesondere soweit es sich um 
noch naturhafte Flächen handelt, zurückge-
hen. Vor dem Hintergrund, dass ein nicht 
entwickelter Bebauungsplan der Innenent-
wicklung kein Flächennutzungsplanände-
rungs- oder ergänzungsverfahren erfordert, 
sondern eine Berichtigung des Flächennut-
zungsplans ausreicht und sich das beschleu-
nigte Verfahren vom Ausnahmefall zum Re-
gelfall entwickelt, wird für diese Fälle die 
Bauleitplanung auch im Siedlungsbereich 
einstufig.
Schließlich, und damit wird auf dritte Ent-
wicklungstendenz hingewiesen, sieht sich die 
Bauleitplanung und hier insbesondere die 
Bebauungsplanung einer immer weiter vo-
ranschreitenden Kooperation mit Privaten 
gegenüber, durch die die hoheitlichen Pla-
nungsinstrumente, die die städtebauliche 
Entwicklung über Jahrzehnte geprägt haben, 
zurückgedrängt werden. Der Vorhaben bezo-
gene Bebauungsplan sowie durch städtebau-
liche Verträge flankierte klassische Bebau-
ungspläne sowie durch die Einbeziehung 
Dritter in das Bauleitplanverfahren ange-
strebte Beschleunigungen dominieren auf 
dem Feld einer investorengesteuerten städ-
tebaulichen Entwicklung und drängen den 
althergebrachten klassischen Bebauungsplan 
ab in die zweite Reihe.
Mit der Ausgestaltung und Einführung des 
Vorhaben bezogenen Bebauungsplans hat 
der Gesetzgeber der klassischen Bauleitpla-
nung zu Gunsten der nachfrage-orientierten, 
Vorhaben bezogenen Planung eine klare Ab-
sage erteilt und diese für die kurzfristige 
Bewältigung drängender städtebaulicher 
Probleme als nicht geeignet angesehen. Trotz 
der mit diesem Planungsinstrument verbun-
denen positiven Effekte für die städtebauli-
che Entwicklung, die in der Nutzung der fi-
nanziellen, organisatorischen und techni-
schen Kompetenz des Vorhabenträgers be-
gründet liegen, ist schon frühzeitig auch auf 
die Folgen seines Einsatzes hingewiesen wor-
den. Kritische Äußerungen betrafen vor al-
lem die Gefahr, dass
• der Realisierung investiver Interessen pri-
vater Vorhabenträger von der Gemeinde ein 
Vorrang eingeräumt wird, während Planun-
gen, die das Allgemeinwohl betreffen, insbe-
sondere solche Planungen, die auf sozial- 
und umweltpolitische Zielsetzungen zurück-
zuführen sind nur noch nachrangig bearbei-
tet werden.
• Dritt- und Öffentlichkeitsinteressen unbe-
rücksichtigt bleiben.
• für die Schaffung von Baurecht für nur 
ein Grundstück oder zumindest flächenmä-
ßig nicht ins Gewicht fallende Grundstücks-
bereiche sowie die anschließend darauf 
stattfindende Realisierung von Einzelvorha-
ben eine die Gesamtsituation außer Acht 
lassende oder sogar vernachlässigende Ent-
wicklung im Sinne einer »Inselplanung» ein-
tritt.
• eine Beeinträchtigung stadtstruktureller 
Verflechtungen, durch den Vorhaben bezo-
genen Bebauungsplan überhaupt erst ausge-
löst und dadurch eine defizitäre Entwicklung 
präjudiziert wird.
• negative Auswirkungen auf stadtgestalte-
rische Belange, insbesondere auf den Feldern 
der Stadterhaltung, Stadtgestaltung und des 
Denkmalschutzes eintreten, weil es häufig in 
der Absicht des privaten Vorhabenträgers 
steht, sein Vorhaben gestalterisch von der 
Umgebung abzuheben, um das Augenmerk 
auf sein Vorhaben zu legen und insoweit in 
den Genuss von Wettbewerbsvorteilen zu 
kommen.
Trotz dieser kritischen Äußerungen zum Vor-
haben bezogenen Bebauungsplan war zu-
mindest bis zum In-Kraft-Treten des BauG-
BÄndG 2006 am 1. Januar 2007 der Vorha-
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ben bezogene Bebauungsplan immer noch 
aus dem Flächennutzungsplan zu entwickeln. 
Mit der Ausgestaltung des beschleunigten 
Verfahrens ist dieses Erfordernis entfallen 
und der Vorhaben bezogene Bebauungsplan 
kann in diesen Fällen sogar von den Darstel-
lungen des Flächennutzungsplans abwei-
chen. Hinzukommt dass mit dem neuen § 12 
Abs. 3a BauGB eine Flexibilisierung dieses 
Planungsinstrumentes vorgenommen wurde 
und dadurch der konkrete Vorhabenbezug zu 
Gunsten der Festlegung von Baugebieten 
gelockert wurde. Stellt das beschleunigte 
Verfahren künftig den Regelfall dar und er-
fährt der Vorhaben bezogene Bebauungsplan 
als weitestgehende Form der Kooperation 
mit Privaten zusätzliche Impulse, so erhebt 
sich die Frage, inwieweit die städtebauliche 
Entwicklung und Ordnung gewahrt bleibt, 
wenn von den dies bislang gewährleistenden 
Darstellungen des Flächennutzungsplans ab-
gewichen werden kann. Wenn es richtig ist, 
dass das beschleunigte Verfahren als Unter-
fall des vereinfachten Verfahrens zum Regel-
verfahren für die Aufstellung, Änderung und 
Ergänzung von Bebauungsplänen wird, dann 
kann sich daraus weiterhin ergeben, dass 
künftig das Beteiligungsverfahren nach 
nunmehr jahrzehntelanger Zweiphasigkeit 
vom Ansatz her nur noch einstufig angelegt 
ist und sich im Übrigen von einer »Jeder-
mann-Beteiligung» hin zu einer »Betroffe-
nenbeteiligung» verändert. 
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Auf welche Weise steuern kom-
munale Akteure die Siedlungs-
flächenentwicklung? 
Welche Instrumente, Arbeits- und 
Organisationsformen kommen dabei zum 
Einsatz?
Stefan Raetz, Bürgermeister der Stadt 
Rheinbach
Das Forum Bahnflächen NRW ist ein bun-
desweit einmaliges Gemeinschaftsprojekt 
aller maßgeblichen Akteure, die bei der Akti-
vierung von entbehrlichen Bahnflächen und 
Bahnhöfen eine Rolle spielen. Seine Grün-
dung im Dezember 2000 ist Teil der Initiative 
des Städtebauministeriums »Bahnflächen 
und Bahnhöfe zur Stadt machen». 
Die gemeinsame Trägerschaft durch
• das Ministerium für Bauen und Verkehr 
des Landes Nordrhein-Westfalen
• die Deutsche Bahn AG
• das Bundeseisenbahnvermögen (BEV)
• die Städte und Gemeinden des Landes 
Nordrhein-Westfalen 
ist das entscheidend Neue und gleichzeitig 
Garant für eine erfolgreiche Umsetzung der 
gesteckten Ziele. Der Beitritt eröffnet ein 
vielfältiges, kompetentes Service- und In-
formationsangebot, das kommunale Res-
sourcen einspart:
• Direkter Kontakt zu allen relevanten Ak-
teuren
• Teilnahme an Forumsveranstaltungen
• Durchführung eines Moderations-/Koordi-
nationsverfahrens
• Zugang zu sämtlichen erarbeiteten Ver-
fahren und Strategien
• Nutzung des Vertragshandbuchs
• Zugang zu Städtebaufördermitteln 
Instrumente
Handlungsebenen: Das Forum Bahnflächen 
NRW bedient sich zweier zentraler Instru-
mente, um den Prozess der Bahnflächenent-
wicklung zu forcieren und zu unterstützen. 
Beide Instrumente greifen in Funktion und 
Wirkung ineinander.
Arbeitsgruppen
In den Arbeitsgruppen wurden gemeinsam 
generalisierte Lösungsansätze und übertrag-
bare Verfahren für ähnlich gelagerte Prob-
leme entwickelt.
Vier Arbeitsgruppen:
• Prozesssteuerung
• Berücksichtigung technischer und pla-
nungsrechtlicher Aspekte
• Regelung von Kauf- und Kooperationsver-
trägen
• Entwicklung von Empfangsgebäuden 
Moderations-/Koordinationsverfahren 
Die Verfahren sind ein Instrument für den 
konkreten Einzelfall. Unter Berücksichtigung 
der besonderen, ortsbezogenen Rahmenbe-
dingungen bietet das Forum Bahnflächen 
NRW die Möglichkeit, die Verfahren in ein-
zelnen Städten oder Gemeinden mit Hilfe 
einer qualifizierten Moderation/Koordination 
nach vorne zu bringen. 
Fazit: Bahnflächen und Bahnhöfe zur Stadt 
machen
Zusammen mit der DB AG wurde mit der 
Modernisierungsoffensive, den beiden Lie-
genschaftspaketen - dem BahnflächenPool 
und den Empfangsgebäudepaketen NRW - 
sowie dem Forum Bahnflächen NRW ein 
bundesweit einmaliges Kooperationskonzept 
geschaffen.
Das Modell NRW ist eine integrative Stra-
tegie zur Verknüpfung der verschiedenen 
Programme und Initiativen unter der Maxi-
me Bahnflächen und Bahnhöfe zur Stadt 
machen. Die Attraktivierung von Bahnhöfen 
und die Entwicklung von entbehrlichen 
Bahnflächen im Sinne einer nachhaltigen 
Stadtentwicklung werden miteinander in 
Einklang gebracht. Stadtentwicklungs- und 
verkehrspolitische Interessen werden zu-
sammengeführt.
Bahnflächenentwicklungsgesellschaft NRW 
(BEG)
Die BEG bietet den 205 Städten und Ge-
meinden des BahnflächenPool NRW eine 
optimale Betreuung rund um die Aktivierung 
»ihrer» Bahnflächen.
Die BEG besitzt großes bahnspezifisches 
Know-how, trägt aber ebenso kompetent 
den städtebaulichen verkehrspolitischen und 
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ökologischen Belangen der Kommunen 
Rechnung. Dadurch wird es möglich, die ein-
zelnen Verfahrensschritte besser zu steuern 
und zu verzahnen - das wiederum bedeutet 
eine zügige und effiziente Bearbeitung. 
Die Kooperation der Kommunen mit der BEG 
bringt handfeste Vorteile bei der Überwin-
dung bisheriger Probleme mit sich:
• mit der BEG steht ein zentraler Ansprech-
partner zur Verfügung.
• Für jede Kommune ist ein fester Projekt-
leiter/eine Projektleiterin zuständig. 
• Die Kontinuität in der Betreuung ist 
selbstverständlich. 
• Alle verfügbaren Bahnflächen im Gemein-
degebiet werden betrachtet.
• Die BEG berät umfassend zu Vorgehens-
weisen, Finanzierung und Fördermöglichkei-
ten.
• Die BEG finanziert alle Gutachten zur Klä-
rung der Flächenverfügbarkeit. 
Eine erhebliche Verfahrensbeschleunigung 
wird dabei durch den Einsatz von Rahmen-
vertragspartnern aus dem Planerpool erzielt. 
Die Städte und Gemeinden haben das Recht 
des ersten Zugriffs zum Marktwert.
• Ein Verkauf von Bahnliegenschaften ohne 
Kenntnis der Kommunen ist im Bahnflächen-
Pool NRW ausgeschlossen.
Zielsetzung ist es, eine Entwicklung der 
Bahnhofsquartiere »aus einer Hand» einzulei-
ten. Die Wiedernutzung der nicht mehr be-
triebsnotwendigen Flächen wird hierbei als 
ein wesentlicher Baustein in eine gemeinsam 
mit den Kommunen abzustimmende Ge-
samtkonzeption eingebunden.
Über die Betrachtung der konkreten 
Standorte hinaus untersucht und erarbeitet 
die BEG auch gemeindeübergreifende Mo-
delle zur Verwertung der Bahnliegenschaf-
ten; dies betrifft zum Beispiel die Bereitstel-
lung von Ausgleichsflächen oder die Umnut-
zung von Trassenbändern als verbindende 
Elemente zwischen den Kommunen.
Schlussfazit: persönliche Erfahrungen, 
Bahnflächen als Chance, Zusammenarbeit 
mit dem Bahnflächenpool NRWs.
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Der Beitrag kommunaler Akteure 
zur Siedlungsflächenentwicklung
Stephan Reiß-Schmidt, Stadtdirektor 
Landeshauptstadt München
A. Vor welchen Aufgaben stehen 
kommunale Akteure heute bei der 
Siedlungsflächenentwicklung?
Fast 150 Jahre lang wuchsen mit der indust-
riellen Entwicklung die meisten Städte Euro-
pas an Einwohnern, Arbeitsplätzen und be-
siedelter Fläche. Stadtentwicklung und eine 
radiale oder ringförmige Stadterweiterung 
nach Außen schienen lange Zeit Synonyme 
zu sein. Heute sind in Deutschland wachsen-
de Stadtregionen wie Hamburg, Köln, Rhein-
Main, Stuttgart oder München eher die Aus-
nahmen. Mit der Krise der Montanindustrie 
begannen Mitte des letzten Jahrhunderts 
zuerst in Nordengland, in Nordfrankreich 
und im Ruhrgebiet Städte dramatisch zu 
schrumpfen. Riesige Flächen wurden zu 
Brachland mitten in der Stadt. Auch von 
modernen Industrien und Dienstleistungen 
geprägte Städte verloren im Zuge der Subur-
banisierung seit den 1960er Jahren Einwoh-
ner und Arbeitsplätze an ihr Umland, die 
Stadtregionen wuchsen aber insgesamt im-
mer weiter nach Außen und in die Fläche. 
Der planerische und politische Umgang mit 
dem demografischen Wandel, also mit sin-
kenden Bevölkerungszahlen und einer zu-
nehmenden Alterung, sind dagegen in den 
meisten Stadtregionen heute das vorrangige 
Thema.
In der Region München betrug z.B. der Zu-
wachs an Siedlungs- und Verkehrsflächen 
zwischen 1980 und 2000 über 30%, das sind 
pro Tag im Durchschnitt der letzten 20 Jahre 
fast 25.000 qm. Die Einwohnerzahl stieg je-
doch im gleichen Zeitraum um weniger als 
8%, d.h., dass eine erhebliche Entkopplung 
von Einwohner- und Flächenwachstum 
stattgefunden hat. Dabei sind die Unter-
schiede in der Flächeninanspruchnahme zwi-
schen Kernstadt und Umland erheblich: so 
betrug der Zuwachs in der Stadt München in 
zwanzig Jahren nur knapp 11%, im Rest der 
Region (bei fast gleicher Einwohnerzahl wie 
in der Stadt) dagegen fast 39%. Eine beson-
ders hohe prozentuale Zunahme der Sied-
lungs- und Verkehrsflächen hatten in diesen 
zwanzig Jahren mit 47% die nicht zentralen 
(und zumeist fernab der S-Bahn liegenden) 
kleinen Gemeinden.
These 1: Eine weitere disperse Außenent-
wicklung wäre für einige heute noch wach-
sende Stadtregionen kurzfristig die kon-
fliktärmste »Strategie». Langfristig aber ist 
sie ein nur schwer reversibler Standort-
nachteil und wegen der »Schattenkosten» 
der Infrastruktur eine teure Hypothek für 
künftige Generationen.
Auf größerer Fläche mit geringerer Dichte 
auseinander gezogen, mit lange Jahre ver-
nachlässigten und erodierten Bestandsquar-
tieren hätte eine Stadt, die wirtschaftlich 
und demografisch schrumpft, dann kaum 
mehr lösbare Probleme. Für eine konsequen-
te Innenentwicklung wäre es dann zu spät, 
würden die Kosten erheblich höher als die 
reduzierte Leistungsfähigkeit der privaten 
und öffentlichen Akteure sein. Ökologische, 
kulturelle und wirtschaftliche Gründe spre-
chen eindeutig für die »kompakte Stadt».
These 2: Stadtumbau, und Innenentwick-
lung bekommen deshalb künftig ein grö-
ßeres Gewicht. Es gilt, die qualitativen und 
quantitativen »Wachstumspotenziale nach 
Innen» zu entdecken und gezielt zu nutzen 
- durch eine systematische Flächenkreis-
laufwirtschaft, also eine Wiedernutzung 
brach gefallener Industrie-, Militär- oder 
Verkehrsflächen sowie von Baulücken und 
siedlungsstrukturell integrierten und vom 
ÖPNV erschlossenen Reservebauflächen.
Die Strategie der Innenentwicklung ist für 
München von besonderer Bedeutung, denn 
die mit 1,3 Mio. Einwohnern drittgrößte 
Stadt Deutschlands ist gemessen an ihrer 
Fläche eine mit 310 qkm sehr kleine Stadt. 
Die Einwohner-Wachstumsprognose liegt bei 
über 10% bis 2020. Um für kommende Ge-
nerationen einer älter und bunter werden-
den Stadtgesellschaft eine hohe Lebensquali-
tät zu sichern, werden bezahlbare Wohnun-
gen vor allem für Familien mit Kindern, aber 
auch für alte Menschen gebraucht. »Kom-
pakt, urban, grün» lautet deshalb die Devise 
der räumlichen Stadtentwicklung. Insgesamt 
beträgt das derzeit absehbare Baulandpoten-
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zial in München ca. 640 Hektar Wohnbauflä-
chen (das entspricht rund 60.000 Wohnun-
gen) und ca. 440 Hektar Gewerbe- und Kern- 
bzw. Mischgebiete. Der Anteil der Innenent-
wicklung und des Flächenrecyclings (z.B. auf 
früheren Bahn-Kasernen- oder Gewerbeflä-
chen) an der Neuschaffung von Baurecht 
wird in Zukunft auf fast 50% steigen. Da 
ohnehin die Bautätigkeit in München regel-
mäßig zur Hälfte in Baulücken und anderen 
Bestandsbaurechten stattfindet, bedeutet 
dies, dass die heute erkennbaren Flächenpo-
tenziale spätestens in 20 Jahren ausge-
schöpft sind, und dass der Anteil der Innen-
entwicklung dann fast 75 % beträgt. Neben 
der Mobilisierung von Umstrukturierungspo-
tenzialen für die Innenentwicklung bleibt die 
Sicherung von einfachen Gewerbeflächen 
ein wichtiges Ziel. Das heißt, dass dem öko-
nomischen Umwandlungsdruck von Gewer-
be- und Industriegebieten zu höherwertigen 
Nutzungen nicht überall nachgegeben wer-
den kann. Von den derzeit im Flächennut-
zungsplan dargestellten Gewerbe- und In-
dustrieflächen sollen durch das vom Stadtrat 
beschlossene Gewerbeflächen-Entwicklungs-
programm insgesamt rund zwei Drittel als 
robuste GE-A-Flächen mit niedriger Dichte 
für klassisches (produzierendes) Gewerbe und 
Handwerk gesichert bleiben. Wohnungsbau – 
vor allem für Normalverdiener und Haushal-
te mit Kindern – steht auf der kommunalpo-
litischen Agenda in München weiterhin an 
der Spitze. Der Münchner Stadtrat hat im 
Jahr 2006 trotz der kritischen Haushaltslage 
für 2007-11 ein weiteres Handlungspro-
gramm zum Wohnungsbau mit einem Mit-
telvolumen von 625 Mio.\beschlossen. Ziel ist 
ein jährliches Gesamtvolumen von 7.000 neu 
errichteten Wohnungen, davon 1.600-1.800 
öffentlich gefördert.
These 3: Die kompakte, nutzungsgemischte 
und sozial integrierende europäische Stadt 
ist auch für die postindustrielle Wissensge-
sellschaft das stadtwirtschaftlich, ökolo-
gisch, sozial und städtebaulich optimale, 
nachhaltige Strukturmodell. Das gilt insbe-
sondere vor dem Hintergrund des sozial-
demografischen Wandels und der Endlich-
keit fossiler Energiereserven. Ressourcen-
schonende und umweltverträgliche Mobili-
tät (kürzere Wege, stärkere Nutzung des 
»Umweltverbundes»...) setzt kompakte 
Siedlungsstrukturen voraus.
B. Wie wirken öffentliche Akteure mit?
These 4: Die kommunale Planungshoheit 
(Art 28 GG; Baugesetzbuch) gibt Städten 
und Gemeinden bzw. ihren demokratisch 
legitimierten Räten die zentrale Akteurs-
rolle bei der Siedlungsflächenentwicklung. 
Mit der Bauleitplanung (Flächennutzungs-
plan, Bebauungsplan) schaffen die Kom-
munen orientiert am Gemeinwohl Baurecht 
und entscheiden damit z.B. über die Lage, 
Größe und Erschließung von Siedlungsflä-
chen sowie über Art und Maß der zulässi-
gen baulichen und sonstigen Nutzung.
Vorgeschaltet sind zumindest in größeren 
Städten informelle Planungsebenen wie eine 
(integrierte) Stadtentwicklungsplanung oder 
teilräumliche und sektorale Konzepte bzw. 
Rahmenpläne.
These 5: Der Bauleitplanung liegt nach 
dem BauGB ein formalisiertes Verfahren 
der Beteiligung von Behörden, betroffenen 
Eigentümern und der allgemeinen Öffent-
lichkeit zugrunde. In einem komplexen 
Prozess erfolgt sowohl eine Abwägung der 
verschiedenen öffentlichen Belange (z.B. 
soziale vs. wirtschaftliche, ökologische vs. 
soziale und wirtschaftliche, kulturelle vs. 
soziale usw.) untereinander als auch eine 
Abwägung öffentlicher und privater Belan-
ge gegeneinander. Insbesondere das priva-
te Eigentumsrecht (Art 14 GG) begrenzt die 
Entscheidungsspielräume öffentlicher Pla-
nung oder ermöglicht sie nur gegen Ent-
schädigung.
Neben dem Stadtrat wirken an der Ent-
scheidungsfindung auch die ebenfalls durch 
Wahlen legitimierten Bezirksausschüsse im 
Rahmen ihres Anhörungsrechtes mit und 
bringen örtliche Kenntnisse und Interessen in 
die Abwägung ein. Ehemals öffentliche Ak-
teure wie Post oder Bahn und Bund und 
Land bzw. deren Töchter als Grundeigentü-
mer agieren in ihrer Interessendurchsetzung 
meist nicht gemeinwohlorientiert, sondern 
wie private Eigentümer. 
These 6: Die Bauleitplanung ist in ein Ge-
flecht von Rahmensetzungen und Beach-
tenspflichten anderer öffentlicher Akteure 
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eingebunden, z.B. staatliche Fachplanun-
gen (Flughäfen, Straßen, Schienenwege, 
Natur- und Hochwasserschutz, Denkmal-
schutz usw.), Belange benachbarter Ge-
meinden sowie die Ziele der (staatlichen) 
Raumordnung und Landesplanung, die in 
den Flächenstaaten in Regionalplänen kon-
kretisiert sind.
Rechtliche Rahmensetzungen für die 
kommunale Planungshoheit und die Umset-
zung von Siedlungsflächenentwicklung er-
geben sich zunehmend nicht nur aus dem 
Bundes- und Landesrecht, sondern aus 
Rechtsnormen der Europäischen Union: z.B. 
Natura 2000/FFH- Flächen, Umgebungslärm-
richtlinie, Feinstaubrichtlinie, Vergaberecht 
mit Auswirkungen auf europaweite Aus-
schreibungspflicht für städtische Baugrund-
stücke usw. Als weitere öffentliche Akteure 
spielen insbesondere die Verwaltungsgerich-
te eine zunehmend prägende Rolle für die 
Bauleitplanung. Im Rahmen von Normen-
kontrollklagen oder inzident bei Klagen ge-
gen die Versagung einer Baugenehmigung 
stehen nicht nur die Einhaltung von Verfah-
rens- und Formvorschriften auf dem Prüf-
stand, sondern auch die Rechtmäßigkeit der 
getroffenen planerischen Abwägung.
C. Welche Arbeitsformen und Instrumente 
werden genutzt?
These 7: Allein das »Abarbeiten» der for-
mellen Instrumente des Baugesetzbuches 
reicht für eine strategische Steuerung der 
Siedlungsflächenentwicklung auf kommu-
naler bzw. regionaler Ebene längst schon 
nicht mehr aus. Innenentwicklung bietet 
stadt- und immobilienwirtschaftlich, öko-
logisch, sozial und städtebaulich zahlreiche 
Chancen zur »inneren Stadterweiterung» 
und zur »Stadtreparatur». Erfolgreiche In-
nenentwicklung setzt ein ebenen- und res-
sortübergreifendes, private Akteure einbe-
ziehendes strategisches Flächen- und Pro-
jektmanagement voraus. Hoheitliche Pla-
nungsinstrumente sind durch ökonomische 
Lenkungsimpulse (Grund(erwerbs)steuer, 
Abgaben, Förderprogramme) und privat-
rechtliche Kooperationsformen mit Inves-
toren zu ergänzen (informelle Kooperation/
Beratung, städtebauliche Verträge, Projekt-
gesellschaften). Anstelle eines Ausverkaufs 
kommunaler Grundstücksreserven ist eine 
langfristig angelegte kommunale Boden-
wirtschaft (revolvierende Bodenfonds, Flä-
chenpools) zur Sicherung strategischer 
Steuerungspotenziale notwendig.
Die hoheitlichen Planungs- und Umset-
zungsinstrumente wie Bauleitplanung, pla-
nungssichernde Maßnahmen, städtebauliche 
Entwicklungsmaßnahmen, Sanierungsver-
fahren nach dem besonderen Städtebaurecht 
oder Genehmigungsvorbehalte in Erhal-
tungssatzungsgebieten sind gleichwohl von 
hoher Bedeutung für die Steuerung der 
Siedlungsentwicklung, zumindest als 
»Schwert an der Wand».
These 8: »Strategisches Flächenmanage-
ment» steuert und optimiert die Flächen-
nutzung und Baulandproduktion nach 
städtebaulichen, sozialen, wirtschaftlichen 
und ökologischen Kriterien in Bezug auf 
Menge, Qualität und Lage. Flächenmana-
gement ist ein kommunikativer/kooperati-
ver Prozess.» (Deutscher Städtetag 2002)
Zum strategischen Flächenmanagement 
gehören vor allem folgende Handlungsfelder 
und Instrumente: Ressortübergreifende In-
formationssysteme, Flächenmonitoring, res-
sortübergreifende Lenkungsgruppe/Projekt-
gruppen; Kombination hoheitlicher (z.B. 
Bauleitplanung, Umlegung) und privatrecht-
licher Instrumente (z.B. Verträge); Verknüp-
fung der Baulandentwicklung und ihrer In-
vestitionskosten mit der mittelfristigen In-
vestitionsplanung; Verfahrensgrundsätze der 
»Sozialgerechten Bodennutzung», Städte-
bauliche Verträge zur Finanzierung der ent-
wicklungsbedingten Infrastrukturkosten; 
aktive Bodenwirtschaft durch kommunale 
Bodenfonds, z.B. zur Wirtschaftsförderung, 
für Ausgleichsmaßnahmen (Öko-Konto) oder 
für Infrastruktur (Gemeinbedarfsflächen-
Pool); Aktivierungsstrategien für brachlie-
gende Bundesliegenschaften, z.B. durch 
Rahmenvereinbarungen über die Folgenut-
zung ehemaliger Bahn- und Militärflächen. 
Ein zentrales Instrument des Flächenma-
nagements und der Infrastrukturfinanzie-
rung ist in München die Sozialgerechte Bo-
dennutzung (SoBoN). Das ist der vom Stadt-
rat in Form von Verfahrensregeln erstmals 
1994 beschlossene Grundsatz, dass keine 
Baurechtsneuschaffung oder -mehrung er-
folgt, ohne dass sich die Baurechtsbegüns-
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tigten bereit erklären, bis zu zwei Drittel der 
Erlöse aus Bodenwertsteigerungen für die 
Infrastruktur und andere ursächlich ausge-
löste Lasten einzusetzen. Dieser Grundsatz 
gilt gegenüber allen Eigentümern. Im Einzel-
nen handelt es sich dabei um:
• Flächenabtretungen und Geldleistungen 
für Erschließung, soziale Infrastruktur, Grün/
Ausgleichsflächen 
• Bindungen, z.B. für den sozialen Woh-
nungsbau (30%) 
• Förderung des klassischen Gewerbes 
Wettbewerbs-, Gutachten- und Planungs-
kosten.
Die operative, fallbezogene Steuerung er-
folgt durch eine entscheidungsbefugte refe-
ratsübergreifende Arbeitsgruppe, die die fi-
nanzielle und zeitliche Koordination zwi-
schen den beteiligten Ressorts sichert und 
eine einheitliche und abgestimmte Behand-
lung aller Einzelfälle gewährleistet. Jedes 
Projekt durchläuft dabei ein 3-stufiges Ver-
fahren mit Grundzustimmung (vor Aufstel-
lungsbeschluss), Städtebaulichem Vertrag 
(vor Billigungs- bzw. Satzungsbeschluss) und 
ggf. Ausführungsverträgen. Bei komplizier-
ten Eigentümerstrukturen wird dieses Ver-
fahren mit freiwilligen/einvernehmlichen 
Umlegungsverfahren kombiniert.
These 9: Wegen der enger werdenden Ver-
flechtungen zwischen den Kernstädten und 
ihrem Umland ist ein strategisches Flä-
chenmanagement künftig vor allem auf 
der stadtregionalen Ebene weiter zu entwi-
ckeln, z.B. durch ein regionales Siedlungs-
flächen - Monitoring, regionale Einzelhan-
delskonzepte, Entwicklung von Regional-
parks. Voraussetzung hierfür ist ein fairer 
interkommunaler Vorteils- und Lastenaus-
gleich.
Für die durch interkommunale Kooperation 
nicht konsensual auflösbaren Konfliktfälle 
muss die Regionalplanung gestärkt werden, 
z.B. durch die Möglichkeit verbindlicher Vor-
gaben für Menge und Struktur (Lage, O V 
schließung, Dichte) der künftigen Siedlungs-
flächenentwicklung oder durch eine engere 
Verknüpfung von Regionalplanung und Fi-
nanzausgleich, um Anreizstrukturen für regi-
onal abgestimmte und verträgliche Sied-
lungsflächenentwicklung zu schaffen. 
Zentrales Zukunftsthema in der Region 
München ist neben der zentrenverträglichen 
Steuerung von Standorten für den großflä-
chigen Einzelhandel und der Sicherung der 
Regionalen Grünzüge für Naherholung und 
stadtnahe Landwirtschaft – auch zur Erzeu-
gung von Energiepflanzen und Solarenergie 
weiterhin die konsequentere Orientierung 
der Siedlungsstruktur und des insbesondere 
im Korridor zwischen Stadt und Flughafen zu 
erwartenden Einwohner- und Arbeitsplatz-
zuwachses auf angemessen verdichtete Sied-
lungsschwerpunkte entlang der S-Bahnstre-
cken. Die seit 2003 bestehende »Arbeitsge-
meinschaft Siedlungsentwicklung», in der die 
Bürgermeisterinnen und Bürgermeister aus 
bislang acht Städten und Gemeinden im 
Umland und die Landeshauptstadt München 
zusammen arbeiten, hat sich die Förderung 
einer nachhaltigen Siedlungsentwicklung auf 
ihre Fahne geschrieben. Dazu wird u.a. ein 
vom Planungsverband »Äußerer Wirtschafts-
raum München» konzipiertes gemeinsames 
Flächenmonitoring umgesetzt, werden vor-
bildliche Konzepte und Projekte der Innen-
entwicklung prämiert und Erfahrungen zur 
planerischen und kommunalpolitischen Um-
setzung nachhaltiger Siedlungsprojekte aus-
getauscht. Im Rahmen des derzeit laufenden 
Projektes »Siedlungsstruktur und Mobilität» 
werden Planungsgrundlagen und Strategien 
für eine weniger autoabhängige Siedlungs-
entwicklung in der Region erarbeitet. Über 
die bundesweite Arbeitsgemeinschaft der 
»Modellprojekte der Raumordnung – MORO» 
ist die AG Siedlungsentwicklung über die 
Region München hinaus vernetzt und betei-
ligt sich am bundesweiten Erfahrungsaus-
tausch.
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D. Was ist der kommunale Beitrag zur
Siedlungsflächenentwicklung?
These 10: Neben Planung und der (private 
und öffentliche Eigentümer begünstigen-
den) Wertschöpfung durch Baurechtschaf-
fung liegt der kommunale Beitrag vor al-
lem bei den Voraussetzungen für eine Rea-
lisierung der Planung. Die Bodenordnung 
schafft durch Baulandumlegung die eigen-
tumsrechtlichen Voraussetzungen zur Rea-
lisierung eines Bebauungsplanes. Durch 
Erschließung und Infrastrukturausstattung 
von Siedlungsflächen werden die Voraus-
setzungen für ihre plangemäße Bebauung 
und Nutzung geschaffen.
Damit ist ein (Vor)-Finanzierungs- und Be-
triebskostenrisiko verbunden, soweit nicht 
die Baurechtsbegünstigten - wie z.B. in 
München - durch städtebauliche Verträge an 
den Investitionskosten der Infrastruktur 
durch vorab zu leistende Beiträge beteiligt 
werden. Die Städte und Gemeinden sehen 
sich damit auch dem Immobilienmarkt mit 
seinen Zyklen und Risiken ausgesetzt - ent-
weder als Spekulationsdruck, der sie zum 
Handeln zu zwingen versucht, oder wenn z.B. 
erhoffte oder prognostizierte Entwicklungen 
mangels Nachfrage ausbleiben und die Refi-
nanzierung von Investitions- oder Betriebs-
kosten der Infrastruktur durch Steuerein-
nahmen (zeitweise oder dauernd) ausfällt. 
Bei sog. »Vorhaben bezogenen Bebauungs-
plänen» erfolgt durch den parallel abzu-
schließenden städtebaulichen Vertrag 
(Durchführungsvertrag) eine stärkere Vers-
chränkung der einzelnen Planungs- und 
Durchführungsaufgaben und eine gewisse 
Risikoverlagerung auf den privaten Partner. 
Letztlich ist die Folgenbeseitigung eines not-
leidend gewordenen Vorhaben bezogenen 
Bebauungsplanes aber auch Aufgabe der 
Kommune, wobei das öffentliche Risiko 
durch die Verknüpfung von Baurechtsge-
währung und privater Realisierungsver-
pflichtung gemildert ist - wird das Projekt 
nicht realisiert, entsteht auch kein Baurecht, 
d.h. es kann ohne Entschädigungsrisiko um-
geplant werden. Vereinfachend lassen sich 
die wesentlichen kommunalen Leistungen 
zur Siedlungsflächenentwicklung so zusam-
menfassen:
• Strategische, langfristige Planung; strate-
gisches Flächenmanagement (wo, wann, 
wieviel, wie...); dazu gehört auch kommunale 
Bodenvorratspolitik (Schaffung einer strate-
gische Grundstücksreserve)
• Öffentlichkeitsarbeit und Bürgerbeteili-
gung 
Schaffung von Baurecht (Flächennutzungs-
plan, Bebauungsplan) gem. BauGB, Bauge-
nehmigungen 
• Operatives Flächenmanagement durch 
Bodenordnung, Städtebauliche Verträge, Er-
werb/Veräußerung von Grundstücken, Ge-
währleistung/(Vor-)Finanzierung oder Erstel-
lung von technischer Erschließung, sozialer 
und kultureller Infrastruktur, öffentlichen 
Grünflächen usw.
• Städtebauliches Projekt- und Qualitäts-
management.
These 11: Die Balance zwischen notwendi-
ger Wirtschaftlichkeit und städtebaulicher 
Qualität ist ein schmaler Grat. Ohne klare 
Strategien, Konzepte und fachliches wie 
politisches Stehvermögen sind keine nach-
haltigen Qualitäten erreichbar. Wettbewer-
be, Gestaltungsbeiräte und eine begleiten-
de Evaluierung sind zur Qualitätssicherung 
notwendig. Diese ist die Aufgabe einer de-
mokratisch legitimierten öffentlichen Pla-
nung (Abwägung) und kann nicht »privati-
siert» werden.
These 12: Die in übergreifende (regionale) 
Planungen eingebettete und durch ein ak-
tives Flächenmanagement sowie vertragli-
che Regelungen (SoBoN) ergänzte Bauleit-
planung mit der gerechten Abwägung pri-
vater und öffentlicher Belange ist das 
zentrale, rechtsstaatliche Instrument der 
Siedlungsflächenentwicklung und eines 
nachhaltigen Wachstums nach Innen.
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»Welchen Beitrag leisten die 
kommunalpolitischen Akteure in 
der Siedlungsflächenentwick-
lung?»
Bernd Wuschansky, ILS NRW
• Aktuelle und fundierte Grundlagenarbei-
ten oder Fachbeiträge (Bevölkerungsprogno-
se, Gewerbeflächengutachten, Einzelhan-
delsgutachten, Wohnungs- Wohnsiedlungs-
flächenbedarfsprognose, Freiraumgutachten) 
– am besten durch externe Experten erstellt 
– geben eine solide und vor Ort besonders 
glaubwürdige Basis für grundlegende Pla-
nungsvorhaben.
• Eine gut ausgebildete, kontinuierlich gut 
arbeitende und gut besetzte Planungsver-
waltung und Stadtverwaltung schafft auf 
Dauer eine große Akzeptanz und großes Ver-
trauen der Kommunalpolitik in ihre Arbeits-
ergebnisse. 
• Die kontinuierliche Beschäftigung mit 
kommunalen Planungsthemen (STEP, FNP) 
über einen längeren Zeitraum – vor allem 
auch mit Unterstützung von außen – schafft 
Einsicht und Lerneffekte bei allen (auch den 
kommunalpolitisch) Beteiligten.
• Für Umweltschutzargumente sind in 
Kommunalverwaltung und -politik die meis-
ten Beteiligten über allgemeine, aber unver-
bindliche Zustimmung hinaus nicht wirklich 
empfänglich. Versucht werden sollte deshalb, 
vor allem solche Argumente aufzuführen, die 
beispielsweise auch den Kämmerer dauerhaft 
einbinden (z.B. Kosten der Siedlungsentwick-
lung).
• Von entscheidender Bedeutung für die 
politische Durchsetzbarkeit ist es, bei allen 
Erarbeitungs- und Erkenntnisprozessen nicht 
bloß die Fachleute (!) in den Räten (Mitglie-
der im Umwelt- oder Planungsausschuss), 
sondern vor allem auch die »Entscheider» 
(Bürgermeister, Fraktionsvorsitzende, Mit-
glieder des Hauptausschusses) einzubezie-
hen. Die Fachleute sind meist von vornehe-
rein für die Thematik aufgeschlossen und oft 
auf der »richtigen» Seite, aber auch ihnen 
gelingt es nur teilweise in ihren eigenen 
Fraktionen, eine Mehrheit zu bekommen. 
Deshalb ist es für die Gewichtung und Be-
deutung von Planungsmaßnahmen wesent-
lich, die Entscheider in Verwaltung und Rat 
zu überzeugen und dauerhaft mitzunehmen. 
• Anzuraten ist auch, die ansässige Fachöf-
fentlichkeit (Immobilienmakler, Architekten, 
Banken und Sparkassen, Bausparkassen, 
Wohnungsbaugenossenschaften, Haus und 
Grund, Mietervereine) in die Erarbeitung 
bspw. von STEP oder FNP einzubinden. Das 
kann etwa durch Schaffung von parallel ar-
beitenden zusätzlichen Foren organisiert 
werden.
• Ganz wichtig ist es, auch die breite Öf-
fentlichkeit mitzunehmen, insbesondere die 
kommunale Presse und auch alle (interessier-
ten) Bürgerinnen und Bürger – vor allem 
natürlich die direkt oder indirekt betroffenen 
z.B. aus den verschiedenen Stadtteilen oder 
-bezirken einzubinden. 
• Vor allem ein gut gestalteter Erarbei-
tungsprozess (beispielsweise am FNP) führt 
bei allen aufgeschlossenen Mitwirkenden zu 
der Erkenntnis, dass (in diesem Fall) eine 
weitere Siedlungsflächeninanspruchnahme 
nur in ganz begrenztem Umfang und an 
ganz bestimmten Standorten noch sinnvoll 
und zulässig sein darf. 
• Die Rolle, die die Regional- und Landes-
planung bei der Ausweisung der Siedlungs-
flächendarstellungen beispielsweise im FNP 
spielt, ist in NRW – im Gegensatz zu frühe-
ren Zeit, wo es einheitliche Maßstäbe gab – 
von Regierungsbezirk zu Regierungsbezirk 
sehr unterschiedlich ausgeprägt.
• Ratsbeschlüsse zum Stadtentwicklungs-
plan und dem FNP (Aufstellungsbeschluss, 
Erarbeitungsbeschluss, Satzungsbeschluss) 
bringen eine gewisse Selbstbindung. In aller 
Regel schaffen diese Beschlüsse für einige 
Jahre einen groben Rahmen zur Entwicklung 
bestimmte Räume, in dem sich weitere Sied-
lungsflächeninanspruchnahme bewegt. Alle 
Beteiligten versuchen sich an ihre eigenen 
Beschlüsse und Erkenntnisse zu halten.
• Trotz Selbstbindung und Ratsbeschlüssen 
kommt es aber immer wieder vor, dass doch 
Flächen beplant und entwickelt werden, die 
entweder vorher durch das Prüfraster gefal-
len waren oder keine vordere Priorität erhal-
ten hatten. In diesen Fällen spielen in aller 
Regel keine planungs- oder umweltpoliti-
schen Argumente eine Rolle, sondern andere 
kommunalpolitische Gründe unterschied-
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lichster Art, die oft nur in nichtöffentlichen 
Sitzungen beim wirklichen Namen genannt 
werden. Die Argumente »Erhaltung von hei-
mischen Arbeitsplätzen» oder »Verhinderung 
der Abwanderung von Wohnbevölkerung in 
die Nachbarstädte» stehen dabei häufig im 
Vordergrund. 
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Eindrücke aus der 
Diskussion
... mit Beiträgen von Hanno Ehrbeck und Ju-
liane Jörissen.
Hanno Ehrbeck, FIRU-Forschungs- und 
Informationsgesellschaft für Fach- und 
Rechtsfragen der Raum- und 
Umweltplanung
Die Diskussion des Steuerungsalltags in der 
Praxis, die Einschätzungen der Planungsthe-
orie, Studien verschiedener Forscher,… – all 
dies kann in eineinhalb Tagen nur ansatzwei-
se und in Ausschnitten diskutiert werden. 
Dabei wurden neben zahlreichen Gemein-
samkeiten auch Unterschiede in der Ein-
schätzung und Bewertung deutlich. Dieses 
Resümee der Diskussionen wirft Schlaglich-
ter auf Schwerpunkte der Veranstaltung. 
Dabei stehen vor allem die Punkte im Mittel-
punkt, die kontrovers diskutiert wurden und 
bei denen unterschiedliche Einschätzungen 
zu Tage traten.
Demografischer Wandel
Der demografische Wandel ist in der politi-
schen Diskussion angekommen. Das Thema 
wird mittlerweile in vielen Städten offen 
diskutiert. Die Folgerungen, die daraus gezo-
gen werden, entsprechen aber nicht unbe-
dingt den Idealvorstellungen der Wissen-
schaft: Viele Gemeinden sehen den demo-
grafischen Wandel als Grund dafür, ihre An-
strengungen im Konkurrenzkampf zu vers-
tärken. Auf diese Weise sollen Einwohner 
gehalten, die Infrastruktur ausgelastet und 
gegebenenfalls noch Einwohnerzuwächse 
erzielt werden.
Immobilienwirtschaft und Kapitalmarkt
Die Aktivitäten der Immobilienwirtschaft 
werden mittlerweile zu großen Teilen durch 
die Logik der Kapitalmärkte bestimmt. Die 
Immobilienwirtschaft reagiert damit heute 
weniger auf lokale Flächennutzungsmärkte, 
sondern vielmehr auf internationale Kapi-
talmärkte. Gleichzeitig treten neue interna-
tionale Akteure in den Städten auf. Diese 
neuen Akteure und ihre Logiken sind für die 
öffentlichen Akteure bisher nicht oder nur 
schwer verständlich. 
Rechtliche Instrumente
Die rechtlichen Instrumente sind in den letz-
ten 17 Jahren umfassend fortentwickelt 
worden. Dabei wurden auch zahlreiche Rege-
lungen zur Zusammenarbeit mit privaten 
Akteuren eingeführt. Strittig ist, ob die Ein-
führung der Instrumente das Kräfteverhält-
nis zwischen öffentlichen und privaten Ak-
teuren verändert hat. Die Abschaffung des 
Ausgleichs bei Bebauungsplänen der Innen-
entwicklung wird zum Teil als Rückfall hinter 
umweltpolitische Regelungen von Anfang 
der 1990er Jahre wahrgenommen. Zum Teil 
wird diese Regelung dagegen als ökonomi-
sches Instrument zur Stärkung der Innen-
entwicklung angesehen. 
Einsatz öffentlicher Fördermittel
Der Brachflächenmarkt wird insbesondere in 
den Innenstädten vielfach durch einzelne 
Akteure wie die Deutsche Bahn oder ihre 
ausgegliederten und z.T. veräußerten Grund-
stücksgesellschaften dominiert. Es gibt un-
terschiedliche Überzeugungen, ob und in 
welchem Umfang zur Aufbereitung und 
Entwicklung dieser Flächen öffentliche För-
dermittel eingesetzt werden sollten.
Reagieren und agieren
In der wissenschaftlichen Diskussion wird das 
Reagieren auf private Investoren oft als Aus-
druck einer privat dominierten Stadtent-
wicklung angesehen. Aus Sicht der Praxis ist 
es dagegen eine zentrale Aufgabe der öf-
fentlichen Stadtplanung auf private Anstöße 
zu reagieren. Entscheidend ist aus Sicht der 
Praxis, wie reagiert wird. Eine Wahrnehmung 
öffentlicher Interessen ist dann möglich, 
wenn die Stadt ihre Ziele kennt, möglicher-
weise in Planungen bereits formuliert hat 
und die eigenen Ziele dann aktiv verfolgt.
Informelle Planungen
Der Umgang mit informellen Planungen un-
terscheidet sich stark von Stadt zu Stadt. 
Zum Teil werden informelle Planungen in 
umfangreichen Verfahren politisch beschlos-
sen, zum Teil auch ohne politische Legitima-
tion verwendet. Die Trennung in informelle 
und formelle Planungen ist zwar letztlich 
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unvermeidlich, hilft aber nicht weiter. Ent-
scheidend ist, zu welchen Entscheidungen 
die Planungen führen.
Qualität
Qualität entsteht aus Sicht der öffentlichen 
Akteure in einem längeren öffentlichen Dis-
kurs, über Wettbewerbe, Gestaltungsbeiräte 
und die öffentliche Diskussion. Skeptisch 
wird allerdings auch hinterfragt, inwieweit 
die Qualitätsdiskussion nicht zum Teil in-
strumentalisiert wird, um Interessen von Be-
rufsverbänden zu verteidigen.
Strategiefähigkeit
Die Strategiefähigkeit einer Stadt hängt von 
vielen Faktoren ab. Dabei spielen die lokale 
Diskussionskultur und gewachsene Struktu-
ren vor Ort eine wesentliche Rolle. Aber auch 
das lokale und regionale Milieu bzw. Traditi-
onen des Staatsverständnisses sind hierfür 
von Bedeutung. Entscheidend ist, dass die 
Stadt als »kohärenter Akteur» auftritt, der 
aber bereit ist, mehrgleisig und kreativ un-
terschiedliche Verfahren und Instrumente 
anzuwenden.
Auswirkungen der Verwaltungsreformen
Nicht die Größe der Verwaltung, sondern 
ihre Qualität ist von entscheidender Bedeu-
tung für die Handlungsfähigkeit der öffent-
lichen Stadtplanung. Als problematisch wird 
vor allem die Binnenökonomisierung der 
Verwaltung im Rahmen von Produktplänen 
und intern zu verrechnenden Budgets ange-
sehen, die der Arbeit in der Stadtplanung 
nicht gerecht wird und zu einer Schwächung 
der Handlungsfähigkeit der Stadt führt. 
Städtische Gesellschaften sind dabei ein 
zweischneidiges Instrument: Die organisato-
rische und wirtschaftliche Verselbständigung 
kann einen Gewinn an Effizienz und Hand-
lungsfähigkeit ermöglichen, aber auch zum 
Unterlaufen selbstgesetzter Standards füh-
ren.
Neue Phänomene oder neue Begriffe?
In der Diskussion werden vielfach Entwick-
lungen beschrieben, bei denen unklar ist, ob 
sie nur neu erkannt und beschrieben wurden 
oder auch wirklich real neu sind. Angesichts 
des gesellschaftlichen und wirtschaftlichen 
Wandels der letzten Jahrzehnte ist es mit 
hoher Wahrscheinlichkeit zu Veränderungen 
der Planungspraxis gekommen. Allerdings 
fällt es schwer, diese klar zu benennen. Dies 
liegt auch an fehlenden empirischen Grund-
lagen zur Planungspraxis in der Vergangen-
heit. Bei der Beschreibung des Wandels in 
der Stadtplanung sollte daher auf jeden Fall 
der jeweils betrachtete Zeitraum klar be-
schrieben werden.
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Juliane Jörissen, ITAS, Forschungszentrum 
Karlsruhe
1. Was geschieht im Raum?
Die aktuelle Siedlungsflächenentwicklung in 
Deutschland lässt sich durch zwei Tendenzen 
charakterisieren. Auf der einen Seite ist das 
Wachstum der Siedlungs- und Verkehrsflä-
che seit etlichen Jahren rückläufig, mit 113 
ha/Tag für den Zeitraum 2003-2006 jedoch 
nach wie vor weit von dem 30 ha Ziel der 
nationalen Nachhaltigkeitsstrategie entfernt; 
dabei weist die zusätzliche Flächeninan-
spruchnahme große regionale Unterschiede 
auf. Auf der anderen Seite nimmt die Sied-
lungsdichte fast überall ab, was zu einer 
suboptimalen Nutzung des Raumes führt: 
hohe Infrastrukturkosten, wachsende Leer-
stände in den Kernstädten, zunehmende 
Fragmentierung und Zerschneidung der 
Landschaft.
Aus der Beobachtung dieser beiden Tenden-
zen wurde die Schlussfolgerung gezogen, 
dass die Mengensteuerung künftig an Be-
deutung verlieren und stattdessen die quali-
tative Aufwertung des Siedlungsbestands im 
Vordergrund stehen müsse. Diese These blieb 
allerdings nicht unwidersprochen. Eingewen-
det wurde, dass der Rückgang des Siedlungs-
flächenwachstums in erster Linie konjunk-
turbedingt gewesen sei und sich der aktuelle 
wirtschaftliche Aufschwung noch nicht in 
der räumlichen Entwicklung niederschlage. 
Anzunehmen sei, dass die Flächennachfrage 
erst mit einer gewissen Zeitverzögerung wie-
der anspringe, dann aber durchaus das hohe 
Niveau der späten 1990er Jahre erreichen 
könne. Insbesondere mit Blick auf Wachs-
tumsregionen wurde mehrheitlich die Mei-
nung vertreten, dass der Mengensteuerung 
nach wie vor große Bedeutung zukomme 
und eine gezielte Außenentwicklung ebenso 
notwendig sei wie Innenentwicklung.
Einigkeit bestand darüber, dass in wachsen-
den Städten/Regionen ganz andere Probleme 
zu bewältigen sind als in schrumpfenden 
Städten/Regionen. Als vordringliche Aufgabe 
in Wachstumsregionen wurde die Mobilisie-
rung endogener Flächenpotentiale, die Wie-
dernutzung städtebaulicher Brachen und die 
Anpassung des Bestands an sich wandelnde 
Nutzerbedürfnisse betrachtet. Es wurde je-
doch auch darauf hingewiesen, dass sich in 
Städten mit hohen Bevölkerungsgewinnen 
inzwischen eher die Frage nach den Grenzen 
der Innenentwicklung stelle, da Geschossflä-
chenzahlen von 2,0 in Wohngebieten und 
der Mangel an öffentlichen Grünflächen die 
Qualität urbanen Wohnens gefährde. Wegen 
der zunehmend engeren Verflechtung zwi-
schen Stadt und Umland komme der Koope-
ration mit Nachbargemeinden in der Region 
große Relevanz zu, insbesondere mit Bezug 
auf die Festlegung gemeinsamer Entwick-
lungsziele und die Aushandlung eines fairen 
Vorteils- und Lastenausgleichs.
In schrumpfenden Räumen stünden dage-
gen das Problem der Rücknahme überzoge-
ner Bauflächenausweisungen sowie Überle-
gungen zur künftigen Nutzung nicht mehr 
benötigter Siedlungsflächen im Mittelpunkt. 
Als Alternativen wurden Renaturierung, Auf-
forstung, Anbau von nachwachsenden Rohs-
toffen zur stofflichen und energetischen 
Nutzung sowie die Ausweisung von Erho-
lungsgebieten in Betracht gezogen. 
Gefordert wurden neue Leitbilder für unter-
schiedliche Raumtypen. Für wachsende Städ-
te sei auch in der postindustriellen Wissens-
gesellschaft die Vorstellung der kompakten, 
nutzungsdurchmischten, sozial integrierten 
europäischen Stadt das Strukturmodell, das 
die größten ökologischen, ökonomischen, 
sozialen und städtebaulichen Vorteile ver-
spreche. Im Hinblick auf schrumpfende Städ-
te sei kaum davon auszugehen, dass der 
Schrumpfungsprozess umgekehrt proportio-
nal zum Wachstumsprozess, also von außen 
nach innen verlaufen werde. Daher müssten 
neue Leitbilder entwickelt werden, wie z.B. 
die »perforierte Stadt», die sich nach neueren 
Untersuchungen zumindest als die klimaver-
träglichste Variante erwiesen habe. Für länd-
liche Entleerungsräume müssten entspre-
chende »Entsiedelungsstrategien» diskutiert 
werden. Als sinnvoll wurden hier überein-
stimmend der Rückzug aus der Fläche und 
die Konzentration der Förderung auf wenige 
Siedlungsschwerpunkte erachtet. Einigkeit 
bestand darüber, dass die Umsetzung zu-
kunftsfähiger Nutzungskonzepte in solchen 
Räumen wegen des Fehlens einer leistungs-
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starken Verwaltung und potentieller Investo-
ren besonders schwer zu realisieren sei.
2. Welche Rahmenbedingungen prägen 
derzeit die Stadtentwicklung?
Als wesentliche Mechanismen, die die aktu-
elle Stadtentwicklung beeinflussen, wurden 
die Finanznot der Städte und Kommunen, 
der demografische Wandel und die durch die 
letzten Novellierungen des Baugesetzbuches 
gegebene Rechtslage identifiziert. 
Ursachen für die prekäre finanzielle Situati-
on der deutschen Kommunen sind vor allem 
die hinter dem allgemeinen Wirtschafts-
wachstum zurückgebliebene Entwicklung des 
Gewerbesteueraufkommens, die unbefriedi-
genden Einahmen aus dem kommunalen 
Einkommensteueranteil infolge der schwa-
chen Konjunktur und der Einkommensteuer-
reform sowie die hohen Sozialausgaben. In 
dem Bemühen, neue Einwohner, Beschäftigte 
und Gewerbebetriebe anzuziehen, und damit 
ihre Einnahmensituation zu verbessern, ha-
ben viele Kommunen in den letzten Jahren 
großzügige Baulandausweisungen auf der 
grünen Wiese vorgenommen, was in vielen 
Fällen zu einem Überangebot an Gewerbe- 
und Wohnbauland geführt hat, dem keine 
entsprechende Nachfrage gegenübersteht. 
Um einen sparsamen Umgang mit der Res-
source Fläche sicherzustellen und die Innen-
entwicklung zu fördern, wurde eine Korrek-
tur der fiskalischen Rahmenbedingungen 
(Gewerbesteuer, Grundsteuer, Entfernungs-
pauschale) als notwendig angesehen, die in 
ihrer bisherigen Ausgestaltung eher der wei-
teren Zersiedelung Vorschub leisten. Positive 
Wirkungen wurden übereinstimmend den 
staatlichen Förderprogrammen zum Stadt-
umbau und der allgemeinen Städtebauför-
derung zugeschrieben. Hervorgehoben wur-
de insbesondere der Umstand, dass die Ge-
währung von Fördermitteln durch Bund und 
Länder an die Erarbeitung integrierter Stadt-
entwicklungskonzepte geknüpft ist.
Die demografische Entwicklung in Deutsch-
land ist gekennzeichnet durch einen Rück-
gang der Geburtenrate, eine wachsende Ü-
beralterung der Bevölkerung und eine Zu-
nahme der Haushalte bei abnehmender 
Haushaltsgröße. Die entscheidende Bestim-
mungsgröße für die Wohnungsnachfrage ist 
die Anzahl der Haushalte. Veränderte Le-
bensstile (mehr Single-Haushalte, mehr Al-
leinerziehende), steigender Wohlstand und 
der sog. »Remanenzeffekt» haben trotz stag-
nierender oder sogar rückläufiger Bevölke-
rungszahlen zu einem Wachstum der Wohn-
flächennachfrage geführt. In vielen Städten 
wurde vor allem ein Mangel an großen Fami-
lienwohnungen konstatiert. Die Quantifizie-
rung der künftigen Nachfrage und die Be-
reitstellung eines bedarfsgerechten Woh-
nungsangebots stellen die Kommunen vor 
große Herausforderungen. 
Einigkeit bestand darüber, dass die Anpas-
sung des Bestands an sich wandelnde Nut-
zerbedürfnisse wichtiger ist als der Neubau. 
Dennoch werde man wegen des stets vor-
handenen Erneuerungsbedarfs selbst in 
Kommunen mit Nullwachstum nicht gänzlich 
auf Neubau verzichten können. Wohnungs-
prognosen seien unerlässlich aber schwierig, 
da sie quantitative und qualitativer Parame-
ter miteinander verbinden. Insbesondere die 
Wirkungen qualitativer Parameter wie der 
Wandel der Lebensstile oder der Reurbanisie-
rungstrend seien schwer abschätzbar. Einig-
keit bestand darin, dass Prognosen allein 
nicht ausreichen, sondern dass es vor allem 
um die Einordnung, Kommunikation sowie 
die angemessene Reaktion seitens der Ver-
waltung und der Wohnungswirtschaft geht. 
Die Fähigkeit dazu sei in großen Kommunen 
eher gegeben als in kleinen, denen häufig 
die erforderliche Fachkompetenz fehle. 
Die rechtlichen Rahmenbedingungen der 
Stadtentwicklung werden in erster Linie 
durch die in jüngster Zeit erfolgten Novellie-
rungen des Baugesetzbuches (BauGB) be-
stimmt, deren Implikationen unter den Teil-
nehmern des Workshops jedoch umstritten 
waren. Teilweise wurde die Auffassung ver-
treten, dass die Fortschritte des Europa-
rechtsanpassungsgesetzes (EAG Bau) von 
2004 durch das BauGBÄndG von 2006 wie-
der rückgängig gemacht worden seien.
Durch das neu eingeführte beschleunigte 
Verfahren für Bebauungspläne der Innen-
entwicklung werde der Flächennutzungsplan 
bedeutungslos und somit die zweistufig an-
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gelegte Bauleitplanung einstufig, die »Je-
derman-Beteiligung» auf eine Betroffenen-
beteiligung reduziert, die Umweltprüfung 
abgeschwächt und auf die Anwendung der 
Eingriffsregelung nach dem Bundesnatur-
schutzgesetz verzichtet. Diese Bedenken wö-
gen um so schwerer, als heute schon die 
Mehrzahl der Bebauungspläne der Innen-
entwicklung dienten und daher anzunehmen 
sei, dass das beschleunigte Verfahren von der 
Ausnahme zum Regelfall werde. Insgesamt 
zeigten die im Rahmen der letzen Novellen 
neu geschaffenen Instrumente, wie städte-
bauliche Verträge (§ 11 BauGB), der vorha-
benbezogene Bebauungsplan (§ 12 BauGB), 
das vereinfachte Verfahren (§ 13 BauGB) und 
das beschleunigte Verfahren zur Innenent-
wicklung (§ 13a BauGB) die Abkehr des Ge-
setzgebers von der klassischen hoheitlichen 
Bauleitplanung zugunsten einer investorge-
steuerten, nachfrageorientierten Planung. 
Darin liege die Gefahr, dass die Belange des 
Gemeinwohls wie umwelt- und sozialpoliti-
sche Zielsetzungen, die Berücksichtigung 
stadtstruktureller Verflechtungen und stadt-
gestalterischer Aspekte nachrangig behan-
delt werden. 
Dagegen wurde eingewandt, dass die Bewäl-
tigung des demografischen und wirtschaftli-
chen Wandels und der sich daraus ergeben-
den Aufgabe des Stadtumbaus ohne eine 
verstärkte Kooperation mit Privaten nicht 
realisierbar sei. Zudem enthalte der vorha-
benbezogene Bebauungsplan verschiedene 
verpflichtende Vorgaben für den Vorhaben-
träger und sei damit in vielen Fällen rigoro-
ser als der klassische Bebauungsplan. Wei-
terhin wurde darauf hingewiesen, dass auch 
bundeseinheitliche rechtliche Rahmenbedin-
gungen lokaler Interpretation unterlägen. So 
komme dem Flächennutzungsplan in vielen 
Städten, vor allem in Süddeutschland, eine 
wesentlich höhere Bedeutung zu, als ihm 
vom Gesetzgeber zugewiesen sei. Er sei dort 
nach wie vor zwingende Voraussetzung für 
den Bebauungsplan. 
3. Wer sind die zentralen Akteure bei der 
Entwicklung der Siedlungsfläche?
Anzahl und Bedeutung privater Akteure für 
die Siedlungsflächenentwicklung nehmen zu. 
Dazu gehören neben Bau- und Planungsun-
ternehmen, Projektentwicklern und Investo-
ren (Eigennutzer, Bauträger, Kapitalanleger) 
zunehmend auch Finanz- und Immobilien- 
Dienstleister, Consultingfirmen, Unterneh-
mensberater sowie zivilgesellschaftliche Ak-
teure. In vielen Städten üben außerdem gro-
ße Industrieunternehmen massiven Einfluss 
auf die Stadtentwicklung aus, z.B. Siemens 
(München), Mercedes Benz (Sindelfingen), 
VW (Wolfsburg), BASF (Ludwigshafen). Her-
vorgehoben wurde, dass private Akteure viel-
fach als Motor und Beschleuniger von Neu-
bauvorhaben auftreten, und damit das Sied-
lungsflächenwachstum antreiben.
Ein großes Problem wurde darin gesehen, 
dass viele der privaten Akteure den Kommu-
nen gar nicht mehr bekannt sind und letzte-
re deshalb nur über geringe Möglichkeiten 
verfügen, deren Verhalten zu beeinflussen. 
Private Investoren verfolgten heterogene 
Interessen, die zum Teil über den lokalen 
Rahmen der betreffenden Kommune weit 
hinausgingen. Vor allem institutionelle Anle-
ger investierten in der Regel Kapital, ohne 
die räumlichen Auswirkungen ihrer Investiti-
onen zu berücksichtigen. Oder anders ausge-
drückt, die Motivation der Kapitalanleger sei 
nicht die Realisierung einer nachhaltigen 
Stadtentwicklung, gleichwohl hätten ihre 
Handlungen erhebliche Folgen für die Flä-
chennutzung. Im günstigsten Fall könnten 
sich Win-Win-Situationen ergeben, sofern 
die Entwicklungsziele der Kommune mit den 
Interessen der Entwickler übereinstimmten. 
Vor diesem Hintergrund wurde eine Ausdif-
ferenzierung der privaten Akteure, ihrer In-
teressen, Motivationslagen und Einflusspfade 
sowie die empirische Untersuchung relevan-
ter Akteurskonstellationen als notwendig 
angesehen. 
Im Hinblick auf das Planungsinstrumentari-
um bestand Einigkeit darüber, dass Sied-
lungsentwicklung heute verstärkt in einer 
Verbindung von hierarchischen und konsen-
sualen Steuerungsinstrumenten stattfinde. In 
der Praxis lasse sich das Nebeneinander ver-
schiedener kommunaler Baulandstrategien 
beobachten:
(1) klassische Angebotsplanung (Bodenord-
nung, Bebauungsplan)
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(2) neue Formen öffentlich-privater Koope-
ration (städtebauliche Verträge, Investoren-
wettbewerbe, PPP)
(3) kommunaler Zwischenerwerb, städtebau-
liche Entwicklungsmaßnahmen.
Welche Steuerungsinstrumente die Kommu-
nen einsetzen, hänge in erster Linie von den 
spezifischen lokalen Gegebenheiten ab. So 
werde z.B. in München den harten juristi-
schen Instrumenten eindeutig Vorrang ein-
geräumt, während weiche kooperative In-
strumente nicht als Alternative, sondern le-
diglich als Ergänzung betrachtet würden. 
Dies sei in erster Linie auf die besondere Si-
tuation Münchens (große Bevölkerungsge-
winne, große Wirtschaftskraft, hohe Flä-
chenachfrage, geringe Flächenreserven) zu-
rückzuführen. In Kommunen mit anderen 
demografischen, ökonomischen und struktu-
rellen Voraussetzungen bedienten sich die 
lokalen Entscheidungsträger dagegen häufig 
privater Investoren, um Stadtentwicklung 
indirekt »aktiv» gestalten zu können.
4. Theoretische Reflexionen: Was ist neu in 
der Planung?
Übereinstimmung bestand darüber, dass in 
der kommunalen Praxis ein Mix von alten 
und neuen Steuerungsformen vorzufinden 
ist mit lokal und fallbezogen unterschiedli-
cher Ausprägung (s. oben). Die verschiedenen 
als historisch beschriebenen Phasen der 
Stadtplanung von der »Auffangplanung» 
(öffentliche Akteure reagieren auf die Ent-
wicklung der Märkte) über die »Angebots-
planung» (öffentliche Akteure schaffen die 
planungsrechtlichen Voraussetzungen für 
künftige Entwicklungen) bis zur »Entwick-
lungsplanung» (öffentliche Akteure engagie-
ren sich mit Hilfe Privater aktiv am Boden-
markt und in der Projektentwicklung) dürf-
ten nicht als zeitlich aufeinander folgende 
Phasen betrachtet werden, sondern als 
»Schichten», die sich überlagern und in der 
Praxis gleichzeitig auftreten. Die Debatte 
bestätigte damit eine der zentralen Thesen 
des Projekts SteVe. Als »relative Neuheit» 
wurde der Umstand betrachtet, dass kleine 
Kommunen heute Instrumente anwenden, 
die früher ausschließlich von Großstädten 
eingesetzt wurden.
Die Frage nach dem aktuellen Verhältnis von 
formeller und informeller Planung blieb um-
stritten, wobei sich drei verschiedene Positi-
onen abzeichneten:
(1) Nach der einen Auffassung, steht die 
formale Planung im Mittelpunkt, während 
der informellen Planung die Funktion zu-
kommt, die Voraussetzungen dafür zu schaf-
fen. Damit werde informelle Planung zur 
Grundlage rechtsförmlicher Entscheidungen, 
was das Problem der demokratischen Legiti-
mation aufwerfe. Ein Ausweg liege in der 
auch empirisch zu beobachtenden Tendenz 
zur Formalisierung informeller Instrumente.
(2) Die Gegenposition sieht die informelle 
Planung im Mittelpunkt und betrachtet die 
formale Planung eher als Pflichterfüllung. 
Trotz des erheblichen Bedeutungszuwachses 
informeller Instrumente, könne man jedoch 
im Interesse der Rechtssicherheit auf formale 
Instrumente nicht verzichten. 
(3) Eine dritte vermittelnde Position sieht die 
Unterschiede als nicht so wichtig an und 
warnt vor einer Polarisierung. Planung sei 
ein Kontinuum und informelle Planung ein 
Schritt im Prozess zur Findung einer endgül-
tigen räumlichen Gestaltung. Wichtig sei 
letztlich ein konsistentes kommunales Han-
deln. 
Umstritten blieb auch die Frage, inwieweit 
projektorientierte Planungsansätze (»Planung 
durch Projekte») oder die »Festivalisierung» 
der Stadtplanung (ExWoSt, MORO, IBA) als 
neue Phänomene zu betrachten sind. Die 
These, dass nicht die Bündelung von Einzel-
aktivitäten zu Ereignissen neu sei, sondern 
vielmehr die Instrumentalisierung solcher 
Ereignisse, blieb nicht unwidersprochen. 
Auch die These, dass nicht das Phänomen der 
»Festivalisierung» neu sei, sondern nur der 
Begriff, stieß auf Widerspruch. Einigkeit be-
stand nur insoweit, dass der Unterscheidung 
zwischen realen Veränderungen und Verän-
derungen im Diskurs große Bedeutung zu-
komme, weil man sich sonst der Möglichkeit 
begebe, aus historischen Prozessen zu lernen.
Ein letzter Schwerpunkt der Diskussion war 
der Frage gewidmet, inwieweit es sinnvoll 
und möglich ist, Anschluss an Theorien zu 
suchen, die in anderen Disziplinen entwickelt 
worden sind, z.B. an die politikwissenschaft-
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liche Theorie der Governance. Ein gravieren-
des Problem wurde darin gesehen, dass die 
Theorien anderer Disziplinen nicht raumwis-
senschaftlich orientiert und daher nur sehr 
bedingt übertragbar seien. Dagegen wurde 
eingewendet, dass die Theorie der Go-
vernance eine Reaktion auf die zunehmende 
Komplexität der Gesellschaft sei und reale 
Phänomene beschreibe, denen sich auch die 
Planungswissenschaften stellen müssten. 
Übereinstimmend wurde es als Aufgabe em-
pirisch fundierter planungstheoretischer For-
schung betrachtet, neue Entwicklungen in 
der Planungspraxis (neue Akteure, Konstella-
tionen, Steuerungsinstrumente, Rahmenbe-
dingungen) auszumachen, zu systematisieren 
und zu interpretieren. Vorgeschlagen wurde 
die Erarbeitung von Indikatoren, mit deren 
Hilfe das »Neue» messbar werde. 
5. Anmerkungen zum Forschungsansatz von 
SteVe
Der Forschungsansatz von SteVe, der darauf 
ausgerichtet ist, durch die empirische Unter-
suchung des kommunalen »Steuerungsall-
tags» neue Erkenntnisse für die Fortentwick-
lung der Planungstheorie zu gewinnen, stieß 
bei den Teilnehmern des Workshops generell 
auf große Zustimmung. Das Konzept wurde 
insofern für richtig gehalten, als jede Theorie 
empirisch fundiert sein müsse. Als ein weite-
rer Vorteil der Praxisorientierung wurde die 
Möglichkeit zur Gewinnung von Informatio-
nen angesehen, die dem Gesetzgeber als 
Grundlage für die Reform des Planungs-
rechts und die Modifikation bestehender 
Instrumente dienen könne.
Eine Schwäche des Ansatzes wurde darin 
gesehen, dass die empirische Analyse der 
Praxis zwangsläufig heterogene, lokalspezifi-
sche Ergebnisse hervorbringe, die kaum ver-
allgemeinerungsfähig seien und daher wenig 
zur Theoriebildung beitragen könnten. Als 
weiteres Problem wurde die Selektivität der 
Wahrnehmung genannt. Im Blickpunkt des 
Projekts stehen die kommunalen Entschei-
dungsträger, während andere maßgebliche 
Akteure vernachlässigt würden. Kritisch wur-
de schließlich hinterfragt, inwieweit das 
Thema Siedlungsflächenentwicklung geeig-
net sei, einen Beitrag zur Planungstheorie zu 
leisten. Die Aufgabe einer nachhaltigen Flä-
chennutzung sei nicht nur ein Planungs-
problem, sondern vielschichtiger und von 
daher als Beispiel des »Steuerungsalltag» we-
nig repräsentativ.
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Planungstheoretische 
Reflexionen
... mit Beiträgen von Uwe Altrock, Oliver I-
bert und Henning Nuissl.
Die Kontextualisierung eines in-
duktiven Forschungsansatzes
Uwe Altrock, Universität Kassel FB 
Architektur, Stadtplanung, 
Landschaftsplanung
Auf dem Workshop des Steuerungs-Verbunds 
kamen Praktiker und Wissenschaftler zu ei-
nem sehr intensiven Austausch zusammen. 
Die Anlage des Workshops ermöglichte es, 
die Praxis tatsächlich »anzuzapfen», d.h. rele-
vante Alltagspraktiken zu sammeln, zu ver-
gleichen und sogar in einen breiteren Kon-
text einzuordnen. Dies erscheint für die Re-
levanz und die empirische Untermauerung 
unerlässlich. Aus »theoretischer» Sicht wie-
derum werden nun Schritte einer Abstrakti-
on, Begriffsbildung usw. erfolgen. Dazu wäre 
eine Ankopplung an theoretische Debatten 
sinnvoll. Diese vor allem aus der Politik- und 
Verwaltungswissenschaft gespeisten Diskurse 
gehen oft einen umgekehrten Weg wie 
SteVe, indem sie Stadtentwicklung als etwas 
sehr hoch Aggregiertes betrachten und kaum 
ins Detail eindringen. Um es mit einem Bild 
zu überspitzen: Politikwissenschaftlich moti-
vierte Studien bleiben dann zu grob, wenn 
sie sich als Hauptquelle ihrer Empirie mit um 
ein paar Interviews mit Schlüsselakteuren 
angereicherte Zeitungsanalysen begnügen.
Nichtsdestoweniger ist auch ein auf Abst-
rahierung ausgerichteter Blick mit stärker 
aggregierten Kategorien wertvoll, gerade 
wenn es ihm gelingt, wichtige und weniger 
wichtige Einzelinformationen und Begeben-
heiten zu unterscheiden. Eine gegenseitige 
Befruchtung stark induktiv vorgehender An-
sätze wie des SteVe und der in der langen 
Tradition der ursprünglich philosophisch ge-
prägten Staatswissenschaften gestarteten 
und schließlich auf dem Boden der stad-
tentwicklungspolitischen Realitäten ange-
kommenen Politikwissenschaft wird vermut-
lich dann gelingen, wenn SteVe-Forscher der 
Politikwissenschaft deutlich machen können, 
dass Abstraktionsversuche aus der Empirie 
neu zu suchen sind, unter Anerkennung 
räumlicher und politikfeldbezogener Diffe-
renzierungen: Nicht die Suche nach »der 
Stadtentwicklungspolitik» oder »dem Go-
vernance-Typ» in einer Stadt oder gar in ei-
nem Land in einer vermeintlichen Epoche 
wird allein fruchtbar sein (auch oder gerade 
nicht in einem internationalen Vergleichsan-
satz!), sondern beispielsweise die Frage nach 
der Determinationswirkung von »planungs-
kulturellen» Faktoren, nach den Spielräumen 
und Begrenzungen bestimmter Akteure (bei 
Anerkenntnis der Prägungswirkung von Res-
sourcen, aber auf der Spur einer reicheren 
Erklärung individueller Einflussmöglichkeiten 
als der beliebten planungswissenschaftlichen 
Leerformel »alles hängt von Personen ab») 
oder nach der Durchsetzung hegemonieller 
Vorstellungen »vor Ort» und den dabei ggf. 
wirksamen »Lernprozessen» und »Diskursko-
alitionen» usw. 
Hierzu ist selbstverständlich ein Blick auf 
den »Planungsalltag», wie ihn SteVe vor-
nimmt, äußerst wertvoll. Um nicht völlig in 
die Unüberschaubarkeit einer beliebigen 
Phänomenologie abzugleiten, ist natürlich 
auch die Beforschung des Steuerungsalltags 
in der Pflicht: Sie muss selbst deutlich ma-
chen, worin die maßgeblichen Rahmenbe-
dingungen für das Aufscheinen eines be-
stimmten Governance-Typs liegen und sich 
dazu vermutlich auch an den gängigen poli-
tikwissenschaftlichen Theoriegebäuden rei-
ben, selbst wenn diese teilweise nur begrenz-
ten Aufschluss versprechen. Dies soll im Fol-
genden mit Blick auf die lokale Politikfor-
schung, die Regulationstheorie und die Eva-
luationsforschung geschehen. 
SteVe und die Befruchtung der 
deutschsprachigen lokalen Politikforschung
Er sollte darauf gerichtet sein, vier traditio-
nelle und immer wieder einmal aufbrechen-
de Schwächen der deutschsprachigen lokalen 
Politikforschung überwinden zu helfen. Bei 
zweien von ihnen kann man sehr optimis-
tisch sein, auch wenn die Theoriebildung von 
SteVe noch ein gutes Stück Arbeit sein wird. 
Erstens geht es dabei um den groben räumli-
chen Maßstab, der bereits erwähnt wurde. 
Eine Anerkenntnis der kleinteiligen Differen-
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zierung von Stadtentwicklungsprozessen 
wird vermutlich erst dann stattfinden, wenn 
die Beobachtung einer Koexistenz unter-
schiedlicher Politikmodi, die sich nach Sub-
Policies der Stadtentwicklungspolitik und 
Stadtteilen und ihren Akteuren unterschei-
den, etwas Selbstverständliches geworden 
ist.
Zweitens konzentriert sich die deutsche 
lokale Politikforschung stark auf die instru-
mentell-organisatorische Ordnung der 
Stadtpolitik, und hier bietet SteVe wirklich 
einen anderen Zugang, der auf die Kommu-
nikationsformen und die vielfältigen anderen 
wichtigen Einflussfaktoren für Stadtproduk-
tion eingeht. Er ist äußerst fruchtbar und 
sollte auf keinen Fall zugunsten einer ver-
meintlich klareren Aufbereitung anhand von 
Analysen zur Wirksamkeit bestimmter In-
strumente o.ä. aufgegeben werden.
Bislang noch weniger klar ist die Ausrich-
tung von SteVe in zwei anderen Punkten: 
dem Fokus auf das politisch-administrative 
System und die Beleuchtung des Verhältnis-
ses zwischen Rat und Verwaltung bzw. zwi-
schen legislativer und exekutiver Gewalt. 
Beide Fragen haben die traditionelle lokale 
Politikforschung durchwirkt und sind glück-
licherweise inzwischen durch die Governan-
ce-Debatte um einen weiteren Blick ergänzt. 
Nun versucht SteVe gerade wieder, den Bei-
trag der öffentlichen Akteure in den Mittel-
punkt zu stellen. Das ist sicher angesichts 
veränderter Kräfteverhältnisse in der Stadt-
politik wertvoll, doch sollte das so ausgerich-
tete Erkenntnisinteresse immer Teil einer 
Governance-Perspektive bleiben. Die Diskus-
sionen beim Workshop in Aachen waren 
diesbezüglich aber viel versprechend. 
Das Verhältnis von SteVe zur 
Regulationstheorie und zur politischen 
Ökonomie
Die Regulationstheorie hat für sich implizit 
immer einen recht hohen theoretischen An-
spruch reklamiert und große Zusammenhän-
ge hergestellt. Das ist als Fortsetzung der 
Beschäftigung mit politischer Ökonomie 
wertvoll gewesen, hat aber doch ein wenig 
die städtische Perspektive vernachlässigt. 
Auch die zeitlichen Linien, die von Fordismus 
über die Suche nach einem wie auch immer 
gearteten Postfordismus zwar einen wesent-
lichen Beitrag zur Systematisierung gesell-
schaftlicher Veränderungen geleistet haben, 
sind doch vergleichsweise grob geblieben. 
Nicht zuletzt die Widersprüchlichkeit der auf 
Ökonomie und Raum wirkenden Trends in 
einer Zeit des vermuteten Übergangs von der 
Industrie- in die Wissensgesellschaft (Akt-
eursstrukturwandel, wirtschaftlicher Struk-
turwandel, Flexibilisierung, Schrumpfung 
usw.) hat die Herausbildung eines klaren 
postfordistischen Paradigmas bislang schwer 
gemacht. Die über klassische Studien hinaus 
allenfalls punktuelle Empirie ist noch zu we-
nig in der Lage, für die Stadtforschung 
fruchtbare Resultate abzuwerfen, die auch in 
die Praxis hinein nutzbar sein könnten. Eine 
politische Ökonomie der »normalen» mittle-
ren Großstadt ist vermutlich über die altbe-
kannten Elegien auf die Herrschaft des Kapi-
tals fast nur um die Analyse von Privatisie-
rungstendenzen öffentlicher Unternehmen 
bereichert worden. 
Hier bietet sich für SteVe ein weiteres Be-
tätigungsfeld an: systematische Empirie er-
laubt es, Fragen der politischen Ökonomie 
konsequent auf die Stadtpolitik herunter zu 
brechen. Diese Chance sollte nicht ver-
schenkt werden, allein schon um der Bedeu-
tung der Ressourcenverfügbarkeit von Ak-
teuren gerecht zu werden, also nicht zu 
handlungsorientiert zu forschen. Und das gilt 
ganz unabhängig davon, wie man zur Regu-
lationstheorie stehen mag – gerade ihre 
Schwächen könnten einen Ansporn für eine 
empirisch begründete politökonomische 
Stadtforschung darstellen. Dazu wäre aber 
vermutlich eine stärkere Auseinandersetzung 
von SteVe mit dem sozioökonomischen Kon-
text erforderlich. 
SteVe als Evaluationsforschung?
Offensichtlich hat SteVe auch eine evaluato-
rische Komponente, wenngleich sie nicht im 
Mittelpunkt der Forschung zu stehen scheint. 
Vielmehr erfordert der methodische Zugang 
des Verbunds einige evaluatorische Überle-
gungen. Insbesondere handelt es sich bei den 
Forschungsmethoden von SteVe um Ex-Post- 
Evaluationen von Planungsverfahren, die mit 
relativ begrenztem Informationszugang eine 
Rekonstruktion einer Wirklichkeit von Pla-
nung und Steuerung versuchen.
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Diese Rekonstruktion ist aufwendig. SteVe 
als Verbund bildet ein Konglomerat unter-
schiedlich tief recherchierender Teilprojekte, 
die nur mit methodischer Sorgfalt für trag-
fähige Erkenntnisse sorgen können. Es ist zu 
wünschen, dass SteVe sich sekundäranaly-
tisch intensiv mit ähnlichen Ansätzen ausei-
nandersetzt und an einer losen Kopplung 
und »Zugänglichmachung» anderer Fallstudi-
en u.ä. arbeitet. Diese Meta-Aufgabe der 
Forschung hätte vermutlich einen ähnlich 
hohen Wert wie die Beforschung des Alltags 
selbst. Möglicherweise würde sich zeigen, 
dass Steuerungsalltag und andere Fallstu-
dienerkenntnisse sich zu einem größeren 
theoretischen Ganzen zusammenfügen las-
sen. 
Dabei sind einige Fragen zunächst noch 
hartnäckig zu bearbeiten. Erstens sind die 
»hinter der Fassade» liegenden Phänomene 
genauer auszuleuchten: Wie kann die »Per-
formanz von Plänen» gemessen werden? Wie 
ist das Verhältnis formeller und informeller 
Instrumente? Sind informelle Pläne als Kata-
lysatoren des Meinungsbildungsprozesses zu 
verstehen oder wann entfalten sie Wirkung? 
Usw. Zweitens, so hat auch der Workshop in 
Aachen gezeigt, besteht eine bestimmte 
Schwierigkeit in der angemessenen Erfas-
sung der Praxis durch Rekonstruktion, wenn 
die Beforschten andere Perspektiven auf den 
Gegenstand haben, informelle Absprachen 
nur zögerlich preis geben, sich selektiv erin-
nern usw. Die Methodenprobleme der quali-
tativen Forschung sind immer nur ansatz-
weise bewältigbar, und vermutlich nur durch 
eine gegenseitige Ergänzung unterschied-
lichster Recherchezugänge lässt sich ein ei-
nigermaßen tragfähiges Bild der Wirklichkeit 
herstellen. Drittens bleibt auch in der Befor-
schung des Steuerungsalltags ungewiss, wel-
cher Nutzen für die Praxis entsteht. Er ist 
aber Voraussetzung für ein partnerschaftli-
ches Verhältnis zwischen Forschern und Be-
forschten. Der Workshop machte hier eine 
ungewöhnliche Perspektive auf: die der For-
schung als Austauschplattform für die Praxis, 
aber bestimmt von Fragen, die eine Reflexion 
über den unmittelbaren Planungskontext 
hinaus erlauben. Wie eine solche Plattform 
organisiert werden könnte, wenn sie nicht 
nur sehr ausgewählte und selbst vermutlich 
zu den eher reflektierend-theoretisch den-
kenden Planern gehörende Praktiker errei-
chen kann, wird noch zu bestimmen sein, 
würde aber ein noch größeres Augenmerk 
weit über den PT-Kreis hinaus verdienen. 
Und viertens schließlich darf die Konstrukti-
on eines tragfähigen Forschungsdesigns 
nicht über Gebühr oder an der falschen Stel-
le die Komplexität der Wirklichkeit reduzie-
ren – auffälligerweise hat der Workshop in 
Aachen die interessante Frage nach dem 
Stellenwert der Nutzungsmischung ganz au-
ßen vor gelassen, nicht zuletzt wahrschein-
lich auch deswegen, weil es für die einzelnen 
Beteiligten übersichtlicher war, über »die 
Entwicklung auf dem Büromarkt» oder »auf 
dem Wohnungsmarkt» zu betrachten, gerade, 
wenn es um die Rahmenbedingungen der 
Stadtproduktion geht. 
Schlussfolgerungen für die weitere 
Beforschung des Steuerungsalltags
Die Stärken des Forschungsprogramms von 
SteVe sind deutlich herausgekommen – 
nichtsdestoweniger wäre eine stärkere Integ-
ration eher deduktiver und eher induktiver 
Forschungsansätze wünschenswert. Hier wird 
SteVe erst dann seine ganze Wirkmächtigkeit 
entfalten können, wenn es gelingt, dem 
oben aufgemachten Anspruch nach einer 
dem Forschungsgegenstand angemessenen 
Perspektive gerecht zu werden und den 
Steuerungsalltag besser verstehen zu lernen. 
Die Vielschichtigkeit der gesellschaftlichen 
Rahmenbedingungen vor Ort sollten dazu 
sorgfältig gewürdigt werden. Sie schlagen 
sich in sich überlappenden und teilweise ge-
genläufig wirkenden Trends nieder, so dass 
eindeutige »Richtungen» von »Wandel» im 
Steuerungsalltag vielleicht gar nicht so 
leicht ausgemacht werden können. Aber ge-
nau das war ja wohl auch die Ausgangsthese 
des Verbunds …
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Zur Komplementarität der Dis-
kurse um Wandel und Alltag der 
Planung
Oliver Ibert, Geographisches Institut der 
Universität Bonn
1. Einleitung
Projekte aus dem Forschungsverbund »Steu-
erung im Städtebau» (SteVe) des Lehrstuhls 
für Planungstheorie an der RWTH Aachen 
haben erste empirische Befunde zu Tage ge-
fördert, die zentralen Thesen aus dem aktu-
ellen planungstheoretischen Diskurs wider-
sprechen; etwa der These einer zunehmen-
den »Informalisierung» von Planung, einer 
zunehmenden »Projektorientierung» in der 
Planung oder eines Trends in Richtung »Fes-
tivalisierung» der Stadtentwicklungspolitik. 
All diese neuen Phänomene auf dem Gebiet 
der raumbezogenen Planung lassen sich em-
pirisch bei einer Untersuchung des Steue-
rungsalltags von Kommunen kaum wieder 
finden, oder sie treten weitaus seltener auf 
als zu vermuten wäre. Wenn es dennoch ge-
lingt, sie im Alltag zu entdecken, dann treten 
sie nicht in der Klarheit und Schärfe auf, wie 
es der Diskurs um den Wandel der Planung 
suggeriert. Da auch die meisten Thesen zum 
Wandel der Planung auf empirisch begrün-
deter Theoriebildung hervorgegangen sind, 
haben wir es mit einem Widerspruch zwi-
schen den Diskursen um Wandel und Alltag 
der Planung zu tun, aus dem wir konzeptio-
nelle Schlüsse ziehen müssen.
In meinem Beitrag möchte ich diese Wider-
sprüche als Konsequenzen unterschiedlicher 
Fragestellungen sowie daran orientierter 
konzeptioneller Zugänge und empirischer 
Strategien erklären. Desweiteren möchte ich 
einige Wege auskundschaften, auf denen 
diese unterschiedlichen Ansätze fruchtbar 
zueinander in Beziehung gesetzt werden 
können.
2. Wandel der Planung vs. Planungsalltag
Eine breite Strömung in der Planungstheorie 
thematisiert den »Wandel der Planung». Es 
geht darum, neue Erscheinungen zu identifi-
zieren und in ihrer Spezifik zu verstehen. Die 
Fokussierung auf das Neue macht es not-
wendig, eine konzeptionelle Perspektive ein-
zunehmen, die das »Neuartige» hervortreten 
lässt. Das wird in der Regel durch eine zwei-
fache Überzeichnung erreicht.
Einerseits wird es notwendig, ein Bild der 
überkommenen Vergangenheit zu zeichnen. 
Kaum ein Beitrag über den Wandel der Pla-
nung kommt ohne eine Vorstellung von »tra-
ditioneller» Planung aus; manchmal wird 
diese Vorstellung vom Ausgangspunkt des 
Wandels explizit gemacht, weitaus häufiger 
jedoch wird eine bestimmte Vorstellung im-
plizit als gemeinsam geteilt vorausgesetzt. 
Dieses Bild ist der Hintergrund, vor dem 
Neuerungen sich deutlicher abheben.
Andererseits braucht eine Theorie des Wan-
dels selbstverständlich ein Bild des Neuarti-
gen. Das Neue muss durch einen oder einige 
wenige Begriffe zum Ausdruck gebracht 
werden. Dieses Vorgehen hilft, um die Rich-
tung des Neuen und die innere Logik des 
Wandels besser zu verstehen, zugleich wird 
das Neue durch diese Darstellung aber über-
zeichnet. 
Die Konfrontation des Neuen mit dem Alten 
erzeugt einige konzeptionelle Schwächen. 
Zum einen erweckt sie leicht den Eindruck, 
hier löse ein Modell ein anderes ab. Wenn 
also eine analytische Unterscheidung zwi-
schen »governance» und »government», »in-
formellen» und »formellen» Planungsinstru-
menten oder dem flächendeckenden An-
spruch von Planung und dem pointilistischen 
Vorgehen über Projekte getroffen wird, kann 
dies leicht missverstanden werden, hier wür-
de ein Modell das andere verdrängen. Zudem 
werden Prozesse des historischen Wandels 
insofern verzerrt, als beim kontrastiven He-
rausheben isolierter Punkte auf der Zeitachse 
(der Ausgangs- und der Zielpunkt des Wan-
dels) Kontinuitäten und evolutorische Ent-
wicklungen in Prozessen des gesellschaftli-
chen Wandels aus dem Blick geraten.
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Eine Verlagerung des analytischen Blicks auf 
den Steuerungsalltag bedeutet in vielerlei 
Hinsicht eine veränderte konzeptionelle Per-
spektive (Übersicht bei Watson 2002). Das 
Erkenntnisinteresse liegt hier bei den aktuel-
len Praktiken von Planern. Nicht, was sich an 
Planung verändert hat, sondern eher, wie 
konkret Planung tagtäglich praktiziert wird 
soll akzentuiert werden. Auch diese Akzent-
setzung legt bestimmte Techniken der Über-
zeichnung nahe: zum einen ist eine a-histo-
rische Zugangsweise nützlich, eine Betrach-
tung des Alltags ist eine Betrachtung der 
gerade aktuellen Oberfläche des Verhaltens 
(ebd.). Praxis ist das, was sich tagtäglich auf 
ähnliche Art wiederholt. Paradoxerweise 
schärft gerade diese ahistorische Sichtweise 
unseren Blick für die fortgesetzte Wirkung 
der Vergangenheit in der Gegenwart, und 
zwar in Form von Institutionen. Gesetze sind 
so lange gültig, bis sie abgeschafft oder ge-
ändert werden. Denkgewohnheiten, die uns 
den Alltag erleichtern, sind träge, sie sind 
uns z.T. kaum bewusst, so dass wir gar keinen 
Ansatz finden können, diese überhaupt zu 
hinterfragen. In der Praxis sind Institutionen 
zwar gültig und wirkmächtig, das bedeutet 
aber nicht, dass sie den Alltag in seinem Ab-
lauf determinieren. Eine Regelung kann ge-
nauso gut konformes wie konspiratives Ver-
halten hervorbringen. Jeder kennt vermut-
lich Beispiele für ärgerliche und störende 
Regeln, für deren Umgehung, Beugung oder 
Vermeidung sich Alltagspraktiken etabliert 
haben. Doch gleich ob eine Regel eingehal-
ten oder umgangen wird, ihre nicht mehr 
hinterfragte Existenz ist für beide Formen 
des Umgangs die Grundlage. 
Zweitens tendiert eine Perspektive auf die 
Alltagspraktiken dazu, das Besondere und 
Herausgehobene der untersuchten Aktivität 
zu entzaubern. Analog zu den ersten Labor-
studien (Latour und Woolgar 1979; Knorr 
Cetina 1981), die die Praxis von Wissen-
schaftlern als Alltagspraktiken entzaubert 
haben, ist auch für eine eingehendere Unter-
suchung von Planungspraxis zu erwarten, 
dass der Alltag vom idealisierten Bild von 
»Planung» als ein im Vergleich zum Alltag 
besonders »rationales» Handeln abweicht. 
Der Alltag gleicht vermutlich einer Reihe von 
banalen Tätigkeiten wie Gespräche führen, 
Schriftstücke aufsetzen, Karten lesen, Tele-
fonieren, an Sitzungen teilnehmen etc. (Sie-
bel 2006).
Die ersten Befunde aus dem Alltagsprojekt 
deuten darauf hin, dass der Planungsalltag 
der idealtypischen Vorstellung eines sozialen 
Handelns mit erhöhtem Rationalitäts-
naspruch selten entspricht, vielmehr er-
scheint Planungspraxis als …
• stark lokal spezifisch: Es gibt lokale Pla-
nungskulturen, die sich in kritischen 
Merkmalen voneinander unterscheiden.
• situativ-reaktives Verhalten: Ausgearbeite-
te Pläne nehmen nicht vollständig Hand-
lungssequenzen gedanklich vorweg, sie 
stellen lediglich eine »Ressource» (Such-
man 1987) dar, die es den Praktikern er-
laubt vorbereitet zu reagieren.
• opportunistisch: Oft ist es nicht der Zweck, 
der die eingesetzten Mittel bestimmt, son-
dern die verfügbaren Mittel legen einen 
bestimmten Zweck nahe (Knorr Cetina 
1981).
• kontingent: Unter ähnlichen Rahmenbe-
dingungen kann vollkommen unterschied-
lich agiert werden.
Diese Art von Befunden lese ich auch aus 
den zugesendeten Materialien und aus den 
Wortbeiträgen der Teilnehmerinnen und 
Teilnehmer aus der Planungspraxis heraus.
3. Empirische Selektivitäten
Theoriegenerierende, empirisch gegründete 
Ansätze, insbesondere wenn sie qualitativ 
arbeiten und explorativ ausgerichtet sind, 
müssen im Sinne ihres Erkenntnisinteresses 
selektiv empirische Referenzfälle auswählen.
Die Schwerpunktsetzung auf den Wandel der 
Planung legt dabei einen selektiven empiri-
schen Zugang auf Planungsaktivitäten nahe, 
von denen begründet vermutet werden 
kann, dass sie die als neu vermutete Rich-
tung der Veränderung von Planung mög-
lichst vollständig und ausdifferenziert dar-
stellen: Die Wirkung und Besonderheiten von 
Partizipationsverfahren wird man am Beispiel 
von ehrgeizigen Partizipationsverfahren un-
tersuchen, die Besonderheiten projektorien-
tierter Planung wird man am Beispiel beson-
ders exponierter Stadtentwicklungsprojekte 
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herausarbeiten. In der Summe bezieht sich 
der Diskurs um den Wandel der Planung vor 
allem auf herausgehobene, besonders ambi-
tionierte, von anderen Experten als »good 
practice» angepriesene und häufig auch 
durch besondere Maßnahmen aus dem All-
tag herausgehobene empirische Referenzfäl-
le. Als Beispiele können hier innovative Mo-
dellprojekte, Großprojekte, basisdemokrati-
sche Partizipationsverfahren, Festivals aber 
auch komplexe Steuerungsstrategien wie 
etwa »Soziale Stadt» oder Modellbauvorha-
ben des Bundes angeführt werden.
Der Ansatz des Alltagsprojekts vom Lehrstuhl 
Planungstheorie scheint mir ein anderer zu 
sein. Hier geht es darum, die konkreten Akti-
vitäten der Planer über einen längeren Zeit-
raum an verschiedenen, aber in der Tendenz 
eher durchschnittlichen Orten zu erfassen. 
Die empirische Basis dieser Forschungsstra-
tegie wird dominiert von den Aktivitäten, die 
in vielerlei Hinsicht typisch sind für den All-
tag, also: die sich häufig wiederholen, die die
längste Zeit im Berufsalltag in Anspruch 
nehmen, die als das »Kerngeschäft» von Pla-
nung gelten. Auch diese Auswahl ist selektiv, 
bloß werden hier andere Selektionskriterien
angewendet.
4. Komplementaritäten
Es wäre billig, unterschiedliche empirische 
Befunde allein auf die zugrunde liegenden 
epistemischen Strategien zurückzuführen. 
Dann könnten wir uns jede beliebige Realität 
in unseren Theorien konstruieren und alles 
würde irgendwie stimmen. Wir sollten schon 
ernst nehmen, dass auch unterschiedliche 
Forschungsstrategien sich auf dieselbe Reali-
tät beziehen. Insofern, glaube ich, sollten wir 
danach fragen, wie komplementär beide An-
sätze sind, konkreter: wie beeinflussen, be-
grenzen oder befruchten sie einander?
Während der Diskursstrang um den Wandel 
der Planung stark darin ist, die Charakteristi-
ka des Wandels herauszuarbeiten, liefert die 
Perspektive auf den Alltag ein realistischeres 
Bild über den Grad der Wirkung und der 
Verbreitung des Neuen. Der Eindruck, die 
neuen Tendenzen würden traditionellere 
Formen von Planung ersetzen, wird durch 
den analytischen Blick auf den Planungsall-
tag korrigiert. Es entsteht ein Bild, in dem 
sich neue Formen neben den alten etablieren 
sich mit ihnen kombinieren oder in diese 
eingebettet sind.
Die kontrastive Gegenüberstellung von tradi-
tioneller und neuer Planung erweckt leicht 
den Eindruck, Wandel geschehe ruckartig. 
Die Praxisperspektive hingegen zeichnet ein 
anderes Bild vom Prozess des Wandels. Meist 
handelt es sich um inkrementelle Verände-
rungen, in denen das Neue sukzessive in die 
vorhandenen Strukturen eindringt und diese 
dabei entweder langsam verändert, häufig 
aber auch nur neben das Bewährte tritt. Dies 
schärft die Aufmerksamkeit dafür, dass auch 
das Neue nicht vom Himmel fällt, sondern 
auf einer Vorgeschichte basiert und dass die 
Wurzeln neuer Entwicklungen tief gründen, 
häufig in die Zeit »avant la lettre» (Selle), 
also vor ihrer theoretischen Thematisierung 
zurück reichen.
Aber auch die Alltagsperspektive braucht 
den Diskurs um den Wandel der Planung. 
Zwar macht sie uns bewusst, wie stark die 
Vergangenheit in unseren Routinen, Geset-
zen und Denkgewohnheiten in die Gegen-
wart hinein wirkt. Doch eröffnet der Blick in 
den Alltag allein kein ausreichendes 
Verständnis dafür, welche Vergangenheit da 
wirksam wird. Die Aussage aus dem Projekt 
»Steuerungsalltag», dass der Modus der Auf-
fangplanung auch für das heutige Steuern 
kommunaler Akteure der dominante, zumin-
dest aber ein wichtiger Modus sei, illustriert, 
dass eine solche Einordnung empirischer Be-
funde aus dem Alltag nicht ohne Erkenntnis-
se aus dem Diskurs um den Wandel der Pla-
nung vorgenommen werden kann.
Die Perspektive auf den Alltag macht uns 
bewusster, wie das Alte und das Neue un-
trennbar ineinander verwoben sind, wie das 
eine nicht ohne das andere praktisch wirk-
sam werden kann. Informelle Verfahrensele-
mente wurden auf dem Workshop so be-
schrieben, dass sie nur selten losgelöst von 
formellen Verfahrensschritten auftreten. In-
formelle Verhandlungen finden statt im Vor-
feld formeller Schritte der Bauleitplanung, 
haben die Aussagen im Prozess der Bauleit-
planung zum Inhalt oder kreisen um Fragen 
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der Umsetzung formell festgelegter Pla-
nungsziele – charakteristisch sei das Hin und 
Her zwischen formell und informell, die un-
trennbare Verflechtung. Konkrete Praktiken 
seien meist irgendwo auf dem Kontinuum 
zwischen formell und informell anzutreffen, 
nur ausnahmsweise an den Polen. Doch der-
artige theoretische Präzisierungen sind nicht 
denkbar, ohne dass zuvor die Natur dieser 
Pole ausgekundschaftet und die Relevanz des 
polaren Gegensatzes erkundet worden wären 
– dazu brauchen wir Theorien zum Wandel 
der Planung. 
Auch auf der instrumentellen Ebene prakti-
scher Planungsprobleme liefern beide Ansät-
ze konkurrierende, zugleich aber aufgrund 
ihrer Andersartigkeit ebenso komplementäre 
Ansätze. Dies möchte ich am Beispiel von 
Lernprozessen in der Planung illustrieren. 
Im Diskurs um den Wandel der Planung wird
stark betont, dass Innovationen in Ausnah-
mesituationen entstehen. Lernen geschieht 
vornehmlich unter außeralltäglichen Bedin-
gungen, in denen die institutionellen Fesseln 
des Alltags zeitlich befristet und auf Raum-
ausschnitte begrenzt außer Kraft gesetzt 
sind. Innovationsorientiertes Lernen weist 
eine hohe Affinität zu temporären Organisa-
tionen auf und entsteht vornehmlich im 
Kontext von Festivals. Zwei instrumentelle 
Probleme zur Überführung des Gelernten in 
den Alltag gehen mit diesem Befund einher:
• Die »Veralltäglichung des Außeralltägli-
chen»: Wie kann, was unter besonderen 
Umständen entwickelt und erprobt werden 
musste im Alltag funktionieren? 
• Das »Lernen aus Episoden»: Wie kann ein 
von vornherein zeitlich befristeter Lern-
prozess verstetigt werden, so dass auch der 
Alltag erreicht wird?
Die Betrachtung des Alltags weist hingegen 
auf ganz andere Freiräume für Lernprozesse. 
Lernen findet hier nicht als einmaliger heroi-
scher und zielgerichteter Akt in herausgeho-
benen Modellvorhaben statt, sondern eher in 
Form kleiner, ungerichteter und wenig spek-
takulärer Abweichungen von vorgegebenen 
Bahnen. Ein Workshop-Teilnehmer betonte, 
der Erfolg im Alltag hänge vom Mut ab, den 
institutionellen Rahmen auch mal zu über-
treten und bei Anerkennung der Regeln den-
noch ein wenig »unberechenbar» zu bleiben.
Das Wissen um derartige Handlungsspiel-
räume zirkuliert unter Planungspraktikern in 
Form vieler »war stories», also Geschichten 
von realen, besonders herausfordernden oder 
kniffligen Praxisvorfällen. Planer könnten 
also ähnlich wie andere Berufsgruppen auch, 
sog. »Praktikergemeinschaften» (Lave und 
Wenger 1991; Brown und Duguid 1991, 
2001; Wenger 1998) bilden, Gemeinschaften, 
die auf der Basis einer gemeinsamen Berufs-
praxis und ähnlicher professioneller Prob-
lemstellungen entstehen. Der primäre Zweck 
einer Praktikergemeinschaft besteht darin, 
sich wechselseitig bei auftretenden Proble-
men zu unterstützen. Als Nebeneffekt ent-
steht ein gemeinsames Wissen, das in Form 
von Geschichten in der Gemeinschaft zirku-
liert. Indem diese Geschichten immer wieder 
aufs Neue erzählt, variiert und kombiniert 
werden, bleibt das darin enthaltene Wissen 
zugleich erhalten und ständig aktuell.
Ich möchte die Beiträge der Planungsprakti-
ker im Workshop als Abglanz dieses »Story-
telling» behandeln, um zu demonstrieren, 
wie dieses Lernen aussehen könnte.
Die Beiträge der Teilnehmerinnen und Teil-
nehmer haben ständig unterschiedliche öko-
nomische (schrumpfende vs. wachsende 
Städte; hohe vs. geringe Nachfrage durch 
Investoren), demografische (z.B. Anklam in 
Ostdeutschland), siedlungs-strukturelle (z.B. 
urbaner Raum vs. ländlicher Raum) und 
rechtliche Rahmenbedingungen (z.B. unter-
schiedlich starke Stellungen von Regional-
planungsinstanzen), lokal-kulturelle Spezifi-
ka (das Ruhrgebiet; München), besondere 
Akteurskonstellationen (z.B. das unterschied-
liche Verhältnis von Bahn und Land in Bay-
ern und NRW; verschiedene privaten Akteu-
re) in Verbindung gebracht mit erfolgreichen 
und weniger erfolgreichen Handlungsstrate-
gien. Dabei entstand ein Wissen, dass cha-
rakterisiert werden kann als…
• holistisch: das Wissen ist untrennbar mit 
den spezifischen Kontextbedingungen und 
der erzählenden Person verquickt.
• implizit: kein(e) Teilnehmer(in) oder Be-
obachter(in), selbst darin geschulter Theo-
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retiker, wären in der Lage, das enthaltene 
Wissen auf einige wenige, anwendbare 
Regelsätze zu reduzieren. Im Workshop 
wurde häufig die »Intuition» des erfahre-
nen Praktikers hervorgehoben, die auf die-
sem impliziten Wissen basiert.
• kollektiv: verarbeitet und weitergegeben 
wurde nicht nur persönliche Erfahrung, 
sondern auch die Erfahrungen anderer, 
nicht anwesender Praktiker aus anderen 
Kontexten.
• diskursiv: die Lehren aus den einzelnen 
Geschichten werden im Diskurs gezogen. 
Indem andere Praktiker darauf antworten, 
Erkenntnisse akzentuieren oder Gegenbei-
spiele ins Feld führen.
• instrumentell ausgerichtet: im Vorder-
grund steht, was funktioniert. Geschichten 
liefern dem/r individuellen Planer/in ein 
Repertoire an Expertise, das es ihr oder 
ihm im Alltag erlaubt, adäquat und erfolg-
versprechend zu handeln (Watson 2002).
Dieses in Praktikergemeinschaften kursieren-
de Wissen kann dazu beitragen, das »Lernen 
in außeralltäglichen Episoden» stärker in den 
Alltag zurück zu betten. Modellprojekte wer-
den durch gut gemachte Alltagspraxis in-
haltlich vorbereitet, und strategisch ausge-
kundschaftet. Die Erfahrungen herausgeho-
bener Projekte können hinterher in Form 
zahlloser Referenzen in den »narratives» der 
Beteiligten wieder in die Praxis der Alltags-
planung an unterschiedlichsten Orten rein-
tegriert werden. Inwieweit dies der Fall ist, 
ist eine bisher offene empirische Fragestel-
lung an den Planungsalltag.
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Planungstheoretische Reflexio-
nen
Henning Nuissl, Helmholtz-Zentrum für 
Umweltforschung UFZ
In meiner Reflexion des Workshops »Steue-
rungsalltag» möchte ich kurz ausführen, wel-
che Gedanken mir unter der Überschrift 
»Planungstheorie» zum Projekt STeVe sowie u 
unseren Diskussionen im Rahmen des Aache-
ner Workshops durch den Kopf gegangen 
sind. Dabei will ich mich außer der ‚Kernfra-
ge’ – »Inwiefern entspricht der Planungsall-
tag (bzw. das Kerngeschäft der räumlichen 
Planerinnen und Planer) den zuweilen sehr 
(bzw. zu?) fundamentalen Diagnosen der 
Planungstheorie, und welche planungstheo-
retischen Schlussfolgerungen lassen sich aus 
den zum Siedlungsflächensteuerungsalltag 
gewonnen Einsichten ziehen?» (Frage 2) – 
noch zwei weiteren Aspekten widmen: »In-
wieweit erlaubt die Analyse von Prozessen 
der Siedlungsflächenentwicklung Rück-
schlüsse auf den Steuerungsalltag von Pla-
nerinnen und Planern?» (Frage 1) sowie »Wie 
lässt sich der planerische Steuerungsalltag – 
empirisch – untersuchen?» (Frage 3).
1) Die Steuerung der 
Siedlungsflächenentwicklung als Schlüssel 
zum Planungsalltag?
Den Ansatz, den Steuerungsalltag von 
Raumplanerinnen und Planern zu untersu-
chen, um jüngere und aktuelle planungsthe-
oretische Diagnosen und Theoreme einer 
kritischen Überprüfung an der empirischen 
Realität zu unterziehen, halte ich für ausge-
sprochen sinnvoll und viel versprechend!  
Ebenso plausibel scheint es, die planerische 
Steuerung der Siedlungsflächenentwicklung 
auf der kommunalen Ebene als das Kernge-
schäft der räumlichen Planung als empiri-
schen »Gegenstand» zu wählen, an dem diese 
Überprüfung erfolgt. Allerdings ist dieser 
Gegenstand weit gefasst. Anders als bei-
spielsweise die Erarbeitung eines Flächen-
nutzungsplans oder eines Stadtentwick-
lungskonzepts (als den spezifisch planeri-
schen Instrumenten der Steuerung von Sied-
lungsflächenentwicklung) war die faktische 
Steuerung der Siedlungsflächenentwicklung 
schon immer ein Geschäft, das keineswegs 
nur von Planerinnen und Planern betrieben 
wird (auch wenn die räumliche Planung als 
Profession und administrativer Aufgabenbe-
reich als Ergebnis des Wunsches betrachtet 
werden kann, die Siedlungsflächenentwick-
lung allein in die Hände von Experten [Ex-
pertinnen spielten in der modernen Raum-
planung ja zunächst leider kaum eine Rolle] 
zu legen): Nicht zuletzt auf kommunaler E-
bene steuern neben den Planerinnen und 
Planern ‘ganz unterschiedliche – und insbe-
sondere ökonomische – Akteure die Sied-
lungsflächenentwicklung mit. Das ist m.E. 
auch beim Workshop überaus deutlich ge-
worden (z.B. im Beitrag von Spars). Hinzu 
kommt, dass der gesamte Diskurs zur Sied-
lungsflächenentwicklung gegenwärtig weni-
ger raumplanerisch als vielmehr umweltpoli-
tisch ‚gerahmt‘ ist (vgl. den Beitrag von 
Dosch). Vor diesem Hintergrund ist es wahr-
scheinlich gar nicht so einfach, aus dem viel-
schichtigen Prozess der ‚Steuerung der Sied-
lungsflächenentwicklung‘ das Alltagshandeln 
– kommunaler – Planerinnen und Planern 
herauszudestillieren, um es dann daraufhin 
zu untersuchen, ob bzw. inwieweit es sich 
gegenüber früheren Zeiten verändert hat.
Ich will versuchen, das skizzierte Argument 
mit Hilfe des Governance-Konzepts noch ein 
wenig zuzuspitzen: Indem es die generelle 
Steuerung der Siedlungsflächenentwicklung 
als empirischen Gegenstand wählt, nimmt 
STeVe bereits im Ansatz eine Governance-
Perspektive ein: Nicht ein Steuerungszen-
trum (möglicherweise auch eins unter vielen) 
steht im Mittelpunkt des Interesses, sondern 
ein Prozess, der von vielen Seiten aus ‚ge-
steuert’ wird. Die Untersuchung dieses Pro-
zesses ist dabei nicht gleichbedeutend mit 
der Beantwortung der Frage, welchem Wan-
del der Alltag einer bestimmten Gruppe von 
Mitspielern in diesem Prozess, nämlich der 
Alltag von Planerinnen und Planer, unter-
worfen ist – auch wenn natürlich ein enger 
Zusammenhang besteht. So steht die Pla-
nungstheorie zum einen vor der Herausfor-
derung herauszufinden, ob die ‚Governance-
Wende’ in der Politikwissenschaft/Steue-
rungstheorie nur eine diskursive ist, oder ob 
sich die Kräfteverhältnisse in der Steuerung 
von (Entscheidungen über) Siedlungsflä-
| 200
chenentwicklungen tatsächlich – zu Unguns-
ten der planerischen Akteure – signifikant 
verschoben haben. Es ist dann eine weitere 
Frage, ob sich diese Verschiebung auch im 
raumplanerischen Alltag niederschlägt – 
bzw. ob sich im Zuge des ‚Governance-Hypes’ 
nur das Reden ‚über’ oder ob sich der Pla-
nungsalltag tatsächlich selbst verändert hat.
2) Wandel des Steuerungsalltags und 
planungstheoretische Schlussfolgerungen
Ungeachtet des im vorangegangen Abschnitt 
thematisierten Problems, den Alltag der 
Siedlungsflächensteuerung im Allgemeinen 
und den Steuerungsalltag von Planerinnen 
und Planern im Besonderen empirisch ausei-
nanderzuhalten, weisen die in den vorlie-
genden Materialien dokumentierten Befunde 
von STeVe ebenso wie die Diskussionen des 
Workshops in die gleiche Richtung und er-
lauben es, eine Reihe von Forschungsdeside-
rata zu formulieren. Diese betreffen zu-
nächst das Wissen über die Siedlungsflä-
chenentwicklung als Gegenstand der plane-
rischen Bemühungen – oder auch die Ebene 
der »substantiellen Planungstheorie» (der 
sich bekanntlich all das subsumieren lässt, 
was Planerinnen und Planer über ihren Ge-
genstand wissen sollten). Die erfolgreiche 
planerische Steuerung der räumlichen Ent-
wicklung erfordert auf Seiten der planenden 
Verwaltung eine solide Informations- und 
Wissensbasis über den Gegenstand der Steu-
erung. Was die Siedlungsflächenentwicklung 
angeht, sind meiner Wahrnehmung nach im 
Zuge des Workshops insbesondere zwei Per-
spektiven aufgezeigt worden, wie das (plane-
rische) Gegenstandswissen zur Siedlungsflä-
chenentwicklung erweitert und vertieft wer-
den kann bzw. sollte: 
Zum einen besteht offenbar Bedarf an ei-
nem im Planungsalltag gut handhabbaren 
Monitoringinstrument, das eine Abschätzung 
und Bewertung der Folgen von Siedlungsflä-
chenentwicklungen (einschließlich der Eva-
luierung alternativer Flächennutzungsszena-
rien) ermöglicht. Ein solches Instrument wäre 
sowohl eine wichtige Hilfe in planerischen 
Abwägungsprozessen als auch eine Argu-
mentationshilfe für die planende Verwaltung 
in der Auseinandersetzung mit den (kommu-
nalen) Entscheidungsträgern. Zum anderen 
erhebt sich die Frage, ob die Steuerung der 
Siedlungsflächenentwicklung zwangsläufig 
reaktiv angelegt sein muss – d.h. von einer 
mehr oder minder konstanten ‚Nachfrage 
nach Siedlungsflächenwachstum’ auszuge-
hen hat, die es dann möglichst ‚flächenspa-
rend’ zu kanaliseren gilt – oder ob nicht 
auch die Option besteht, bereits an der Ent-
stehung von ‚Flächennachfrage’ anzusetzen. 
Was die Nachfrage nach Wohnraum auf neu 
zu erschließenden Flächen angeht, wären 
insofern ‚flächenbeanspruchende’ Normen, 
Wohnwünsche oder Raumimages (sowie de-
ren Persistenz bzw. Wandelbarkeit) zu unter-
suchen und auf ihre Beeinflussbarkeit hin 
auszuloten. Ob es sich bei dem Versuch, ei-
nen Bewusstseinswandel hinsichtlich der 
Flächeninanspruchnahme einzuleiten, noch 
um eine genuin planerische Aufgabe han-
delt, ist freilich eine andere Frage. 
Was den (kommunalen) Planungsprozess 
selbst, den eigentlichen Gegenstand der im 
engeren Sinne verstandenen – bzw. der »pro-
zeduralen» – Planungstheorie, angeht, lassen 
sich auf dem weiten Feld der Siedlungsflä-
chenentwicklung viele jener Phänomene be-
obachten, die in jüngerer Vergangenheit 
immer wieder zum Anlass genommen wur-
den, einen paradigmatischen Wandel im Be-
reich öffentlichen Steuerungshandelns zu 
konstatieren. An diese Beobachtungen lassen 
sich dann eine Reihe dezidiert planungstheo-
retischer Untersuchungsdesiderata anschlie-
ßen.
Die nachfolgende Tabelle benennt einige 
zentrale – im Rahmen des Workshops disku-
tierte – Beobachtungen und Befunde zum 
kommunalen Steuerungsalltag im Bereich 
der Siedlungsflächenentwicklung sowie (in
fetter Schrift) planungstheoretische Frage-
stellungen zum Planungsprozess (bzw. zum
Steuerungsalltag), die sich m.E. aus diesen 
Ergebnissen ableiten lassen.
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3) Zur empirischen Untersuchung des 
planerischen Steuerungsalltags
»Alltag» ist in den Sozialwissenschaften ein 
theoretisch hoch aufgeladenes Konzept. In 
der Traditionslinie der Sozialphänomenologie 
gilt es als Schlüssel zum Verständnis der 
Konstitution intersubjektiven Sinns und ge-
meinsamer Weltdeutungen als Fundament 
jeglicher Form sozialen Handelns. Hierauf 
aufbauend hat sich eine weitverzweigte em-
pirische Forschungspraxis herausgebildet. Im 
Kern geht es dabei darum, nicht nur von au-
ßen beobachtbare, ‚alltägliche’ Handlungs-
vollzüge (z.B. die Aufstellung eines BPlans, 
die Initiierung eines LA21-Prozesses oder die 
Teilnahme an einem Modellvorhaben zur 
nachhaltigen Siedlungsflächenentwicklung) 
zu dokumentieren, sondern herauszufinden 
(zu rekonstruieren), welchen ‚Sinn’ diese 
Handlungen in den Augen der handelnden 
Akteure, bzw. allgemeiner in einem jeweili-
gen sozialen Kontext, haben (denn erst über 
geteilte Sinndeutungen konstituiert sich ein 
gemeinsamer Alltag). Aus diesem (rekon-
struktionsmethodologischen) Ansatz lassen 
sich zweifelsohne auch für die empirische 
Untersuchung des planerischen Steuerungs-
alltags erhellende Funken schlagen. Konse-
quenterweise analysiert das Projekt STeVe 
nicht nur Planungsdokumente und -abläufe, 
sondern spürt auch den Weltdeutungen und 
Relevanzstrukturen von Planerinnen und 
Planern nach. Dieser Ansatz bedeutet m.E. 
eine echte Bereicherung und Befruchtung 
der planungstheoretischen Diskussion und 
sollte weiterverfolgt und ausgebaut werden.
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Unterschiedliche (Pla-
nungs-) Akteure (insbes. die 
Kommunen) agieren unter 
sehr unterschiedlichen 
Rahmenbedingungen (z.B. 
große vs. kleine, wachsende 
vs. schrumpfende Kommu-
nen etc.) 
→ Analyse der individu-
ellen bzw. falltypischen 
Motive und Machtressour-
cen unterschiedlicher Ak-
teure 
Auftreten neuer Akteure 
und neuer Akteurskonstel-
lationen (v.a. im privatwirt-
schaftlichen Bereich)
→ Ausloten von Mög-
lichkeiten einer produktiven 
Nutzung (im Sinne von Pla-
nungszielen) der neuen 
Akteursvielfalt (z.B. durch 
eine noch stärkere Profilie-
rung der Landesplanung als 
Moderationsinstanz
Befunde zum ‚Sied-
lungsflächenentwick-
lungssteuerungsalltag‘ 
und entsprechende 
planungstheoretische 
Fragestellungen
Wer?
(Akteure)
Wie?
(Instrumente/
Methoden)
Warum?
(Zielorientierung/
Planungskultur)
Die diskursive Hegemonie 
von Schlagworten wie ‚Ent-
bürokratisierung‘, ‚Flexibili-
sierung‘ oder ‚Deregulie-
rung‘ findet auch in den 
jüngsten Entwicklungen des 
Planungsrechts ihren mate-
rialen Niederschlag 
→ Folgenabschätzung 
neuer planungsrechtlicher 
Instrumente (bzw. generell 
der ‚Entbürokratisierung‘ 
und ‚Flexibilisierung‘ in den 
Bereichen Planen und Bau-
en) 
In der planerischen Praxis 
(Planungsalltag) dominiert 
ein Instrumentenmix an-
stelle eines eindeutigen 
Trends hin zu weichen, ko-
operativen Planungsinstru-
menten → Untersuchung 
der Kompatibilität unter-
schiedlicher Instrumente
Planungspraktischer Mix 
‚traditioneller‘ (Anpassung 
bzw. Folgenminderung) und 
‚spätmoderner‘ (Angebot 
bzw. Entwicklung) Orientie-
rungen und Planungs-
verständnisse (mit einer 
gewissen Tendenz zur 
‚Rückkehr‘ zur Anpassungs-
orientierung – i.S. einer 
möglichst weitgehenden 
Anpassung an Investoren-
wünsche – unter den Be-
dingungen von Globalisie-
rung, Schrumpfung und 
knappen öffentlichen Bud-
gets) 
→ Überprüfung der Hy-
pothese einer Renaissance 
der Anpassungsplanung 
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